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der in Band I bis V enthaltenen Entscheidungen Nr. 1 bis 884. 



(Die neben den SehIag:worten angegebene Zahl bezeichnet die Ordnongsnammer der Enteeheidang.) 



Abginge im Warenlager, die sich ans der 
natürlichen Schwendong ergeben, hat der 
HandlungsgehilfiB auch dann nicht cu ver- 
treten, wenn sie das vertragsmäßig fest- 
gestellte Percent des cnlässigen Kalos fiber- 
steigen. 779. 

Ablehnung. EsistkeinAblehnnngsgnmd, wenn 
der Beisitzer nicht derselben Branche ange- 
hört, wie die ablehnende Partei. 549. 

Abschlagszahlungen. Bedeutung beim Akkerd- 
lohn. 613. 

Abschreckende Krankheit. Krätte bereohtigt 
cur Entlassung des Kellners. 20iB. 

— Tuberkulose ist nicht als solche anzusehen. 
S18. 

wohl aber eine Geschlechtskrankheit. 

814. 

— — ebenso Augentraehom. 409. 
ebenso Epilepsie. 693. 

Abwehr einer groben Beleidigung des Dienst- 
gebers ist kein Entlassungsgmnd. 817. 

Abwesenheit. Längere, selbstverschuldete Ab- 
wesenheit des Arbeiters berechtigt zur Ent- 
lassung. 807. 

Abzug vom Lohne, siehe Lohnabzug. 

AbzDge für KrankenkassenbeltrSge. 268, 454. 

Akkord. Wenn fiber den Akkordsatz keine 
Stai^gnng erzielt wird, so hat dies nicht die 
. Wirkung, dass das Arbeitsverhältnis von 
selbst aufgelöst wird. Der Arbeiter hat die 
zugewiesene Arbeit zu verrichten. Der Lohn 
ist allenfalls vom Richter zu bestimmen. 887, 
888, 684, 635, 687. 

— der Arbeiter kann nicht entlassen werden, 
wenn er zwar die Akkordarbeit um den 
Akkordlohn nicht übernimmt, aber andere 
ihm zugewiesene Arbeiten verrichtet. 687. 

— kann auch stillschweigend vereinbart 
werden. 245. 

— Übernahme des Verputzes von Mauer- 
werk und der Elnmauerung von Tür- und 
Fensterstöcken. 40. 

— Hangels besonderer Vereinbarung hat der 
Übemehmer der Arbeit nur Jene Verrich- 
tungen zu versehen, welche herkömmlich 
einen Bestandteil der übernommenen Arbeit 
bilden und in der Regel ohne separate Ent- 
lohnung verrichtet werden. 178. 

— Vergütung der zur Herrichtung des Werk- 
zeuges erforderlichen Arbeitszeit. 368. 



Akkord. Abschlagszahlungen beim Akkordlohn 
haben nicht die Bedeutung eines garantierten 
Minimallohnes. 612. 

— Der Akkordarbeiter ist n|eht veipfllchtety 
ohne besondere Entlohnung Änderungen oder 
später bestellte Ergänzungen an der vertrags- 
mäMg ausgeführten Arbeit vorzunehmen, 
(Naoharbeiten) vorzunehmen. 179. 

— Entschädigung des Arbeiters wegen dos 
durch Materialmangel verursachten Ver- 
dienstentganges. 601. 

— Der Akkordarbeiter haftet für die mangel- 
hafte Arbeit. 176, 178, 848. 

— Aueh der Akkordarbeiter ist zur Ein- 
haltung der Arbeitszeit verpflichtet. 594. 

— Akkordarbeiter sind erst nach ordnungs- 
mälSIger Beendigung der Arbeit berechtigt, 
auszutreten. 843, 527. 

— das Arbeitsverhältnis kann gelöst werden, 
wenn sich die Vergütung für die geleistete 
Arbeit nach dem festgesetzten Akkordlohn 
berechnen läßt. 552. 

— der vereinbarte Ausschluß der Kündigung 
gut auch für das Akkordverhältnis. 552, 649. 

— Wegen solcher Mängel, die der Arbeitgeber 
selbst verschuldet hat, darf die Ausfolgung 
des Arbeitsbuches nicht verweigert werden. 
167. 

— Für die durch Übersiedlung des Unter- 
nehmers nicht vollendete Akkordarbeit ist 
dem Arbeiter eine angemessene Vergütung 
zu zahlen. 75. 

— Anspruch des Arbeiters auf Entschädigung 
bei NichtVollendung der akkordierten Arbeit 
durch Verschulden des Unternehmers. 177. 

— Vereinbarung des niedrigeren Zeitlohnes 
für nicht fertig gestellte Akkordarbeiten. 
448. 

— bei Aufhahme eines Arbeiters durch einen 
anderen Arbeiter, der eine Akkordarbeit 
übernommen hat, entsteht zwischen den 
beiden Arbeitern kein gewerbliches Arbeits- 
verhältnis, sondern ein nach bürgerlichen 
Recht zu beurteilendes Lohnverhältnis. 525. 

— Einem vom Akkordanten aufgenommenen 
Gehilfen kann vom Unternehmer die Fort- 
setzung der Arbeit verwehrt werden, wenn 
er wiederholt die Pflichten vernachlässigt. 
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Akkordarbeiter haben Ansprach auf die gesets- 
Ilehe Kündtg:ang8fri8t. 95. 

— können Tor Vollendung der Arbeit, die 
als ein Ganzes anzusehen Ist (Montiernng) 
nicht kündigen. 843, 527. 

— Fertigstellung der Akkordarbeit trotz Ab> 
laufes der Kündigungsfrist ist nicht als Er- 
neuerung des Arbeitsyerhältnlsses anzusehen. 
654. 

— kann wegen Nichtbeistellung des Hate- 
riales Ersatz beansprachen. 97. 

ebenso wegen Nichtbeistellung der 

Werkzeuge. 680. 

— Der Arbeiter kann für die Tage, an denen 
ihm (wegen Arbeitsmangel) keine BeschSfti- 
gung gegeben wurde, Entschädigung ver« 
langen. 219, 514, 560. 

— Entschädigung für den durch zufällige 
Betriebsstörung bewirkten Yerdlenstentgang. 
833. 

— Anspruch auf Lohn für die Zeit der Nicht- 
beschSftigung bis zum Tage der Entlassung. 
386. 

Advokaten. Vertretung durch Advokaten vor 
Gewerbegerichten ist ausgeschlossen. 15. 
580. 

— Durch Zession eines Anspruches an einen 
Advokaten kann dessen Zulassung zur Ver- 
handlung nicht erwirkt werden. Für den 
zedierten Ansprach ist das Gewerbegerioht 
nicht zuständig. 832. 

— zur Bestimmung von Advokatengebühren 
ist das Gewerbegericht nicht zuständig. 580. 

Agenten. Siehe Reisende. 

Agent, siehe Handelsagent und Platzagent. 

Alter. Unfähigkeit zur Kesselwartung infolge 

vorgeschrittenen Alters. 185. 
Änderungen an der vereinbarten Akkordarbeit 

müssen besonders entlohnt werden. 179. 
Änderung der Kündigungsfrist wird erst mit 

Zustimmung des Arbeiters wirksam. 453. 

— der Arbeitszeit begründet dem Akkord- 
arbeiter gegenüber Ersatzpflicht, wenn sie 
einseitig verfügt wurde. 514. 

Anerkenntnis. Klagen auf Bezahlung eines an- 
erkannten Lohnanspruchs gehören vor das 
Gewerbegericht. 856. 

— in der Widerklage. 829. 
Anerkennung der Provisionsabrechnung. 210. 
Angestellte als Bevollmächtigte müssen schrift- 
liche Vollmacht haben. 475, 563. 

Anhaltende Krankheit li<gt vor, wenn sie eine 

vierwöchentllche Arbeitsunfähigkeit zur 

Folge hat. 210. 
Anmeldung bei der Bezirkskrankenkasse. 

Folgen der Unterlassung. 210. 
Annahmeverzug des Arbeiters hinsichtlich 

Arbeitsbuch. 488, 489. 
Anrechnung von Warenschulden auf Lohn. 

Siehe Lohnzahlung. 
Arbelt. Mängel der Arbeit verpflichten den 

Arbeiter zur Entschädigung. 176, 178. 

— Mängel der Arbeit, die vom Arbeiter nicht 
verschuldet, berechtigen nicht zu einem 
Lohnabzuge. 263. 

— Eine von der vereinbarten Arbeit verschie- 
dene Verrichtung kann verweigert werden. 85, 
204, 394, 618. 

— Auch wenn der Arbeiter für eine bestimmte 
Arbeit aufgenommen worden ist, darf er, 
wenn ihm diese nicht mehr gegeben werden 
kann, analoge Arbeit nicht verweigern. 310. 



Arbeit. r>er als Fabriksknecht aufgenommene 
Hilfsarbeiter kann zum Holzabladen ver- 
wendet werden. 848. 

— Der Kutscher kann ausschließlich zu 
Diensten im Stalle verwendet werden. 844. 

— Der als Tagarbeiter aufgenommene Hilfs- 
arbeiter hat keinen Anspruch auf die aus- 
schließliche Verwendung in einer bestimmten 
Arbeitskategorie. 309. 

— Der Arbeiter darf die Verrichtung der 
ihm zugewiesenen Arbeit, die er ohne Scha- 
den für seine Gesundheit leisten kann, nicht 
verweigern, falls er nicht für eine bestimmte 
Arbeit aufgenommen worden ist. 309, 844. 

— Zu einer seine Kräfte übersteigenden Arbelt 
ist der Arbeiter nicht verpflichtet. 200, 31 1 , 
394. 

— Zur Verrichtung einer mit der Gefahr 
einer Gesundheitsschädigung verbundenen 
ungewöhnlichen Arbeit ist der Arbeiter nicht 
verpflichtet. 199, 429. 

— ebenso zu einer die physischen Kräfte 
übersteigenden und gefährlicheren Arbeit. 
394. 

— kann verweigert werden, wenn deren Ver- 
richtung eine die Arbeitszeit bedeutend über- 
schreitende Zeitdauer erfordert. 203. 

— am Sonntag kann verweigert werden. 201, 
602, 605. 

— am Feiertag darf nicht verweigert werden. 
202. 

Arbeiter. Wer unberafen und ohne Noth den 
Arbeitern hilft, hat keinen Anspruch auf 
Lohn. 390. 

— Als Arbeiter sind nicht anzusehen, Ge- 
schäftsreisende anderer Unternehmungen 
als der Handelsgewerbe. 42. Siehe auch 
HUfsarbeiter. 

der Reisende eines Produktionsgewer- 
bes. 327, 328. 

der Buchhalter und Expedient in einer 

Zuokerwarenfabrik. 329. 

der Geschäfsführer In einem Wirts- 
geschäfte. 330. 

der Oomptoirist bei einem Instrumenten- 

macher. 331. 

Wirtschafter einer Bierbrauerei. 344. 

der bei einer Herrschaft als Verwalter 

der Ziegeleien Angestellte. 348. 

ein Hotelsekretär. 351. 

— Ein Perlmutterdrechsler, der in selnor 
Wohnstätte unter Mitwirkung eines Gehilfen 
aus ihm zur Bearbeitung übergebenen Roh- 
stoff gegen Stücklohn Knöpfe drechselt, ist 
Arbeiter. 326. 

— Abgrenzung des Begriffes Arbeiter und 
Meister. 501, 622. 

— der bei einem Bauunternehmer zum 
Schärfen und Herrichten der Werkzeuge 
verwendete Schlosser ist Hilfsarbeiter. 622. 

— Daß der gewerbliche Hilfsarbeiter mit 
einem Dienstbotenbuch eintrat, ist für die 
rechtliche Beurteilung des Arbeitsverhält- 
nisses ohne Belang. 809. 

ArbelterunterstOtzungskassen , Lohnabzüge 
zu Gunsten. 499. 

— Die im Genüsse einer Provision stehende 
Arbeiterin kann nebenbei auch die Witwen- 
provision verlangen. 742. 



Arbeitgeber bestimmt den Ersatzrahetag. 
364, 865. 

ist deijenige, der das Gewerbe tatsäch- 
lich betreibt, auch vrenn er bei derOewerbe- 
behörde nicht angemeldet ist. 562. 

— ist deijenige nicht, auf dessen Beehnong 
das Gewerbe von einem vorgeschobenen 
Strohmann betrieben wird. 561. 

Arbeltsbestätigung. Im Arbeltsbuch hat der 
Arbeitgeber zn unterschreiben. 116. 

— Die cur Erteilung der Arbeltsbestatigung 
erforderlichen Erhebungen hat der Arbeit- 
geber vorzunehmen. 118. 

— Die Durchstreichung einer infolge Ent- 
lassung vorbereiteten, jedoch durch Fort- 
setzung des Arbeits Verhältnisses gegen- 
standslos gewordenen Arbeitsbestätigung ist 
zulässig. 119. 

Arbeitsbuch. 

Rechtliche Bedeutung d e r Ü b e r- 
nahme und Ausfolgung. 

— Daß der Arbeiter mit einem Dienstboten- 
buch aufgenommen wurde, ist für die recht- 
liche Beurteilung des Arheits Verhältnisses 
ohne Belang. 809. 

Vereinbarung über das Recht, das 

Arbeitsbuch Jederzeit zu verlangen, enthält 
die Vereinbarung des Ausschlusses der 
Kündigungsfrist. 398. 

— Ausfolgung des Arbeitsbuches ist als Ent- 
lassung anzusehen. 184. 

In dem Begehren um Ausfolgung des 

Arbeitsbuches liegt die Austrittserklärung. 
236. 

— In dem Begebren um Ausfolgung des 
Arbeitsbuches liegt die AustrittserklSrung 
auch dann, wenn die vom Arbeiter ange- 
strebte Pensionierung nicht erfolgt ist. 237. 

— Die Ausfolgung des Arbeitsbuches auf 
Verlangen enthält eine einverständliche Auf- 
lösung des Arbeitsverhältnisses. 236, 237. 

— Übernahme des Arbeitsbuches ohne Ein- 
sprache enthält keinen Verzicht auf die 
Entschädigung für die Kündigungsfrist. 35. 

— In der Übernahme des unausgefüllten 
Arbeltsbuches mit dem Krankenzettel liegt 
keine einverständliche Auflösung des 
Arbeitsverhältnisses. 468. ,. 

— Die Verweigerung der Übernahme des 
Arbeitsbuches, dessen Ausfolgung der 
Arbeiter verlangt hat, beseitigt nicht die 
Wirkung der darin gelegenen Austrltts- 
erklärung. 236. 

Übergabe zur Verwahrung. 

— Übergabe einesftemdenArbeltsbuches. 493. 

— Niohtubergabe des Arbeitsbuches durch 
den Hilfsarbeiter ist kein Entlassungsgrund. 
492. Entgegengesetzt. 715. 

— Bedingte Aufnahme unter Vorbehalt der 
Entscheidung nach Beibringung. 485. 

— Nichtausfolgung des Arbeitsbuches aus 
Versehen rechtfertigt nicht die Annahme, 
dass das gekündigte Arbeitsverhältnis er- 
neuert worden sei. 152. 

— die Übernahme des Arbeltsbuches durcli 
den Arbeitgeber zur einstweiligen Verwah- 
rung ist nicht ohneweiters als Bestätigung 
oder Zeichen des Vertragsabschlusses zu 
betrachten. 510. 



Arbeltsbuch. Bei vorzeitiger Übergabe des 
^beitsbuches kann der Hil£B«rbeIter für die 
Zeit von der Übergabe bis zum Dienst- 
antritt keine Vergütung fordern. 716. 

— der Heimarbeiter, der dem Heister sein 
Arbeitsbuch übergibt, tritt zu ihm in ein 
dauerndes Arbeitsverhältnis. 588. 

Aufbewahrung. 

— Die Aufbewahrung der Arbeitsbücher bei 
der Genossenschaft während des Arbeits- 
verhältnisses ist unzulässig. 825. 

Eintragungen. 

— Die Rubriken des Arbeitsbuches sind vom 
Gewerbeinhaber auszufüllen und zu unter- 
schreiben. 116. 

auch dann, wenn das Arbeitsverhältnis 

kein dauerndes, sondern nur ein probeweises 
war. 697. 

— Der Name des Arbeltgebers muß aus der 
Eintragung ersichtlich sein. 827. 

— Der Arbeiter ist gehalten, die mangelhafte 
Eintrai^ung (Fehlen des Namens des Arbeits- 
gebers) ohne Verzug berichtigen zu lassen. 
827. 

— Die zur Erteilung der Arbeitsbestätigung 
(Ausfüllung der Rubriken des Arbeitsbuches) 
etwa nötigen Erhebungen obliegen dem 
Gewerbeinhaber. 118, 487. 

— Die Bestätigung der Eintragungen durch 
den Genossenschaftsvorsteher hat der Arbeit- 
geber einzuholen. 763. 

— Der Gewerbeinhaber ist entschädigungs- 
pflichtig, wenn er es ablehnt, das Arbelts- 
buch nach vorschriftsmäßiger Ausfüllung 
und nach Ausstellung des Zeugnisses vom 
Genossenschafts vorstand bestätigen zu lassen. 
283. 

— Nicht der Tag der Erkrankung, sondern 
der ordnungsmäßigen Lösung Ist als Tag des 
Abganges in das Arbeltsbuch einzutragen. 
46. 

— Die Unterlassung der Ausfüllung macht 
den Arbeitgeber entschädigungspflichtig. 487, 
576. 

— Der wirklich erlittene Schaden muß nach- 
gewiesen werden. 686, 827. 

— Bedeutung der in das Arbeitsbuch ein- 
getragenen Worte „wurde gesund entlassen**. 
750. 

— Zeugnis über die Art der Verwendung als 
erster Maschinenmeister. 751. 

— Der Gewerbeinhaber, der dem Hilfs- 
arbeiter eine ordnungsmäßige Arbeitsbe- 
stätigung ausgestellt hat, ist nicht ver- 
pflichtet, das Dienstzeugnis in das nach- 
träglich beigebrachte Arbeitsbuch einzu- 
tragen. 752. 

Unzulässige Eintragungen. 

— Es Ist unzulässig, im Arbeitsbuch suf eine 
Arbeltseinstellung als Entlassungsgrund hin- 
zuweisen. 164. 

— auch nicht darauf, daß die Entlassung 
ohne Kündigung erfolgte. 341. 

— Es Ist unzulässig, durch eine besondere 
Form des Arbeitszeugnisses (Überschreiben 
des Textes mit roter Tinte) auf die politische 
Haltung des Arbeiters auftaierksam zu 
machen. 791. 

— Die Durchstreichung einer infolge Ent- 
lassung vorbereiteten, Jedoch durch Fort- 
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setsnng des ArbeltsverhSltiilsseB gcigen- 
Atandslos gewordenen Arbeitsbestiitigang ist 
znlSssig. 119. 
Arbeltsbuch. Das Ausstreichen des In das 
Arbeitsbach eingetragenen Zeugnisses durch 
den Unternehmer macht diesen ersats- 
pfllehtig. 768. 

— Eintragungen, die dem Wortlaut des 
Gesetzes nicht zuwiderlaufen und von 
welchen nicht behauptet werden kann, daA 
sie ihrem Inhalt oder ihrer Form nach ge- 
eignet sind, das Fortkommen des Besitzers 
zu erschweren, sind zulässig. 486. 

Ausfolgung. 

— Das Arbeitsbuch muß bei ordnungs- 
maßiger Lösimg des Arbeitsyerhältnisses 
ausgefolgt werden. 166, 281. 

— Der Arbeitgeber hat das von ihm (unzu- 
lässiger Weise) der Qenossenschaft zur Auf- 
bewahrung übergebene Arbeitsbuch selbst 
abholen zu lassen und auszufolgen. 825. 

— auch ohne ausdrückliches Verlangen. 
170, 282. 

— Die Ausfolgung des Arbeitsbuches kann 
Tcrweigert und dieses bei der Gewerbe- 
behörde hinterlegt werden, wenn sich der 
Akkordarbeiter weigert, die übernommene 
Arbeit auszuführen. 121. 

— Wegen solcher MSngel einer Akkordarbeit, 
die der Arbeltgeber selbst verschuldet hat, 
darf die Ausfolgung des Arbeitsbuches nicht 
verweigert werden. 167. 

— Bei Unterbrechung (Aussetzen) der Arbeit 
besteht keine Yerpflichtung des Gewerbe- 
inhabers zur Aushändigung des Arbeits- 
buches. 165. 

— Der Arbeitgeber ist nicht verpflichtet, das 
Arbeitsbuch dem Arbeiter nachzuschicken 
oder einer hiezu nicht legitimierten Person 
auszufolgen. 577, 744. 

— Ausfolgung an die Frau des in Strafhaft 
befindlichen Arbeiters ist zulässig und befreit 
den Arbeitgeber von weiterer Haftung. 826. 

Ausfolgungan Gemeinden, Genossen- 
schaften und Behörden. 

— Übersendung des Arbeitsbuches an den 
Vorsteher der Heimatsgemeinde genügt 
nicht, wenn der Arbeiter mit der Annahme 
nicht im Verzuge war. 171. 

bei Annahmeverzug ist Übersendung 

an die Heimatsgemeinde zulässig. 488. 

— Ausfolgung des Arbeitsbuches an einen 
Sicherheitswachmann bei Annahmeverzug 
ist unzulässig. 489. 

; — Die Aufforderung des Arbeitgebers an 

den exzedierenden Arbeiter, sich das Arbeits- 
buch bei der Genossenschaft abzuholen, ist 
keine Verweigerung der Ausfolgung des 
Arbeitsbuches. 117. 

— Übergabe des Arbeitsbuches an die Polizei, 
im Falle der Kutscher ohne etwas zu sagen, 
den Wagen außer Haus stehen läßt und sich 
aus dem Dienst entfernt. 545. 

— Hinterlegung bei der Gewerbebehörde. 
121, 164. 

— Übersendung an das Strafgericht mit einer 
Anzeige wegen Veruntreuung. 650. 

Ausfolgung durch einen Stell- 
vertreter. 

— Der Arbeitgeber hat Vorsorge zu treffen, 
dass das Arbeitsbuch auch in seiner Ab- 



wesenheit ausgefolgt werden kanuf sonst 
haftet er. 490. 

Arbeitsbuch. Der Arbeitgeber haftet fOr die 
verspätete Aushändigung des Arbeitsbuches 
durch einen Beauftragten. 172. 

Zeitpunkt der Ausfolgung. 

— Bei vorzdtigem Austritt des Hilfsarbeiters 
kann das Arbeitsbuch bis zum Ablauf der 
KündigungsfHst zurückbehalten werden. 
262. 

— Arbeitsbuch muß bei der Entlassung aus- 
gefolgt werden, nicht erst am näehsten Lohn- 
zahlungstag. 424. 

— Bei einer nicht vorausgesehenen Austritts- 
erklärung des Gehilfen ist das Arbeitsbuch 
rechtzeitig ausgehändigt, wenn es am Tage 
nach der Erklärung ausgefolgt wird. 281. 

— Die Ausfolgung des Arbeitsbuches darf 
nicht bis zur Räumung der vom Arbeiter 
benützten Wohnung verweigert werden. 168. 

— Das Arbeltsbuch darf nicht zur Sicherang 
einer dem Arbeitgeber gegen den Arbeiter 
zustehenden Geldforderung zurückbehalten 
werden. 226, 494. 

— Sie darf auch nicht von Bedingungen ab- 
hängig gemacht werden, die weder im Arbeits- 
vertrag noch im Gesetze vorgesehen sind. 
748. 

Sehadenersatz wegen nicht recht- 
zeitiger Ausfolgung. 

— Der Arbeitgeber ist ersatzpflichtig, wenn 
bei ihm das Arbeitsbuch zerrissen wurde. 
574. 

oder wenn es bei ihm verloren gegangen 

ist. Zu ersetzen sind die mit der Ausstellung 
eines neuen Buches verbundenen Kosten. 
698. 

oder wenn er es wegen einer Verwechs- 
lung nicht rechtzeitig ausfolgen kann. 575. 

oder wenn es nichtrechtzeitigausgefolgt 

werden konnte, weil es in der Filiale liegen 
blieb, während sonst die Bücher in der 
Zentrale verwahrt werden. 749. 

Es ist Sache des Arbeiters, die Aus- 
stellung eines neuen Arbeitsbuches zu ver- 
anlassen. Für ein Säumnis des Arbeiters 
haftet der Arbeitgeber nicht. 745, 746. 

— Nichtausfolgung des Arbeitsbuches aus 
Versehen ist nicht gleichbedeutend mit Ver- 
weigerung. 169. 

— Bei Beurteilung der Entschädigung wegen 
Nichtausf olgun g darf a nter normalen Arbeits- 
verhältnissen angenommen werden, daß der 
Hilfsarbeiter im Falle rechtzeitiger Aushän- 
digung des Arbeitsbuches sofort Arbeit er- 
halten, und den seinen Fähigkeiten ange- 
messenen ordentlichen Lohn verdient hätte. 
170, 747. 

— Anspruch auf Schadenersatz wegen ver- 
späteter Ausfolgung besteht nur, wenn 
hieraus wirklich ein Schaden entstanden ist. 
491, 686. 

— Veij'ährung beginnt mit dem Tage, an dem 
die Ausfolgung verweigert wurde. 585. 

— Verjährung der Ersatzansprüche wegen 
mangelhafter Einträge beginnt mit dem Tage, 
an dem der Arbeiter von der schädigenden 
Tatsache Kenntnis erhält. 827. 
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Arbeitsbuch. 

Brneaernng. 
— Der Arbeitgeber ist nicht rerpflichtet, die 
Avafolgung eines neuen Arbeitsbuches su 
bewirken. 120. 

Er hat aber die mit der Ausstellung 

eines bei ihm yeiloren gegangenen Buches 
Terbundenen KoaUaa. zu ersetzen. 698. 

— Der Arbeitgeber kann nicht Teriialten 
werden, das Zeugnis in das erst nach dem 
Austritte neu beschaffte Arbeitsbuch einzu- 
tragen. 122. 

Arbeitseinstellung, im Arbeitsbuohe darf die 
Arbeltseinstellung nicht als Entlassungs- 
grund angegeben werden. 164. 

— Die Drohung der anderen Arbeiter, die 
Arbeit einzustellen, wenn ein bestimmter 
Arbeiter nicht entlassen wird, berechtigt 
nicht, diesen Arbeiter zu entlassen. 183. 

— Eigenmächtiges Einstellen der Arbeit 
um den Ersatzruhetag zu genießen, ist unzu- 
lässig. 864. 

— siehe Streik. 

ArbeltSRiangel. EinverstSndnis des Arbeiters 
mit dem Aussetzen wegen Arbeitamangel. 
67. 

behufs Wiederaufbau eines Glasofens. 

610. 

— Nach einiger Zeit kann der Arbeiter Arbeit 
verlangen und, wenn diese nicht gewShrt 
wird, ohne Kündigung austreten. 68, 69. 

— Der Arbeiter kann wegen Arbeitsmangel 
das ArbeltsTerhiQtnls einseitig auflösen. 
216. 

nicht aber der Arbeitgeber. 217. 

— Der Akkordarbeiter ist berechtigt, wegen 
NichtbeschSftigung EntschSdigung zu ver- 
langen. 218, 560. 

— Für die Zeit, da der Arbeiter nicht beschäf- 
tigt wurde, steht Ihm ein Lohnansprueh 
nicht zu. 69. 

Arbeltsordnung. Verlautbarung ist wesentlich, 
damit deren Bestimmungen zum Bestand- 
teile des Arbeitsvertrages werden. 12, 845. 

— Der bloße Anschlag der Arbeitsordnung 
im Arbeitslokale genügt nicht, um deren 
Bestimmungen zu einem Bestandteile des 
Arbeitsvertrages zu machen. 11, 845. 

— Verlautbarung durch Vorlesen, BehSn- 
digen oder Hinweis genügt. 81. 

— Hinweis auf die angeschlagene Arbelts- 
ordnung bei der Aufnahme genügt für die 
Geltung der darin enthaltenen Anordnungen. 
252, 258, 254. 

— — ebenso Unterfertigung. 113, 607. 
Unterfertigung einer Erklärung in 

einem dazu bestimmten Buche. 608. 

— Behändigung genügt auch dann, wenn 
der Arbeiter die Sprache, In der die Arbeits- 
ordnung abgefaßt ist, nicht versteht. 114. 

— Verweisung auf die Arheitsordnung bei der 
Aufnahme genügt, auch wenn der des Lesens 
und Schreibens unkundige Arbeiter davon 
nicht Kenntnis erhalten hat. 252. 

— wird zum Bestandteile des Arbeitsver- 
trages, wenn der Arbeiter beim Antritte des 
Dienstes bestätigt, sie gelesen zu haben und 

. sieh ihr zu unterwerfen. 80, 251, 608. 

— Die Einwendung, daß der ^heiter die 
Erklärung nicht gelesen habe, ist nicht zu 
beachten. 261, 608, 609. 



Arbeltsordnung. Stillschwelgendes Zngranda- 
legen der Bestimmungen der Arbeitsordnung 
über KSndlgong. 665. 

— Kündigung an einem bestimmten Tag». 
158. 

— die Vereinbarung von Vertragsbesttm- 
mungen, die in der Fabrüuordnung nieht 
vorgesehen sind oder damit im Wider- 
spruch stehen, ist nicht ausgeschlossen. 
511. 554. 

— Das Gewerbegericht ist zur Überprüftmg ■ 
der nach der Arbeitsordnung verhängten 
Ordnungsstrafen zuständig. 447. 

— Einseitige Änderung der Arbeitsordnung 
durch Aufiialmie von Bestimmungen über 
neue Pflichten sind nicht sofort wirksam. 
777. 

— Eine Änderung der Arbeitsordnung hin- 
sichtlich der Eiindigungsfrist wird wirksam, 
wenn der Arbeiter zwar erklärt, daß er sich 
nicht unterwerfe, wenn er aber trotz Ablauft 
der alten Kündigungsfrist die Arbeit fort- 
setzt. 599. 

— Ungeachtet einer für die Mitglieder einer 
Genossenschaft eingeführten Arbeitsordnung 
kann davon abweichend die Kündigungsfrist 
individuell vereinbart werden. 790. 

Arbeltsort. Für die Zureise zum Arbeitsorte 
gebührt dem nach Stunden entlohnten 
Arbeiter eine Vergütung. 246. 

— Wenn der Arbeitsort vereinbart ist, kann 
er nicht einseitig geändert werden. 895. 

— Wenn der Arbeiter an einem anderen Orte 
aufgenommen wurde und an den Arbeitsort 
zureisen ntuß, hat er nur im Falle einer 
besonderen Vereinbarung Anspruch auf Er- 
satz der Beiseauslagen. 264, 271. 

Arbeitspausen. 279, 437. 

— Während der durch die genehmigte Arbeits- 
ordnung bestimmten Pause kann die Arbeit 
verweigert werden. 604. 

— Die Vorschrift des § 74 a, daß von den 
Arbeitspausen tunlichst eine Stunde auf die 
Mittagszeit zu entfallen hat, schließt die 
Verschiebung der Pause nicht aus, wenn 
der Arbeitgeber in der Mittagsstunde die 
Leistung des Arbeiters ausnahmsweise be- 
nötigt. 703. 

— Ein Kesselwärter hat keinen Anspruch 
auf Ruhepausen zu voraus bestimmter Zeit. 
346. 

er kann auch nicht eine besondere Ver^ 

gütung für den Entgang besonderer Arbeits- 
pausen beanspruchen. 699. 782. 

— Stillschweigender Verzicht auf die Ent- 
lohnung für die während der Pausen ver^ 
richtete Arbeit durch vorbehaltlose An- 
nahme des Lohnes. 475, 699, 782. 

— Haben in einem Betriebe, wo die Ruhe- 
pausen auf die sich während der Arbeit 
ergebende freie Zeit verlegt werden dürfen, 
die Arbeiter sich mit der Regelung der 
Arbeitszeit und dem Lohne zufHedengegeben, 
so können sie nicht nachträglich Überstunden- 
lohn fordern. 782. 

— Zeitweises Arbeiten während der Pause 
enthält noch keinen dauernden Verzicht. 
Die Pause kann nur mit Zustimmung des 
Arbeiters abgekürzt werden. 604. 

Arbeltsräume. Zur Säuberung der Arbeits- 
räume ist derHüfsarbeiter mangels besonderer 
Vereinbarung nicht verpflichtet. 781. 
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Arbeitstag. Nor die Bntlohnang für die in die 
KündlgnngsMst fallenden Arbeitstage ist za 
vergüten. 408. 

— Der Arbeitstag Ist als ein Ganzes zu ver- 
güten, wenn die Auflösung des Arbeits- 
verhältnisses am Morgen erfolgt. 704. 

Arbeitsunfähigkeit. Siehe Auflösung wegen 
Unfähigkeit cur Arbelt 

— Siehe Kündigung während der Krankheit. 

— Lohn während der — siehe Lohn. 
Arbeitsverhältnis. Begründung durch einen 

Bevollmäehtigten. 78, 824, 418, 414, 670, 
835. 

— besteht nicht, wenn der Partieführer nicht 
als Bevollmächtigter gehandelt hat. 74. 

— besteht nicht zwischen dem Unternehmer 
und dem Gehilfen der Akkordanten. 669, 
725. 

— zwischen dem Hausgesellen und seinen 
MiUrbeitem. 825. 

— zwischen dem Akkordanten und seinen 
Gehilfen. 525, 669, 885. 

— zwischen dem Gewerbeinhaber und einer 
Frau, die in Erwartung der Ehe dem Ge- 
werbeinhaber In seinem Geschäfte ab und 
zu behilflich war. 886. 

— Sicherung durch Kaution. 182. 

— Begründung für bestimmte Zelt. 188, 788, 
806. 

— Eingehung unter einer Besolutivbedingnng. 
658. 

— Eingehung mit Verletzung eines früheren 
Arbeltsvertrages. 784. ' 

— Die gesetzlichen Bestimmungen finden 
auch Anwendung, wenn der Arbeiter nur 
einige Tage In der Woche oder einige 
Stunden im Tage beschäftigt wird. 807. 

— finden auch Anwendung, wenn der Arbeit- 
geber zum Gewerbebetrieb nicht berechtigt 
war. 884. 

— Auflösung unter einer Snspensivbedingnng. 
657. 

— Wegen drohender Kündigung ist der 
Arbeitnehmer nicht berechtigt, vom Arbelts- 
vertrag vor Antritt des Dienstes zurück- 
zutreten. 748. 

— Bedeutung der Zusicherung einer dauernden 
Anstellung. 764. 

— Wenn das Arbeitsverhältnis für eine be- 
stimmte Zeit eingegangen ist, kann es durch 
Kündigung nicht vor Ablauf dieser Zeit 
beendet werden. 258, 259. 

— Bei Übernahme einer als Ganzes ange- 
sehenen Arbeitsleistung (Montierung) kann 
nicht während der Arbeit gekündigt werden. 
527. 

— Wenn «ine Lohnerhöhung vom Jänner des 
nächsten Jahres zugesagt wird, um den Hand- 
lungsgehilfen vom Verlassen des Dienstes 
abzuhalten, darf das Arbeitsverhältnis nicht 
ftüher gelöst werden. 270. 

— Der Anspruch auf Neujahrsgeachenk be- 
steht nur, wenn das Arbeitsverhältnis bis 
Kei:^ahr dauert. 275. 

— Die unbestimmte Dauer liegt nicht vor, 
wenn ein Maurer nur zur Ausführung be- 
stimmter kleiner Arbeiten aufgenommen 
wird. 188. 

~ Zur Aushilfe, siehe Aushilfe. 



Arbeitsverhältnis für die Dauer der Erkran- 
kung eines anderen. 184. 

— Umwandlung eines zur Aushilfe begrün- 
deten Arbeitsverhältnisses in ein dauerndes. 
100. 

— Umwandlung des dauernden Arbeitsver- 
hältnisses in ein solches zur Aushilfe. 244. 

— Geltung der mit dem früheren Gesohäfts- 
Inhaber getroffenen Vereinbarung über die 
Kündigungsfrist bei Fortsetzung des Dienst- 
verhältnisses mit dem Geschäftsübemehmer. '' 
874. 

— Vereinbarungen mit dem firüheren Ge- 
schäftsinhaber gelten, auch wenn nichts 
anderes verabredet, für den Nachfolger. 584, 
668. 

— Der neue Gewerbeinhaber tritt nicht schon 
kraft Gesetzes durch die Übernahme des 
Betriebes in die bestehenden Arbeitsver- 
hältnisse ein. 664. 

— Nichtausfolgung des Arbeitsbuches ana 
Versehen rechtfertigt nicht den Schluß 
auf Erneuerung des Arbeitsverhältnisses. 
152. 

— Wenn der Dienstnehmer nach Ablauf der 
Kündigungsfrist ohne Auftrag des Dienst- 
gebers in dessen Geschäft erscheint und 
Dienste verrichtet, wird dadurch noch keine 
Erneuerung des Arbeltsverhältnisses bewirkt. 
16, 98. 

— ebensowenig, wenn der Arbeiter eine vor 
Ablauf der KündigungsfHst begonnene 
Akkordarbeit beendet. 654. 

— Ein regelmäßiges Arbeitsverhältnis besteht 
zwischen dem Helmarbeiter und dem Meister, 
bei dem er sein Arbeitsbuch hinterlegt, aber 
nicht mit den anderen Meistern, für die er 
gelegentlich arbeitet. 588. 

— Zwischen dem Aushelfer, der von einem 
zur Waffenübung einrüokenden Gehilfen 
bestellt wurde und dem Gewerbeinhaber 
besteht kein Lohnvertragsverhältnis. 581. 

— Das Arbeitsverhältnis ist als ein einheit- 
liches aufzufassen (hinsichtlich der Verein- 
barung über die Kündigung), Mrenn aucl^ hin- 
sichtlich Beschäftigung und Lohn eine Ände- 
rung eingetreten ist. 47. 

— Das gewerbliche Arbeitsverhältnis ist ein 
streng persönliches. Die Rechte und Pflichten 
können an andere Personen nicht übertragen 
werden. 525, 

— Rechtzeitige Aushändigung des Arbeits- 
buches bei ordnungsmäl^iger Auflösung. 
281, 282. 

— Bei vorzeitiger Auflösung des Arbeitsver- 
hältnisses kann das Arbeltsbuch bis zum 
Ablaufe der KündigungsfMst zurückbehalten 
werden. 262. 

— Für Ansprüche, die erst nach Auflösung 
des Arbeitsverhältnisses entstanden sind, ist 
das Gewerbegericht nicht zuständig. 885, 
498. 

— Unerlaubtheit des Arbeitsverhältnisses 
eines noch nicht 14 Jahre alten Fabriks- 
arbeiters. 815. 

Arbeitsvertrag. Arbeltsordnung als Bestand- 
teil des Arbeltsvertrages, siehe Arbeits- 
ordnung. 

— Die Übernahme des Arbeltsbuches zur 
Verwahrung Ist nicht ohne weiters als Be- 
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stätignng oder Zeichen des Vertragsab- 
schlusses zu betrachten. 510. 
Arbeitsvertrag. Absehluss durch einen Bevoll- 
mächtigten (Partleftihrer, Subunternehmer) 
des Gewerbeinhabers. 413, 414. 

— Regelung durch schriftlichen Dienstver- 
trag. 250, 556. 

— Kollectlver. 861, 477. 

— Vorvertrag zu einem Arbeitsvertrag. 556. 

— Eine Übung (Ausschluss der Kündigungs- 
Mst) wird nur durch ausdrückliche oder still- 
schweigende Vereinbarung zum Bestand- 
thdle des Arbeltsvertrages. 255. 

— Bestimmungen des Genossenschaftsstatuts, 
aufweiche bei Absehluss des Arbeltsvertrages 
nicht Bücksicht genommen wurde, sind für 
den Hilfsarbeiter ohne Belang. 256. 

— — wohl aber, wenn sie beiden Theilen be- 
kannt waren, und wenn nichts anderes ver- 
einbart wurde. 255. 

— Auf Antrag der Gehilfen Versammlung 
gefasste Beschlüsse der Genossenschaftsver- 
sammlung sind für alle Genossenscbaftsange- 

. hörigen bindend, soferne nicht eine abwei- 
chende Vereinbarung getroffen worden ist. 
477. 

— Der Arbeitsvertrag kann im Einzelnen 
von der Arbeitsordnung abweichen. 511. 

— Erfüllung des von einem Minderjährigen 
abgeschlossenen Arbeitsvertrags trotz Weige- 
i-ung des gesetzlichen Vertreter. 627. 

— Wesentliche Bestandteile des Arbeits- 
vertrages. 789, 792. 

Arbeitsverweigerung. Siehe Auflösung wegen 
unbefugten Verlassens der Arbeit. 

Arbeitsruhe beim Uäckergewerbe. Dauer. 280, 
358, 432. 

Arbeitszeit wird in Ermanglung einer Verein- 
barung durch den Ortsgebrauch bestimmt. 
109. 

— Nichteinhalten der bedungenen oder orts- 
üblichen Arbeitszeit ungeachtet wiederholter 
Verwarnung berechtigt zur sofortigen Ent- 
lassung. 51, 59, 148, 435. 

auch bei Akkordarbeitern. 594. 

— — Jedoch dann nicht, wenn nach den 
Umständen anzunehmen war, daß der Ge- 
werbeinhaber auf pünktliches Erscheinen 
keinen Wert legt. 628. 

— Nichterscheinen zur Arbeit durch mehrere 
Stunden trotz dringlicher Arbeit kann als 
unbefugtes Verlassen der Arbeit aufge&fit 
werden. 198. 

— Der Arbeiter ist berechtigt, die Leistung 
einer Arbelt zu verweigern, zu deren Vor- 
nahme eine die Arbeltszeit voraussichtlich 
bedeutend überschreitende Zeltdauer erfor- 
derlich ist. 203. 

— In dringenden Fällen muß zur Verrich- 
tung unaufschiebbarer Arbeiten auch über 
die übliche Arbeitszeit gearbeitet werden, 
wenn es sich um eine geringfügige Über- 
schreitung der Arbeitszeit handelt. 866. 

— Die einseitige Verkürzung der Arbeitszelt 
durch den Gewerbeinhaber berechtigt den 
Akkordarbeiter zum Anspruch auf ange- 
messene Entschädgung. 219, 514. 

— Die Vorschriften über die Maximalarbeits- 
zelt finden auf den Hatzmeister eines Koh- 
lenhändlers keine Anwendung. 142. 



Arbeltszelt. Bei handwerksmäßigen Betrieben 
besteht keine gesetzliche Arbeltszeit, daher 
kein Anspruch auf Vergfltung von Über- 
stunden. 278. 

— Dauer der Arbeitswocheim Bäckergewerbe. 
Inwiefern wegen Entgang des Ersatzruhe- 
tages eine Entschädigung gebührt, ist nach 
S 8.78 a. b. G. B. zu beurteUen. 358. 

— Überstunden sind auch dann zu entlohnen, 
wenn sie mit Übertretung der gesetzlichen 
Vorschriften gemacht vrurden. 37, 845. 

auch wenn der Arbeiter dazu keinen 

Auftrag hatte, wenn er sich aber im Irrtum 
befand. 529. 

auch dem im Wochen- oder Monats- 
lohn stehende Hil&arbeiter gebührt für 
erhebliche Verlängerung der Arbeitszeit über 
das übliche Ausmaß eine besondere Ent- 
lohnung. 530. 

— Neujahrsgeschenk bildet die Entlohnung 
für die im letzten Teile des Jahres ver- 
längerte Arbeitszeit. 274, 275. 

— Für die Verlängerung der Arbeitszelt 
infolge Verrichtung von Hausbesorger- 
diensten kann keine besondere Entlohnung 
begehrt werden, wenn dafür Naturalwohnung 
vereinbart war. 277. 

— für Überstunden, die auf Arbeiten wie An- 
feuern der Kessel, verrichtet wurde, gebührt 
mangels besondei-er Abrede keine besondere ' 
Entlohnung. 531. 

— auch nicht für den Entgang der besonderen 
Arbeltspausen bei einem Maschinenwärter 
699, oder bei Walkern in einer Tuchappretur. 
782. 

— Die auf der Eisenbahnfahrt von und zum 
Arbeitsorte verbrachten Stunden sind nicht 
in die Arbeltszeit einzurechnen und auch 
nicht als Überstunden zu entlohnen. 276. 

Arbeitszeugnis. Siehe Zeugnis. 

Arbeitszulage. Siehe Lohn. 

Aufdingen des Lehrlings bei der Genossen- 
schaft ist keine Voraussetzung für die Ein- 
rechnung der Lehrzeit. 754. 

Aufhören des Gewerbebetriebes. Entschädi- 
gung des entlassenen Arbeiters. 1, 457. 

— Wenn der Gewerbebetrieb aus einer alle 
Gewerbetreibende treffenden Ursache ein- 
gestellt werden muß (Frost wetter) haben die 
Arbeiter keinen Anspruch auf Entschädi- 
gung. 548. 

— für Betriebsstörung infolge Kupfermangels 
haftet der Arbeitgeber. 549. 

Auflehnung. Siehe Auflösung wegen Verleitung 
zum Ungehorsam. 

Auflösung des Arbeitsverhältnisses. 

J.. durch Ablauf der Zeit. 403. 

— Ein nur für bestimmte kleine Arbeiten 
(Weißigen derWohnung) begrün detes Arbeits- 
verhältnis endet mit Vollendung der Arbeit 
und bedarf nicht der Kündigung. 133. 

— „Die Arbeit geht von Samstag bis Samstag" 
enthält die Vereinbarung einer bestimmten 
Dauer der Arbeit. 727. 

— Dauer des Arbeitsvertrages von Erd- 
arbeltern bis zum Lohnauszahlungstag 
(Samstag). 787. 

— bis zur Beendigung einer genau bezeich- 
neten Bohrlegung. 806. 
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Auflösung des Arbeitsverhältnistes. Ein zva 
Aashilfe für die Dauer der Erkrankung 
etnes anderen Arbeiters aafgenommener 
Hilfsarbeiter kann ohne Kündigung nicht 
entlassen werden, solange der AoBhlUiB- 
gmnd noch yorliegt. 106. 
B. infolge Aufhören des Gewerbe- 
betrlebes. 457,548. 

— Durch höhere Gewalt bewirktes Aufhören 
des Gewerbebetriebes ist kein Entlassungs- 
grond. 1. 

— Übernahme der Arbeiter beim Übergang 
des Gewerbebetriebes unter Lebenden. 
874, 534, 668. 

— Die Übernahme kann abgelehnt werden. 
664. 

CinfolgeKündigungfSiehe Kündigung. 

D. durchWillensübereinstlmmung. 

Ei nyer st Südliche Lösung. 

— In der auf Verlangen bewirkten Aus- 
folgung des Arbeitsbuches ist eine einyer- 
standliehe Auflösung des Arbeitsverhfilt- 
nisses gelegen. 286, 237, 729. 

— Ein Hllfsaibeiter, der sich mit andern 
Arbeitern gegen eine das VertragsverhSltnis 
nicht verletzende Verfügung des Gewerbe- 
Inhabers auflehnt und auf die Bemerkung, 
wem es nicht recht sei, der kann gehen, die 
Arbeit verläßt, ist freiwillig ausgetreten. 
446. 

— ebenso der Arbeiter, der die Vornahme 
einer Arbeit mit dem Bemerken verweigerte, 
er wolle auf die Wanderschaft gehen und der 
das Arbeitsbuoh ohne Bemerkung entgegen- 
nimmt. 729. 

— liegt vor, wenn der Gewerbeinhaber dem 
Arbeiter kündigt, zugleich aber fi-eistellt, 
sofort auszutreten, und wenn der Arbeiter 
darauf sogleich die Arbeit verläßt. 470. 

— liegt vor, wenn der Arbeitgeber sagt, „es 
ist am besten, Sie holen sich Ihr Arbeitsbuch** 
und der Arbeiter erklärt: „Sie können es mir 
gleich geben". 567. 

— liegt nicht vor, wenn der Handlungs- 
gehilfe auf die Entlassungserklärung erwi- 
dert: bitte. 339. 

— liegt nicht In der Entgegennahme des 
unausgefüllten Arbeitsbuches mit dem Kran- 
kenzettel. 468. 

— liegt nicht vor, wenn der Arbeitgeber den 
Arbeiter aufifordert, sich um anderweitige 
Arbeit umzusehen und der Arbeiter das Buch 
ohne Widerspruch entgegennimmt. 496. 

— Das NichtZustandekommen einer Verein- 
barung über die Lohnakkordsätze bewirkt 
nicht die Auflösung des Arbeitsverhältnisses. 
887, 888, 684, 635, 687. 

— Bei einverständlicher Auflösung besteht 
kein Ansprach auf Entschädigung für die 
Kündigungsfirist. 107, 234. 

£. durch einseitige Erklärung. 

1. allgemeine Erfordernisse der 

Erklärung. 

— liegt nicht vor, wenn der Arbeiter mit der 
Lösung des Arbeitsverhältnisses einverstan- 
den war. 234. 

— Der Arbeiter, dem auf 3 Tage gekündigt 
wurde, dem aber das Verbleiben bis zum Ab- 
lauf der 14tägigen Kündigungsfrist flreige- 
stellt wurde, kann sich nicht als entlassen 
betrachten. 404. 



Auflösung des ArbeKsverhlttnlsses. Ebenso- 
wenig der Arbeiter, dem nach der Ktin- 
digang das sofortige Verlassen der Arb«ll 
f^reigestellt wurde and der davon Gebraueh 
gemacht hat. 405. 

— Die Erklärung, das Arbettsverhältnis sa 
lösen, maß bestimmt sein. 27, 28, 29. 

— „Wenn Ihnen die Arbeit nicht paftt, 
können Sie gehen**, enthCt keine Entlas- 
suag. 27. ■ 

— „Jetzt sind wir sehen fertig**, enthält kehoL« 
Entlassung. 29. 

— ebensowenig die Aufforderung, nach 
Hause zu gehen und sich auszuschlafen. 80. 

— „Sie können auch gl«ich gehen**, enthalt 
keine Entlassung. 469. 

— „Gehen Sie hin, wohin Sie wollen**, keine 
Entlassung. 82. 

— „Kommen Sie mir heute nicht mehr 
anter die Augen**, keine Entlassung. 288. 

— „Wenn Sie nicht arbeiten können, so 
können Sie gehen**, keine Entlassung. 418. 

— „Wem die (von den Arbeitern beanstän- 
dete) Verfügung nicht recht ist, der kann 
gehen**, keine Entlassung. 416. 

— „Wenn Ihnen der Lohn zu gering ist, 
sehen Sie sich um andere Arbeit um**, keine 
Entlassung. 507. 

— „Machen Sie Ihre Zeit** keine Entlassung, 
sondern eine Kündigung. 508. 

— „Lassende es stehen, solche Arbeit kann 
ich nicht brauchen**, keine Entlassung. 568. 

— Wenn der Arbeiter selbst das Arbeitsbach 
verlangt und es ihm ausgefolgt wird, keine 
Entlasbung. 81. 

— „Packen Sie sich sofort aus der Arbeit**, ist 
die Entlassung. 85. 

— Die Erklärung des Arbeitgebers oder 
seines Bevollmächtigten dem Arbeiter gegen- 
über, es sei für ihn keine Arbeit da, er möge 
sieh anderswo umsehen, ist einer sofortigen 
Entlassung gleichzuhalten. 12. 

— In der Erwiderung auf eine Kündigung: 
„mir ist es einerlei. Sie können auch gleich 
gehen**, liegt keine Entlassung, sondern der 
Antrag zu einverständlicher Auflösung. 
469. 

— „Unter diesen Umständen kann ich nicht 
bleiben** enthält keine Austrittserklärung, 
wenn weder der Dienst verweigert noch die 
Arbeltsleistung dauernd eingestellt wurde. 
762. 

2. Ausdrückliche Erklärung. 
Frist zur Abgabe. 

— Das Vorhandensein eines Entlassunga- 
grundes führt die Auflösung des Arbeits- 
verhältnisses nicht von selbst herbei. 307. 
464. 

berechtigt nicht zur Kürzung dw 

Kündigungsfrist. 296. 409. 

— Entlassung muß nicht sofort nach dem 
Entlassungsgrund erklärt werden, es Ist kein 
Verzicht auf die Entlassung, wenn sie erst 
beim näohsten Lohnzahl angstag aasge- 
sprochen wird. 471. 
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Auflösung des Arbeitsverhältnisses. 

— Enflassiing wegen einea Entlassangs- 
gmndes (Diebstahl) muß entweder sofort 
nach der Tat oder doch innerhalb einer Frist 
erfolgen, welche die Annahme eines Yer- 
siebtes auf das Entlassnngsreoht ausschließt. 
421, 472. 

— Der Hilfsarbeiter, welcher nach tat- 
licher Ifißhandlung durch den Gewerbe- 
inhaber durch längere Zeit bei ihm t^rbeltet, 
Terzichtet stillschweigend auf die Geltend- 
maohung des Auflo'sungsgrundes. 229. 

— In der Fortsetzung der Arbelt trotz 
Verzögerung der Lohnauszahlnng liegt kein 
Yerzi<dit auf Geltendmachung des Auf- 
losungsgrundes. 230. 

8. Stillschweigende Erklärung. 

— Durch Ausfolgung des Arbeitsbuches. 
82. 

— In der Aufforderung an den Arbeiter, der 
gekündet hat, auszusetzen oder sich das 
Buch zu holen, liegt die Entlassung. 88. 

— In dem Hinausführen einer Arbeiterin au« 
dem Arbeitssaal durch den Saalmeister an- 
läßlich eines Kaufhandels mit einer Mi^ 
arbeiterin liegt keine Entlassung. 509. 

— In dem Verlangen um Ausfolgung des 
Arbeitsbuches liegt eine Austrittserklärung. 
31, 236. 

auch dann, wenn die vom Arbeiter an- 
gestrebte Pensionierung nicht erfolgte. 237. 

— Es ist keine ordnungsmäßige Lösung des 
Arbeitsverhältnisses, wenn der Kutscher, 
ohne etwas zu sagen, lediglich den Wagen 
außer Haus stehen läßt und sich aus dem 
Dienst entfernt. 545. 

— Unbefugtes Verlassen der Arbelt ist auch 
dann nicht als ordnungsmäßige Auflösung 
des Arbeitsverhältnisses anzusehen, wenn 
Kündigung ausgeschlossen war. 650. 

4. Widerruf. 

— Sofortiger Widerruf ist zulässig. 242. 

— Widerruf durch wahlweises Anbieten der 
Fortdauer des Arbeitsverhähnisses bis zum 
Ablauf der Kündigungsfrist. 813. 

— Widerruf einer irrigen Entlassungser- 
klärung. 637. 

— Wenn die Entlassung sofort vom Ge- 
werbeinhaber widerrufen und ordnungs- 
mäßig gekündigt wird, kann der Arbeiter 
nicht sofort die Arbeit verlassen und Ersata 
begehren. 101. 

— Wenn der Arbeitgeber die übereilte Ent- 
lassung infolge Einsprache widerruft, kann 
der Arbeitnehmer nicht Entschädigung be- 
gehren, falls er die Erfüllung des Vertrags 
ablehnt. 686, 813. 

5. Bei Ausschluss derKundigung, siehe 
Kündigung, bei Aufnahme zurProbe, 
siehe Probe. 

— Auch wenn die Kündigung ausge- 
schlossen ist, muß dem zur Arbeit erschiene- 
nen Maurer der ganze Tag vergütet werden. 
168. 

— Unkündbarkeit des Arbeitsverhält- 
nisses schließt die Geltendmachung der 
gesetzlichen Auf lösungsgründe nicht aus.596. 



Auflösung des Arbeitsverhältnisses. 

6. Fortsetzung nach der Auflösung. 

— Nach der Entlassung ist der Arbeiter 
nicht verpflichtet, der Aufforderung, durch 
14 Tage die Arbeit fortzusetzen, Folge zu 
lelsten.81. 822. 828. 

— keine Entschädigung, wenn nach Be- 
hebung des Grundes der gesetzmäßigen Ent- 
lassung die Fortsetzung der Arbeit ver- 
weigert wird. 319. 

7. Bntlassungsgründe im allge- 
meinen. 

— Der Arbeitgeber kann den Arbeiter, wenn 
er ihn entschädigt, Jederzeit entlassen. 559. 

— Die Entlassungsgründe sind im Gesetze 
taxativ angeführt. 182, 188. 

sie können nicht durch Verti'ag ver- 
mehrt werden. 181. 

— insbesondere ist die Entlassung nicht 
gerechtfertigt auf Grund der Vereinbarung, 
daß Entlassung stattfinden könne, wenn 
etwas vorkommt. 655. 810. 

Doch kann vereinbart werden, dass der 

Arbeiter ohne Kündigung entlassen werden 
kann, wenn die Arbeit nicht zur ZufHeden- 
heit ausfällt. 401 . Entgegengesetzt. 655, 706. 

— Entlassungsgründe in Art. 64 H. G. B. 
sind bloß beispielsweise aufgezählt Es bleibt 
in Jedem einzelnen Falle dem Ermessen des 
Richters überlassen, zu entscheiden, ob das 
Vertragsverhältnis ohne Kündigung gelöst 
werden kann. 359. 

— Durch Vereinbarung einer Konventional- 
strafe für die sonst zur Entlassung berech- 
tigende Ordnungswidrigkeit wird die Ent- 
lassung ausgeschlossen. 222. 

— Der Hilfsarbeiter kann nicht auf Ersatz 
klagen, wenn ihm zwar ein Grund zur 
Lösung des Dienstverhältnisses gegeben 
wurde, wenn er aber selbst einen Grund zur 
Entlassung gegeben hat. 316. 

— Wenn erst nach der im Gesetze begrün- 
deten Entlassung des Arbeiters, diesem Grund 
zur Auflösung gegeben wird, so kommt 
dieser Grund nicht mehr in Betracht. 318. 

— Der Entlassungsgrund muß schon 
während des Arbeitsverhältnisses vorhanden 
sein, wann er zum Vorschein gekommen ist, 
ist ohne Belang. 456. 

— Es ist nicht ausgeschlossen, vor Gericht 
andere Entlassungsgründe geltend zumachen, 
als gegenüber dem entlassenen Hilfsarbeiter. 
360. 

— Wenn der Arbeitgeber, der vertrags- 
mäßig zur sofortigen Entlassung berechtigt 
war, den Arbeiter zur Aufsuchung einer 
Arbeit auffordert und einstweilen beschäf- 
tigt, enthält dies keinen Verzicht auf die 
Entlassung. 241. 

— Wegen angeblich ungünstiger Aus- 
künfte kann der Arbeiter nicht entlassen 
werden. 815. 

— Es ist kein Entlassungsgrund, wenn der 
Hilfsarbeiter ungeachtet mehrfacher Mah- 
nungen sein Arbeltsbuch zu übergeben unter- 
läßt. 492. 
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Auflösung des Arbeitsverhältnisses. Andro- 
hang derArbeltseinstellUDg durch die anderen 
Arbeiter ist kein gerechtfertigter Entlaunngs- 
grond. 188. 

— aach nicht der UmBtand, daß der Besteller 
der Arbelt die Fortsetsnng nicht gestattet 
774. 

— Das Unterlassen der Aneeige von der 
eingetretenen Erkrankung bildet keinen 
Entlassungsgrand. 812. 

— Wegen Yerheimlichang eines dem 
Arbeitgeber verursachten Schadens Ist dia 
Entlassung nicht gerechtfertigt. 805. 

— Züchtigung eines störrigen Pferdes ist 
kein Entlassungsgrund. 468. 

— Nicht rechtzeitiges Abführen der der ver- 
rechnenden Kellnerin aufgerechneten Be- 
tiüge ist kein Entlassungsgrund, wenn sie 
genötigt war, Zechen zu borgen. 519. 

— Es ist kein Entlassungsgrund, wenn 
sich der Arbeiter in einem zum Telg- 
anmachen bestimmten Geschirre die Fuße 
wäscht. 106. 

— Es ist kein Entlassungsgrund, wenn eine 
Arbelt nur durch zwei Arbeiter verrichtet 
werden kann, der Unternehmer jedoch einen 
zweiten Arbeiter nicht beizustellen in der 
Lage ist. 656. 

— Von dem vom Arbeltgeber enUassenen 
Arbeiter kann nicht auch gleichzeitig Scha- 
denersatz verlangt werden. 829. 

8. Entlassung durch den Arbeltgeber. 
aj wegen Irreführung. 

— Der Arbeiter kann ohne Kündigung 
entlassen werden, wenn er bei der Aufnahme 
in die Arbeit das Arbeltsbuch deshalb nicht 
besaß, well das frühere Arbeitsverhältnis 
nicht ordnungsmäßig gelöst worden ist. 
285. 

— Irreführung des Arbeitgebers über die 
ordnungsmäßige Lösung des früheren Ar- 
beitsverhältnisses. 225. 

— Irreführung über die vom Arbeitgeber 
verlangte Empfehlung durch einen Dritten. 
668. 

— Im Falle provisorischer Aufnahme gegen 
nachträgliche Beibringung des Arbeitsbuches 
kann das Arbeitsverhältnis ohne Kündigung 
gelöst werden. 137. 

— Infolge Zwanges durch die anderen 
Arbeiter. 183. 

bj wegen Unfähigkeit zur verein- 
barten Arbeit, 
wegen Unfähigkeit zur Arbelt. 185, 186, 
187, 188, 189, 297, 419, 420, 458, 677. 

— — infolge Trunkenheit. 209. 
infolge der Entbindung. 464. 

— — infolge hölieren Alters. 185. 

— infolge eines nicht geheilten Armbruohes. 
569. 

— Unfähigkeit des Arbeiters ist auch 
nach der Hölie des Lohnes zu beurteilen, 
ist der Lohn niedriger als der Taglohn, so 
muß auch das vorausgesetzte Maß der Eig- 
nung niedriger veranschlagt werden. 458. 

— Langsamkeit und geringe Leistungsfähig- 
keit des Arbeiters bilden keinen Grund 
zur Entlassung ohne Kündigung. 186. 



Auflösung des Arbeitsverhältnisses. Wegen 
mangelhafter Ausführung einer Arbeit 
am ersten Arbeitstage kann nicht ohne- 
weitera auf Unfähigkeit des ffllCsarbei- 
ters zu der Tereinbarten Arbeit geschlossen 
werden. 187. 

~ Das Mißlingen eixizelner Stücke berechtigt 
nicht zur Entlassung des neu eingetretenen 
Arbeiters. 676, 679. 

— Wenn der Arbeitgeber einen Hilfsarbeiter 
aufnimmt, von dem er wußte, daß er für die 
zu verrichtende Arbeit noch nicht geschult 
ist, kann er ihn nicht wegen Unfähigkeit 
entlassen. 678. 

— Das wenn auch vollkonmiene Mißlingen 
einer Arbeit berechtigt nicht zur Entlassung 
des Arbeiters, der zu ähnlichen Arbeiten seit 
Monaten verwendet worden ist. 297. 

— Wenn ein Schrobler das Material derart 
verdirbt, dass es zum Spinnen unbrauchbar 
wird, kann er entiassen werden. 188. 

— Ein Arbeiter, der für eine bestimmte 
besondere Arbeit aufgenommen wurde, kann 
entiassen werden, wenn sich herausstellt, daß 
er diese Arbeit nicht versteht und unfähig 
ist, selbe zu verrichten. 189. 

ej wegen Trunksucht. 190, 298, 299, 
640, 641. 

— Einmalige Trunkenheit ist kein Ent- 
lassungsgrund. 298, 714. 

— Durch Trunkenheit verursachte Arbeits- 
unfähigkeit berechtigt zur Entlassung. 209. 

— Vorzeitiges Einstellen der Arbeit an einem 
Nachmittag durch einen Handlungsgehilfen 
wegen Trunkenheit ist kein Entiassungs- 
grund. 714. 

dj 1. wegen straf barer Handlungen 
insbesondere Diebstahl und Ver- 
untreuung. 

— wegen strafbarer Handlungen. 86, 191, 
192, 193, 194, 195, 300, 301, 802, 803, 415, 
675. 

— Wenn nachträglich bekannt wird, daß 
der Hilfsarbeiter wegen Diebstahls verur- 
teilt worden ist, kann er wegen Vertrauens - 
unwurdigkeit entlassen werden. 86. 

— Entlassung wegen Diebstahls ist zu- 
lässig, auch wenn die gerichtliche Verfol- 
gung wegen Unterlassung der Strafanzeige 
und nachträglicher Schadens gutmachung 
ausgeschlossen ist. 191. 

— Es muß jedoch nicht nur der objektive, 
sondern auch der subjektive Tatbestand vor- 
liegen. 673. 

— auch an dritten Personen begangene 
kleinere Diebstähle berechtigen zur Ent- 
lassung. 674. 

— an das freisprechende Urteil des Straf- 
richters ist der Zivilrichter nicht gebunden. 
675. 

— Wenn der Nachtwächter trotz Verbotes 
Unbereehtigten gestattet, von dem seiner 
Bewachung unterstellten Kohlenlager Kohlen 
zu nehmen, so liegt zur Entlassung berech- 
tigende Verleitung zu Kohlendiebstählen vor. 
193. 

— Entlassung wegen verbotswidrigen Trinkens 
des Schankburschen. 800. 

— Der Zahlkellner kann entiassen werden, 
wenn er das eingenommene Geld verbraucht. 
303. 
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Auflösung des Arbeitsverhältnisses. 

E. Durch einseitige ErklSrang. 
8. Entlassung durch den Arbeltgeber. 

d) 1. wegen strafbarer Hand- 
lungen u. s. w. 

— Entlassung wegen Diebstahls muß innerhalb 
einer Frist nach der Tat erfolgen, die die 
Annahme eines Verzichtes auf den Ent- 
lassungsgrund ausschließt. 421. 

— Vorffilirung vor den Untersuchungsrichter 
wegen Verdachts einer an dem früheren 
Dienstgeber begangenen strafbaren Handlung 
ist kein Entlassung^grund. 558. 

dj 2. wegenVertrauensverlusts durch 
strafbare Handlungen. 

— Entlassung wegen Vertrauensunwürdig- 
keit. 86, 478. 

— — ist nur dann gerechtfertigt, wenn 
die Handlung sngleich eine strafbare ist. 804, 
816. 

— die Handlung muß nicht gerichtlich straf- 
bar sein, sondern kann auch den politischen 
Behörden zur Amtshandlung zugewiesen 
sein (Tierquälerei). 795. 

— wegen 'argerniserregender Tierquälerei. 
579, 795. 

— wegen Verlassens des Maschinenhauses 
durch den Maschinen- und Kesselwärter. 415. 

— Auftragwidriges Herausnehmen von 
Pö'lzungen eines Kanalschachtes durch den 
Hauptgerüster bildet einen Entlassungs- 
grund. 195. 

— wegen betrügerischer Angaben über die 
geleistete Arbeit. 302. 

— wegen fälschlich er Eintragungen des Werk- 
meisters in die Lohnbücher. 306. 

— wegen fälschlicher Eintragungen des Hilfs- 
arbeiters im Lohnverrechnungsbuche. 192. 

— eines Schankgehilfen wegen Übervorthei- 
lung der Gäste. 194. 

— wegen Vertrauens unwürdigkeit durch ab- 
sichtliche Zuwendung von Arbeiten, die bei 
dem Meister bestellt wurden, an einen Kon- 
kurrenten (versuchter Betrug). 478. 

— Gewaltsame Öffnung der Werkzeugschub- 
lade eines Mitarbeiters ist kein Entlassungs- 
grund, wenn sie sich nicht als strafbare 
Handlung darsteirt. 422. 

— wegen boshafter Sachbeschädigung. 459. 

— wegen Beschädigung des Arbeitsmaterials 
ist nur gerechtfertigt, wenn eine beharrliche 
PflichtvemachlSssigung vorliegt. 301. 

— die durch Unvorsichtigkeit bewirkte Be- 
schädigung eines Fabrikates durch den 
Arbeiter ist kein Entlassungsgrund. 218. 

— wegen Verheimlichung eines dem Arbeit- 
geber verursachten Schadens ist die Ent- 
lassung nicht gerechtfertigt. 305. 

— Unterlassene Anzeige von dem pflicht- 
widrigen Verhalten eines Mitarbeiters bildet 
keinen Entlassungsgrund. 58. 

— Das Verschweigen der von einem 
anderen Handlungsgehilfen vertraulich 
mitgeteilten, von ihm begangenen Unter- 
schlagung bildet an und für sich keinen 
Grund zur sofortigen Entlassung. 148. 

— W^nn der Buchbindergehilfe das einzu- 
bindende Buch liest und dabei einzelne 
Blätter verliert, so ist dies noch kein Ent- 
lassungsgrund. 816. 



Auflösung des Arbeitsverhältnisses. 

ej wegenVerrats eines Geschäfts- 
oder Betriebsgeheimnisses 
und wegen abträglichen Neben- 
geschäftes. 

— Verrat eines Geheimnisses liegt darin 
noch nicht, daß der Arbeiter aus Gefälligkeit 
dem Arbeiter einer Konkurrenzfirma hilft. 
804. 

— der Betrieb eines abträglichen Neben- 
geschäfts liegt nicht vor, wenn der Hilfs- 
arbeiter, wenn auch ohne Einwilligung des 
Gewerbeinhabers nur aus Gefälligkeit un- 
entgeltlich und nur einmal einem Kameraden 
bei Herstellung einer in sein Fach ein- 
schlagenden Arbeit hilft. 683. 

— oder wenn ein Schneidergehilfe eine un- 
bedeutende Reparatur vornimmt. 787. 

— Ein Uhrmachergehilfe, der für eigene 
Rechnung Uhren repariert, kann deshalb 
entlassen werden. 736. 

— oder wenn ein Hilfsarbeiter in der Zeit, 
während er wegen Arbeitsmangels aussetzen 
muß, sich aushilfsweise in einem Konkur- 
renzgeschäfte verwenden läßt. 781. 

— Die bloße Besorgnis, daß der Hilfsarbeiter 
Geschäftsgeheimnisse verraten könnte, be- 
rechtigt nicht zur Entlassung. 834. 

— Entlassung eines Kutschers wegen Be- 
treibens von Fuhrwerksgeschäften auf eigene 
Rechnung. 50. 

— eines Heimarbeiters wegen abträglicher 
Nebengesohäfte. 440, 479. 

f) 1. wegen unbefugten Verlassen 8 
der Arbeit. 

— wegen unbefugten Verlassens der Arbeit. 
2, 4, 20, 53, 55, 56, 196, 197, 398, 199, 200, 
201, 202, 203, 204, 308, 309, 310. 311, 423, 
425, 426, 427, 428, 429, 430, 431, 432, 433, 
437, 438. 625, 692. 

— — durch Vorschützen einer Krankheit. 
692. 

auch Akkordarbeiter müssen die 

Arbeitszelt einhalten. 594. 

— Ausbleiben von der Arbelt muß ent- 
schuldigt werden. 53, 481. 

— wenn nach der Genesung eines erkrankten 
Arbeiters dieser noch der Schonung bedarf 
(leichtere Arbeit) so hat er dies anzuzeigen, 
er darf aber nicht ohneweiters ausbleiben. 
625. 

— Der Ausbleibensgrund muß sobald als 
möglich dem Unternehmer angegeben werden, 
sonst ist das Ausbleiben ein unbefugtes. 
431. 

— — es wäre denn, dass ein unvorhergese- 
henes unübersteigliches Hindernis das Aus- 
bleiben verursacht hat. 53, 685. 

— Unbefugtes Verlassen der Arbelt liegt 
vor, wenn der Arbeiter mehrere Tage von 
der Arbeit ausgeblieben isif und seine Behaup- 
tung, krank gewesen zu sein, nicht wenig- 
stens glaubhaft machen kann. 190. 

wenn der Arbeiter die Abwesenheit 

des Gewerbeinhabers benützt, um sich für 
mehrere Stunden aus der Werkstätte zu ent- 
fernen. 196. 

— wegen unbefugten Verlassens der Arbeit 
(Verlassen des Maschinenhauses durch den 
Kessel- und Maschinenwärter). 415, 429, 686. 
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Auflösung des Arbeitsverhältnisses. 

S. Durch einseitige ErklKrung. 

8. Bntlassang durch den Arbeltgeber. 

/} 1. wegen unbefugtenVerlassens 
der Arbeit. 

— Die Behauptung, der Dampfkessel sei 
nicht in Ordnung gewesen, rechtfertigt nicht 
das Verlassen des Kessels, wenn der Kess^- 
wärter von der yenneintlichen Gefahr nie- 
mand Mitteilung gemacht hat und sofort 
fortgegangen ist, um die Anselge zu er- 
statten, 686. Siehe auch 429. 

— Die wiederholte Weigerung des Ar- 
beiters, ihm übertragene Arbeiten zu ver- 
richten, stellt sich als unbefugtes Verlassen 
der Arbeit dar. 55. 

— wenn er die dem Dienstvertrag ent- 
sprechende, seinen Kräften angemessene 
Arbeit verweigert. 783. 

insbesondere die Weigerung im ZeJ^ 

lohne zu arbeiten. 484. 

— Entlassung wegen unbefugtenVerlassens 
der Arbeit durch Weigerung, unaufsehieb- 
liche Arbeiten wegen Verstreiohenc der 
Arbeitszeit zu verrichten. 866. 

— Unbefugtes Verlassen der Arbeit infolge 
selbstverschaldeter längerer Abwesenheit. 
807, 488. 

anläflUch der Maifeier. 2. 

der Ausbruch einer allgemeinen Lohn- 
bewegung im Betriebe bildet keine Recht- 
fertigung für das Einstellen der Arbeit. 595. 
614. 

— Ankündigung der Arbeitseinstellung be- 
rechtigt zur Entlassung. 614. 

— EiD Stellung der Arbeit Infulge eines Wort- 
wechsels einige Stunden vor Feierabend. 
56. 

— Arbeitsverweigerung durch die Weige- 
rung, eine Abänderung der in Angriff genom- 
menen Arbeit vorzunehmen. 488. 

— Unbefugtes Verlassen der Arbeit liegt 
vor, wenn ein Hilfsarbeiter, dem wegen 
Mangels an Arbeit vom Meister erlaubt 
worden war, zu Hause zu bleiben, zu einer 
nachher bestellten dringlichen Arbeit geholt 
wird, zu kommen verspricht, aber ausbleibt. 
197. 

wenn der Hilfsarbeiter trotz dring- 
licher Arbeit durch mehrere Stunden am 
Arbeitsorte nicht erschienen Ist und diese 
Zeit in einem Qasthause zechend verbracht 
hat. 398. 

wenn der Arbeiter ohne Erlaubnis 

von der Arbeit wegbleibt, um für sich Feld- 
arbeiten 7.U verrichten. 433. 

wegen gerichtlicher Geschäfte. 427, 

428. 

— Arbeitsverweigerung durch Weigerung, 
die Reisetour vor Einsendung des Reise- 
kostenbetrages anzutreten. 272. 

— Kein Entlassnngsgrund, wenn die 
Arbeitsverweigerung nachgesehen worden 
ist. 11. 

wenn die übertragene Arbeit dem 

Arbeitsvertrage zuwiderläuft. 85, 204, 894. 

Eine von der vereinbarten Arbeit 

verschiedene Verrichtung kann verweigert 
werden. 204, 618, 738. 



Auflösung des Arbelttverhiltnisses. 

— aber nicht die mit der Inventur ver- 
bundene Arbeit. 549. 

Eine Arbeit kann verweigert werden, 

zu welcher der Arbeiter nach den Umständen 
sich nicht als verpflichtet zu betrachten 
hatte. 482, 618, 781, insbesondere zur 
Säuberung des Arbeltsraumes. 781. 

Unbefugtes Verlassen der Arbeit Uegt 

nicht vor, wenn eine Arbeit verweigert 
wird, welche für den Arbeiter mit der Gefahr 
einer Schädigung der Gesundheit verbunden 
ist. 199. 

— — insbesondere Einstellung der Feuerung 
bei einem Dampfkessel, aus dessen Beschaf- 
fenheit Gefahr droht. 429. 

wenn die Arbeitsverweigerung mit 

Bücksicht darauf begründet war, daft die 
vom Arbeiter verlangte Arbeit seine Kräfte 
überstieg und wenn der Arbeiter mit einer 
entsprechenden Beihilfe zur Verrichtung der 
Arbeit bereit war. 200, 894. 

— — Arbeitsverweigerung kein Entlassungs- 
grund, wenn es sieh um eine am Sonntage 
nicht gestattete Arbeit handelt. 201 , 602, 605, 
679. 

wenn die Arbeit während der behörd- 
lich bestimmten Arbeitspause verweigert 
wird. 604. 

die Arbeit während der Mittagspause 

darf nicht verweigert werden, wenn sie der 
Arbeitgeber ausnahmsweise zu dieser Zeit 
benötigt, 708. 

wenn die Arbeit am Sonntag ver- 
weigert wird, weil unter der Woche nieht 
der Ersatzruhetag gewälirt wurde. 280. 

wenn der Arbeiter sich über die Dauer 

der Arbeit an Sonntagen im Irrtum befand 
und deshalb nachmittags nicht zur Arbeit 
erschien. 606. 

anders, wenn es sich um Arbeit an 

einem Feiertage handelt. 202. 

anders, wenn am Sonntag eine drin- 
gende Maschinenreparatur vorzonehmen ist. 
701. 

— — wenn zur Vornahme der Arbeit 
eine die Arbeltszeit voraussichtlieh be- 
deutend überschreitende Zeitdauer erfor- 
derlich ist. 208. 

Unbeftigtes Verlassen der Arbeit liegt 

nicht vor, wenn der Arbeiter (Kellner) den 
vereinbarten Ausgang machte, ohne vorher 
um Erlaubnis gefragt zu haben. 423. 

— Unbefugtes Verlassen der Arbeit liegt 
nicht vor, wenn sich die Kellnerin zeit- 
weise aus dem Gastzimmer entfernt, um sich 
dem verletzenden Auszanken durch den 
Dienstgeber vor den Gasten zu entziehen. 
788. 

— (Liegt nieht vor), wenn zwar der angesuchie 
Urlaub verweigert wird, die Entfernung aber 
objektiv gerechtfertigt ist (slttlichePflichten). 
425,430. Krankheit. 426. BehördUche Vor- 
ladung. 685. 

/) 2. wegen beharrlicher Vernach- 
lässigung der Pflichten. 

— Beharrliche PflichtvernachlSssigung setzt 
wiederholte Verletzung der dem Arbeiter 
obliegenden Pflichten voraus. 298. 
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Auflösung des Arbeitsverhältnisses. 

^.Dnreh einseitige Erklärung. 

8. Entlassung durch den Arbeltgeber. 

/) 8. wegen beharrlicher Yernaeh- 
lassigung der Pflichten. 

— wenigstens zwei Pfliehtverletrungen sind 
erforderUch. 480. 

— doch genügt nachhaltiger Widerstand gegen 
die Weisung des Arbeltgebers cur Ver- 
richtung einer bestimmten Arbeit. 780. 

— durch Verderben des Arbeitsprodukts 
infolge wiederholter Naohllssigkeit bei Fer- 
tigstellung eines St&ekes Gewebes. 570. 

— durch VemachlSssigung der Aufsiel^ts- 
pflicht seitens eines Werkflihrers. 486. 

— durch TerspSteten Dienstantritt. 17, 
484. 

— durch unentschuldigtes Ausbleiben. 80, 
21, 808. 

— cum Zweck der Beteiligung an einer Wahl. 
589. 

— dureh Nichterflillung der Pflichten als 
Nachtwächter (Schlafen während der Naeht). 
590. 

— dureh wiederholte Mißhandlung eines 
Pferdes. 688. 

— durch Überschreitung des Urlaubs. 848. 
-> durch oftmaliges Blaumachen. 81. 

— durch wiederholte Trunkenheit bei der 
Arbeit. 640. 

— durch beharrliches Nichteinlialten der 
Gesehäftsstunden. 51, 59, 808, 435. 

— dnrehWelgerung, Überstunden zumachen. 
88. 591. 

im Zeitlohn zu arbeiten. 484. 

— Vereinseltes Zuspätkommen ist nicht als 
beharrliche Pfllchtvemachlässigung anzu- 
sehen. 58, 688. 

insbesondere dann nicht, wenn die An- 
nahme gerechtfertigt tat, daA der Gewerbe- 
inhaber auf pünktliches Erscheinen kein 
Gewicht legt. 628. 

— Eine vereinzelte abfällige AtüSerung des 
Gehilfen über die Behandlung des Lehrlings 
durch den Meister bildet keinen Entlassungs- 
grund. 522. 

— Schuldhafte Verzögerung in der Bestel- 
lung der Dienstkaution. 586. 

— die Weigerung, nach der Kündigung mehr 
als früher zu arbeiten, ist kein Entlassungs- 
gmnd. 587. 

~ geringerer Fleiß nach der Kündigung. 
588. 

f) 8. wegen Ve r 1 e 1 1 u n g der Hilfsarbeiter 
und Hausgenossen zum Ungehor- 
sam und zur Auflehnung. 

— wegen Verleitung zum Ungehorsam und 
zur Auflehnung. tOlb, 439, 684. 

— In der Aufforderung eines Arbeiters an die 
übrigen, sich um bessere Dienstplätze um- 
zusehen, liegt kein Grund zur sofortigen 
Entlassung. 57. 

— Die Aufforderung an einen anderen 
Arbeiter wegen der ihm zugefügten Miß- 
handlung die Strafklage zu erheben, recht- 
fertigt nicht die Entlassung. 618. 



Aullösung des Arbeltsverhlltnlsses. 

f) 4. wegen Ve r 1 e 1 1 u n g der Hüfsarbelter 
und Hausgenossen zu -unordent- 
lichem Lebenswandel, au unsitt- 
lichen oder gesetzwidrigen Hand- 
lungen. 806. 

— das Konkubinatsverhältnls eines Hilün 
arbelters mit der Frau eines anderen Arbeiters 
berechtigt nicht zur Entlassung desErsteren. 
580. 

^^1. wegen grober Ehrenbeleidigung. 

— wegen grober Beleidigung des Direktors. 
60. 

der Frau des Arbeitgebers. 61. 

elces Magazineurs. 827. 

des Buchhalters. 144. 

eines Lehrlings. 460. 

die Beleidigung des Bauherrn ist kein 

Entlassungsgrund für den Maurermeister, der 
den Arbeiter aufgenommen hat. 709. 

— Die Beleidigung eines Bediensteten höherer 
Kategorie, der nicht Hüfsarbelter ist, ist ein 
Entlassungsgrund. 827. 

— Der vor fremden Leuten mit „Kameel* be- 
schimpfte Hilfsarbeiter kann das Dienstver- 
hältnis ohne Kündigung lösen. 891. 

— Ein als Schimpfwort nicht gebräuchlicher 
Ausdruck (Knödel) berechtigt nicht zur 
Entlassung. 780. 

— Abwehr einer Beleidigung des Dienst- 
gebers bildet keinen Entlassungsgrund. 317, 
780. 

— Höhnisches Lachen auf den wegen Be- 
schädigung eines Fabrikats gemachten Vor- 
wurf berechtigt nicht zur Entlassung. 818. 

— Ung^örige Äußerungen bilden an sich 
keine Ehrenbeleidigung. 68, 64, 145. 

— allgfmein gehaltene, gegen eine bestimmte 
Person nicht gerichtete, rüde und ungebühr- 
liche Äußerungen bilden an sich noch keine 
Ehrenbeleidigung, z. B. „ich seh. . . . auf die 
Arbeit«. 676. 

— die Äußerung des Arbeiters er „ech. . . auf 
die Zeichnung des Meisters« enthält eine 
grobe Ehrenbeleidigung. 811. 

— „Wenn Sie es besser verstehen, so machen 
Sie es sich selbst« enthält keine grobe Ehren- 
beleidigung. 807. 

— wegen beiderseitiger Beleidigungen« 65, 
bei gegenseitigen groben Beleidigungen von 
Mitarbeitern kann jeder derselben entlassen 
werden. 759. 

— die strafrechtlichen Beschränkungen des 
Wahrheitsbeweises gelten auch für Streitig- 
keiten über Entlassung, wenn diese auf 
ehrenrührige Vorwürfe gegründet war. 758. 

g)^. wegen Körperverletzung oder 
gefährlicher Drohung. 

— wegen körperlicher Verletzung. 461. 

— wegen Bedrohung mit Tätlichkeiten. 68. 
144. 

— wegen Hervorrufting eines Raufhandels. 
462. 

— wegen tätlicher Mißhandlung eines anderen 
Angestellten. 688. 

— wegen Vorschubleistung bei der tätlichen 
Mißhandlung eines anderen Arbeiters. 818. 
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Auflösung des Arbeitswerhlltnlsses. 

— E. Durch einseitige ErklSrung. 

8. EntUssang durch den Arbeitgeber. 
A^^l. wegen abschreckender Krank- 
heit. 

— des Arbeiters Ist auch dann aulXssig, wenn 
dieser die Krankheit ohne sein Verschulden 
erworben hat. 208. 

KrStse. 208. 

-• Geschlechtskrankheit. 314. 

Augen-Trachom. 409. 

Epilepsie. 598. 

— Das Erkranken des Arbeiters an Tuber- 
kulose berechügt nicht zur Entlassung, 
813. 

h)2. wegen verschuldeter Arbeits- 
unfShlgkeit. 

— Eintägige Arbeitsunfähigkeit infolge 
Katzenjammers berechtigt zur Entlassung. 
615. 

ebenso die infolge eines verschuldeten 

Rauf handeis eingetretene Arbeitsunfähige 
kelt. 785. 

— Wenn die Arbeitsunfähigkeit auf einen 
Betriebsunfsll zurückzuführen ist, der sich bei 
größerer Aufmerksamkeit hätte vermelden 
lassen, ist die Entlassung nicht gerecht- 
fertigt. 616. 

h) 8. wegen unvetsehaldeter 
Arbeitssunfähigkelt von mehr als 
4 Wochen. 

— Vor Ablauf der 4. Krankheitswoche darf 
der erkrankte Arbeiter auch dann nicht ent- 
lassen werden, wenn dessen Stelle nicht un- 
besetzt bleiben kann. 689. 

— die Entlassung muß nicht sofort nach 
Ablauf der 4. Krankheitswoche ausge- 
sprochen werden. 724. 

— infolge der Entbindung. 464. 

— Kündigung während der Krankheit des 
Hilfsarbeiters Ist zulässig. 211, 212, 411, 412. 
Entgegengesetzt. 8. 

Das Unterlassen der Anzeige von der 

eingetretenen Erkrankung bildet keinen Ent- 
lassungsgrund. 812. 

— Mehr als 4wöchentilche Unterbrechung 
der Arbeit infolge Waffenübung berechtigt 
zur Entlassung. 526. 

i) wegen gefänglicher Anhaltung. 
215, 558, 826. 

9. Auflösung des Arbeitsverhält- 
nisses durch den Arbeitnehmer. 

a) wegenGesundheitsgefährdung. 

— Auflösung des Arbeitsverhältnisses ist nur 
zulässig, wenn vorher vergeblich die Beseiti- 
gung der Gesundheit gefährdenden Mängel 
der Arbeitsstätte verlangt wurde. 515. 

— Die Weigerung, dem Hilfsarbeiter an Stelle 
der gesundheitsschädlichen Arbeitsstätte eine 
andere zuzuweisen, berechtigt zum Verlassen 
der Arbelt. 516. 

auch die Verweigerung der Heizung des 

Schlafl>aameB bei großer Kälte. 818. 

6) wegen Mißhandlung oder Be- 
leidigung durch den Arbeitgeber. 

— Nur die Beleidigung durch den Gewerbe- 
Inhaber oder dessen Stellvertreter berechtigt 
zum Verlassen der Arbeit. 227, 228, 465. 



Auflösung des Arbeltsverhiitnisses. 

— Der Ausdruck „Knödel" begründet keine 
B«leidlgung. 730. 

— „Falott und verfluchter Tepp" begründen 
eine als grobe Beleidigung zu qualifizierende 
Besehimpfung. 838. 

— Eine grundlose Beschuldigung mit Dieb- 
stahl bildet eine grobe, zur Auflösung des 
Dienstverhältnisses berechtigende Ehren- 
beleidigung. 146. 

— Der Vorwurf unreellen Gebarend berechtigt 
zürn Verlassen der Arbeit nur, wenn er un- 
begründet ist 466. 

— Des Bechts,' die Auflösung des Dienst- 
TOThältnisses zu verlangen, wird der vom 
Arbeltgeber beschimpfte Arbeiter dadurch 
nicht verlustig, daß er den Angriff, ohne 
beleidigend zu werden, abwehrt. 317. 

c) wegen Verleitung zu unsitt- 
lichen oder gesetzwidrigen 
Handlungen. 

— wegen Verleitung des Hilfsarbeiters zur 
Verkürzung der Kunden im Maß. 320. 

— Die Behauptung einer Kaffeehauskassierin, 
sie müsse imGesdhäfte von anderen Personen 
UnSittlichkeiten ansehen, rechtfertigt nicht 
das Verlassen des Dienstes. 513. 

d) wegen Vorenthaltenrs bedunge- 
ner Bezüge oder Vertragsver- 
letzung. 

— Durch einseitig verfügte Lohnreduktion. 
484. 

— durch Nichtbezahlen des verdienten, 
wenn auch nicht vereinbarten Lohnes. 821. 

— durch Verweigerung der versprochenen 
Zulage. 231. 

— durch nicht entsprechende Gewährung des 
versprochenen Naturalquarüers. 682. 

— durch erhebliche Verzögerung der Aus- 
zahlung des Lohnes. 66, 230, 474. 

— durch grundlose Zurück Versetzung in eine 
schlechter entiohnte Arbeiterkategorie. 592. 

— durch Znrückversetzung einer Arbeiterin 
in das Lehrverhältnis. 817. 

— durch, einseitige Versetzung aus dem Zeit- 
lohn in den Akkordlohn. 608. 

— Wenn der Arbeiter Stundung des Lohnes 
bewilligt hat, kann er nicht das Arbeitsver- 
hältnis einseitig lösen. 467. 

— Dsgegen ist Mangel an Barmitteln keine 
Entschuldigung für den Arbeltgeber. 474. 

— Vorenthalten der bedungenen Bezüge liegt 
vor, wenn ein Unternehmer nachträglich eine 
firüher versprochene Zulage verweigert. 231. 

— — liegt auch dann vor, wenn der Lohn 
nicht ausdrücklich vereinbart worden ist, 
wenn aber der angemessene Iiohn vorent- 
halten wird. 821. 

liegt vor, wenn der als Pferdeknecht 

aufgenommene Arbeiter ständig als Heber 
verwendet wird. 775. 

Hegt nicht vor, wenn der als Fabriks- 
knecht aufgenommene Hilfsarbeiter zum Auf- 
und Abladen von Holz verwendet wird. 848. 

oder ein Kutscher im Stalle. 844. 

Ein Platzmeister, dem gekündet wurde, 

muß sich nicht während der KündignngsfHst 
zu untergeordneten Arbeiten verwenden 
lassen. 776. 

liegt nicht vor, wenn über die Vor- 
aussetzungen einer Zulage Erkundigungen 
eingezogen werden. 34. 
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Auflösung des Arbeitsverhältnisses. 

f.Durch einseitige ErklSrung. 
9. Auflösung des ArbeltsverhSU- 
nisses dureh den Arbeitnehmer. 
*<{; wegen Vorenthalte ns bedunge- 
ner Bezüge oder YertragtYer- 
letsung. 

liegt nicht vor, wenn einer ^klama- 

tion gegen die Lohnberechnnng bei der 
Auszahlung nicht sofort stattgegeben wird, 
sondern, wenn sich der Arbeitgeber die 
Prüfung vorbehält. 819. 

Die bloße Besorgais, daß vom Lohn ein 

Abzug gemacht wird, berechtigt nicht zum 
Verlassen der Arbeit. 528. 

Die Vereinbarung, einen bestimmten 

Arbeiter aufzunehmen oder zu entlassen, 
bildet keinen wesentlichen Bestandteil des 
Vertrages. 789, 792. 

e^ 1. wegen Mangels an Arbeit. 
67, 68, 69, 153, 216, 217, 218, 560, 610, 
660. 
Siehe auch Aussetzen der Arbeit. 

— Trotz EinTerstSndnis über das Aussetzen 
der Arbeit kann der Arbeiter Entschädigung 
begehren, wenn nach einiger Zelt keine 
Arbelt geboten wird. 68. 

— Bntschadigung gebührt nicht, wenn die 
Arbeit wegen notwendiger Reparaturen aus- 
gesetzt werden muA. 88. 

— Entschädigung gebührt für den durch 
zufällige Betriebsstörung verursachten Ver- 
dienstentgang. 883. 

— Entschädigung gebührt nicht, wenn dem 
Ortsgebrauch gemäß am Feiertag nicht ge- 
arbeitet wird. 702. 

— Entschädigung gebührt nicht, wenn sich 
der Arbeiter ausdrücklich oder stillschwei- 
gend mit unentgeltlichem Aussetzen einver- 
standen erklärt hat. 765, 766. 

— Eine vorübergehende teilweise Unter- 
brechung der Stückarbeit berechtigt nicht 
zum Verlassen der Arbeit. 528. 

t. Entschädigung wegen vorzeitiger 
» oder verschuldeter Auflösung. 

— Entschädigung gebührt nur für die Kündi- 
gnngsfirist. 69. 

— Entschädigung für die Kündigungsfrist 
gebürt auch dann, wenn der Arbeiter ander- 
wärts Verdienst gefttnden hat. 232. 

— Durch grundlose vorzeitige Entlassung 
wird der Anspruch des Arbeiters auf den 
Teil des Lohnes nicht verwirkt, der für die 
Fortdauer der Arbeit bis zum Schlüsse der 
Gampagne zugesichert war. 220. 

— Der vorzeitig austretende Hilfsarbeiter hat 
Ersatz zu leisten für den hölieren Iiohn des 
an seiner Stelle aufgenommenen Aushelfers 
und für die mit der Beschaffung dieser 
Hilfskraft sonst verbundenen Kosten. 734. 

— Wenn der Arbeitgeber den Arbeiter wegen 
seines Verschuldens vorzeitig entläßt, kann 
er nicht auch gleichzeitig Schadenersatz 
wegen Vorzeitiger Auflösung des Arbeits- 
verhältnisses verlangen. 829. 

— Beiderseitiges Verschulden an der Auf- 
lösung des Dienstverhältnisses. 316, 317, 318. 

— keine Entschädigung, wenn nach Be- 
hebung des Verdachtes die Aufhahme in den 
Dienst angeboten worden ist. 319. 



Auflösung des Arbeitsverhältnisses. 

-^ Entschädigung wegen grundloser Entlas- 
sung umfaßt zum mindesten den Lohn für 
einen vollen Arbeitstag, auch wenn die Kün- 
digung ausgeschlossen war, sofern der Ar- 
beiter zur Arbeit erschienen ist. 163, 629. 

— — wegen vorzeitiger Entlassung hat sich 
auch auf die Vergütung des durch den Ent- 
gang einer Naturalwohnung verursachten 
Schadens zu erstrecken. 157. 

— — umfaßt, auch die zugesagte Wohnungs- 
zulage. 238. 

— Li der Ausstellung einer Generalquittung 
liegt der Verzicht auf die Entschädigung. 235. 

— Für Entschädigungsansprüche, die erst 
nach Auflösung des Dienstverhältnisses ent- 
standen sind, ist das Gewerbegericht nicht 
zuständig. 335. 

— Durch Vertrag kann die Entschädigung 
anders bestimmt werden, als sie das Gesetz 
normiert. 555. 

— - Der Arbeiter kann nur wegen Nicht- 
beschäftigung die Entschädigung begehren, 
aber nicht verlangen, daß seine Arbeits- 
leistung entgegengenommen wird. 559. 
B. Zwang zur Rückkehr In die Arbelt. 
H, Haftung des Gewerbeinhabers für 
den durch den Kontraktbruch des Arbeiters 
verursachten Schaden. 229. 

Auflösung des Lehrverhältnlsses durch über- 
einstimmenden Willen beider Teile. 92. 

— Wegen Nichtleistung der Gegenleistungen 
ist der Lehrherr nicht zur Auflösung berech- 
tigt. 287. 

'- wegen Diebereien des Lehrlings. 287. 

— wegen wiederholter Pflichtverletzungen. 
289. 

— wegen unbeftigten Verlassens der Arbeit 
durch den Lehrling. 290. 

— Zeitweises Verwenden des Lehrlings zu 
anderen als gewerblichen Arbeiten bildet 
keinen Auflösungsgrund. 290. 

— wegen Mißbrauchs des väterlichen Zucht- 
rechtes. i}92. 

— wegen Gesundheitsgefahrdung durch Nacht- 
arbeit. 367. 

— Im Falle grundloser Auflösung des L. 
durch den Lehrling Ist der Gtowerbeinhaber 
zur Ausstellung eines Zeugnisses und Aus- 
folgnug der Dokumente nicht verpflichtet 
755. 

Aufnahme unter Vorbehalt der Entscheidung 
nach Beibringung des Arbeitsbuches. 485. 

Aufsicht. Vernachlässigung der Aufsichts- 
pflichten. 435, 436. 

Auftrag an einen Arbeiter, einen Gehilfen auf- 
zunehmen. Dadurch entsteht ein Arbeits- 
verhältnis zwischen Unternehmer und Ge- 
hilfen. 670. 

Augentrachom, abschreckende Krankheit 409. 

Ausbleiben. Siehe Auflösung wegen unbeftig- 
ten Verlassens der Arbeit. 

Ausfolgung des Arbeitsbuches ist als Entlassung 
anzusehen. 184. 

— In dem Verlangen um, liegt eine Austritts- 
erklärung. 236. 

auch dann, wenn die vom Arbeiter 

angestrebte Pensionierung nicht erfolgte . 
237. 

— Rechtzeitigkeit. 281. 
Siehe auch Arbeitsbuch. 
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Ausgang. Um den vereinbarten Ausgang sa 
machen, bedarf der Arbeiter keiner beson- 
deren BewiUignng des Arbeitgebers. 428. 

Aushilfe. Anshelfer hat keinen Ansprach auf 
Eiindigang. 244. 

— Eine nur sar Aashilfe aafgenommene and 
demsnfolge anch nur nach Mafigabe des 
Bedarfes an einzelnen Tagen der Woche 
beschäftigte Wäscherin hat keinen Ansprach 
auf Kündigung. 135. 

— Ein für die Dauer der Erkrankung eines 
Hilfsarbeiters aufgenommener Aashelfer kann 
nicht ohne Kündigung entlassen werden, wenn 
der Aashilfegrand noch fortdauert. 106. 

— Zwischen dem Aushelfer, der Ton einem 
zur Waffenül/ong einrückenden Gehilfen 
bestellt wurde und dem Geweibeinhaber 
besteht kein Lohnvertrag. 581. 

— Im Falle der Aufnahme für die Dauer der 
Erkrankung eines bestimmten anderen Ar- 
beiters endet das ArbeitsTerhältnls ohne 
Kündigung mit der Genesung des andertn 
Arbeiters. 184. 

— Die Aufiaahme „zur Aushilfe** ändert 
nichts an der gesetzlichen Kündigungsfirist, 
faUs der Zeitpunkt, wann die Aushilfe enden 
soll, nicht genau bestimmt ist. 86. 

— Umwandlung eines dauernden Dienstver- 
hältnisses in ein solehes zur Aushilfs. 244. 

— Ein anfänglich nur zur Aushilfe aufgenom- 
mener Arbeiter wird, sobald der Grund der 
Aushilfe weggefallen Ist, durch seine Weiter- 
verwendung im Gewerbe dauernd in Arbeit 
übernommen und erlangt dadurch Anspraeh 
auf Kündigung. 100. 

— Die bei der Aufnahme gemachte Ein- 
schränkung, dafi der Arbeiter in den ersten 
Wochen nur etwa 8 Tage beschäftigt wird, 
berechtigt nicht zur Lösung des Arbelta- 
Terhältnisses ohne Kündigung. 660. 

— Bei mehijährlger Dauer des Dienstverhalt 
nisses kann dieses nicht als ein aushilfs- 
weises angesehen werden. 735. 

Aushilfe. Lohn eines zur Aushilfe aufgenom- 
menen Gehilfen. 39. 

— Dem zur Aushilfe aufgenommenen Arbeiter 
gebührt ein höherer Lohn als dem in 
dauernder Beschäftigung stehenden Arbeiter. 
680. 

— den für den Ersatzruhetag beigestellten 
Aushelfer hat der Gewerbeinhaber zu ent- 
lohnen. Entgegenstehende Vereinbarung Ist 
zulässig. 767. 

— Siehe auch Kündigung. 
Aushllfsl(Onditlon der Buchdrucker beinhaltet 

Becht znr Auflösung ohne Kündigung. 186. 
Aushiifsl(eiiner. Lohnanspruch. 141. 
Ausl(Onfte, ungünstige, berechtigen nicht znr 

Entlassung, wenn sie nicht näher bezeichnet 

werden. 315. 

— Für Entschädigungsansprüche, die aus 
der Erteilung ungünstiger Auskünfte nach 
Auflösung des Dienstverhältnisses ent- 
standen sind, ist das Gewerbegericht nicht 
zuständig. 335. 

AusschluB der Kündigung, siehe Kündigung. 

Aussetzen der Arbeit. Eine durch notwendige 
Reparaturen veranlafite ein- bis zweitägige 
Arbeitspause berechtigt nicht, das Arbeits- 
verhältnis als gelöst zu betrachten. 88. 

— Der mit dem Aussetzen nicht einver- 
standene Hilfsarbeiter hat Anspruch auf 



Lohn und braucht die entfallene Arb'eit 
nicht in Überstanden naohzuti:«gen. 838. 
Aussetzen der Arbeit. Der Hililiarbeiter kann 
nach angemessener Zeit Arbeit, beziehungs- 
weise Lohnentschäiigung für die Kündi- 
gungsfrist verlangen. 68. 

— Der Hilfsarbeiter kann wegen Mangel an 
Arbelt das Verhältnis einseitig lösen. 216. 

nicht aber der Arbeitgeber. 217. 

— Der Arbeitgeber mufi dem Akkord- 
arbeltar, den er nicht arbeiten ließ, BntschS- 
digung leisten. 219, 614. 

— Wenn sich der Hilfsarbeiter damit ein- 
verstanden erklärt hat, kann er nicht nach- 
träglich Entschädigang verlangen. 67, 609, 
610, 766. 

— Wenn ein Arbeiter bei mangelnder Be- 
schäftigung auf Arbeit wartet, ohne An- 
sprüche zu stellen, so erklärt er sich mit 
unentgeltlichem Aussetzen der A. einver- 
standen. 765. 

— Ein Anspruch auf Entschädigung besteht 
deshalb nicht, weil dem Arbeiter das 
Arbeltsbuch für die Dauer des Aussetzen« 
ausgefolgt wurde. 766. 

— Während des Aussetzens kann der 
Arbeiter sich in einem anderen Unter- 
nehmen aushilfsweise verwenden lassen. 
781. 

— Bestimmungen des Genossensdialtsstatutes 
über Aussetzen sind für den Arbeiter ohne 
Belang, wenn beim Vertragsabschlüsse nicht 
darauf Bücksicht genommen wurde. 256. 

— kann nicht vom Unternehmer als Strafe 
verhängt werden. 221. 

— Arbeitsbuch braacht nicht ausgefolgt 
werden. 165. 

Austreten des Hilfsarbeiters. Siehe Auflösung 
durch einseitige Erklärong des Arbeit- 
nehmers. 

Austrittserklärung. Siehe Auflösung durch ein- 
seitige Erklärung. 

Auszahiungstag. Die Kündigung mufi, wenn 
nichts anderes vereinbart, nicht gerade am 
Auszahlungstage gegeben werden. 407. 

Bagatellverf ahren. Durch die Zession mehrerer 
Forderungen unter 100 K geht die Selbstän- 
digkeit der einzelnen Ansprüche nicht ver- 
loren, und es ist über die Klage im Bagatell- 
verfahren zu verhandeln, auch wenn die 
mehreren Ansprüche zusammen 100 K über- 
steigen. 888. 

Bäcker. Ersatzruhetag mufi spätestens am 
nächstfolgenden Sonntage gewährt werden. 
280. 

— Vorrichten des Brotteiges an Sonntagen 
abends. 482. 

— Für auftragwidriges Kreditleren haftet der 
Brotausträger. 646. 

Barzahlung. Es ist nicht als ordnungsmäfiige 
Zahlung anzusehen, wenn der Lohn nur vor- 
gezählt wird, aber der Arbeltgeber einem 
Dritten gestattet, den Lohn oder einen Teil 
wegzunehmen. 223, 481. 

— Ausfolgung des Lohnes an den daranf 
Beschlag legenden Gastwirt zur Berichtigung 
derZechschulden ist unzulässig. 369. 

— des Lohnes. Abzüge behufs Tilgung von 
Lebensmittelforderungen eines Kaufinannes 
sind unzulässig. 7. 
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Barzahlung. Eine Fordening für Vorschüsse, 
Lebensmittel und Getränke kann nicht auf- 
gerechnetwerden, wenn die einseinen Posten 
nicht angegeben werden können. 482. 

— Forderungen für Brot, Zigarren und Brannt- 
wein dürfen auf den Lohn nieht angereelinet 
werden. 260. 

— Der Pollor darf ans einer übernommenen 
Gotstehnng für Gasthausschnlden des Ge- 
hilfen den Lohn nicht vorenthalten. 870. 

— Übernahme der Bürgschaft durch den Ar- 
beitgeber für Lebensmittelschnlden Ton Ar- 
beitern bei dritten Personen and Übernahme 
der EntschKdignngsbürgschaft dnroh einen 
am Beenge der Lebensmittel nicht beteiligten 
Arbeiter ist znl'asslg. 371. 

— Der Wert der vom HiUSsarbeiter mit 
Wissen des Gewerbeinhabers bezogenen 
Hobsabfalle kann ohne voransgegangene 
Vereinbarung nicht vom Lohne abgezogen 
werden. 872. 

Siehe auch Lohn. 

Bauarbeiter. Umfang des Begriffes „gewerb- 
licher Hilfsarbeiter^ 180, 160, 161, 162. 

Baugewerbe. Bestimmungen des Genossen- 
Bchaftsstatutes über das Aussetaen. 256. 

— Beachtung des Ortsgebrauches über die 
Einstellung der Arbeit am Feiertag. 702. 

— Gerüstaulage bei Arbeiten auf dem HSnge- 
gerüst. 651. 

— Provision der Ziegel-, Zement- und Kalk- 
lieferanten für die Pollere. 550. 

— Übung, die Maurer mit Ende der Saison au 
entlassen, beseitigt nicht die Anwendung der 
gesetslichen KündigungsfHst 572. 

Bauherr. Der Maurergehilfe steht zu dem 
Bauherrn als Besteller des Arbeltgebers in 
keinem KechtsverhfQtnis. 709. 

Baumelster, weicher einzelne Maurerarbeiten 
seinem Stellvertreter in Akkord gibt, haftet 
nicht den vom Subunternehmer aufgenom- 
menen Arbeltern für Lohn. 725. 

Bauschreiber hat keinen Anspruch auf Ent- 
lohnung von Überstunden, wenn eine nach 
Stunden bestimmte Dauer der Arbeitszeit 
weder bedungen, noch ortsüblich ist. 38. 

— NachlSssigkelt bei der Führung von 
Wochenlisten berechtigt zur Verweigerung 
eines günstigen Zeugnisses. 173. 

Bauunternehmer. Verhatnis zu dem Partie- 
führer oder Subunternehmer. 413, 414. 

Bauzeichner, die bloß zum Kopieren von 
PlSnen und zur Zusammenstellung der 
Wochenlistm verwendet werden, sind als 
Hilfsarbeiter anzusehen. 180. 

Bedingte Aufnahme unter Vorbehalt der Ent- 
scheidung nach Beibringung des Arbeite- 
buches. 485. 

Bedlnf ung. Die Auflösung des Arbeitsverhält- 
nisses kann vom Eintritt einer Bedingung 
(z. B. Entlassung von der Bürgschaft) ab- 
h'aogig gemacht werden. 657. 

— Die Resolutivbedingung, das Arbeitsver- 
hältnis soll aufgelöst werden, wenn der 
Arbeiter anderwärts Arbeit findet, ist zu- 
lässig. 658. 

Beharrliches Vemaohrässigen der Pflichten als 
Entlassungsgrund liegt nicht vor, wenn der 
Arbeiter vereinzelt zu spät kommt. 52. 

— Pflichtvemachlässigung durch Ausbleiben. 
SOS. 



Beharrliches Vernachlässigen der Pflichten als 
Entlassungsgrund liegt vor, durch Nichtein- 
halten der Geschäftsstunden seitens des 
Werkführers. 435. 

— — durch Vernachlässigung der Pflicht zur 
Aufsicht über den ordnungsmElUgen Arbeits- 
betrieb in der Werkstätte. 486. 

setzt wiederholte Verletzung der dem 

Arbeiter obliegenden Pflichten voraus. 298, 
480. 

— durch fahrlässige Beschädigung des Mate- 
rials. 801. 

Siehe auch Auflösung wegen unbefugten 
Verlassene der Arbeit und beharrliche Ver- 
nachlässigung der Pflichten. 
Beisitzer sind zur Entscheidung über Wieder- 
einsetzung gegen ein in der Streitverhand- 
lung gefälltes Säumnisurteil beizuziehen. 
887. 

— kann nicht deshalb abgelehnt werden, 
weil er nicht derselben Branche angehört wie 
die ablehnende Partei. 549. 

Beleidigung, siehe Auflösung wegen Ehren- 
beleidigung. 

Bergbau. Maschinist beim Bergbau untersteht 
nicht dem Gewerbegericht. 621. 

Berufung. Verwerftmg mangels eines bestinun- 
ten Antrages. 363. 

Beriifungsantrag ist ein wesentlicher Bestand- 
teil der Berufung. 363. 

Berufungsgericht. Vor dem Berufungsgerichte 
können neue Ansprüche (Kompensations- 
einrede) nicht erhoben werden. 360. 

Berufungsverffahren. Für die Bewertung des 
Streitgegenstandes im Bemftmgsverfahren 
sind die im Berufnngsverfahren vorgenom- 
menen Feststellungen maßgebend. 128. 

— Bei Kumulierung mehrerer Klagen unter 
Je 100 K ist Berufung nur nach § 80 Gew. 
Ger. G. zulässig. 718. 

— Im Falle der Berufung gegen ein gewerbe- 
gerichtliohes Urteil in Säumnisfällen ist 
neues tatsächliches Vorbringen und Ein- 
wendungen gegen das von der nicht säumigen 

. Partei in erster Instanz Vorgebrachte ausge- 
schlossen. 124, 347, 568. 

— Vor dem Berufungsgerichte ist die Streit- 
sache lediglich in den dureh die Anträge 
bestimmten Grenzen von neuem zu verhan- 
deln und sind für die Bestimmung dieser 
Grenzen die Berufungsgründe maßgebend. 
339. 

— Im Verfahren vor dem Bemfüngsgerichte 
finden die Vorschriften der Z. P. O. über 
das Vorverfahren keine Anwendung. 164. 

Bestimmtheit der Erklärung bei Kündigung 
oder Entlassung. 27, 28, 29, 80, 82, 85, 101, 
103, 104, 238, 416, 469. 
Siehe auch Auflösung und Kündigung. 

Bestrafung des Lehrlings. 292. 

Betriebskrankenkasse. Schiedssprüche des 
ScÜedsgerichtes einer Betriebskrankenkasse 
können nicht vor dem Gewerbegerichte ange- 
fochten werden. 357. 

Betriebsredüktion verpflichtet zum Ersatz an 
die Akkordarbeiter, wenn sie nicht der 
Verkürzung der Arbeltszeit zugestimmt 
haben. 514. 

Betriebsstätte, in welcher die Arbeiten geleistet 
werden. 126. 

b* 
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BetrielMStätte. Der Gewerbeinhaber ist nur 
Terplliehtet, an seiner Betriebsstätte Arbeit 
SU geben. 807. 

— For die Znrdse zn dem von der Betriebs- 
stätte dne Stunde entfernten Arbeitsorte ge- 
bührt dem Arbeiter eine Yergntang. 846. 

-^ fix welche die Arbeiten 211 leisten sind, ist 
nuftgebend iSr örtliche Zastindigiceit. 125. 

— Der Ort, en dem der PIstssgent tätig zu 
sein liat, begründet nicht die örtliche Zustän- 
digkeit. 444. 

— ist verschieden vom Standort des Gewerbes, 
nurerstere ist für die Zuständigkeit mafi- 

. gebend. 543, 578. 

— für die Irrefülumng der Arbeiter über die 
Person des Arbeitgebers durch unrichtige 
Bezeichnung der Betriebsstätte liaftet der 
Schnidtragende. 821. 

Betriebsstörung. Der Unternehmer liaftet dem 
Akkordsrbdter für den durch eine zufällige 
Betriebsstörung bewirkten Yerdienstentgang. 
383. 

Betrug durch Xlbervorteilung der Gäste be- 
rechtigt zur Entlassung des schuldtragenden 
Schankgeliiiren. 194. 

— Durch absichtliche Täuschung des Arbelt- 
gebers lünslchtlioh des Vorhandenseins 
einer von diesem verlangten Aufnahme- 
bedingung. 668. 

BelrOgerisehe Angaben über das geleistete 
Arbeitsquantum berechtigen zur Entlassung 
302. 

Bettgeher sind nicht zu den Hausgenossen Im 
Siime des § 82, lit. f Gew. O. zu rechnen. 
206. 

Bevollmächtigter. Abschluft des Arbeitever- 
trages durch den Partieführer verpflichtet 
den Unternehmer. 78, 324, 835. 

— Abschluil des Arbeitsvertrages durch den 
Partieführer verpflichtet den Unternehmer 
dann nicht, wenn der Partieführer die Arbeit 
selbständig in Akkord übernommen hat. 74. 

— Abschluß des Arbeitsvertrages djirch die 
Ehegattin als BevoUmSchtigte. 659. 

— Außer der Ehegattin können auch andere 
eigenberechtigte Angehörige oder Angestellte 
weiblichen Geschlechtes zu Bevollmächtigten 
bestellt werden. 886. 

— im gewerbegerichtlichen Verfahren muß 
Vollmacht haben. 475, 563. 

— Einen Angestellten, der ohne Vollmacht 
erscheint, kann das Gericht, muß aber nicht 
als Bevollmächtigten zulassen. 563. 

Bewelsiast. Der auf Schadenersatz belangte 
Arbeltgeber hat zu beweisen, daß der Ar- 
beiter keinen Schaden hatte, weil er ander- 
welUg Verdienst fand. 457. 

Bewertung des Streitgegenstandes im Beru- 
fnngsverfahren. 128. 

Bezirkskrankenkasse. Folgen der unterlas- 
senen Anmeldung. 210. 

— Beiträge, die seit mehr als einem Monate 
rückständig sind, dürfen vom Lohne nicht 
abgezogen werden. 262, 454. 

Bezüge. Vorenthalten bedungener Bezüge kann 
auch dann vorliegen, wenn der Lohn nicht 
ausdrücklich vereinbart worden ist 821. 

— Reisespesen bilden einen Teil der verein- 
barten Bezüge des Handlungsreisenden. 78, 
293. 

— Siehe auch Lohn. 



BiOfffcfauerei. Wirtschafter sind nicht Arbeiter. 

344. 
Bierbrauerei. Arbeitszeit. 345. 
Bieraarken. Lohnabsug für. 499. 
Biaumachen. Entladung wegen. 2i. 

— Wenn für neoerllehes Biaumachen eine 
Konventionalscrafe vereinbart war, kann 
nicht die Entlassung erfolgen. 222. 

Blumenzuricliterin. Ausdehnung der Arbeits- 
zeit über das übliche Maß und En0ohnuDg.53O. 

Bohrist. Der als Bohrist aufgenommene Arbeiter 
ist HIlfiBarbeiter und nieht Tagiöhner. 111« 

Borgen. Für auftragwidriges Kreditieren haftet 
der Brotausträger seinem Arbeitgeber. 646. 

Bote. Bekanntmachung der Kündigung durch 
einen Boten. 808. 

Brotaustriger. Haftung für auftragwidriges 
Kreditleren. 646. 

Bruch. Anspruch auf Ersatz für den Bruch 
beim Ziegelmachen. 389. 

BrQckenmaut. ErsaU der vom Arbeiter be- 
zahlten. 375. 

Buchbinder. Es ist kein Entlassungsgrund, 
wenn der Gehilfe das einzubindende Buclx 
zuerst liest und dabei einige Blätter verliert. 
816. 

Buchdrucker. Bei Aufnahme in Aushil&kondi- 
tion besteht kein Ansprach auf Kündigung. 
136. 

— Bezanlung nicht geleisteter Arbeiten auf 
Grund der vereinbarten Bestimmungen dea 
Tarifes der Buchdruckereibediensteten. 
361. 

Buchhalter in einer Zuckerwarenfabrik ist 

nicht Arbeiter. 329. 
Bügeln. Die Vereinbarung auf Unterweisung 

im Bügeln begründet kein Lehrverhältnis. 

285. 

— Ansprüche auf Vergütung für das mit- 
gebrachte Bügeleisen gehören nicht zur 
Zuständigkeit des Gewerbegerichts. 660. 

— ist mangels einer Vereinbarung nicht zur 
Wascharbeit verpflichtet. 842. 

Bürgschaft. Ans der Übernahme der Bürg- 
schaft für Zechschulden des Arbeiters kann 
diesem kein Lohnabzug gemacht werden. 
370. 

— Wohl aber dem sich verbürgenden Arbeiter, 
der am Bezüge der Lebensmittel nicht be- 
teiligt war. 371. 

Dampfkessel. Der Kesselwärter kann unge- 
achtet günstiger Priifüngs- und Verwendungs- 
zeugnisse wegen Unfähigkeit entlassen 
werden. 185. 

— Der Heizer Ist berechtigt, die Feuerung 
einzustellen, wenn aus der Beschaffenheit 
des Kessels Gefahr droht. 429. 

— er darf aber nicht ohneweiters den Kessel 
verlassen, ohne vorher Jemanden davon Mit- 
teilung zu machen. 686. 

Dampfmaschinen. Der Wärter darf nicht 
eigenmächtig die Maschine verlassen. 415. 
686. 

Dauer des Arbeitsverhältnisses. Wenn das 
Arbeitsverhältnis für einen Monat begründet 
ist, kann nur für den Schluß des Monates 
gekündigt werden. 258. 

— Wenn Arbeiter eine als Ganzes angesehene 
Arbeitsleistung übernommen haben, kann 
nicht ohne gesetzlichen Grund während der 
Arbelt gekündigt werden. 527. 
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Dauer des Arbeltsverhältnisses. Bedeutong 
derZasicheAing einer danemden Anstellung. 
764. 

Siehe Aoflb'sang des ArbeitsYerhältnisses 
durch Zeitablauf. 

— der Probezelt nach Handeisbrauch. 385. 
Dilten. Bei Beisenden bilden die Diäten eines 

Teil der yertragsmSfiigen Entlohnung. 
78, 293. 

— bilden einen Teil der yertragsmaAigen 
Entlohnung. 378. 

Diebstahl. — Siehe Auflösung des Arbeitsver- 
hSltnisses wegen Diebstahl. 

Dienstbotenbuch. Auch wenn der Katsoher 
nur im BesitE eines Dienttbotenbuohes ist, 
ist er als gewerblicher Hilfsarbeiter anzu- 
sehen, wenn sonst die Voraussetzungen vor- 
liegen. 809. 

Dienstbotenstreitigkeiten. Für Dlenstboten- 
streitigkeiten ist das Gewerbegexieht nicht 
zustandig. 188. 

Dienstzeugnis. — Siehe Zeugnis. 

Drohung^, — Siehe Auflösung des ArbeltsTer- 
hältnlsses wegen. 

Ehegattin. AbsohloA des ArbeitsTertrages 
durch die E. als BeTolIm'äohtigte. 659. 

Ehrenbeleidigung. — Siehe AuHösung des Ar- 
beitsverhältnisses wegen. 

Einberufung zur Waffenübung. — SieheWaffen- 
üfoung. 

Einkommensteuer. Abrechnung vom Lohne. 
274. 

Einstellen der Arbeit vor Feierabend ist unbe- 
fagtes Verlassen der Arbeit. 56. — Siehe 
auch Arbeitseinstellung und Auflösung 
w^;en unbefugten Verlassene der Arbeit. 

Eintragung, unzulässige, in das Arbeitsbuch. 
Hinweis auf Streik als Entlassungsgrund. 
164. 

— Im Arbeitsbuch, unzulässige. 486. 
Einverstandliche Auflösung. — Siehe Auf- 
lösung durch Willensübereinstimmung. 

Einwendungen gegen die Lohnabrechnung, 
Befristung. 789. 

Eisenbahnfahrt. Die auf der Elsenbahn ver- 
brachten Stunden sind nicht in die Arbeits- 
zeit einzurechnen und auch nicht als Über- 
stunden zu entlohnen. 276. 

Eisiaufplatz. Lohnstreitigkelten der Be- 
diensteten des Inhabers eines E. gehören 
nicht vor das Gewerbegericht. 721. 

Entbindung. Entlassung wegen der dadurch 
hervorgerufenen Arbeitsunfähigkeit. 464. 

Entlassung. — Siehe Auflösung des Arbeits- 
verhältnisses durch einseitige Erklärung. 

— Ein Hinweis auf die Entlassung ohne 
Kündigung darf in die Arbeltsbestätigung 
nicht aufgenommen werden. 341. 

Entlohnung, siehe Lohn. 

Entschädigung. Der Hilfsarbeiter, der den 

Arbeitsvertrag nicht rechtzeitig zuhält, ist 

ersatzpflichtig. 494. 

— Ebenso der Lehrling wegen Bruches des 
Lehrvertrages. 888. 

— des Arbeitgebers durch den Gehilfen, wenn 
dieser eine unbrauchbare Arbeit liefert. 
Mangelhaftigkeit des Materiales entschuldigt 
nicht, wcxm der Arbeiter den Besteller nicht 
darauf aufmerksam gemacht hat. 176, 178. 

— des Arbeltgebers wegen Verlassens der 
Arbeit vor Vollendung der akkordierten 
Arbeit. 527. 



Entschädigung des Arbeiters wegen Nioht- 
vollendung der akkordierten Arbelt durch 
Verschulden des Arbeitgebers. 177. 

— RegreßpAicht des GoldarbeitergehUfen 
wegen Beschädigung eines Edelsteines bei 
der Reparatur eines Ringes. 584. 

— - wegen Nichtbeschäftigung der Arbeiter. 
158, 886, 887, 560. 

— für die Zeit, während welcher der Arbeit« 
In Anhoflhung des vereinbarten Dienstes 
Arbeit von anderer Seite nicht angenommen 
hat, wenn der Arbeltsvertrag vom Dienst- 
geber nioht eingehalten wird. 896. 

— Bei Bemessung der Entschädigung des 
Akkordarbeiters wegen Verdlenstentganga 
Infolge Arbeitsmangels ist der Betrag zu- 
grunde zu legen, den der Arbeiter im 
Gewerbe tatsächlich verdient hat. 560. 

— Der Reisende Ist zu entschädigen, wenn er 
durch ungenügende Verwendung und ander- 
weitige Beschäftigung an seiner Provision 
verkürzt wird. 159. 

ebenso wegen Entganges der Reise- 
gebühren. 298. 

— des Arbeiters wegen Entgangs der Kran- 
kenversicherungsbeiträge. 294, 295. 

— für die Abnützung des Fahrrades. 377. 

— wegen Entgangs des Ersatzruhetages, siehe 
Ersatzruhetag und Sonntagsruhe. 

^ wegen Entgangs des Ersatzruhetage im 
Bäokergewerbe. 358. 

— wegen Entlassung, siehe Auflösung des 
Arbeitsverhältnisses, Entschädigung. 

— wegen vorzeitiger Kündigung, siehe Kün- 
digung. 

'- wegen Nichtausfolgung des Arbeitsbuches, 
siehe Arbeitsbuch. 

— wegen gesetzwidriger Verlängerung der 
Lehrzeit. 500. 

— Einfluß des beiderseitigen Veischuldens 
an der Auflösung des Dienstverhältnisses auf 
die EntschädigungsArage. 316, 317, 318. 

— wegen Entlassung, wegen Verhaftung, kann 
nicht begehrt werden, wenn nach Behebung 
des Verdachtes dauernder Verdienstangeboten 
wurde. 319. 

— Im Falle der Kündigung mit einer kürzeren 
als der gesetzliehen oder vertragsmäßigen 
Kündigungsfrist kann der Arbeiter nicht Ent- 
schädigung, sondern nur Zuhaltung des 
Vertrages verlangen. 83. 

— wegen vorzeitiger Entlassung gebührt auch 
dann, wenn der Arbeiter anderwärts Ver- 
dienst gefunden hat. 232. 

— wegen vorzeitiger Entlassung kann durch 
Vertrag abweichend vom Gesetze (§. 84 
Gew. O.) bestimmt werden. 555. 

— Ein Anspruch auf Entschädigung besteht 
nicht, wenn der Hilfsarbeiter mit der Auf- 
lösung des Arbeitsverhältnisses einverstanden 

war. 234. 

— wenn der Arbeiter wegen seines pflicht- 
widrigen Verhaltens vorzeitig entlassen 
wurde. 829. 

— In der Ausstellung einer Generalquittung 
liegt ein Verzicht auf die etwaige Entschä- 
diiTung. 235. 

— Verjährung des Entschädigungsanspruchs 
in 3 Jahren. 723. 

Erdarbeiter. Mit dem Abladen und Anschütten 
von Erde gegen Taglohn beschäftigte Ar- 
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beiter sind nicht ala gewerbliche Hilfluurbeiter 

anziuehen. 161, 787. 
Erglnzungen an der rereinbarten Akkordarbeit 

müssen besonders entlohnt werden. 179. 
Erkrankung. Die Nichtanzeige einer Erkrankung 

bildet keinen Entlassongsgnind. 812. 

— Die Entlassong wegen Krankheit maß 
nicht sofort nach Ablauf der 4. Krankheits- 
woche ausgesprochen werden. 724. 

Erlernung der Arbeit, Lohnanspruch. 48, 44. 
Ertatzruhetag muß sp'ätestens am darauf- 
folgenden Sonntage gewiOirt werden. 280. 

— Den Tag, an dem die Ersataruhe gewährt 
wird, setzt der Oewerbeinhaber fest. Eigen- 
mächtiges Verlassen der Arbeit, um die 
Bnheaelt £u genießen, ist unxulässig. 864. 

— kann nur bei solchen Gewerben bestimmt 
werden, bei denen Sonntagsarbeit gestattet 
ist. 605. 

— Ein Anspruch auf Entschädigung fSr den 
Entgang des Ersatzruhetages besteht nicht, 
wenn das Arbeitsverhältnis gelöst wurde, 
ehe der Arbeitgeber in die Lage kam, den 
Buhetag zu gewähren. 865. 

— Anspruch auf Entschädigung wegen Ent- 
ganges des Ersatzruhetages gebührt nicht, 
wenn in der vertragsmäßigen Entlohnung 
auch die Vergütung für die Sonntagsarbeit 
inbegrüTen ist. 844. 

— im Bäckergewerbe. Inwiefern wegen Ent- 
gang eine Entschädigung gebührt, ist naoh 
§ 878 a. b. O. B. zu beurteilen. 858. 

— Der Arbeitgeber hat den Auahelfer zu ent- 
lohnen, der vom Hilfsarbeiter für den 
Ersatzruhetag beigestellt wird. Entgegen- 
stehende Vereinbarung ist zulässig. 767. 

Fabriken. Streitigkeiten zwischen dem Unter- 
nehmer und höher qualifizierten Angestellten 
gehören nicht zur Zuständigkeit der Oewerbe- 
gerichte. 827, 828, 829. 

FabrlksmäBig betriebene Bierbrauerei.ArbeltB- 
zeit. 845. 

Fachschule. Der Lehrling ist verpflichtet, die 
Fachschule regelmäßig zu besuchen. 528. 

— Der Lehrherr, der es unterläßt, den Lehr- 
ling zum Besuche der Fachschule anzu- 
halten, wird entschädigungspflichtig. 617. 

Fälschliche Eintragungen im Lohnverreoh- 
nungsbuche berechtigen zur sofortigen Ent- 
lassung des Hilfsarbeiters. 192. 

— Eintragungen in die Lohnbücher durch den 
Werkmeister berechtigen zur Entlassung. 
806. 

Fahrrad. Entschädigung für die Abnützung. 
877. 

Feierschichten. Siehe Aussetzen. Für verein- 
barte Feierschichten kann kein Lohn be- 
gehrt werden. 889. 

Feiertag. Die Weigerung, an einem Feiertag zu 
arbeiten, berechtigt zur Entlassung. 202. 
— Bei Wochenlohn ist wegen arbeitsfreier 
Tage kein Abzug zulässig. 266. 

— Der Abzug ist zulässig, wenn an den 
Feiertagen gearbeitet werden soll, wenn 
aber mit Zustimmung des Arbeiters nicht 
gearbeitet wird. 840. 

— - Wenn an einem Jüdischen Feiertage gear- 
beitet wird, kann nicht mit Berufung auf den 
Feiertag die Ausfolgung des Arbeltsbuches 
verweigert werden. 282. 

— unterbricht nicht die Kündigungsfrist. 
408. 



Feiertag. Der Arbeitgeber muß nicht am 
Foiezteg arbeiten lassen, weam dies nicht 
ortsübUeh ist. 702. 

Fingierung eines Bestellongsauftrages bildet 
einen Orund zu Entlassung eines Hand- 
lungsagenten. 448. 

Fortsetzung der Arbeit über die frühere Kün- 
digungzeit ist als stiUsehweigende Zustim- 
mung zur bekanntgegebenen Änderung der 
Kündigungsfrist aufzufassen. 453. 
—' ist als stillschwelgende Verlängerung des 
Arbeitsverhältnisses anzusehen. 535. 

— der Arbeit durch kürzere Zeit nach Beendi- 
gung des Arbeitsverhältnisses ist nicht 
als stillsehweigende Verlängerung anzu- 
sehen. 98. 

— Naoh der Kündigung bedarf es zur Fort- 
setzung des Arbeitsverhältnisses einer darauf 
gerichteten Einigung. 586. 

— des Arbeitsverhältnisses mit dem Ote- 
schäffcsübernehmer unter den früheren Be- 
dingungen. 874, 584. 

Frauen. Nicht bloß die Ehegattin kann ala 
Bevollmächtigte bestellt werden. 836. 

Freisprechung des Lehrlings ist nur ein Akt 
der Beurkundung, Gehilfe wird er schon mit 
Ablauf der Lehrzeit. 500. 

Freisprechendes Urteil des Strafrichters Ist 
für den Zivilrichter nicht bindend. 675, 741. 

Frostwetter. Einstellung der Bauarbeiten. 
Kein Anspruch der Arbeiter auf Entschädi- 
gung. 548. 

FrQhstOekspause. 437. 

Gärtnerei ist kein dem Gewerbegericht unter- 
stehender Betrieb, wenn sie in den Grenzen 
der landwirtschaftlichen Produktion betrieben 
wird. 619. 

Gasthausschulden. Abzüge vom Lohn. 869, 
370, 871. 

Gefängliche Anhaitung. Entlassung wegen. 
215, 558. 

GellOgelSChlächter. Klage gegen denUnter- 
< nehmer der Geflügelmastanstalt. 692. 

Gehalt. Der Beisende hat Anspruch auf Gehalt 
für die Kündigungszeit nur dann, wenn er 
während dieser Zeit den vereinbarten Dienst- 
Verpflichtungen nachkommt. 36. 

Gehaltserhöhung. Wenn für den Beginn des 
Jahres eine Gehaltserholiung zugesagt wurde, 
um den Handlungsgehilfen zum Bleiben zu 
bestimmen, darf das Dienstverhältnis nicht 
früher aufgelöst werden. 270. 

GehaltSVOrschuB. Klagen auf Bezahlung eines 
anerkannten Gehaltsvorschusses gehören 
vor das Gewerbegericht. 856. 

Gehilfeneigenschaft wird schon mit Ablauf 
der Lehrzeit, nicht erst mit der Freisprechung 
erlangt. 500. 

Gemeinde. Übergabe des Arbeltsbuches an die 
Gemeinde bei Annahmeverzug des Arbeiters 
Ist zulässig. 488. 

Generalquittung enthält einen Verzicht auf 
die Geltendmachung weiterer Ersätzen - 
Eprüche. 235, 846. 

Generalpardon für streikende Arbeiter. 451, 
452. 

Genossenschaft. Der Arbeitgeber hat das bei 
der Genossenschaft aufbewahrte Arbeits- 
buch zwecks Ausfolgung an den Arbeiter 
selbst abholen zu lassen. 825. 
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Genossensehaftsstatut. Zur vertragsmäAlgen 
Aussohließimg der Kündigung genügt nicht 
der Bestand einer im Oenossensehaflsstatat 
beurkundeten Übung im Gewerbe. 955. 

— Wenn nach dem beiden Teilen bekannten 
Oenossenachaftsstatat die ersten 14 Tage als 
Probezeit zu gelten haben, so galt ii|nerhalb 
dieser Zeit die Aofhahme als anf Probe 
erfolgt. 257. 

— Oenossenschaftsbesohlüsse, bindende Wir- 
kung für alle Angehörigen, wenn nicht 
abweichende Verabredungen getroffen wur- 
den. 477. 

— Eine im Genossensehaftsstatut enthaltene 
Bestimmung über das Aussetzen der Hilfs- 
arbeiter wegen Mangels an Arbeit oder un- 
gunstiger Witterung ist für den ArbeitsTor- 
trag ohne Belang, wenn bei dessen Abschluß 
nieht darauf Rücksicht genommen wurde. 
856. 

— Einhalten der Bestimmungen über die 
Höohstzahl der Lehrlinge. 547. 

— Über die Vorbildung der Lehrlinge. 651. 
Genossenschaftsvorsteher. Die Bestätigung 

der Eintragungen im Arbeitsbuch durch den 
GenossenschaftsTorsteher hat der Arbeit- 
geber einzuholen. 768. 
Gerberei. Einbringen der HSute trotz Ver- 
Btrelchens der Arbeltszeit. 866. 

Gerichtliche Geschäfte. Der Arbeiter ist 
nicht berechtigt, ohne sich Urlaub geholt zu 
haben, wegen einer Ladung zu Gericht tou 
der Arbeit wegzubleiben. 437. 
-^ er ist berechtigt, sich von der Arbeit zu 
entfernen, um eine Klage anzubringen, die er 
nur wtQirend der Arbeitszeit anbringen 
kann. 428. 

GerOster ist gewerblicher Hilfsarbeiter. 162. 

— kann entlassen werden, wenn er auftrags- 
widrig die Polzungen eines Kanalschachtes 
herausnimmt. 195. 

GerOstzulage bei Arbeiten auf dem Hänge- 
gerüst. 551. 

Gesehäftsdiener im Handeisgewerbe. Kündi- 
gungsfrist. 410, 588. 

GeschftftSfOhrer in einem Wlrtsgeschäft ist 
nicht Arbeiter. 380. 

Geschlftsgehelmnlsse. Das Anerbieten des 
neu aufgenommenen SpeditionsangesteUten, 
die Geschäftsgeheimnisse des firüheren Prin- 
zipals preiszugeben, berechtigt nicht den 
neuen Prinzipal zum Rücktritt. 712. 

Geschäftsreisende, siehe Beisende. 

Geschftftsstunden, Beharrliches Nichteinhalten 
der Geschäftsstunden berechtigt zur Ent- 
lassung. 51, 59, 148, 435. — Siehe auch 
Arbeitezeit. 

— Das Neujahrsgeschenk Isf die Vergütung 
für die im letzten Teile des Jahres über die 
üblichen Gtoschäftsstunden zu leistende Mehr- 
arbelt. 274, 275. 

GeschaftsObernahme und Übernahme der 
Arbeitsverhältnisse. 874, 663, 664. 

Geschlecht. Auch Angehörige und Angestellte 
weiblichen Geschlechts können zu Bevoll- 
mächtigten bestellt werden. 836. 

Geschlechtskrankheit ist als abschreckende 
Krankheit anzusehen. 814. 

Gesellschaftsverhaltnisse. Für Klagen aus — 
ist das Gewerbegericht nicht zuständig. 
497. 



Gesetzlicher Vertreter eines Mindeijährigen, 
siehe Mindeijährige. 

Gesundheit. Die Verweigerung einer Arbeit, 
welehe für den Arbeiter mit der Gefahr einer 
Schädigung der Gesundheit rerbunden ist, 
rechtfertigt nicht die Entlassung. 199, 489. 

— Auflösung des Lehrverhältnisses wegen 
Gesundheitsgefährdung durch Nachtarbeit. 
867. 

— des Arbeits Verhältnisses wegen Gesund- 
heitsgefährdung durch ÜbelstSnde in der 
Werkstätte. 515. 516. 

Gewerbebetrieb. Unbefugter hindert nicht 
Anrufung des Gewerbegeriehtes durch die 
Arbeiter. 611. 

— Unbefugter Gewerbebetrieb hindert nicht 
die Anwendung der Bestimmungen der Ge- 
werbeordnung über das Arbeitsverhältnis. 
884.. 

-7, Übertragung des Gewerbebetrtebes und 
Übernahme der Arbeiter ohne Änderung des 
Arbeitsvertrages. 663. 

— ohne Übernahme der Arbeiter. 664, 804. 

— Auch der Betrieb der Geschäfte eines 
Konsumvereines ist als ein Gewerbebetrieb 
anzusehen. 797. 

Glasofen. Feiern der Arbeiter während des 

Wiederaufbaues. 610. 
Haft. Entlassung wegen gefänglicher Anhal- 

tung. 215, 558, 826. 
Haftung des Gewerbeinhabers solidarisch mit 

dem Arbeiter, wenn das firühereArbeitsverhält- 

nis nicht ordnungsmäßig aufgelöst worden Ist. 

229. 
Handelsagent. Entlassung wegen Fingierung 

einer Bestellung. 443. 

— Zuständigkeit mit Rücksicht auf den 
Tätigkeitsbereich des Platzagenten. 444. 

— siehe auch Reisende. 
Handelsgebrauch In Pilsen hinsichtlich der 

Kündigungsfrist. 298. 

— in Prag hinsichtlich der Dauer der Probe- 
zeit. 385. 

— in Brunn hinsichtlich der Fälligkeit der 
Verkaufsprovision. 760. 

Handelsgewerbe im Sinne des § 5 iit. d Gew. 
Ger. Ges. sind die Handelsgewerbe im 
engeren Sinne. 42,327,328,329. 

— Gesehäftsdiener im — Kündlgungsfirlst. 
410. 

Handlungsgehilfe. Der Reisende eines Tuch- 
fabrikanten ist bezüglich der Kündigung nach 
Handelsrecht zu beurteilen. 36. 

— Die Verkäuferin in einem Handelsgewerbe 
ist Handlnngsgehilfin. 48. 

— beim Betrieb eines Handlungsgewerbes 
beschäftigte Gesehäftsdiener sind nicht 
Handlungsgehilfen. 588. 

— Der zu Gesindediensten verwendete 
Handlungsdiener wird Handlungsgehilfe, 
wenn er regelmäßig zu kaufmännischen 
Diensten verwendet wird. 623. 

— Hinsichtlich Reisender siehe Reisende. 

— Ratenkassiere sind als Handlungsgehilfen 
anzusehen. 124. 

— Agenten für Ratengeschäfte sind Hand- 
lungsgehilfen, wenn sie nicht als selbständige 
Geschäftsleute anzusehen sind. 537. 

— Im Schankgewerbe Angestellte sind nicht 
Handlungsgehilfen. 796. 
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Handlungsgehilfe. Neajahrs^schenk Ist ein 
Teil der TertragsmSßlgen Bezage. 274, 275. 

— Ansprach aaf paoBohalierte Reisedüiten bei 
vorzeitiger Entlassang. 259, 298. 

— Reisen, die in Priratangelegenlieiten 
nntemommen wurden, berechtigen nicht 
zu Ansprachen an den Prinzipal, auch 
wenn gelegentlich Geschäfte gemacht worden. 
23. 

— Anspruch auf Ersatz für die entgangene 
Provision, wenn der Oewerbeinhaber, am 
den Handlungsgehilfen zu schädigen, den 
Umsatz herabdrSckt. 642. 

— Nach dem Handelsgebrauche in Brunn 
wird der Anspruch auf Yerkaufsprovision 
erst durch Berichtigung der Eaufpreisforde- 
rung erworben. 760. 

— Haben zu dem Abschlüsse eines Verkaufes 
mehrere Vermittler beigetragen, so gebührt 
jedem ein Teil der Provision. 761. 

■— Wahrend der Einberufang zur Waffen- 
übung besteht kein Ansprach auf Gehalt. 
214. 

— Der Anspruch auf Gehalt erlischt im Falle 
der Krankheit nach Ablauf von 6 Wochen. 
480. 

— Gehalt und Unterhalt kann im Falle der 
Erkrankung für sechs Wochen nur gefordert 
werden, wenn das Dienstverhältnis nicht 
früher gelöst wird. 211. 

— Dem gegen Mouatslohn angestellten Hand- 
lungsgehilfen darf wegen Ausbleibens nicht 
ein Lohnabzug gemacht werden. 473. 

— Dauer der Probezeit nach Handelsgebrauch. 
385. 

~ Die Entlassungsgründe in Art. 64 Handels- 
gesetzbuch sind bloß beispielsweise aufge- 
zählt. 859. 

— Entlassung wegen anhaltender Krankheit. 
210. 

wegen ungerechtfertigter Unter- 
brechung -der Dienstleistung. Verwirkung des 
Vertrauens des Prinzipals. 147. 

— wegen einmaliger Trunkenheit und da- 
durch veranlagter Unterbrechung der Arbeit 
an einem Nachmittag ist die Entlassung 
nicht gerechtfertigt. 714. 

— Entlassung wegen Nichteinhalten der 
Arbeitszelt durch den Handlungsgehilfen. 
51, 148. 

wegen wiederholter Nichtbefolgung der 

Anordnung des Geschäftsinhabers, und wegen 
Zurückbehaltens einkassierter Beträge. 149 . 

— — wegen Untreue. 149. 

wegen Untreue durch Annahme einer 

Provision beim Einkauf einer Maschine. 873. 

wegen Untreue durch das Anerbieten, 

die Geschäftsgeheimnisse des früheren Prin- 
zipals zu verraten. 712. 

— eines Handelsagenten wegen Fingierung 
einer Bestellung. 443. 

— Das Verschweigen der von einem anderen 
Handlungsgehilfen vertraulich mitgeteilten, 
von ihm begangenen Unterschlagung bildet 
an und für sich keinen Grund zur sofortigen 
Entlassung. 143. 

— wegen Beschimpfung eines anderen Gehil- 
fen im Geschäfte (Bachhalters) durch einen 
Handlungsgehilfen. 144. 

— - Die von einem Handlungsreisenden zu 
einem anderen Angestellten desselben Ge- 
schäftes gesprächsweise gemachte Äußerung : | 



Wenn er die Vertretung der Firma D. be- 
komme, dann pfeife er auf F. (seinen Prin- 
zipal),^ begründet keine erhebliche Ehrver- 
letzung. 860. 

— Entlassung wegen Beschimpfens eines 
Kunden. 441. 

wegen unanständigen Benehmens gegen 

einen Kunden. 442. 

— Derbe ungehörige Reden des Prinzipals 
wider den Handlungsgehilfen bilden an und 
für sich keine schwere Ehrverletzung. 145. 

— Anspruch auf Einräumung dienstfireier 
Zeit zum Au&uchen einer neuen Stelle nach 
der Kündigung. 150, 838, 389. 

•— Zeugnis über die Verwendung im Dienste 
und über die Sitten. 392. 

— Haftung fvLT Abgänge im Warenlager. 544, 
779. 

Handlungsiehrlltig. Auflösung des Lehrver- 
hältnisses wegen Pflichtverletzungen. 289. 

Handlungsreisende. Privatreisen berechtigen 
nicht zum Anspruch auf Diäten und Reise- 
kosten, wenn auch diese Reisen dazu benützt 
werden, um Im Geschäfte des Prinzipals 
tätig zu sein. 23. — Siehe auch Reisende 
und Reisekosten. 

— Die Reisekosten sind, wenn nichts anderes 
vereinbart, nachhinein zu bezahlen. 131, 272. 

HängegerUst. Zulage bei Arbeiten auf 551. 
Hausbesorgerdienst. Entlohnung durch Ge- 
währung einer Natural wohnung. 277. 

— Die Kündigung derHausbesorgerwohnung 
enthält nicht auch die Kündigung des mit 
dem Hausbesorger bestehenden gewerblicheii 
Arbeitsverhältnisses. 542. 

Hausgenossen. Bettgeher sind nicht Hausge- 
nossen im Sinne des § 82 lit. f Gew. O. 206. 

Hausgesellen. Rechtsverhältnis zwischen dem 
Hausgesellen und seinen Mitarbeitern gegen- 
über dem Unternehmer. 825. 

Heilanstalt, Portier. 693. 

Heimarbeiter. Perlmutterdrechsler. 326. 

— Weber. 325. 

— hat als gewerblicher Hilfsarbeiter Anspruch 
auf die gesetzliche Kündigungsfrist. 247. 

— ist nicht als gewerblicher Hilfsarbeiter an- 
zusehen, wenn er die FUckschneiderei selb- 
ständig betreibt und nicht in regelmäßiger 
Beschäftigung steht. 248. 

— darf für einen anderen Meister, als bei dem 
er beschäftigt ist, nicht Arbeiten liefern, 
wenn dadurch die rechtzeitige Fertigstellung 
der übernommenen Arbeiten gehindert wird. 
440, 479. 

— Der Heimarbeiter, der für mehrere 
Meister arbeitet, hat gegen Jenen, bei dem 
er sein Arbeitsbuch nicht erlegt hat, kein 
Recht auf Entschädigung für den Entgang 
der Kündigungsfrist. 588. 

Heimatsgemelnde. Übersendung des Arbeits- 
buches an die Heimatsgemeinde. 171, 488. 

— Siehe auch Arbeltsbuch. 

Heizung des Schlafraumes Ist der Arbeiter zu 

verlangen berechtigt. 818. 
Hilfsarbeiter. Ob ein Bediensteter Hilfsarbeiter 

oder Dienstbote ist, ist im einzelnen Falle 

zu bestlnmien. 128. 

— Der Besitz eines Dienstbotenbuches ist 
nicht entscheidend. 809. 

— Regelmäßige Verwendung beim Gewerbe 
ohne Rücksicht auf die Beschaffenheit der 
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geleisteten Arbeit begründet den Charakter 
dea gewerblichen Hilfaarbeiters. 495, 628. 

— Der zum Herrichten der Werkzeuge bei 
einem Bau verwendete Schlosaer iat Hllfi- 
arbeiter. 622. 

— im Sinne des § 82 lit. g Gew. O. sind 
nicht bloA die Hilfsarbeiter im Sinne des § 78 
Gew. O., sondern auch die für höhere Dienst» 
leistnngen angestellten Bediensteten. 227. 

— Bauzeichner eines Baumeisters. 130. 

— Heimarbeiter ist als g9werbllcher Hilfs- 
arbeiter anzusehen, wenn er mit beigestelltem 
Material nach bestimmtem Stücklohn regel- 
mäßig gewerbUehe TäÜgkeit leistet. 847, 
S26. 

— Heimarbeiter, die eine selbständige gewerb- 
liche Tätigkeit betreiben, sind nicht als 
Hilfsarbeiter anzusehen. 248. 

— Der zur Leistung von Hilfsdiensten einem 
Monteur zugewiesene regelmäAig rerwendete 
Helfer ist gewerblicher HÜfBarbeiter. 891. 

— Gernster sind Hilfsarbeiter. 162. 

— Köchin in einem Restaurant ist Hllfrarbei- 
terin. 45. 

-^ Kutscher einerFabrlk slndHilfsarbeiter . 1 28 , 
843, 844. 

— Küchemnädchen eines Restaurants sind 
Hilfsarbeiter. 189. 

— Ein Vorarbeiter, der die Arbeiten zuzu- 
weisen und zu beanftiehtigen hatte, ist 
Arbeiter nicht Meister. 501. 

— Nicht HUfiBarbelter. Ziegeltriiger. 160. 
Erdarbeiter 161. 

HotelsekretSr. 851. 

-^ — zur Verrichtung von Sollizltator- 
diensten angestellter Privatbeamte eines 
Kauitaiannes. 854. 

der nur anläßlich einer Übersiedlung 

für 8 Tage zur Aushilfe und zu untergeord- 
neten Diensten vei^wendete Arbeiter. 249. 

— Der Gewerbeinhaber ist verpfliehtet, nicht 
nur die gewerblichen Hilfsarbeiter, sondern 
alle in der von ihm gewerbsmäßig betriebenen 
Unternehmung beschäftigten Arbeiter für 
den Krankheitsfall zu versichern. 294, 895. 

Hinteriegung des Arbeitsbuches bei der Ge- 
werbebehörde im Falle nicht ordnungs- 
mäßiger Lösung des Arbeitsverhältnisses ist 
zulässig. 117, 121, 164. 

— Ebenso bei der Gemeinde. 488. 

-^ des Arbeitsbuches bei der Gewerbebehörde 
im Falle nicht ordnungsmäßiger Lösung des 
Arbeitsverhältnisses ist zulässig, sonst ge- 
nügt Einsendung an den Gemeindevorsteher 
nicht. 171. 

— Die Vexjährung des Entschädigungs- 
anspruches beginnt nicht schon mit der 
Hinterlegung. 164. 

Hotelsekretär. Klagen eines H. gegen den 
Uotelinhaber gehören nicht vor das Gewerbe- 
gericht. 851. 

Höhere Dienste verrichtet nicht ein Arbeiter, 
der die Arbeiten zuzuweisen und zu beauf- 
sichtigen hat. 501. 

Höhere Gewalt bef^it nicht von der Pflicht 
zur Schadloshaltung für entgangene Kün- 
digungsfrist. 1 . 

Holzabfalle. Abzug vom Lohne für Holzabfälle 
ist unzulässig warn darüber keine Verein- 
barung getroflfen wurde. 872. 

Inkompetenz. Siehe Unzuständigkeit. 



Inventarschaden, Zahlungen des Zahlkellners 
aus den Trinkgeldern für. 648. 

Irrtum über die Dauer der ArbeiUzeit an 
Sonntagen. 606. 

Irreführung -der Arbeiter über die Person des 
Arbeitsgebers durch unrichtige Bezeichnung 
der Betriebsstätte und Nichtanmelden einer 
Änderung macht den Schuldtragenden 
ersatzpflichtig. 821. ' 

— Durch TCuschung herbeigeführter Irrtum 
des Arbeitgebers über die von ihm voraus- 
gesetzte Empfehlung des Arbeiters durch 
einen Dritten macht den Vertrag ungültig. 
668. 

Jugendlicher Hilfsarbeiter, nicht Lehrling, 
wenn die Besc'häftigung nicht die praktlsehe 
Erlernung des Gewerbes zum Zwecke hat. a$6. 

— Fabriksarbeiter, die noch nicht 14 Jahre 
alt sind, haben keinen Anspruch auf Ent- 
schädigung für den Entgang der Kündigungs- 
frist. 815. 

jüdischer Feiertag rechtfertigt nicht Verwei- 
gerung der Ausfolgung des Arbeitsbuches. 
a82. 

Juristischer Kommis ist nicht gewerblicher 
Hilfsarbeiter. 8^4. 

Kalo. Abgänge im Warenlager, die sich ans 
der natürlichen Schwendung ei^eben, hat 
der Handlungsgehilfe nicht zu vertreten. 
Bedeutung einer vertragsmäßigen Feststel- 
lung des zulässigen Kalos. 779. 

Kampagne in Bierbrauereien. Remuneration 
der bloß für die Dauer der Kampagne aufige- 
nommenen Arbeiter. 345. 

Katzenjammer als Entlassungsgrund. 615. 

Kaution. Streitigkeiten über die Rückgabe einer 
Kaution gehören vor das GewerbegeriehL 
Die Kaution ist zurückzustellen, wenn fest- 
steht, daß keine Verpflichtung mehr existiert, 
für die sie za haften hätte. Der Nachweis 
einer solchen Verpflichtung ist Sache des 
Kautionsempfängers. 132. 

— Inanspruchnahme für Ersätze wegen Ab- 
ganges im Warenlager eines Konsumvereines. 
544. 

— Nur wenn der kautionspflichtige Dienst- 
nehmer mit der Bestellung der Kaution 
schuldhaft im Verzuge ist, kann er ent- 
lassen werden. 586. 

Kellner, Trinkgelder statt Lohn. 808. 

— kann wegen Krätze entlassen werden. 208. 
Kellnerin. Die Kaution ist zurückzustellen, 

wenn feststeht, daß keine Verpflichtung mehr 
besteht. Der Nachweis einer solchen Ver- 
pflichtung ist Sache des Kantionsempfängers. 
182. 

— Es ist kein Entlassungsgrund, wenn die 
verrechnende Kellnerin die ihr angerech- 
neten Beträge deshalb nicht rechtzeitig ab- 
führenkonnte, weil sie genötigt war, Speisen 
und Getränke auf Borg zu verabfolgen. 519. 

Kesselwärter. Ruhepausen der Kesselwärter. 
846. 

— Unfähigkeit zur Kesselwartung, beruhend 
auf Kurzsichtigkeit, Schwerhörigkeit und 
Schwerfälligkeit infolge hölieren Alters. 185. 

Kesselanfeuern. Die zur , Anfeuemng ver- 
wendete Zeit ist nicht als Überstunden anzu- 
sehen und mangels besonderer Abrede nicht 
besonders zu entlohnen. 531. 
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Klago des gesamten Personals einer Buch- 
dmckerei auf Bezahlung für Arbeiten, die 
von Fremden verrichtet wurden, auf Grund 
des Normaltarifes. 861. 

KOobln eines Gastwirtes ist als gewerbliche 
Hüftarbeiterin anzusehen. 45. 

— Küehenmädchen in einem Restaurant sind 
gewerbliche Hllfisarbeiter. 129. 

Kollektiver Arbeitsvertrag. 361, 477. 

Kempensation. Zwischen dem Schadenersatz- 
ansprüche des Arbeitgebers und dem Ersatz- 
ansprüche des Hilfsarbeiters. 90. 

— zwischen einer Forderung des Arbeit- 
gebers und der Entschädigungsforderung des 
Arbeiters. 226. 

— zwischen dem noch nicht fälligen Lohn- 
anspruche und dem Ersatzansprüche des 
Arbeitgebers wegen veruntreuter Gelder ist 
nicht zulässig. 808. 

Kompetenz, siehe Zuständigkeit. 

Konkubinat zwischen einem Arbeiter und der 
Frau eines anderen berechtigt nicht zur Ent- 
lassung des Ersteren. 520. 

Konkurrenz. Förderung der Interessen der Kon- 
kurrenz macht den Hilfsarbeiter des Ver- 
trauens unwürdig. 478. 

Konkurrenzverbot. Unwirksamkeit eines ver- 
tragsmäßigen Konkurrenzverbotes, als gegen 
die guten Sitten verstoßend. 340, 823. 

Konkurs. Zur Entscheidung über Streitig- 
keiten zwischen den Arbeitern und dem 
Konkursmasseverwalter aus dem für Rech- 
nung der Masse fortgesetzten Arbeitsverhält- 
nisse ist das Gewerbegericht zuständig. 82. 

— Vernehmung des Krldars als Zeugen nicht 
als Partei in Rechtsachen, denen ein Ge- 
schäft zu Grunde liegt, das der Kridar als 
von der Gläubigerschaft bestellter Verwalter 
vorgenommen hat. 671. 

Konsumverein. Abgänge im Warenlager infolge 
XJnerfahrenhelt des Verkäufers. 544, 779. 

— für Lohnklagen von Angestellten der Kon- 
sumvereine ist das Gewerbegericht zustän- 
dig. 797. 

Kontorist bei einem Instrumentenmaoher ist 

nicht Arbeiter. 831. 
Kontraktbruch. Einfluß auf die Gültigkeit des 

neuen Arbeitsvertrages. 784. 
Körperverletzung. Entlassung wegen. 461. 

— muss nicht strafbar sein, um einen Ent- 
lassungsgrund abgeben zu können. 461. 

Konventionalstrafe unterliegt der richterlichen 
Mäßigung, auch wenn darauf verzichtet 
wurde. 446. 

— Eine unter der Bedln gung ununterbrochener 
Arbeit während der Dauer der Kampagne 
zugesicherte Prämie ist als ein zurück- 
behaltener und als Konventionalstrafe ver- 
fallender Teil des Entgelts anzusehen. Sie 
verfällt nicht, wenn die vorzeitige Ent- 
lassung grundlos war. 220. 

— Falls bei Akkordarbeiten, die nicht fertig- 
gestellt werden, nur der niedrigere Zeitlohn 
zu vergüten ist, ist dies rechtlich als Kon- 
ventionalstrafe anzusehen. 448. 

— Der Bauunternehmer kann ein ihm auf- 
erlegtes Pönale nicht auf die Akkordarbeiter 
überwälzen, wenn nicht eine Konventional- 
strafe vereinbart wurde. 583. 

— Wenn für eine Ordnungswidrigkeit eine 
Konventionalstrafe vereinbart ist, kann nicht 
Entlassung erfolgen. 222. 



— Ein arbiträres Strafrecht steht dem Unter- 
nehmer nicht zu. 221, 478. 

— Nach der Arbeltsordnung zulässige Ord- 
nungsstrafen sind als Konventionalstrafe an- 
zusehen. Sie unterliegen der richterlichen 
Überprnftang. 447, 778. 

— Daß ein Arbeiter die vom Unternehmer 
über ihn verhängte Strafe des Ausaetzena 
der Arbeit über sich ergehen ließ, berechtigt 
nicht zu der Annahme seiner Zustimmung. 
221. 

Korrespondenten ist im Zeugnis zu bestätigen, 
in welcher Sprache er verwendet wurde. 
392. 

Krankengeld. Die Vereinbarung, daß das 
Krankengeld in den Lohn des Handlungs- 
gehilfen einzurechnen ist, ist zulässig. 720. 

— Wenn an Kassenbeiträgen mehr als gezahlt 
wird, vom Lohn abgezogen wurde, kann nicht 
das höhere Krankengeld vom Arbeitgeber 
verlangt werden. 841. 

Krankenkasse. Folgen der unterlassenen Anmel- 
dung. 210, 597. 

— Die Ansprüche an die Bezirkskranken- 
kasse sind nicht durch die Anmeldung des ver- 
sicherungspflichtigen Arbeiters bedingt. 597. 

— dem Arbeiter steht daher kein Ersatz- 
anspruch wegen unterlassener Anmeldung 
zu. 597. 

— Anspruch des Arbeiters auf Ersatz der 
Krankenunterstützung, wenn der Gewerbe- 
inhaber ihn nicht versichert hat. 294, 295, 
597. 

Krankenversicherung. Ersatzanspruch wegen 
unterlassener Versicherung eines gewerblichen 
Hilfsarbeiters. 294, 295, 597. 

— Umfang der Pflicht des Gewerbeinhabers 
zur Versicherung seiner HilfiBarbelter. 295. 

Krankenversicherungsbeitrflge. Rückständige 
Krankenversicherungsbeitrage können vom 
Lohn abgezogen werden. 262. 

— wenn sie nicht länger als vier Wochen 
rückständig sind. 454. 

Krankheit begründet nur eine Unterbrechung, 
nicht aber die Auflösung des Arbeitsverhält- 
nisses. Bei Auflösung während odor nach der 
Erkrankung ist nicht der Tag der Erkrankung, 
sondern der Tag der ordnungsmäßigen Lösung 
des Arbeitsverhältnisses als Tag des Abganges 
in das Arbeitsbuch einzutragen. 46. 

— Während der vier ersten Krankheitswochen 
ist eine Kündigung durch den Unternehmer 
unzulässig. 3. 

— hindert nicht die Kündigung. 211,212,418. 

— Durch Erkrankung des Hilfsarbeiters wird 
der Lauf der KündlgungsfHst nicht unter- 
brochen. 213. 

— Die Entlassung ist vor Ablauf der 
4. Krankheitswoche auchdannnicht zulässig, 
wenn der Posten des Arbeiters nicht bis zu 
seiner Wiedergenesung unbesetzt bleiben 
kann. 689. 

— die Entlassung muß nicht sofort nach Ab- 
lauf der 4. Krankheitswoche ausgesprochen 
werden. 724. 

— Der Anspruch eines Handlungsgehilfen auf 
Gehalt erlischt im Falle der Krankheit und 
Dienstunfähigkeit nach Ablauf von sechs 
Wochen. 480. 

— Der Handlungsgehilfe hat im Falle seiner 
Erkrankung nur solange Anspruch auf seine 
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Beziige, als das DienstTerhältnis nicht durch 
Kündigung gelöst wird. 412. 
Krankheit. Eine Krankheit, die eine Tier- 
wöchentliche ArbeitsonfShlgkelt sur Folge 
liat, Ist als anhaltende Krankheit anzusehen. 
810. 

— als Orond für das Ausbleiben Ton der Ar* 
beit mufi Tom Arbeiter nachgewiesen oder 
doch glaubhaft gemacht werden. 190, 692. 

— Wenn nach dem subjektiven Krankheits- 
gefühl des Arbeiters sein Wegbleiben 
gerechtfertigt ist, liegt unbefugtes Verlassen 
der Arbeit nicht Tor. 426. 

— Das Unterlassen der Anzeige Ton einge- 
tretener Erkrankung bildet keinen Bnt> 
lassungsgrund. 812. Vgl. 481. 

— Wenn der Arbeiter trotz Genesung nicht 
ToUkommen arbeitsfShig ist, hat er dies an- 
zuzeigen, er darf aber nicht ohneweiters 
ausbleiben. 625. 

— Unterbreehungen des Lehrverhaltnlsses in- 
folge Krankheit sind in die Lehrzeit nioht 
einzurechnen. 288. 

— Verzicht auf das Entlassungsrecht wegen. 
897. 

Krankheit, absehreckende. Krätze berechtigt 
zur Entlassung des Kellners. 208. 
Tuberkulose ist nicht als solche anzu- 
sehen. 318. 

— — wohl aber eine Geschlechtskrankheit. 314. 
Augentrachom. 409. 

Epilepsie. 598. 

Kritze berechtigt als eine absehreekende Krank- 
heit zur Entlassung des damit behafteten 
Kellners. 208. 

Kreditleren. Für auftragwidriges Kreditieren 
haftet der Brotausträger. 646. 

— durch die Kellnerin. .')19. 

Kridar. Vernehmung als Zeugen in Sachen, in 
denen er als Verwalter der Glänbigerschaft 
intervenierte. 671. 

Kritik. Dem Hilfsarbeiter steht nicht das Recht 
zu, an dem Vorgehen des Arbeitgebers 
gegen den Lehrling Kritik zu üben. 622. 

Kundenkrals. Anerbieten zur Preisgebnng der 
Geeohäftsgeheimnisse durch den neu aufge- 
nommenen Angestellten. 712. 

KOchenmädchen eines Restaurants gehören zum 
gewerblichen Hilfspersonal. 129. 

KOndigung. 

Anwendbarbeit der gesetzlichen 
Bestimmung. 

— auf Stückarbeiter. 95. 

— Handlungsgehilfen. 48. 

— Ratenkassiere. 124. 

— Hebnarbeiter. 247, 248. 

— auf Arbeiter, die nur einzelne Tage in der 
Woche oder einige Stunden täglich beschäf- 
tigt sind. 807. 

— Auf Heimarbeiter finden die gesetzlichen 
Bestimmungen nur Anwendung, wenn sie zu 
dem Meister in einem dauernden Arbeits- 
verhältnis stehen (Hinterlegung des Arbeits- 
buches). 588. 

— Längere (handelsrechtliche) Kündigungs- 
fiist des höhere Dienste verrichtenden Ver- 
treters des Kesselschmiedmeisters. 788. 

— Jugendliche Fabriksarbelter unter 14 Jahren 
haben keinen Anspruch auf Kündigung. Ihr 
Arbeitsverhältnis ist ungültig. 815. 



Ausschließung durchVereinbarung. 19, 
49, 102, 241. 

— durch Unterfertigen der Arbeitsordnung. 118. 

— durch Unterfertigen eines Reverses. 790. 

— durch die Arbeitsordnung, auf welche bei 
der Aufnahme hingewiesen wurde. 252, 258, 
254. 

— dureh die Ausstellung einer Bestätigung 
über die Annahme der Arbeitsordnung. Ein- 
wendung, die Erklärung nicht gelesen zu 
haben, Ist nicht zu beachten. 251, 607, 608. 

— Die Besorgnis, die Stelle zu verlieren, 
begründet keinen die Vereinbarung ungültig 
machenden Zwang. 647. 

— durch Empfangnahme der in deutscher 
Sprache abgefaßten Arbeitsordnung durch 
einen dieser Sprache nicht mächtigen Ar- 
beiter. 114. 

— durch Unterfertigung eines die Kündi- 
gung ausschließenden Dienstvertrages. Die 
Einwendung, daß der Arbeitnehmer die Ur- 
kunde nicht gelesen habe, ist nicht zu be- 
achten. 250. 

— durch Vereinbarung, daß der Arbeitgeber 
dem Arbeitnehmer auf sein Verlangen Jeder* 
zeit das Arbeitsbuch ausfolgen wird. 898. 

— durch vorbehaltloses Zurkenntnisnehmen 
der Erklärung des Poliers, daß es keine 
Kündigung gibt. 400. 

— durch vorbehaltloses Zurkenntnisnehmen 
der Erklärung des Gewerbeinhabers, daß es 
nur 24stündige Kündigung gebe. 648. 

— durch Bezugnahme auf frühere Verein- 
barung. 96. 

— wird dadurch nicht hinfällig, daß der Ar- 
beitgeberden Arbeiternach der Aufforderung, 
sich eine andere Arbeit zu suchen, noch eine 
Weüe beschäfUgt. 241. 

— behält ihre Geltung auch, wenn der Hilfs- 
arbeiter mit seiner Zustimmung in eine 
andere Niederlassung versetzt worden ist. 
501. 

auch dann, wenn beim Übergang des 

Gewerbebetriebes die Hilfsarbeiter ohne Än- 
derung der Bestimmungen des Arbeitsver- 
trages mit übernommen wurden. G63. 

— gilt aber nicht ohneweiters für einen 
späteren Arbeltsvertrag zwischen denselben 
Parteien. 517, 667. 

gilt, wenn die frühere Arbeitsordnung 

stillschwelgend als vereinbart anzusehen ist. 
665, 666. 

— Der Bestand einer Übung, auf welche 
nicht hingewiesen wurde, genügt nicht. 
255, 572. 

— Die Erklärung, daß der Arbeiter bloß 
bedingungslos aufgenommen werde, genügt 
nicht. 188. 

— „Wenn sie gute Arbelt leisten, finden Sie 
dauernde Beschäftigung, wenn nicht, sind 
wir in 8 Tagen geschiedene Leute" enthält 
keinen Ausschluß der Kündigungsfrist. 661. 

— „Wenn Sie mir nicht passen, hann ich Sie 
weggeben und wenn es Ihnen nicht paßt, 
können Sie gehen" enthält die Vereinbarung 
des Ausschlusses der Kündigung. 662. 

— qBei der Arbeit staubt und stinkt es, Sie 
können daher jeden Tag weggehen", enthält 
nicht mit genügender Deutlichkeit die Aus- 
schließung der Kündigrungsflrist. 726. 

— „DieArbeit geht von Samstag bis Samstag" 
enthält die Vereinbarung der bestimmten 
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von selbst zu Ende gehenden Dauer des Ar- 

beitsverhältnisfles. 727. 
KQndigung. 
Ausschließung durch Yere inbarung. 

— Die Vereinbarung, „aneinander nicht ge- 
bunden 2u sein, wenn einer dem anderen 
nicht gefallen sollte", enthält nicht mit der 
notwendigen Klarheit die Ausschließung der 
Kündigung. 899. 

— Die Einschränkung bei der Aufnahme, 
daß der Arbeiter in den ersten Wochen nur 
etwa 8 Tage beschäftigt wird, berechtigt nicht 
zur Lösung des Arbeitsverhältnisses ohne 
Kündigung. 660. 

— Die Vereinbarung, daß der Arbeiter vor 
Ablauf der Kündigungsfrist entlassen werden 
kann, wenn der Arbeitgeber mit ihm, aus 
welchem Grunde es auch immer sei, nicht 
mehr zufHeden sein sollte, ist ungültig. 706. 

— Die Ausschließung der Kündigung bloß 
für den einen Vertragsteil ist zulässig. 707. 

— Durch Erteilung eines Generalpar- 
dons an die streikenden Arbeiter wird die 
Kündigung nicht ausgeschlossen. 451, siehe 
auch 452. 

— Auch wenn die Kündigung ausgeschlossen 
ist, darf der Kutscher nicht einfach den 
Wagen st-ehen lassen und sich, ohne etwas 
zu sagen, aus dem Dienst entfernen. 646. 

— Ebensowe.nig darf der Schneidergehilfe 
ohne etwas zu sagen, von der Arbeit weg- 
bleiben. Unbefugtes Verlassen der Arbeit ist 
keine ordnungsmäßige Auflösung des Ar- 
beitsverhältnisses. 660. 

— Der Ausschluß der Kündigung gilt auch 
für das Akkordarbeitsverhältnis. 662. 

— Es kazm vereinbart werden, daß das Ar- 
beltsverhältnis vor Ablauf der Kjindigungs- 
frist aufgelöst werden soll, wenn der Arbeiter 
anderwärts Arbeit erhält. 658. 
Ausschließung bei Aufnahme zur 

Probe u. dgl. 
~ Im Falle provisorischer Aufhahme gegen 
nachträgliche Beibringung des Arbeits- 
buches kann das Arbeitsverhältnis ohne vor- 
ausgehende Kündigung gelöst werden. 187. 

— Ausschließung bei Aufnahme zur Probe. 
24, 25, 26, 44. 

— Aufnahme auf Probe muß ausdrücklich 
vereinbart sein und setzt die Bestimmung 
einer Zeitgrenze voraus. 24, 883. 

— Wenn keine Probezeit vereinbart ist, geht 
das Probeverhältnis in ein festes Arbeitsver- 
hältnis über, wenn aus den Umständen zu 
ersehen ist, daß nicht mehr die Absicht be- 
steht, die Eignung des A. zu prüfen. 802. 

— Wenn sich der Arbeitnehmer für die 
ersten Tage das Rücktrittsrecht vorbehält, 
weil er an seiner Eignung zur bedungenen 
Arbeit zweifelt, liegt ein Probeverhältnis 
vor. 629. 

— Die Aufnahme ist nicht als eine probe- 
oder aushilfsweise anzusehen, wenn sie mit 
den Worten erfolgte : „Also gut, wir werden 
es mit Ihnen versuchen, treten Sie morgen 
den Dienst an.« 157. 

auch nicht, wenn die Aufnahme mit 

dem Bemerken geschah: „Die Ablösung 
geschehe, bis ein anderer da sei". 502. 

auch nicht, wenn die Aufnahme mit der 

Erklärung erfolgte, daß der Hilfsarbeiter hin 
und wieder aussetzen müsse. 508. 



— Anshilfswele Verwendung ist zugesichert 
wenn dem Gehilfen versprochen wird, ihm 
Arbeit zu geben, wenn der Arbeitgeber 
„etwas hat«. 504. 

— Probeweises Dienstverhältnis liegt vor, 
wenn die Aufnahme mit den Worten erfolgte : 
„Wir werden es uns auf 8 Tage ansehen". 
505. 

in der Erklärung, der A. werde aufge- 
nommen werden, wenn er sieh als brauch- 
bar erweisen und wenn er bleiben sollte. 
808. 

— In den beim Eintritt in den Dienst von 
dem Dienstgeber gebrauchten Worten: „Pro- 
bieren wir es halt«, liegt an sich keine Kün- 
digung ausschließende Aufnahme zur Probe. 
45, 884. 

— Wenn das Genossenschaftsstatut beiden 
Teilen bekannt war und bestimmt, daß die 
ersten 14 Tage als Probezeit gelten, so gilt 
diese Bestimmung als Vertragsbestlmmu ng, 
wenn nichts anderes vereinbart wurde. 267. 

— Der für einen Monat zur Probe auf- 
genommene Handlungsgehilfe kann vor Ab- 
lauf der vereinbarten Dienstzeit ohne gesetz- 
liohen Grund nicht entlassen werden. 258. 

— Wenn ein Handlungsgehilfe probeweise 
aufgenommen wurde, so gilt mangels andere 
weiüger Vereinbarung nach Handelsbrauch 
eine 80tägige höchstens seohswöchentliche 
Probezeit. 885. 

— Probezeit des lernenden Arbeiters. 44. 
des Lehrlings. 888. 

— Während der Probezeit ist Enüassnng 
ohne Kündigung zulässig. 25, 26, 629. 

— Aufnahme auf Probe berechtigt zur 
Entlassung ohne Kündigung während der 
Probezeit, aber nicht zu einseitigem Rücktritt 
vor Dienstantritt. 455. 

— Bin zur Aushilfe eingegangenes Arbeits- 
verhältnis kann ohne Kündigung gelöst 
wenden. 244. 

— Ein zur Verrichtung bestimmter kleiner 
Arbeiten begründetes Arbeltsverhältnis endet 
ohne Kündigung mit Fertigstellung der 
Arbeit. 138. 

Unkündbarkeit eines Arbeitsverhältnisses. 
559. 

— bis zum Eintritt einer Bedingung (Ent- 
lastung von einer Bürgschaft des Arbeit- 
gebers für Schulden des Arbeiters), 657. 

— Die Verabredung der wöchentlichen 
ratenweisen Abstattung eines Vorschusses 
schließt die Kündigung nicht aus. 830. 

— schließt die Geltendmachung der gesetz- 
lichen Auf I6sung8gründe nicht aus. 596. 

Erklärung der Kündigung. 

— Erklärung durch einen Boten. 808. 

— muß einen bestünmten Endtermin ent- 
halten. 79. 

— Wenn die Entlassung sofort wider- 
rufen und ordnungsmäßig gekündigt wird, 
besteht die Kündigung zu Recht. 101. 

— kann auch durch schlüssige Handlungen 
erfolgen. 18. 

— Unbefugtes Verlassen der Arbelt ist nicht 
als stillschweigende Kündigung anzusehen. 
650. 

Eine schriftliche Kündigung ist wirk- 
sam, wenn sie dem Handlungsgehilfen zu- 
gegangen Ist, wenngleich er davon wegen 
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seiner nicht angezeigten Abreise nicht 

Kenntnis erhalten hat. 713. 
KOndIgung. 
Erklärang der Kündigang. 

— Eine an alle Arbeiter eines Unter- 
nehmens gerichtete Kündigang gUt nur für 
die an-wesenden Arbeiter. 79. 

— muß bestimmt and verständlich aasge- 
sprochen werden. „Wenn Ihnen die Arbeit 
nicht gefallt, können Sie weggehen", enthält 
keine Kündigang. 100. 

— Die Worte „in 14 Tagen wird keine Arbeit 
sein**, enthalten keine Kündigang. 35. 

— „In 14 Tagen suchen Sie sich einen anderen 
Platz**, enthält eine Kündigang. 108. 

— Die 14 Tage vor der Entlassung abge- 
gebene Erklärang, der Arbeiter möge sich 
um eine andere Arbeit umschauen, da die 
Arbelt zu Ende geht, enthält eine Kündigung. 
60ß. 

— Ebenso die Erklärung, die zugewiesene 
Arbeit sei das .letzte Stück" anläßlich des 
Überganges eines Betriebes. 804. 

— „In 14 Tagen können Sie gehen** enthält 
eine 14täglge Kündigung. 417. 

— „Machen Sie Ihre Zeit** enthält eine Kün- 
digung. 608. 

— „Wenn es Ihnen hier nicht gefällt, so 
können Sie sich einen anderen Dienst 
suchen", enthält keine Kündigung. 104. 

— „Wenn Ihnen der Lohn zu gering ist, 
sehen Sie sich um eine andere Arbeit um", 
enthält keine Kündigung. 507. 

— Die Ton einem Platzmeister an zwei mit 
der Arbeit innehaltende und bei einem Ofen 
sich wärmende Hilfsarbeiter gerichteten 
Worte: „Wenn Ihr nicht arbeiten wollt, so 
bekommt Ihr am Samstag Euere Arbeits- 
bücher", enthält keine Kündigung. 154. 

— Die gesprächsweise Mitteilung, daß in 
14 Tagen alle gehen werden, ist keine Kündi- 
gung. 151. 

— Die sofortige Berichtigung einer sprach- 
lich falsch ausgedrückten Kündigung ist 
keine Änderung derselben. Der Arbeiter, 
dem gekündigt wird, kann demnach aus der 
ersten Erklärung keine Rechte ableiten. 105. 

— Richtigstellung der dreitä^en Kündigung 
in die 14tägige Kündigung. 402. 

— Wenn der Arbeiter die Kündigung auf 
kürzere Zeit, als er beanspruchen konnte, 
ohne Einwendung zur Kenntnis nimmt, ist 
anzunehmen, daß er der kürzeren Kündi- 
gungsfrist zugestimmt hat. 723. 

— Wenn dem Arbeiter, dem auf drei Tage 
gekündigt wurde, die Fortsetzung des Ar- 
beitsverhältnisses bis zum Ablauf der 14tägi- 
gen Kündigungsf^st angeboten wurde, kann 
er nicht Kündigungsentschädignng begehren. 
404. 

— Die Kündigung ist ordnungsmäßig, 
wenn sie infolge Äußerungen des Arbeiters , 
daß er von einer Kündigung nichts wisse, 
außer Zweifel gestellt wurde, doch erst von 
diesem Tage an za rechnen. 156. 

— Die von einem zur Kündigung nicht 
berechtigten Platzmeister erteilte Kündi- 
gung ist nur dann wirksam, wenn sie infolge 
Auftrages des Unternehmers oder seines Stell- 
vertreters gegeben wurde, und der Arbeiter 
keinen Grund hatte, an der Erteilung des 
Auftrages zu zweifeln. 155. 



— Die Kündigang bedarf keiner Annahme 
durch den Gegenteil. 586. 

— Die Kündigung der Hausbesorgerwohnung 
eines als Hausbesorger verwendeten Hilfs- 
arbeiters enthält nicht auch die Kündigung 
des Arbeitsverhältnisses. 542. 

Widerruf. 

— der Kündigung nicht gegenüber dem 
Arbeiter, sondern einer dritten Person ist 
ohne rechtliche Wirkung. 87. 

— erfolgt durch die Annahme der Erklärung, 
bei dem Arbeitgeber bleiben zu wollen. 240. 

— Die der Kündigung beigefügte Be- 
merkung, die Kündigung bleibe aufrecht, 
doch werde mit dem Hilfsarbeiter, falls er 
künftig besseres Glas erzeugen sollte,' wegen 
der Kündigung noch einmal gesprochen 
werden, enthält lediglich den Vorbehalt des 
in das Belieben des Gewerbeinhabers gesetz- 
ten Widerrufes. 239- 

— Die in bestimmter Form erklärte Kündi- 
gang wird dadurch nicht hinfällig, daß der 
Kündigende der Erklärung einen Hinweis 
auf andere Lohnbedingungen hinzufügt, 
unter denen später das Arbeitsverhältnis fort- 
gesetzt werden könnte. 688. 

Kündigung während der Krankheit. 

— während der vier ersten KranlEheits- 
wochen ist nicht zulässig. 3. 

— ist auch während der Krankheit des Hand- 
lungsgehilfen zulässig. 211, 212, 411, 412. 

Kündigang während der Waffen- 
übung. 

— ist zulässig. Wenn die Kündigungsfrist 
während der Waffenübung abläuft, so kann 
nicht Entschädigung wegen Entlassung ohne 
Kündigung verlangt werden. 768. 

Zeitpunkt. 

— Die Kündigung kann schon vor Antritt 
des Arbeitsverhältnisses erfolgen. Die Kün- 
digungsfrist beginnt auch in diesem Fall 
von dem der Kündigung folgenden Tag. 589. 

— Deshalb, weil der Arbeiter beim Dienst- 
antritte sofortige Kündigung zu gewärtigen 
hat, darf er den Dienstantritt nicht verwei- 
gern. 742. 

— Wenn nach der Arbeitsordnung nur an 
einem bestimmten Tage der Woche gekündigt 
werden kann, gebührt die Lohnentschädigung 
vom Tage des Aastrittes bis zu dem in der 
Arbeitsordnung für die Kündigung fest- 
gesetzten Tage und von da ab bis zum Ablauf 
der Kündigungsfrist. 153. 

— Die Kündigung kann mangels besonderer 
Vereinbarung an Jedem Wochentage gegeben 
werden. 4.07. 

— Wenn das Arbeitsverhältnis für einen Kalen- 
dermonat begründet ist, kann nur für den 
Schluß des Monates gekündigt werden. 258. 

— Nach dem Handelsgebrauch in Pilsen wird 
eine während des Monates gegebene Kündi- 
gung erst vom 1. des folgenden Monates 
wirksam. 293. 

— Wenn der Gehalt eines Handlungsgehilfen 
für einen Monat vereinbart und gezahlt 
wird, darf die Kündigung nur mit dem letzten 
Tag eines Monats erfolgen. 540. 

— Fabriksarbeiter, denen eine als Ganzes 
angesehene Arbeitsleistung (Montierung) 
übertragen wurde, sind nicht berechtigt, 
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ohne einen gesetzliehen Grund wahrend der 
Arbeit zu kündigen and auszutreten. 527. 
KOndigung. Bei Ausschluß der Kündigung 
kann der HUftarbeiter auch vor Vollendung 
der Akkordarbeit entlassen werden. 649. 
-^ Bei Aussehlufi der Kündigung ist die zu 
entlohnende Arbeitszeit bis zur Ausfolgung 
des Arbeitsbuches zu berechnen. 607. 

— Wenn am Morgen des Arbeitstages das 
ArbeitsTerhältnis gelöst wird, muß noch der 
ganze Arbeitstag bezahlt werden. 704. 

Frist, Yortragsmäßige. 

— Die Tertragsm'aßige Festsetzung der Kün- 
digung ist auch wirksam, wenn ursprünglich 
das Dienstverhältnis für eine bestimmte 
Zeit begründet wurde. 783. 

— Wenn ungleiche Kündigungsfristen be- 
stehen, so kann nach der Kündigung des 
einen Teiles, der auf längere Frist gekündigt 
hat, der andere Teil von der ihm zustatten 
kommenden kürzeren Kündigungsfrist Ge- 
brauch machen. 541. 

— Kündigungsfrist für den Arbeiter und 
Ausschließung für den Arbeitgeber zu ver- 
einbaren, ist zulässig. 707. 

— Undeutliche Erklärung über die Kündi- 
gungsMst: Bei der Arbeit staubt und stinkt 
ea, Sie können daher Jeden Tag weggehen. 
726. 

— «Die Arbeit geht von Samstag bis Sams- 
tag** enthält nicht die Vereinbarung einer 
Kündigungsfrist, sondern einer wöchent- 
lichen Dauer des Arbeitsverhältnisses. 727. 

>- Bowels der Vereinbarung der kürzeren 
Kündigungsfrist durch den JiOhnzettel, 728. 
durch einen Revers. 790. 

— Wenn der Dienstvertrag schriftlich ver- 
einbart und hlebei der Ausschließung der 
gesetzlichen Kündigungsfrist keine Erwäh- 
nung geschehen ist, gilt die gesetzliche Frist. 
689. 

— Eine in früheren Fällen vereinbarte acht- 
tägige Kündigungsfrist gilt nicht für spätere 
Fälle. 94. 

— Die frühere Vereinbarung gilt, wenn nach 
kurzer Unterbrechung das Arbeitsverhältnis 
wieder fortgesetzt wird. 512. 

die frühere Vereinbarung gilt, wenn 

darauf ausdrücklich hingewiesen wird. 566. 

— Geltung der mit dem Vorg^ger im Ge- 
schäfte vereinbarten Kündigungsfrist. 374. 

— Durch Fortsetzung der Arbeit nach der 
Kündigung und Bekanntgabe der neuen Be- 
dingungen kommt ein neuer Vertrag zu- 
stande. 243. 

— Die Bestimmungen einer neuen Arbeits- 
ordnung über die Kündigungsfrist werden 
wirksam, wenn der Arbeiter zwar dagegen 
Widerspruch erhebt, trotzdem aber nach 
Ablauf der alten Kündigungsfrist weiter 
arbeitet. 599. 

— Die Vereinbarung über die Kündigung 
wird durch Änderung der Beschäftigung und 
des Lohnes nicht alteriert. 47. 

— Die Kündigungsfrist für den in einem 
Handelsgewerbe bediensteten Geschäftsdiener 
beträgt 14 Tage. 410, 538. 

— Kündigungsfrist eines Werkmeisters nach 
Handelstecht. 788. 

— Bei Berechnung der Kündigungsfrist ist der 
Tag der Kündigung nicht mitzurechnen. 16, 
705. 



— Sonn- und Feiertage unterbrechen nicht 
die KündigungsfHst. 408. 

— Wenn der letzte Tag der Kündigungsfrist 
auf einen arbeitsfreien Sonntag entfällt, 
erfährt dadurch die Kündigungsfrist keine 
HinauBSohiebung auf den nächsten Werk- 
tag. 805. 

— Der Lauf der Kündigungsfrist wird durch 
die Erkrankung des Iillfsarbeiters nicht 
unterbrochen. 218. 

— Die verabredete oder gesetzliche Kün- 
digungsfrist darf nicht gekürzt werden, wenn 
der Arbeitgeber von einem vorhandenen Ent- 
lassungsgrund keinen Gebrauch machen will. 
896, 409. Entgegenges. 717. 

— Einseitige Änderung dvjch den Arbeit- 
geber wird erst mit Zustimmung des Ar- 
beiters wirksam. 453. 

— Wenn dem Arbeiter mit einer kürzeren 
als der gesetzlichen oder vertragsmäßigen 
Kündigungsfrist gekündigt wird, kann er nnr 
die Zuhaltung des Arbeitsvertrages für den 
restlichen Teil der Kündigungsfrist, nicht 
aber Entschädigung verlangen. 83. 

— Nach Annahme der achttägigen Kündi- 
gung kann nicht mehr 14tägige Kündi- 
gung verlangt werden. 406, 722. 

— Niehtzustandekommen einer Vereinba- 
rung, wenn der Arbeltgeber über den 
Antrag seiner Arbeiter keine Erklärung 
abgibt. 600. 

— Die Bestellung eines Arbeitnehmers zum 
Stellvertreter des Arbeitgebers gibt keinen 
Anspruch auf eine längere Kündigungsfrist 
773. 

Möglichkeit, andere Stellung zu 
suchen. 

— Der Handlungsgehilfe, dem gekündigt 
wird, kann sich an einigen Tagen in der 
Woehe entfernen, uiq eine andere Stelle 
SU suchen. 150, 338, 389. 

Ersatzanspruch für Entgang der 
Kündigungsfrist. 

— Wenn auch Ausschließung der Kündi- 
gung vereinbart ist, muß dem sur Arbeit 
erschienenen Arbeiter der ganze Tag ver- 
gütet werden. 163, 704. 

— Wegen vorzeitiger Entlassung des 
Arbeiters nach dessen Kündigung gebührt 
Ersatz. 33. 

— Nur die Entlolinung für die in die 
Kündigungsfrist fallenden Arbeitstage ist zu 
vergüten. 408. 

— Für vereinbarte Feierschichten, die in die 
KündigungslHst fallen, gebührt kein Lohn. 
889. 

— Wenn nur für eine bestimmte Zahl von 
Wochentagen Verdienst zugesichert wurde, 
kann im Falle der Kündigung nur der Lohn 
für die garantierte Zahl von Arbeitstagen 
verlangt werden. 632. 

— Der Lohn für die Kündigungsfrist kann 
von dem Arbeiter nicht verlangt werden, 
wenn er bei ordnungsmäßiger Kündigung 
die Arbeit verweigert. 309. 

— Der Anspruch auf Lohnvergütung wegen 
Entlassung gebührt auch dann, wenn der 
Arbeiter eine andere ihm angebotene Arbei 
abgelehnt hat. 708. 
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Kündigung. 

Ersatzanspruch für Entgang der 
Kündigungsfrist. 

— Wegen Rüclctrtttes des Prinzipals ror dem 
Antritte des Dienates dnrch den Handlungs- 
gehilfen ist Schadenersatz wegen Entganges 
der Kündigungsfrist zu leisten. 87. 

— Bei einverständlicher Auflösung des Ar- 
beitsverhältnissee besteht kein Anspruch auf 
Entschädigung für die Kündigungsfrist. 107. 

Verzicht auf Entsehädigung. 

— In der Annahme des rückstandigen 
JiOhnes hei der Entlassung liegt nicht der 
Verzicht auf die Entschädigung für den 
Entgang der KündigungsfHst. 24. 

— Die Erklärung, keine weiteren Forde- 
rungen zu haben, enthält einen Verzieht 
auf Entschädigung. 76, 707. 

— Übernahme des Arbeitsbuebes enthält 
keinen Verzicht auf die Entschädigung 
wegen Entganges der Kündigungsfrist. 85. 

— Bei Torzeitigem Austritt des Hilfs- 
arbeiters kann das Arbeitsbuch bis zum 
Ablauf der Kündigungsfrist zurückbehalten 
werden. 262. 

— Nach der Entlassung ist der Arbeiter nieht 
Terpflichtet, während der KündlgungsfMst 
zu arbeiten. 822, 828. 

Auflösung. 

— Die durch die Kündigung herbeigeführte 
Auflösung kann einverständlich rückgängig 
gemacht werden. 240. 

als solche Rückganglgmaehung ist es 

nicht anzusehen, wenn eine vorher begon- 
nene Akkordarbeit beendet wird. 654. 

— Naeh der Kündigung brauoht der Arbeiter 
nicht mehr zu arbeiten als fHUier. 587. Er 
darf aber nicht weniger arbeiten. 588. 

— Der Arbeitgeber darf naeh der Kündigung 
nicht einseitig den Arbeiter aus dem Zelt- 
in den Akkordlohn versetzen. 608. 

— Wenn bei einem neuen Arbeitsverhältnis 
auf die mit dem fKiheren Arbeitgeber ver- 
einbarte Kündigungfirist nicht Rücksicht 
genommen wurde, gilt trotzdem der neue 
Arbeitsvertrag. Der frühere Arbeitgeber 
kann das weitere Verbleiben der Hilfsarbeiter 
nur für die Dauer der Kündigungszeit ver- 
langen. 784. 

Kurzsichtigkeit eines Kesselwärters. 185. 

KutSCiier sind nicht als Dienstboten anzu- 
sehen, wenn die Arbeitsordnung der Fabriks- 
unternehmung sie zu den Hilfsarbeitern 
rechnet. 128. 

— Aushilfsweise Verwendung während 
der Erkrankung eines bestimmten anderen. 
185. 

— Der Kutscher muß sich zu Arbeiten im 
Stalle verwenden lassen. 844. 

— ein Fabriksknecht zum Auf- und Abladen 
von Holz. 843. 

— Der Kutscher einer Färberei braucht sich 
nicht als Hilfsarbeiter beim eigentlichen 
Färbereibetrieb verwenden zu lassen. 783. 

— Der Kutscher eines Speditionsgeschäftes 
nicht als Heber. 775. 

— Wenn der Kutscher trotz Verbotes für dritte 
Personen auf eigene Keehnung Fuhrwerks- 
dianste leistet, ist der Fuhrwerksbesitzer zur 
sofortigen Entlassung berechtigt. 50. 



— In dem Wochenlohn ist auch die Ver- 
gütung für die Arbeit am Sonntag enthalten. 
578. 

Ladenbedienstete haben nieht für die vom 
Boten veruntreuten Beträge zu haften, wenn 
sie annehmen konnten, daft er zur Abholung 
der Tageslosung bevollmächtigt sei. 822. 

Landwirtschaftliche Betriebe unterstehen nieht 
dem Oewerbegericht. Gärtnerei. 619. Milch- 
verschleifi. 620. 

Langsamkeit des Arbeiters bildet keinen Ent- 
lassungsgrund. 186. 

Laufbursclie. Arbeit des. 782. 

Lehrverililtnis. In Rechtsstreitigkeiten über das 
Lehrverhältnis bedarf der Mindeijährlge der 
Mitwirkung des gesetzlichen Vertreters. 14. 

— Wenn der Qewerbeinhaber es unterlaftt, 
den Lehrling zum Besuche der Faehsehule 
anzuhalten, wird er entschädigungspflichtig. 
617. 

— Der Lehrherr haftet nicht für den Ab- 
gang von ihm nicht zur Aufbewahrung 
übergebenem Sachen des Lehrlings. 700. 

Fähigkeit zum Abschluß. 

— Wer die durch Genossenschaftssatzung 
geforderte Vorbildung niohthat, kann keinen 
gültigen Lehrvertrag eingehen. 651. 

— Ein Seidenwarenfabrikant kann nicht in 
seine Reparaturwerkstätte einen Schlosser- 
lehrling au&iehmen. 882. 

— Mitwirkung des gesetzlichen Vertreten 
nicht in allen Fällen erforderlich. 652, 658, 
siehe auch 14. 

— Gegenstand. Die Vereinbarung auf 
Unterweisung im Bügeln begründet kein 
Lehrverhältnis. 285. 

— Unterweisung in einem Gewerbe duroh 
14 Tage. 44. 

— Der mit einem Jugendlichen Hilfsarbeiter 
abgeschlossene Arbeitsvertrag ist kein Lelir- 
vertrag, wenn er nieht die praktische Er- 
lernung des Gewerbes zum Zwecke hat. 
286. 

— Form des Vertrages ist kein Gültigkeits- 
erfordernis. 287. 

— Der Lehrvertrag wird nicht ungültig, 
wenn unterlassen wurde, ihn an die Ge- 
nossenschaftsvorstehung oder Gemeinde- 
behörde einzusenden. 652. 

— Auf mündliche, neben dem schriftlichen 
Lehrvertrag getroffene Abmachungen ist 
kein Bedacht zu nehmen. 70. 

Aufdingen. Die Aufdingung bei der Genos- 
senschaft ist keine Voraussetzung für die 
Einrechnung der Lehrzeit, die auf Grund 
eines der Gewerbebehörde angemeldeten 
schriftlichen Lehrvertrages zurückgelegt 
wird. 754. 

— Die Dauer der Lehrzeit wird dadurch, 
daß bei der betreffenden Genossenschaft 
nur alle 2 Monate Freisprechungen statt- 
finden, nicht verlängert. 70. 

— Probezeit während 4 Wochen. 888. 

— Unterbrechungen iqfolge Krankheit sind 
in die Lehrzeit nicht einzurechnen. 288. 

— Einrechnung der bei einem anderen 
Meister zurückgelegten Lehrzeit. 754. 

— Mit Ende der Lehrzeit wird der Lehrling 
Gehilfe, die Freisprechung hat nur den 
Charakter einer Beurkundung. 500. 
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Lehrverhäitnls. Lohnanspruch während 
der LehrEelt. 43, 44. 

— Teilnahme eines Lehrlings am Gmppen- 
akkord und Einbehalten eines Teiles des 
Lohnes. 767. 

— Freisprechung ist nur ein Akt der 
Beurkundung, hat keine }:onstitutive Wir- 
kung. 500. 

— Auflösung auf Seite des Lehr- 
herrn. Wegen wiederholter Pflichtver- 
letzungen des Lehrlings. 289. 

— wegen heharrlieher Yemachläasigung des 
Besuchs der Fachschule. 523. 

— wegen gröblicher Verletzung der Disziplin 
in der Fortbildungsschule. 710. 

— wegen unbefugten Verlassens der Arbeit. 
890. 

— wegen Diebereien des Lehrlings. 287. 

— Nichtzahlung der Gegenleistungen he- 
re«I]tigt nicht zur Auflösung des Lehrver- 
hältnisses. 287. 

— Auflösung Ton Seite des Lehr- 
lings. Wegen unterlassenen Schutzes des 
Lehrlings gegen Mißhandlungen. 71. 

— Dem Hilfsarbeiter steht nicht das Recht 
zu, an dem Vorgehen des Arbeltgebers gegen 
den LehrUng KriÜk zu üben. 522. 

— wegen Gesundheitsgefährdung durch 
Nachtarbeit. 367. 

— wegen Krankheit des Lehrlings. 652. 

— wegen Mißhandlung durch den Lehr- 
herrn und dessen Sohn. 72, 524. 

— wegen Mißbrauch des väterlichen Zucht- 
rechtes. 292. 

— Verwenden des Lehrlings zu anderen als 
gewerblichen Arbeiten. 290. 

— wegen vorwiegender Verwendung des zur 
Erlernung des Meohanikergewerbes aufge- 
nommenen Lehrlings zu anderen Arbeiten. 
711. 

— wegen gröblicher Vernachlässigung der 
Pflichten durch LehrlingszSchterei. 547. 

— Ein Lehrling, welcher das Lehrver- 
hältnis vorzeitig aus einem der im 101, 
Z. 2 Gew. O. bezeichneten Grunde auflöst, 
kann nicht Erfüllung des Vertrages, sondern 
nur Entschädigung verlangen. 291. 

— Der Lehrling ist ersatzpflichtig, wenn er 
das Arbeitsverhältnis grundlos vorzeitig löst. 
833. 

— Der Lehrherr ist schadenersatzpflichtig, 
wenn der Lehrling wegen Mißhandlung das 
Lehrverhältnis vorzeitig löst und wenn durch 
die Unterbrechung die Freisprechung des 
Lehrlings verzögert worden ist. 524. 

Zurückstellung des Lehrgeldes bei 
vorzeitiger Auflösung des Lehrvertrages. 
393, 652. 

— Der Lehrvertrag kann durch Willens- 
übereinstimmung beider Teile Jeder- 
zeit aufgelöst werden. 92. 

— Beendigung des Lehrverhältnisses durch 
Ablauf der Lehrzeit. Entschädigungsan- 
spruch des nach Ablauf der Lehrzeit als 
Lehrling behandelten Gehilfen. 500. 

— Zurückversetzung einer Arbeiterin in das 
Lehrverhältnis berechtigt zur Auflösung 
des Arbeitsverhältnisses. 817. 



— Ein Lehrzeugnis über die zugebrachte 
Lehrzeit hat der Lehrherr nur bei Auflösung 
des Lehrverhältnisses auszustellen, also 
nicht, wenn das Klagebegehren auf Auf- 
lösung abgewiesen wird. 71, 72. 

kann nicht begehrt werden, wenn der 

Lehrling selbst vorzeitig das Lehrverhältnis 
löst. 291, 755. 

— Grundlose Verweigerung des Zeugnissee 
macht den Lehrherm ersatzpflichtig. 756. 

— Das Lehrzeugnis ist auszufolgen, auch 
wenn es nicht verlangt wird. 825. 

Entschädigungspflicht des Lehrherm, 
der zur Eingehung eines gültigen Lehrver- 
hältnisses nicht beAigt war. 832. 

Leihvertrag. Zur Entscheidung über Ansprüche 
aus einem Leihvertrag ist das Gewerbe- 
gericht nicht zuständig. 660. 

Leistungen. Zeugnis über die Leistungen'kann 
verweigert werden, wenn es bei wahrheits- 
gemäßen Angaben ungünstig lauten müßte. 
178. 

Lohn. 

Arten und Bestandteile. 

— Gerüstzulage bei Arbeiten auf dem Hänge - 
gerüst. 551. 

— Nachtmahlgeld kann nicht verlangt wer- 
den, wenn das Abendbrot In natura verab- 
reicht und vorbehaltlos angenommen wurde. 

. 269. 

— Das Neujahrsgeschenk bildet einen Teil 
des Lohnes. 274, 275. 

— Ein nur Jenen Arbeitern, die bis zum 
Schlüsse der Kampagne (Malzfabrik) in 
Arbeit verblieben, zugesagter Geldbetrag; ist 
als Gratifikation, nicht als Lohn anzusehen ; 
welche Arbeiter, die diese Bedingung nicht 
erfüllen, nicht verlangen können. 139. 

— Eine für fortdauernde Arbeit bis zum 
Schluß der Kampagne zugesicherte Prämie 
ist als ein Teil des Lohnes und als Konven- 
tionalstrafe anzusehen. 220. 

— Brückenmaut ist zu ersetzen, wenn der 
Arbeiter die Brücke benützen mußte, um an 
den Arbeitsort zu gelangen. 875. 

— Provision für Geschäfte, die vom Agenten 
vorbereitet, aber von den Parteien unmittel- 
bar abgeschlossen wurden. 681. 

— Die einem Provislonsreisendön zuge- 
sicherte monatliche Zulage gebührt auch für 
Tage, an denen kein geschäftlicher Erfolg 
erzielt wurde. 772. 

— Provision für Geschäfte mit der stän- 
digen Kundschaft. 681. 

— Reiseauslagen neben Lohn sind dem an 
den Arbeitsort zum Dienstantritte zureisen- 
den Arbeiter nur zu ersetzen, wenn es ver- 
einbart ist. 264, 271. 

— Reisegebühren des Handlungsreisenden 
sind ein Teil der vereinbarten Bezüge. 298, 
378. 

— Trinkgelder statt Lohn. 308, 648, 645, 
800. 

— -^ neben Lohn. 108. 

— Wäsche neben Lohn. 632. 

— Wohnung neben Lohn. 157, 158, 681, 
682. 

statt Lohn für Hausbesorgerdienste. 

277. 

— Für Kost und Wohnung kann keine Ent- 
schädigung verlangt werden, wenn die ver- 
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Lohn. 

Art «n und Bestandteile. 

einbarten Naturalbezüge abgelehnt worden. 
771. 

— Zahlungen an den Restaurateur aus den 
Trinkgeldern für Inventarschäden. 643. 

— Wenn der Geverbelnhaber dem A. Ge- 
legenheit 2ur Erlangung eines Verdienstes 
bei dritten Personen in der erkennbaren 
Absloht gibt, die Entlohnung auf das, was 
der Arbeiter von dritten Personen erhält, 
zu beschränken, so kann der Gewerbeinhaber 
zu keiner weiteren Zahlung verhalten wer- 
den. 800. 

— Prozente der Taxameterkutscher aus der 
Tageslosung. 644. 

— Wt'nn Wochenlohn im eigentlichen Sinne 
vereinbart Ist, darf für Feiertage und für 
freigegebene Zeit kein Abzug gemacht wer- 
den. 265, 266. 

— für Arbeltstage, an denen wegen Reini- 
gung der Werkstätte nicht gearbeitet wurde. 
838. 

— für Feiertage gebührt nicht, wenn an 
solchen Tagen gearbeitet werden sollte. 840. 

— für vereinbarte Feierschichten gebührt 
kein Lohn. 839. 

— Bei Monatslohn kein Abzug wegen Aus- 
bleibens. 473. 

— Für die Dauer des dem Hilfsarbeiter be- 
willigten Erholungsurlaubs besteht kein 
Lohnanspruoh. 582. 

— Remuneration. Zurück forderung der vor- 
ausbezahlten Remuneration. 366. 

— Die einem Handluni^sgehilfen versprochene 
Remuneration ist als ein Teil der Bezüge 
anzusehen. 377. 

— Das Versprechen einer Remuneration für 
im Vorjahre geleistete Dienste ist als 
bedingte Lohnerhöhung anzusehen. 376. 

— die zugesicherte Tantieme vom Umsatz ist 
vom Umsatz der Hauptnieilerlassung, nicht 
von Jenem der sepaiat geleiteten Zweig- 
niederlassung zu berechnen. 79S. 

— Wenn wegen nicht entsprechender Ver- 
wendung des Reisenden auf dieien keine 
Tantidme entfällt, kann er Ersatz bean- 
spruchen. 824. 

— Auf die für das Personal eingesendeten 
Remunerationen haben alle Mitglieder dos 
Personals gleichmäßig Anspruch. 380. 

— Statt Lohn Entschädigung für den Bruch 
beim Ziegelmachen. 389. 

— Für die Uerrichtung des Werkzeuges bei 
Stückarbeit 368. 

— Für Arbeiten in den Ruhepausen. 346. 

— Für Arbeiten am Sonntag. 602. 

— Während der wenn auch unverschulde- 
ten Arbeitsunfähigkeit hat der Hilfsarbeiter 
keinen Anspruch auf Lohn. 411. 

— Der Handlungsgehilfe nur so lange als 
nirht das Dienstverhältnis durch Kündigung 
gelöst wird. 412. 

— Wer unberufen und ohne Not den Arbei- 
tern hilft, hat keinen Anspruch auf Lohn. 

90. 

— auch nicht der Volontär, dem der Ge- 
werbeinhaber lediglich aas freien Stücken 
eiife Remuneration bezahlte. 837. 

— auch nicht die Frau, die in der Hoffnung 
auf Heirat zu dem Gewerbeinhaber zog und 
ihm in seinem Geschäfte behilflich war. 836. 



— Wenn nur eine bestimmte Zahl' von 
Arbeitstagen garantiert wurde, kann nur fUr 
diese Tage Lohn verlangt werden, es wäre 
denn, daß an mehr Tagen gearbeitet wurde. 
.'»82. 

— Abschlagszahlungen auf den Akkordlohn 
haben nicht die Bedeutung eines garantierten 
Minimallohnes. 612. 

Vereinbarung über Lohn. 

— Zusage einer Gehaltserhöhung vom Jahres- 
beginne. Unküudbarkeic des Verhältnisses 
bis zum Jahresbeginne. 870. 

— Mangel einer Vereinbarung. Wenn über 
die Akkordsätze kelneVereInbarung zustande 
kommt, so hat dies nicht die Auflösung des 
Arbeitsverhältnisses zur Folge. 387, 388, 
786. 

— Der Arbeiter ist nicht berechtigt, die 
übernommene Arbeit lediglich deshalb ein- 
zustellen, weil er über die Höhe seiner Ent- 
lohnung im Ungewissen gelassen wird. 814. 

— In der Äußerung, daß der Geschäfts- 
reisende ein Jalireselnkommen von 8400 fl. 
beziehen und sich besser stehen werde als 
ein Bezirkshauptmann, liegt kein Lohnyer- 
sprechen. 159. 

— stillschweigende Vereinbarung über. 9, 
245, 381. 

— auf Naturalbezüge. 8, 10. 

— Stillsehweigendc Vereinbarung über Lohn 
durch wiederholte Annahme des Lohnes 
ohne Einwendungen. 267, 381, 882, 475. 

— Daraus, daß der Arbeiter sich in einzelnen 
Fällen mit einem niedrigeren als dem ange- 
messenen ortsüblichen Lohn begnügt hat, 
kann kein Verzicht auf den angemessenen 
Lohn erschlossen werden. 268. 

— Stillschweigende Vereinbarung über pro- 
zentuelle Abzüge vom Gewichte der geliefer- 
ten Arbeitsstücke. 382. 

— Stillschwelgende Vereinbarung durch vor- 
behaltlose Annahme des Akkordlohnes. 140. 

— Stillschweigende Vereinbarung durch 
widerspruchsloses Gestatten eines Abzuges 
als sogenanntes Sitzgeld. 518. 

— Verzicht auf Lohnersatz während der 
Wartezeit. 609, 610. 

Änderung. 

— Einseitig verfügte Lohnreduktion Ist Vor- 
enthalten bedungener Bezüge und berechtigt 
zum Austritt. 484. 

— Eine vom Arbeitgeber angeordnete Lohn- 
lierabsetzung wird erst mit Ablauf der 
KundigungsfMst vom Tage der Erklärung 
wirksam, wenn sich der Arbeiter nicht früher 
damit einverstanden erklärt. 598. 769, 770. 

— Der Arbeitgeber darf nicht einseitig den 
Arbeiter nach der Kündigung aus dem Zeit- 
in den Akkordlohn versetzen. 603. 

— auch nicht den höheren Lohn vorenthalten, 
der dem Arbeiter bisher für die Nachtarbeit 
gezahlt wurde, auch wenn er nicht mehr zur 
Nachtarbeit verwendet wird. 769. 

— auch nicht den Arbeiter durch in kurzen 
Zwischenräumen vorgenommene Änderun- 
gen in der Besetzung der Webstühle am 
Verdienste schädigen. 820. 
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Lohn.' 



Tarif. 



— Ein in der Fabrik aasgehängter Lohntarif 
i«t dann nteht maßgebend, wenn aasdrnek- 
lieh oder stillsehweigend ein vom Tarife ab* 
weichender Lohn Tereiubart wurde. 5. 558. 

ist nicht maßgebend, wenn er dem 

Arbeiter bei seinem Eintritte nicht bekannt- 
gegeben wurde. 483. 

ist nur anter normalen Verhältnissen 

and auf die cor Hauptarbeit gehörigen, 
regelmäßig wiederkehrenden Nebenverrich- 
tungen anwendbar. 27S. 

der Buchdruokereibediensteten. 861, 

362. 

— Ein genereller Tarifvertrag bindet nur die 
vertragschließenden Teile. . Mit später auf- 
genommenen Arbeitern können abweichende 
Vereinbarungen getroffen werden. 740. 

— Bezahlung nicht geleisteter Arbeiten auf 
Grund des Tarifs. 361. 

Höhe des Lohnes. 

— Versprechen einer Remuneration. 376. 

— des lernenden Arbeiters. 43. 

— des Lehrlings (Teilnahme am Oruppen- 
akkord und Einbehalten eines Teiles des auf 
den Lehrling entfallenden Lohnes). 757. 

— Bestimmung darch den Richter nach den 
örtliehen Gewohnheiten. 89, 41, 84, 141, 388, 
680, 684, 685. 

— — einer Lohnzulage. 77. 

— der Gehilfe, der als Stellvertreter des 
Unternehmers namhaft gemacht wird, kann, 
aus diesem Grunde keinen höheren Lohn 
beanspruchen. 778. 

dem Aushelfer gebührt ein höherer 

Lohn als dem ständig beschäftigten Arbfiter, 
wenn ein örtlicher Handwerksbrauch be- 
steht. 680. 

— Auf die Höhe des Lohnes ist Be- 
dacht zu nehmen, bei der Beurteilung des 
Maßes an Fähigkeiten, dem der Arbeiter ent- 
sprechen muß. 458. 

-^ Intensivere Arbelt berechtigt den im Zeit- 
lohn stehenden Arbeiter nicht zu dem 
Begehren um einen Lohnzuschuß. .'>21 . 

— höherer Lohn fiir Naehi arbeit. 769. 

— Für Überstundenarbeit, die infolge eines 
Irrtums vom Arbeiter ohne Auftrag ver- 
richtet wurde, ist ein angemessener Lohn zu 
zahlen. 529. 

— Es ist Brauch, Überstunden besser zu ent- 
lohnen, als Normalstunden. Wenn ein ent- 
gegenstehendes Übereinkommen vorliegt, ist 
aber darauf nicht.RücksIcht zu nehmen. 801. 

— Für erhebliche Überschreitung der üblichen 
oder bedungenen Arbeitszeit gebührt dem im 
Kleingewerbe gegen Monats- oder Wochen- 
lohn beschäftigten HII£Barbelter ^ne Ver- 
gütung. 530. 

— Wenn der Lohn vereinbart ist, kann nicht 
nachträglich wegen zu niedriger Bestim- 
mung eine Ergänzung gefordert werden. 
672. 

Akkordlohn. 

— Siehe Akkord. 

— für Änderungen, Ergänzungen an der ver- 
tragsmäßig ausgeführten Akkordarbelt. 179. 

— Entschädigung für den Verdienstent- 
gang wegen Beistellung von mangelhaftem 
Rohmaterial. 601. 



Lohn. 



Zeitlohn. 



— Siehe Ze (lohn. 

— Der nach Zeitlohn aufgenommene Arbeiter 
kann ohne seine Einwilligung nioht zur Arbelt 
gegen Stücklohn verhalten werden. 98. 

— Zeitlohn im Falle vorzeitigen Verlassens 
der Arbeit statt Akkordlohn. 527. 

— Im Wochenlohn eines Kutschers ist auch 
die Vergütung für die Arbeit am Sonntag 
enthalten. 578. 

Zahlung. 

— Barzahlung. 260. 

— Zahlung an den Zessierer, dem nach 
Fälligkeit zediert wurde, ist Barzahlung. 
654. 

— Abzüge behufs Tilgung von Lebensmittel - 
schulden eines Arbeiters sind unzulässig. 7, 
260. 

— Abzug wegen Übernahme der Bürgschaft 
für Lebensmittelschulden Dritter. 871, 499. 

— Der Polier darf aus einer übernommenen 
Gutstehung für Zechsehulden des Gehilfen 
den Lohn nicht vorenthalten. 870. 

— Abzüge zur Berichtigung der Schuld eines 
Dritten sind auch mit Zustimmung des Ar- 
beiters unzulässig. 719, 793. 

— Abzug für Speise- und Getränke-Marken 
sind unzulässig. 794. 

— Abzug für Vorschüsse, Lebensmittel and 
Getränke ist nicht zulässig, wenn die ein- 
zelnen Posten nieht angegeben werden 
können. 482. 

— — für Ilolzabfälle unzulässig, wenn dar- 
über keine Vereinbarung geü^ffen. 872. 

— — für Werkzeuge. Anreehnung gebroehe- 
ner Nadeln der mechanischen Rundstühie 
bei der Wirk- und Strick warenlndustrie. 
449,450,528. 

— — Ohne Verschulden des Arbeiters ge- 
brochene Nadeln dürfen diesem nicht auf den 
Lohn angerechnet werden. 449, 450. 

— — Bei Anrechnung ist mäßiger Gewinn 
nicht ausgeschlossen. 450. 

— Abzug für die Wohnung, die der Arbeit- 
geber dem Arbeiter vermittelt hat. 549. 

— Abzug für Krankenversicheruugsbeiträge, 
welche seit nicht mehr als 4 Wochen rück- 
ständig sind. 262, 454. 

— Die Vereinbarung, daß das Krankengeld in 
den Lohn einzurechnen sei, ist zuläs-ig. 
720. 

— wenn mehr an Krankenkassenbeiträgen ab- 
gezogen wird, als eingezahlt wurde, kann 
das zuviel Abgezogene beansprucht aber 
nicht vom Arbeitgeber das höhere Kranken- 
geld verlangt werden. 841. 

— Abzug zu Gunsten einer Arbeiterunter- 
stützungskasse, deren Statuten nicht geneh- 
migt sind, unzulässig. 499. 

— Abzug als Beitrag zur Werkstättenregie 
ist nur mit Zustimmung des Arbeiters zu- 
lässig. 518. 

— Abzug für Vorschüsse auch ohne Ein- 
willigung des Gehilfen zulässig. 112, 147, 
214, 261. 

— Abzug vom ausgezahlten Lohn durch einen 
bei der Auszahlung anwesenden Dritten 
braucht sich der Arbeiter nicht gefallen zu 
lassen. 223, 369, 481. 
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Lohn. Abzug wegen Ausbleibens ron der Ar- 
beit ist unsulSsslg, wenn Monatslohn ver- 
einbart war. 478. 

ebenso bei Wochenlohn für Feiertage. 

865, 266. 

Eulässig, wenn an den Feiertagen gear- 

b«itet werden sollte. 840. 

— Dem im Zeitlohn stehenden Arbeiter, der 
zur Lieistnng eines bestimmten Arbeits- 
quantums nicht verpflichtet war, darf des- 
halb, weil er angehlich zu langsam arbeitet, 
kein Abzug gemacht werden. 633. 

— Abzug vom Lohne wegen eines vom Hilfs- 
arbeiter scholdbarerweise verursaehten Scha- 
dens. 268, 848. 

— Abzug für auftragwidriges Kreditieren des 
Brotes. 646. 

— Abzug unstatthaft, wenn die mangelhafte 
Ausführung der Arbeit auf einem Material- 
fehler beruht. 868. 

— Abzug aus dem Titel der Konventional- 
strafen unterliegt der richterltoheu Prüfung. 
778. 

— Der Abzug wegen fehlerhafter Arbeit darf 
nicht die Differenz im Werte überschreiten. 
571. • 

— Das dem Bauunternehmer wegen nicht 
rechtzeitiger Fertigstellung der Arbeit auf- 
erlegte Pönale darf ohne besondere Ver- 
einbarung nicht auf die Akkordarbeiter über- 
wiQzt werden. 583. 

— Zurückbehalten des Lohnes des Arbeiters 
wegen Verdachtes einer strafbaren Handlung 
zur Sicherung der Ersatzansprüche unzu- 
lässig. 225. 

— Zurückbehalten des Loimes wegen eines 
aus der Avisierung einer fingierten Bestel- 
lung drohenden Schadens unzulässig. 624. 

— Zurückbehalten eines Teiles des Lohnes 
als „Stehgeld" zur Sicher^tellung etwaiger 
Erratzansprüche unzulässig. 2i4. 

— Wurden die vereinbarten Naturalbezüge 
abirelehnt, so kann nicht Entschädigung ver- 
langt werden. 771. 

— Auszahlung in verschlossenem Umschlag, 
Beweis über die Unrichtigkeit des angege- 
benen Inlialts. 546. 

Einwendungen gegen die Lohnab- 
rechnung. 

— Die in der Arbeitsordnung enthaltene 
Bestimmung, daß Einwendungen gegen die 
Lohnabreclmung sofort bei der Auszahlung 
oder am folgenden Montag vorgebracht wer- 
den müssen, steht der Klage auf Ergänzung 
des Lohnes nicht entgegen. 739. 

— Es ist kein Aufiö'sungsgrund, wenn der 
Arbeitgeber bei der Lohnauszahlung eine 
Reklamation nicht sofort berücksichtigt, 
sondern sich deren Prüfung vorbehält 819. 

Lohnvorsohufl. 

— Auf Lohnvorsehüsse besteht kein gesetz- 
licher Anspruch. 6. 

— Siehe Vorschuß. 

Zeit der Lohnzahlung. 
— • Der Lohn ist wöchentlich und bei früher 
vollbrachter Arbeit nach deren Beendigung 
zu entricliten. 6. 



Lohn. Monatliche Lohnzahlung. Schluß auf Be- 
gründung eines Arbeitsverhältnisses für die 
Dauer eines Monats. 258. 

— Erhebliche Ver^cb'gerung in der Auszahlung 
berechtigt zur Auflösung des DlenstverhSlt- 
nisses. 66, 474. 

— In der Fortsetzung der Arbeit trotz Unter- 
bleibens der Lohnzahlung liegt nicht der 
Versieht auf Auflösung des Arbeitsverhält- 
nisses ans dem Grunde des S 82 a, lit. d 
Gew. O. 230. 

— Mangel an Barmitteln benimmt der Ver- 
zögerung der Zahlung nicht den vertrags- 
widrigen Charakter. 474. 

— Wenn der Arbeiter den Lohn gestundet 
hat, kann er nicht das Arbeitsverhältnis 
wegen Vorenthaltens des Lohnes einseitig 
auflösen. 467. 

Lohnbewegung. Der bei einer allgemeinen 
Lohnbewegung auf den einzelnen Arbeiter 
ausgeübte moralische Zwang rechtfertigt 
nicht die Einstellung der Arbeit. 595. 

Lohnverhäitnis nach bürgerlichem Recht 
zwischen einem Akkordarbeiter, der einen 
antieren Arbeiter aufgenommen hat. 525. 

Lohnzahlungstag. Kündigung an einem an- 
deren Tag als dem der Lohnauszahlung. 407. 

LohnzetteL Beweis über die Kündigungsfrist 
durch. 728. 

Lungentuberkulose ist nicht als absehreekende 
Krankheit anzusehen. 313. 

Maifeier. Entlassung wegen unbeftigten Ver- 
lassens der Arbeit aus Anlaß der Mai- 
feier. 2. 

Mangel der Arbeit verpflichten den Arbeiter 
zur Entschädigung. 176, 178, 571. 

— einer Akkordarbeit, die der Arbeltgeber 
selbst verschuldet hat, berechtigen nicht zur 
Verweigerung des Arbeitsbuches. 167. 

— Für ein durch Verschulden des Arbeiters 
mißlungenes Werk, gebührt diesem nicht 
der Akkordlohn. 343. 

— Jx>hnabzug darf deshalb nicht stattfinden, 
wenn der Mangel auf einem Materialfehler 
beruht. 263. 

— Der Lohnabzug darf die Differenz des 
Wertes der Arbeit und des Wertes eines 
fehlerlosen Stückes nicht überschreiten. 571. 

Mangel an Arbeit, siehe Arbnitsmangel. 

Marken. Abzüge für Speise- und Getränke- 
marken sind unzulässig. 794. 

Maschinenmeister. Zeugnis über die Ver- 
wendung als erster Maschinenmeister. 751. 

Maschinensetzertarif. 361. 

Maschinenwärter darf nicht das Maschinen- 
haus eigenmächtig verlassen. 415. 

Ruhepausen können auf sonst freie 

Zeitpunkte verlegt ^werden. Ein Anspruch 
auf Vergütung der Überstunden besteht des- 
halb aber nicht. 699. 

— DieWHigeruog desMaschinenwärters, drin- 
gende Maschinenreparaturen an Sonn- oder 
Feiertagen ohne besondere Entlohnung vor- 
zunehmen, berechtigt zur Entlassung. 701. 

Masseverwaiter. Durch den Fortbetrieb des 
Unternehmens für Rechnung der Konkurs- 
masse werden die Arbeiter zu Massegläubi- 
gern. Sie können ihre Ansprüche vor dem 
Gewerbegerichte geltend machen. 82. 

Material. Nichtbeistellung des Materials macht 
den Arbeitgeber ersatzpflichtig. 97. 
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Material. Mangelhaftigkeit dee Materials ent- 
schuldlgrt nicht die Unbrauchbarkeit der Ar- 
beitf wenn der Arbeiter den Besteller nicht 
daraaf aofmerkaam gemacht hat. 176. 

— Bei Erschwerung der Arbeit infolge schlech- 
ten Materials kann eine den Lohntarif über- 
steigende Vergiitang beansprucht werden. 
278. 

— — kann bei Akkordlohn Entschädigung 
für den Verdienstentgang gefor«iert werden. 
601. 

— Wenn die mangelhafte Ausfuhrung der 
Arbeit auf einem Materialfehler bei uht, ist ein 
Abzug vom Lohne nicht gerechtfertigt. 268. 

— Jieschädiguug des. Materials ohne böse 
Absicht berechtigt nur zur Entlassung, wenn 
eine beharrliche PflichtenTernaehlassIgung 
vorliegt. 218, 801. 

Maurer. Nur zur Verrichtung bestimmter klei- 
ner Arbeiten (Zimmerputzen und Ausweisen) 
aufgenommene Maurer haben keinen An- 
spruch auf Kündigung. Das Arbeltsverhält- 
nis endet mit Verrichtung der Arbeit. 183. 

— Der Bestand einer Übung, sie zu Ende der 
Bausaison ohne Kündigung zu entlassen, 
hindert nicht die Anwendung der gesetz- 
lichen Kündigungsfrist. 572. 

Maurerarbelt. Vergebung In Accnrd. Bedeu- 
tung des Ausdruckes „Sack und Pack**. 40. 

— Der Baumeister, der die Maurerarbeiten 
einem Subunternehmer in Altkord gegeben 
hat, haftet nicht für den Lohn. 72.'i. 

Maximaiarbeitszeit. Siehe Arbeitszeit. 

Meister. Als Meister ist nicht anzusehen ein 
Vorarbeiter, der die Arbeit zuzuweisen und 
zu beaufsichtigen hatte. 501. 

MiichverschieiB, landwirtscliaftlicher Botrieb, 
untersteht nicht dem Gewerbegericht. 620. 

Militärische Dienstleistung. Während der 
militärischen Dienstleistung besteht kein An- 
spruch auf Gehalt. 214. 

— Siehe auch WaflFeniibung. 
Minderjährige bedürfen in Kechtsstrehigkeiten 

über Antritt, Fortsetzung und Aufhebung 
des Lehrverhältnisses der ^Mitwirkung des 
gesetzlichen Vertreters. 14. 

— Berechtigung zum Abscliliiß eines l^ehr- 
vertrages. 6.')2, G53. 

— Für den Bruch des Lehrvertrags durch 
den minderjährigen Lehrling;, haftet der 
Vormund nicht. 833. 

Minderjähriger kann die Erfüllung eines 
Arbeits Vertrages nicht deshalb verweigern, 
weil ihm sein gesetzlicher Vertreter ander- 
weitig Arbeit verschaifen will, es wäre denn, 
daß ein wichtiger Grund vorliegen würde. 627. 

Minimallohn. Abschlagszahlungen haben nicht 
die Bedeutung eines garantierten Minimal - 
lolmos. 612. 

— darauf besteht kein gesetzlicher Anspruch. 
672. 

Mißbrauch des väterlichen Züehtigungsrechtes 

des l^ehrherrn. 292. 
MiBhandiungen des Lehrlings. 71, 72, 522, 

624. 

— Entlassung wegen tätlicher Mißhandlung. 
462. 

— Aufforderung an einen mißhandelten 
Arbeiter, die Klage zu erheben, rechtfertigt 
nicht die Entlassung. 613. 

— eines Pferdes als Entlassungsgrund. 579, 
626. 



Mißhandlungen. Siehe auch Auflösung wegen 
Körperverletzung. 

— Verzicht auf den Auflösungsgrnnd wegen 
Mißhandlung. 829. 

— Ersatzpflicht des Lehrherrn bei vor- 
zeitiger Auflosung des Lehrverhältnisses 
wegen Mißhandlung des Lehrlings. 524. 

Montierung. Vergebung der Arbeit im Akkord. 
527. 

Moralischer Zwang zur Arbeltseinstellung. 
696. 

Nacharbeiten bei der Akkordarbeit müssen be- 
sonders entlohnt werden. 179. 

Nachlässigkeit bei der Führung der Wochen- 
listen durch den Bauschreiber berechtigt zur 
Verweigerung eines günstigen Zeugnisses. 
173. 

Nachtarbeit. Wiederholtes Verhalten eines 
16Jährigen Lehrlings zu stundenlanger 
Nachtarbelt berechtigt zur Auflösung des 
Lehrverhältnisses. 867. 

— Wird die Nachtarbeit höher als die Arbeit 
bei Tag entlohnt und wird ein bisher bei 
Nacht verwendeter Arbeiter weiterhin nur 
am Tage beschäftigt, so verliert er den An- 
spruch auf den für die Nachtarbeit bestimm- 
ten höheren Lohn erst nach Ablauf der 
Kündigungsfrist. 769. 

Nachtmahlgeld kann nicht verlangt werden, 
wenn das Abendbrot in Natur verabreicht 
und vorbehaltlos angenommen wurde. 269. 

Nachtwächter macht sich einer Pflichtvernach- 
lässigung schuldig, wenn er sicß regelmäßig 
um 10 Uhr zur Ruhe begibt. 690. 

Nadeln der mechanischen Kundstühle können 
als Werkzeuge gegen Anrechnung auf den 
Lohn vom Arbeitgeber beigestellt werden 
449, 460. 

— sind als Maschinenteile anzusehen. Eine 
Vereinbarung über Ersatzleistung für ge- 
brochene Nadeln ist giltig. 528. 

NaturalbezOge. stillschweigende Vereinbarung 

auf Entlohnung durch. 9, 168. 
Naturalwohnung ist zu vergüten, wenn wegen 

vorzeitiger Entlassung Entschädigung zu 

leisten ist. 167. 

— Entlohnung durch Naturalwohnung für 
Hausbesorgerdienste. 277. 

NebenbezQge der Zählkellner (Trinkgelder) 
sind nach | 84 Gew. O. zu verguten. 
108, 308, 643, 645. 

Nebengeschäft. Betreiben eines abträglichen 
Neben geschäftes durch einen Kutscher. 60. 

— durch einen Heimarbeiter. 440. 

— Sif'he Auflösung des Arbelts^e^ilältni88e8 
wegen. 

Nebenverrichtungen. Für unverschuldete, aus- 
nahmsweise Nebenverrichtungen kann eine 
den Lohntarif übersteigende Vergütung be- 
an^pruclit werden. 273. 

Neue Ansprüche im Herufungsverfahren sind 
ausgeschlossen. 360. 

Neue Tatsachen und Beweise Im gewerbe- 
gerichtlichen Berufungsverfahren. 124, 339. 

Neujahrsgeld. Zurückforderung des voraus- 
gezahlten Neu Jahrsgeld es. 366. 

Neujahrsgeschenk. Bildet eine Vergütung für 
die über die übliche Geschäftszeit geleisteten 
Dienste. 274. 

— Das Dienstverhältnis muß bis Ende des 
Jahres fortbestehen. 276. 
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Neujahrsremuneration. Auf die für das Per« 
8onal von auswärtigen GesehSftsfreun- 
den eingesendeten Nenjabrsremunerationen 
haben alle Mitglieder des Personals An- 
spruch. 380. 

Mormaltarll der Buchdrnckereibediensteten. 
361,362. 

Novation der Verabredung über Verabreichung 
eines Kachtmahlgeldes durch Gewährung dvs 
Abendbrotes in Natur. 269. 

Ochsenl(necht. Aufnahme als Pferdewärter. 
678. 

Öffentliche Belustigungen. Singspieihaiien- 
untemehmung. 303. 

Ordnung in der Werkstätte. Vernachlässigung 
der Pflicht zur Aufrechthaltung. 43G. , 

Ordnungsstrafen können nur auf Grund einer 
Vereinbarung über Konventionalstrafen ver- 
hängt werden. Bin arbiträres Strafrecht steht 
dein Arbeitgeber nicht cu. Auäbetzcu der 
Arbeit als Straf mittel. 221. 

— sind als Konventionalstrafen anzusohen, 
sie können im Wege der Klage angefochten 
werden. 447. 

Ortliche Zuständigkeit, siehe Zuständigkeit. 

Ortsgebrauch. Mangels einer Vereinbarung 
über die Arbeitszeit wird diese durch den 
Ortflgebrauch bestimmt. 109. 

Ist maßgebend für die Frage, ob der 

Arbeitgeber an einem Feiertag arbeiten lassen 
muß. 702. 

Ortsübliche Arbeitszeit. 109. 

OrtsOblicher Lohn. Bestimmung des Lohnes 
durch den Richter nach dem ortsüblichen 
Lohne. 39,-41, 141, 388, 458, 630, 634, 635. 
Partiearbeiter Bei Partiearbeitern ist Jeder 
einzelne Arbeiter als Vollmachtgeber und 
Vollmachtnehmer der anderen Arbeiter hin- 
sichtlich der gemeinschaftlichen Arbeit an- 
zusehen. 343. 

PartiefUhrer. I >er Unternehmer haftet für den 
Lohn der von seinem Partieführer aufge- 
nommenen Hilfsarbeiter 73, 413, 835. 

— Als Bevollmäciitigter und nicht als Sub-. 
Unternehmer. 324, 32.'», 41.S, 835. 

— Der Cnternehmer haftet dann nicht, wenn 
der Partlefuhrer »elbatändfg zu der im Akkord 
übernommenen Arbeit di« Arbeiter aufzu- 
nehmen, zu bezalilen und zu entlassen hat. 
74, 180. 

— Wenn einem Partinführer die Ausführung 
einer Arbeit übertragen ist, haben die vor- 
zeitig entlassenen Arbeiter gegen den Ge- 
werbeinhaber keinen Anspruch auf Ent- 
schädigung. 180. 

Passivität des Unternehmens. Anspruch auf 
Entschädigung des auf den Bezug eioes 
Anteiles am Gewinne angewiesenen Reisen- 
den. 8:!4. 

Pause, siehe Arbeitspausen. 

Pensionierung. Wenn der Arbeiter zum Zwecke 
der Pensionierung sein Arbeitsbuch und Ent- 
lassungszeugnis verlangt hat, ist er als aus- 
getreten zu betrachten, auch wenn die Pen- 
sionierung nicht erfolgt ist. 237. 

Perlmutterdrechsier. Heimarbeiter. 326. 

Pferdewärter. Zaumgeld. 255. 

— Aufuatimn eines Ochsi-nknechtes als 
Pferdewärter. 678. 

Pflichtenvernachlässigung. Siehe Auflösung 
des Arbeitsverhältnisses wegen — , dos I^ehr- 
vcrhältnisses wegen — . 



Pilsen. Handelsgebrauch hinsichtlich der Kün- 
digungsfrist. 898. 

Platzageni Der Ort, an dem der Platzagent 
tätig ist, ist nicht für die örtliche Zuständig- 
keit des Gewerbegerichtes maßgebend. 444. 

Polier. Verteilung der von den Ziegel-, Zement- 
und Kalklieferanten gewährten Provision. 
550. 

Politische Haltung. Es ist unzulässig, durch 
eine besondere Eintragung im Arbeitsbuch 
auf die politische Haltung hinzuweisen. 791. 

Polizei. Übergabe der Arbeitsbücher an die 
Polizei. 489. 

POizung. Auftragwidriges Herausnehmen der 
Pölzung bei einem Kanalschachte berechtigt 
zur Entlassung des Hauptgerüsters. 195. 

Poriier eines cSanatoriums. 693. 

PofttsparkassebUcher eignen sich nicht zur 
Bestellung einer Dienstkaution. 586. 

Prämie fürfnrtdauemdeArbelt bis zum Schlüsse 
der Kampagne ist als Konventionalstrafe an- 
zusehen. 220. 

Privatbeamter für Verrichtung von Sollizitator- 
diensten ist nicht gewerblicher Hilfsarbeiter. 
8 4. 

Privatlehranstalten. Guwerbegericht» ist nicht 
zuständig für Streitigkeiten der — 13, 694. 

Privatunterricht. Erteilen von Unterricht im 
Bügeln begründet noch kein Lehrverhältnis. 
285. 

Probe. Siehe Kündigung. Ausschließung bei 
Probe. 

Produktionsgewerbe. Für Streitigkeiten zwi- 
schen dem Inhaber eines Produktionsgewerbes 
und den höher, quaütizierten Angestellten 
(Reisende, Baelihalter, Kontorist, Geschäfts- 
führer in einem Wirtsgewerbe) ist das 
Gewerbegericht nicht zuständig. 42, 327, 
328, 329,330, 331. 

Provision gebühit dem Ilandlungsreiscnden 
auch für die vom Prinzipal nicht ausgeführten 
Kaufaufträge, wenn die Ausführung aus 
Gründen unterblieben ist, die nicht in dem 
vermittelten Geschäfte selbst liegen. 379. 

— Bei nachträglicher Rücicgängigmachunu: 
des Geschäfts kann nicht die Provision 
zurückgefordert werden. 557. 

— für Geschäfte, die der Agent vorbereitet 
hat, die aber unmittelbar zwischen den 
Parteien abgeschlossen wurden und ftir 
Geschäfte mitderständi^en Kundschaft. 631. 

— Provisionsanppruch mehrerer Agenten, die 
zu dem Zustan lekommen des Geschäftes 
mitgewirltt haben. 761. 

— Die Annahme einer Pro\lsion durch den 
mit dem Ankauf einer Maschine beauftragten 
Handlungsgehilfen begründet eine Untreue. 
373. 

— Der Reisende hat Anspruch auf Ent- 
schädigung, weim er durch Übertragung 
anderweitiger Geschäfte und durch ungenü- 
gende Verwendung an seiner Provision ver- 
kürzt wird. 159. 

— Verteilung der von den Ziegel-, Zement- 
und Kalklieferanten gewährten Provision 
unter die Poliere. 550. 

— Der Angestellte hat Anspruch auf Ersatz, 
wenn der Gewerbeinhaber absichtlich den 
Umsatz herabdiückt, um den Angestellten 
an der Provision zu schädigen. 642. 

— Nach einem Handelsgebrauche In Brunn 
wird der Anspruch auf Verkaufsprovision 
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emt durch den Eingang oder die sonstige 
Beglelchang der Kauf^reisfordemng erwor- 
ben. 760. 

Provlslonsabrechnung. Anerkennung der — 
210. 

Provisionsreisende. Siehe Reisende. 

Provisorisclies ArbeitsverhiQtnls durch Auf- 
nahme zvLT Probe. Siehe Probe. 

— Aufnahme gegen nachträgliohe Beibrin- 
gung des Arbeitsbaohes. 137. 

ProzeDfähigiceit. Mindeijahriger vor dem 
Gewerbegerichte. 14. 

Quartier. Auch das bei einer Arbeit in Natur 
2U gewährende Quartler muß angemessen 
und darf nicht ge8iindheits.>^chädlich sein. 
688. 

Quartiergeld. Der Arbeiter hat keinen An- 
spruch auf das Quartiergeld, wenn er das 
ihm zur Yerftigung btehende Naturalquartier 
nicht benutzt hat. 681. 

Quittung „zum vollständigen Begleiche des 
Lohnes und der sonstigen Ansprüche" ent- 
hält einen Verzicht auf weitergehenden Ent- 
schädigungsanspruch. 285. 

Ratengeschäft. Der ausschließlich für ein 
Ratengeschäft gegen Provision ständig tätige 
Agent ist Handlungsgehilfe. 587. 

Ratenkassier. Ersatzanspruch des ohne Kündi- 
gung entlassenen Ratenkassiers ist nach Han- 
delsrecht zu beurteilen. 124, 210. 

Raufhandei. Hervorrufung eines Raofhandels 
als Entlassungsgrund. 462, 785. 

Räumung der Wohnung darf nicht durch Ver- 
weigerung des Arbeitsbuches erzwungen 
werden. 168. 

Rechtfertigen des Verlassens der Arbeit. 4SI. 

Rechtzeltiglteit der Aushändigung des Arbeits- 
bnehes. 281. Siehe auch Arbeitsbuch. 

RegreDpfllcht des Gehilfen, d^r bei Reparatur 
eines Ringes den Stein beschädigt. 584. 

Reinigen der Arbeitsräame. Dazu ist der Hilfs- 
arbeiter nicht verpflichtet. 731. 

Reise. Vergütung der Zureisekosten, wenn 
die Arbeit nicht an der Betriebsstätte zu ver- 
richten Ut. 246. 

Reiseausiagen. Der an einem anderen Orte 
anfigenommene und an rien Arbeitsort zage- 
reiste Arbeiter hat nur dann Anspruch auf 
Reiseausiagen, wenn ein solcher vereinbart 
worden ist. 264. 

Reisediäten. Anspruch auf pauschalierte Reise- 
diäten bei vorzeitiger Entlassang. 250. 

Reisedispositlon. Wenn sich der Chef die 
Reisedisposition vorbehält, so hat er die 
Richtung und Zeit der Reise zu bestimmen, 
aber es steht ihm nicht zu, zu bestimmen, 
ob der Reisende überhaupt reisen soll. 378. 

Reisekosten sind auch die Zehrungskosten 
während der Fahrt und die Auslagen für die 
Unterkunft an dem Orte, wo die Arbeit zu 
verrichten ist. 271. 

— Wenn nicht anderes bedungen, sind sie 
nachhinein zu bezahlen. 272. 

Reisende. Das Oewerbegerlcht ist zuständig 
für Streitigkeiten zwischen Kaufleuten und 
Provisionsreisenden, sofern diese nicht als 
selbständige Kaufleute anzusehen sind. 131. 

— Für Rechtsstreitigkeiten der Reisenden, 
die nicht bei einem Handelsgewerbe ange- 
stellt sind, sind die Gewerbegerichte nicht 
zuständig. 42, 327, 328. 



Reisende. Der Reisende hat nur dann An- 
spruch auf Gehalt während der Kündigungs- 
frist, wenn er während dieser Zeit den ver- 
einbarten Dienstverpfliehtnngen nachkommt. 
86. 

— Ein Geschäftsreisender, der durch die 
Übertragung anderweitiger Qeeehäfte und 
durch angenagende Verwendung an seiner 
Provision verkürzt wird, hat Ansprach auf 
Bntschädigang. 159. 

— Bei Reisenden bilden die Diäten einen 
Teil der vertragsmäßigen Entlohnung. 78. 

— Ebenso die monatliehe Zulage. Ob und 
weicher geschäftliche Erfolg erzielt wurde, 
kommt nicht in Betracht. 772. 

*- haben ohne ausdrückliehe Vereinbarung 
keinen Anspruch auf Reisekostenvorschoß. 
181, 272. 

— Anspruch auf Entschädigung für die Ab- 
nützung des Fahrrades. 377. 

— Anspruch auf Entschädigung wegen Ent- 
ganges der Tantidme, wenn sich die Passivi- 
tät des Unternehmens durch entsprechende 
Verwendung des Reisenden hätte vermeiden 
lassen. 824. 

— Anspruch auf I^ovision für Geschäfte, 
die der Prinzipal ans objektiv nicht gerecht- 
fertigten Gründen nicht ausgeführt hat. 379. 

— Provision für Geschäfte, die der ^ent 
vorbereitet hat, die aber zwischen den 
Parteien unmittelbar abgeschlossen wurden 
und für Geschäfte mit der ständigen ICund- 
schaft. 631. 

Reklamation g«>gen die Lohnberechnung. Der- 
selben muß nicht sofoit stattgegeben werden. 
819. 

Rekurs In Gewerbegerichtsstreitigkeiten ist 
ein Rekurs nur gegen die im § 517 Z. P. O. 
bezeichneten Beschlösse zulässig. 445- 580. 

Remuneration. Siehe l^oh n. 

Reparaturen. Aussetzen durch ein bis zwei 
Tage wegen notwendiger Reparaturen be- 
rechtigt nicht zur einseitigen Auflösung des 
Arbeitsverhältnisses. 88. 

— Dringende Mascliinenreparaturen müssen 
auch an Sonn- uAd Feiertagen vorgenommen 
werdin. 701. 

Reparaturwerkstätte einer Seidinwarenfabrik, 

in dieselbe können nicht Schlosserlehrlinge 

aufgenommen werden. 832. 
Restaurateur. Zahlungen.des Zahlkellners aus 

den Trinkgeldern an den. 648. 
Revers. Verzicht auf Entschädigung wegen 

Nichtbeschäfiigung mittels Revers. 609. 

— über die Ausschließung der Kündigungs- 
frist. 790. 

Richter. Bestimmung des Lohnes mangels Ver- 
einbarnng. 89, 41, 77, 84, 141, 388, 458, 630, 
634, 635. 

— der Vergütung für Nebenverrichtungen und 
ungewöliniiche Erschwerung der Arbeit. 
273. 

-^ Zur Bestinunung des Lohnes durch den 
Richter ist kein Anlaß vorhanden, wenn 
Über die Höhe dunh vorbehaltlose Annahme 
des gebotenen Ijohnes eine stillschweig« nde 
Vereinbarung zustande gekommen ist. 
267. 
Rubriken des Arbeitsbuches. Ausfnllnng. 
487. 
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Rückforderungsansprache. Für Rückforde- 
rung wegen IrrtUmllch zu riel gezahlten 
liohnes ist das Qeverbegerlcht zuständig. 
799. 

ROcktrItt des Arbeitgebers vor Antritt des 
Dienstes durch den Gehilfen verpflichtet zum 
Ersatz der Bezüge fUr die Kundigungszeit. 
78, 315. 

Ruhen des Verfahrens beseitigt die durch 
Klageerhebung bewirkte Unterbrechung der 
YerJShning nach S 80 g, Oew. O. 110. 

Ruhepausen. GewKhrung durch Verwendung 
des Arbeiters zum Holen des Frühstückes. 
279. 

. Siehe auch Arbeitspausen. 

Ruhetag. Siehe Sonntagsruhe. 

Sachbeschädigung. Fahrlässige SachbeschSdi- 
gung ist kein Entlassungsgrund. 818, 801. 

— Entlassung wegen. 469. 

— der Arbeiter haftet für sehuldbare Sach- 
beschädigungen. 454. 

Sack und Pack. Bedeutung des Ausdruckes bei 
derVergebung von Maurerarbeiten im Akkord. 
40. 

Säumnlsfälle. Qegen ein gewerbegerichtliches 
VersSumnisurteil findet nicht volle Berufung 
in der Weise statt, daß die säumige Partei 
neues Tatsächliches vorbringen könnte. 
124, 347, 563. 

— Wiedereinsetzung. 337. 
Schadenersatz wegen Mängel der Arbeit. 176, 

178, 263. 

— wegen Beschädigung des Steines bei 
Reparatur eines Ringes. 584. 

— wegen Verderbens des Arbeitsproduktes. 
• . 89. 

— wegen schuldbarer Sachbeschädigung. 454. 

— wegen Ausfolgung der Tageslosung an 
einen zur Einkassierung nicht befugten Boten, 
die sie veruntreut. 822. 

— wegen Nichtbelstellung des Materials bei 
Akkordarbeiten. 97. 

— wegen unbefugten Verlassene der Arbeit. 
54, 90. 

Schadenersatz wegen Aufnahme eines Arbei- 
ters, dessen früheres Arbeitsverhältnis nicht 
ordnungsmSfiig aufgelöst wurde. 229. 

-wegen vorsätzlicher Beeinträchtigung 

des Qeschäftsumsatzes um den Angestellten 
an der Provision zu schädigen. C42. 

Schadensgutmachung beseitigt nicht den durch 
Begehung des Diebstahls begründeten Ent- 
lassungsgrund. 191. 

Schadloshaltung der Arbeiter wegen Ent- 
lassung infolge Aufgebens des Gewerbe- 
betriebes. 457. 

— wegen Irreführung über die Person des 
Arbeitgebers durch unrichtige Bezeichnung 
der Betriebsstätte und Nlchtanmelden der 
Änderung. 821. 

— wegen Entlassung. Der Umstand, daß der 
Arbeiter im Falle des§ 83 Gewerbe-Ordnung 
gegen Lohn weiter beschäftigt war, oder 
Gelegenheit zu einer angemessenen Arbeit 
unbeachtet ließ, ist vom Beklagten zu be- 
weisen. 457. 

Schankbursche. Verbotswidriges Trinken Im 
Keller berechtigt zur Entlassung. 300. 

Schankgehllfe. Ein SchankgehUfe, d«'r die 
GSste wiederholt übervorteilt hat, kann ent- 
lassen werden. 194. 



Schankgewerbe. Im Schankge^verbe Ange- 
stellte sind nicht als Handlungsgehilfen an* 
zusehen. 796. 

SchledssprQche der Schiedsgerichte der Be- 
triebskrankenkassen können nleht vor dem 
Gewerbegerichte angefochten werden. 857. 

Schlafraum. Der Arbeiter kann verlangen, 
daß der Schlafraum bei großer Kälte geheizt 
wird. 818. 

Schreien. Kein Entlassungsgrund. II. 

Schriftform des Lehrvertrages ist kein Erfor- 
dernis der Giltigkeit. 287. 

Schriftlicher Dienstvertrag. Auf mündliche 
Vereinbarungen neben dem schriftlichen 
Dienstvertrag ist kein Bedacht zu nehmen. 
159. 

— Wenn schriftliche V^rtragserrichtung ver- 
abredet ist, kommt der Arbeitsvertrag erst 
mit der Unterfertigung der Urkunde zu- 
stande. 556. 

— Beweis über die Kfindigungsvereinbarung 
durch den Lohnzettel. 728. 

Schutz des Lehrlings gegen Iflßhandlungen. 

71, 72. 
Schwerhörigkeit und Schwerfälligkeit eines 

Kesselwärters. 185. , 

Sicherung des Arbeitsvertrages durch Kaution. 

182. 

— durch Zurückbehalten des Lohnes. 224, 
225. 

Singspielhallenunternehfflung. Klagen des An- 
gestellten einer — gehören nicht zur Zu- 
ständigkeit des Gewerbegerichtes. 3.ö3. 

Sitten. Unwirksamkeit eines gegen die guten 
Sitten verstoßenden vertragsmäßigen Kon- 
kurrenzverbotes. 840. 

— Ungiltigkeit des gegen die guten Sitten 
verstoßenden einem Arbeitgeber abgeheisch- 
ten Versprechens, einem Arbeiter zu kündi- 

V gen, gegen den kein begründeter Vorwurf 
zu erheben war. 789, 792. 

— Zeugnis. 892. 

— Zeugnis über sittliches Verhalten kann 
verweigert werden, wenn es bei wahrheits- 
gemäßen Angaben ungünstig lauten müßte. 
173. 

Sitzgeld. Verkürzung des Lohnes durch Ab- 
zug eines Sitzgeldes. 518. 

Sitzgeseiie. siehe Heimarbeiter. 

Sillizitator eines Kaufmannes ist nichtgewerb- 
licher Hilfsarbeiter. 3.54. 

Sonntag. Bei Woehenlohn ist für Sonntag kein 
Abzug zulässig. 266. 

— Bei einem Kutscher mit Wochenlohn ist 
die Sonntagsarbeit nicht besonders zu ver- 
güten. 573. 

— unterbricht nicht die Kündigungsfrist. 
408. 

— Die Kündigungsfrist wird auch; nicht auf 
den näcbateii Werktag verlängert, wenn sie 
am Sonntag endet. 805. 

Sonntagsruhe. Überstunden, die unter Über- 
schreitung der Vorschriften über die Sonn- 
tagsruhe gemacht wurden, sind besonders 
zu entlohnen, wenn nach der Vereinbarung 
die Überstunden nicht in anderer Welse ver- 
gütet werden. 37. 

Sonntagsruhe. Entfecli&tigung wegen Ent- 
ganges des Ruhetages gebührt nicht, wenn 
das Arbeltsverhältnis gelöst warde, ehe der 
Arbeitgeber in die Lage kam, den Ruhetag: 
zu bestimmen. SG5. 
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Sonntafltruhe. Anspruch auf Lürsatc für den 
EntKang der Sonntagsruhe und des Ersatz - 
mhetages besteht dann nicht, wenn In der 
vertragsmäßigen Entlohnung auch die Ver- 
gütung ftir dieSonutagsarbeit inbegriffen ist. 
344, 345, C02. 

wenn der Arbeiter (Kellner) durch das 

Nichtelnhalten der Sonntagsruhe keinen 
materiellen Schaden erlitten liat. 690. 

— die Vorschrllten über Sonntagsruhe finden 
• aueb auf die Angestellten höherer Kategorie 

Anwendung. 344. 

— Die Weigerung, eine am Sonntag nicht 
gestattete Arbelt su verrichten, ist gerecht- 
f«rtigt. 201, 602, 606, 679. 

— Dringende Msschinenreparaturen müssen 
auch an Sonuingen vorgenommen werden. 
701. 

— Wenn der Krsatzruhetag nicht unter der 
Woche gewShrt wird, kann der Uiifsarbeiter 
am nSehsten Sonntag, als dem letzten (ür 
die Ersatzmhe bestimmten Tage die Arbeit 
ftir 24 St\tnden verweigern. 280. 

— Den Eriatztuiietag setzt d«r Gewerbein- 
haber fest. EigenmSehti{res Einstellen der 
Arieit, um die Ruhezeit zu genieften, ist 
unzulässig. 364. 

— Ersatzruhetag ist nur bei solchen Ge- 
werben zulässig, die überhaupt an Sonn- 
tagen arbeiten dürfen. 605. 

— Verweigerung berechtigt zur Auflösung 
des I>lt'nsivertiältnisses. 816. 

Speditionsgeschäft. EinPferdekne ht braucht 

sich nicht als Heber verwenden zu lassen. 

775. 
Speisentriger. Trinkgelder. 615. 
Sportplatzinhaber. Das Gewerbeg«- rieht ist 

nictit zuständig für Lohnstreitigkeiten mit. 

721. 
Sprache. Dem Korrespondenten ist zu ^- 

statigen, in wo'cher Sprache er verwendet 

wurde. 392. 

— der Arbeitsordnung hat keinen Ein- 
fluß auf das Zustandekommen des unter 
Bezugnahme auf die Arbeitsordnung go- 
Bcblossunen Arbeitsvertrages. 114. 

Standort des Gewerbes ist verscbioden von 
Betriebsstätte und für die Zus.tändlgkeit 
des Gewerbegerichtes belanglos. 548, 578. 

Stehgeid. Die Zurückhaltung eines Teiles 
des l^hnes zur Sicherstellung etwaiger 
Ersatzansprüche des Gewerbeinhabers ist 
nielit zulässig. 224. 

Stellungsuche. Durch den Handlungsgehilfen, 
dem gekündigt wurde. 150, 838, 839. 

Steilvertreter. Der Geliilfe, der als Stellvertre- 
ter de» Unternehmers (Strohmann) namhaft 
gemacht wird, kann aus diesem Grund keinen 
höheren I^ohn beanspruchen. 773. 

Stempel. I ie Nichtbeibring^ng des Stempels 
berucht'i^t nicht zur Verweigerung des Zeug- 
nisses. 174. 

Stillschweigende Annahme der bei der Kün- 
digung bekanntgegebeuen neuen Bedingun- 
gen durch Fortsetzung der Arbeit. 248. 

— Erneuerung des Arbeitsvertrages liegt 
nici.t \or, wenn dtir Arbeiter naeh Ablauf 
der Kündigungsfrist ohne Auftrag die Dienste 
weiter verrichtet. 16, 93. 

— Vereinbarung einer kürzeren Kündigungs- 
frist kann nicht schuu daraus erschlossen 



werden, daß früher solche vereinbart war. 
94, 96. 
Stillschwelgende Vereinbarung auf Aus- 
srhlieftung der Kündignngafiiat Hegt nicht 
vor, wenn auf die mit dem Arbeits Vorgän- 
ger vereinbarten ArlMitabedingungen ver- 
wiesen wurde, diese aber dem Arbeiter nieht 
bekannt waren. 96. 

— Vereinbarung auf Ausschluß derKTtndi- 
gUDgsfrist durch stillsehweigendes Zogrun- 
delegen früherer Vereinbarungen. 665, 666. 

— Zustimmung zur Kündigung mit kürzerer 
Frist durch vorbehaltloses zur Kenntnisnah- 
men der Kündigung. 722, 

— Zustimmung zur einseitigen Änderung 
der KündigungsMst liegt nur vor, jrenn der 
Arbeiter naeh Verlautbarung der Änderung 
die Arbeit über die frühere Kündigungszeit 
fortsetzt. 453. 

— Vereinbarung einer 14-tägigen Probezeit 
mit Rücksicht auf die, beiden Teilen be- 
kannte Bestimmung des Genosaeaschaftssia- 
tutes. 257. 

— Begründung des Arbeitsverhältnisses für 
die Dauer eines Monats dureh Auszahlung 
des Lohnes am ersten des Monats. 258. 

— Vi reinbarung über Lohn dureh vorbehalt- 
lose Annahme. 140, 267, 268, 381, 382, 
518. 

— In der nicht rechtzeitigen Erhebung der 
Einwendungen gegen die Abrechnung inner- 
halb der in der Arbeitsordnung bestimmten 
Frist liegt kein Verzicht auf die Klage. 739. 

— Vereinbarung über Akkordlohn. 945. 
Strafbare Handlung. Siehe Auflösung wegen 

strafbarer Handlung. 

Strafen. Siehe Ordnungsstrafen und Konven- 
tinualatrftf«-. 

Strafgerichtliches Urteil. An ein freisprechen- 
des Erkenntnis ist der Zivilrichter nicht ge- 
bunden. 675, '741. 

Straf recht. Bin arbiträres Straflrecht steht dem 
Unternehmer nicht zu. 221. 

Streitgegenstand. Für die Bewertung des 
Streitgegenstandes im Benifungsverfahren 
sind die Feststellungen in diesem Verfahren 
maßvebend. 128. 

— Bei uneigentlicher Streitgenossenschaft ist 
die Berufung nach § 30 Gew. Ger. G. zu be- 
handeln, wenn die einzelnen Klagen je 100 K 
nicIit übersteigen. 718. 

Streilt. im Arbeitsbucbe darf die Arbeitsein- 
stellung nicht als Eutlassungsgrund ange- 
geben werden. 164. 

— Androhung des Streikes, wenn ein Arbeiter 
nicht entlassen wird, ist kein gerechtfertigter 
Entlassungsgiuiid. 183. 

— Bedeutung eines Generalpardons. 451, 
452. 

— der beim Ausbruch einer allgemeinen 
Lohnbewegung auf den einztlnen Arbeiter 
ausge^ibte moraliäche Zwang bildet keine 
Reciitfertigung des Ausbleibens. 595. 

— Ankündigung der Arbeitseinstellung be- 
rechtigt zur Entlassung. 614. 

Streil(brecher. Verpflichtung des Arbeitgebers 
zur Entlassung. 792. 

— Mißhandlung des Streikbrechers durcli die 
Arbeiter. 8 13. 

Strickwarenindustrie. Anrechnung gebroche- 
ner Nadeln auf den Lohn. 449, 450, 528. 
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Strohmann, Bäckei^hilfe, der als Stollverirü- 
ter des Unternehmers namhaft gemacht wird, 
kann ans diesem Grund keinen höheren 
Lohn begehren. 773. 

Stockarbeiter. Die Bestimmungen über die 
KündigangsflrlBt finden Anwendung. 95. 

— Die Verweigerung, eine angefangene Arbeit 
2U Kndem, ist unxuläasig. 488. 

StOckiohn. Der Unternehmer kaitn nicht ein- 
seitig die nach Zelt vereinbarte Entlohnung 
in Stiioklohn ändern. 98. 

Subunternehmer. Wenn einem PartiefUhrer 
die Ausfälurung einer Arbeit übertragen ist, 
haben die vorzeitig entlassenen Arbeiter 
gegen den 0«werbeinhaber keinen Anspruch 
auf Entsohädlgnng. 180. 

— oder Bevollmächtigte. 324, 825. 

— der nicht selbständii^er Gewerbetreibender 
ist, ist als Machthaber des Unternehmers an> 
zusehen. 414. . 

— siehe auch Partieführer. 

TagiOhner kann gewerblicher liiirsarbeiter 
sein. 495. 

— Mit Ziegeltragen h<>schäf(igte Taglöhner 
sind nicht als gewerbliche Hilfsarbeiter anzu- 
sehen. 160. 

_ Ebenso Erdarbeiter, 161, 349, 787. 

— Ein zu untergeordneten Arbeiten gegen 
Taglohn verwendeter Arbeiter hat keinen 
Anspruch auf Kiindigung. 99. 

— Der als „Bohrist" aufgenommene Arbeiter 
ist HUfisarbeiter und nicht Taglöhner. 111. 

— Wenn die Entlassung erfolgt, nachdem der 
Arbeiter schon zur Arbeit erschienen ist, 
muß ihm zum mindesten der ganze Taglohn 
vergütet werden. 163. 

Tantieme. Die prozentuelle EnÜohnuog vom 
Umsatz richtet sich nach dem Umsatz der 
Hauptniederlassung, nicht der Zweignieder- 
lassung. 798. 

— Im Falle der Passivität des Unternehmers 
kann vom Reisenden Ersatz für die Tantidme 
begehrt werden, wenn sich bei seiner ent- 
sprechenden Verwendung ein Gewinn hätte 
ei zielen lassen. 824. 

Tarif. Ein Lohntarif ist dann nicht maßgebend, 
wenn ein vom Tarife abweichender Ijolin ver- 
einbart wurde. 5. 

— der Uuchdruckereibedlensteten. 361, 362. 

— Ein genereller Tarifvertrag gilt nur fiir die 
vertragschließenden Teile. Mit später auf- 
genommenen Arbeitern kann anderes verein- 
bart werden. 740. 

Taxameterkutscher. Prozente der Tages- 
losung, Berechnung. 644. 

Taxative Aufzählung der gesetzlichen Ent- 
lassungsgründe. 181,182,183. Siehe auch 
Auflösung Entlassungsgründe im Allge- 
meinen. 

Tflttichkeiten seitens desGewerbeinhabers. 229. 

Täuschung über das Vorhaadensein einer vom 
Arbeitgeber vorausgesetzten Bedingung der 
Aufnahme des Arbeiters. 668. 

Tierquälerei, Entlassung wegen. 579, 626, 795. 

Tinte. Eintragungen mit roter Tinte ins Ar- 
beitsbuch. 791. 

Treu und Glauben, Handeln gegen. Durch 
absichtliciie Verhinderung des Verdienstes 
an Provisionen. 642. 

Trinkgelder gehören bei Zählkellnern und 
Zahlmarqueuren zu den nacu § 84, G. O. 
zu ersetzenden vereinbarten Genüssen. 108. 



Trinkgelder. Zahlung der Inventarsohäden aus 
den Trinkgeldern. 643. 

— der Speisenträger. 645. 
Trunkenheit u. Trunksucht. Siehe Auflösung 

wegen. 

Tuberkulose. Siehe Lungentuberkulose. 

Obersiedlung. Der Unternehmer haftet Tir 
den durch die Obersiedlung den Akkord- 
arbeiten! verursachten Schaden. 75. 

Überstunden. Weigerung, gesetzlich gesUt- 
tete Überstunden zu machen, berechtigt cur 
EntlassuuK. 22, 591. 

— Wegen Nichtgewährung der vorgeschriebe- 
nen Ruhepause. 279. 

— Die auf der Eisenbahnfahrt zum und vom 
Arbeitsorte verbrachten Stunden sind keine 
Überstunden. 276. 

— Überstunden in fabriksmäßig betriebenen 
Unternehmungen sind besonders zu ent- 
lohnen. Ob im Lohne die Entlohnung der 
Überstunden enthalten i!>t, ist Gegenstand 
der Willensauslegung. Entlohnung gebührt 
auch bei Übertretung der gesetzlichen Be- 
stimmungen über die tägliche Arbeitsdauer 
und Sonntagsruhe. 37, 345. 

Arbeitsstunden, die in Fabriken auf 

Arbeiten verwendet werden, weiche der 
eigentlichen Fabrikation als Hilfisarbeiten 
notwendig vor- oder nachgehen müssen, sind 
nicht als Überstunden anzusehen -und 
mangels besonderer A\)rede nicht besonders 
zu entlohnen. 531. 

— Als Überstunde sind nicht anzusehen die 
Arbeitszeit, während welcher andere Arbeiter 
Pausen hatten, wenn es sieh um einen Ma- 
schinenwärter handelt, dessen Ruhepausen 
auf die aus der Natur der Arbeit sich erge- 
benden freien Zeitpunkte verlegt wurden. 699. 

— Ebenso.beiWalkern in einer Appretur. 782. 

— Eine Entlolmung für Überstunden gebührt 
nur dem gewerbliclien Hilfsarbeiter, nicht 
den holieren Angestellten. .S44. 

— sind zu entlohnen, wenn ein Hilfsarbeiter 
aus Irrtum, ohne Auftrag und Wissen des 
Fabriksinhabers sie verrichtet hat. 529. 

— sind nicht zu entlohnen, wenn die längere 
Arbeitszeit durch die Pflichten der Stellung 
als Werkmoistor bedingt war. 306. 

— Bin Bauschreiber,,hat keinen Anspruch 
auf Entlohnung von Überstunden, wenn eine 
nach Stunden bestimmte tägliche Arbeitszeit 
weder bedungen noch ortsüblich ist. 38. 

— Die Vorschriften über die Maximalarbeits- 
zeit finden auf den Platzmeister eines Holz- 
und Kohlenhändlers keine Anwendung. 142. 

— Beim Handwerk gibt^ es keine gesetzliche 
Arbeitszeit und keine Überstunden. 278. 

— dem im Kleingewerbe gegen Wochen- oder 
Monatslohn beschäftigten Hilfsarbeiter ge- 
bührt aber für erhebliche Verlängerung der 
Arbeitszeit über das übliche Mal^ eine 
besondere Entlohnung. 530. 

— Arbeitsverrichtungen, die über die Dauer 
der vertragsmäßigen Arbeitszeit geleistet 
wurden, sind, soferne nichts anderes verein- 
bart i»t. auch in niclit fabriksmaßig butriebe- 
nen Gewerbeunternehmungen besonders zu 
entlohnen. 585. 

— Höhe des Lohnes für Überstunden. 801. 
Übertragung der Rechte aus dem gewerblichen 

Arbeltsvertrag ist nicht zulässig. 525. 
Obervorteliung der Gäste durch den Schankge- 
hilfcn begründet einen Entlassungsgrund. 191. 
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Oberweitung einer Lohnforderang. Die Klage 
des betreibenden GlSabigers gehört nicht xnr 
Zastiindigkeit des Gtowerbegerichtes. 352. 

Obung im Gewerbe. Der Bestand einer Übnng 
nber den Ausschlaft der Kündigongsfrist 
genagt nleht, wenn er nicht durch den Hin- 
weis darauf ausdrüeklieh oder stillschweigend 
vereinbart worden ist. 255, 572. 

— Bernckslehtigang einer Übang, beiBestim- 
mang des Lohnes eines Aushelfers. 630. 

Umwandlung eines dauernden ArbeitsyerhiOt- 
nisses in ein solches zar Aushilfe. 244. 

Unbefugtes Verlassen der Arbeit. — Siehe 
Auflösung wegen. 

Unbefugter Gewerbebetrieb. 611, 834. 

Undeutliche Erklärungen beim Abschlaß des 
Arbeitsvertrages. 659. 

Unentschuldigtes Verlassen der Arbeit. — 
Siebe Unbeftigtes Verlassen der Arbeit. 

Unfähigicelt zur Arbeit. Siehe Auflösung 
wegen. 

Unfall. Durch geringes Versehen herbel- 
geföhrter Unfall, der die zeltweise Arbeits- 
unfähigkeit des Arbeiters zur Folge hatte, 
rechtfertigt nicht die Entlassung. 616. 

Ungehorsam. Entlassung wegen Verleitung 
zum Ungehorsam. 205, 489, 618. 

UngestOmes Benehmen kein Entiassungs- 
gl und. 11. 

UngOitigkeit des Arbeitsvertrages Infolge Täu- 
schung des Arbeitgeberd über eine Auf- 
nahmebedingung. 668. 

— infolge Jagendliohen Alters (unter 14 Jahren) 
des Arbeiteis. 815. 

Unglück, unverschuldetes. Als solches ist die 
Einberufung zur WafTenübang nicht anzu> 
sehen. 214. 

Ungünstiges Zeugnis kann yerwelgert werden. 
173. 

— kann nicht verweigert werden, wenn es 
verlangt wird. 284. 

Ungünstige AusicÜnfte berechtigen nicht zur 
Entlassung. 315. 

Unkündbarkeit eines Arbeitsverhältnlüses 
hindert nicht die Geltendmachung der ge- 
setzlichen AuflÖBungsgründe. 596. 

Unsittliche Handlungen. Entlassung wegen 
Verleitung zu. 206. 

— Wegen Verleitung des Hilfsarbeiters zur 
Verkürzung der Kunden im Mafte kann das 
Dienstverhältnis ohne Kündigung gelöst 
werden. 820. 

— Der Bestand eines Konkublnatsverhältnis 
zwischen einem Arbeiter und der Frau eines 
anderen berechtigt nicht zur Entlassung des 
Ersteren. 520. 

Unterbrechung der Arbeit. Arbeitsbuch braucht 
nicht ausgefolgt zu werden. 165. 

— mehr als wöchentliche Unterbrechung 
infolge Wafifenübung berechtigt zur Ent- 
lassung. 526. 

Unterbrechung der Verjährung des An- 
spruches auf Entschädigung wegen Vorent- 
haltene des Arbeitsbuches. Die Uutti. - 
brechang durch Klageerhebung wird wir 
kungslos, wenn Ruhen des Verfahrens 
eintritt. 110. 

Unterbrechungen des Lehrverhältnisses in- 
folge Krankheit oder Entlaufens des Lehr- 
lings sind in die Lehrzeit nicht einzurechnen. 
288. 



Unterffertigung der Rubriken des Arbeits- 
buches obliegt dem Arbeitgeber, bei son- 
stiger SchadenersatEpflieht. 116. 

Unternehmer ist nar derjenige, für den das 
Gewerbe angemeldet ist, nicht Jener, für 
dessen Rechnung es gefSlirt wird. 561. 

— wenn das Gewerbe noch nicht angemeldet 
ist, so hindert dies nicht das Zustandekommen 
eines nach der Gewerbe-Ordnang zu beur- 
teilenden Arbeitsvertrages. 562. 

UnterstOtzungsfcasse. Lohnabzüge für eine 

nicht genehmigte Unterstützung unzulässig. 

499. 
Untreue. Das Zurückhalten einkassierter Be- 

txäge durch den Handlimgsgehilfen kann als 

Untreue ausgelegt werden. 149. 

— ist jedes Zuwiderhandeln gegen Treue und 
Glauben. Art. 64, Z. 1, H. G. B. 873. 

gegen den früheren Prinzipal berechtigt 

den neuen Chef nicht zum Rücktritt vom 
Dienstverhältnis. 712. 

Unverschuldetes Unglück. Die Einbenxfüng 
cur Waffenübung ist nicht als solches anza- 
sehen. 814. 

Unzulässige Eintragungen imArbeitsbuche.486. 

Unzuständigkeit. Der Beschluß, durch den 
ein Gewerbegericht die Klage dem Kläger 
zurückstellt, ist dem Beklagten nicht zusu- 
fiteilen, aber für ihn bindend. 883, 3-18. 

Urlaub. Ungerechtfertigte, erhebliehe Über- 
schreitung des Urlaubs berechtigt zur so- 
fortigen Entlassung. 842. 

— Trotz Urlaubs Verweigerung darf der Arbei- 
ter aus Gründen der sittlichen Pflicht (plötz- 
liche Erkrankung eines nahen Verwandten) 
von der Arbeit wegbleiben. 425, 430. 

— kein Lohnanspruch für die Dauer des 
Erholungsurlaubs. 582. 

VaterllcTife Zucht des Lehrherm. 292. 

Verdacht einer strafbaren Handlung. — Siehe 
Auflösung wegen strafbarer Handlungen. 

Vereinbarung über Ausschluß der Kündigungs- 
frist. 19, 102. 

— — gilt nicht ohne weiters für einen 
später geschlossenen Arbeitsvertrag der- 
selben Partelen. 517, 667. 

Hinwels auf die dem Arbeiter bekann- 
ten Vertragsbestimmungen mit seinem Vor- 
gänger genügt. 566. 

Hinweis auf eine bei einem anderen Bau 

desselben Baumeisters unterfertigte Erklä- 
rung genügt. 666. 

— Stillschweigende Zugrundelegung der Ar- 
beitsordnung. 665. 

— durch Bezagnahme auf die Arbeltsord- 
nung. 113, 114. 

— einer 14tägigen Probezeit mit Rücksicht 
auf den Bestand einer bezüglichen Bestim- 
mung im Genossenschaftsstatut. 257. 

— auf Ausschließung der Kündigungsfrist. 
Bedeutung der Formel: Dies sei der Form 
wegen und es werde hoffentlich nicht dazu 
kommen. 49. 

— Als stillschweigende Vereinbarung auf 
eine kürzere als die gesetzliche Kündigungs- 
frist ist der Eintritt in ein Arbeltsverhältnis, 
bei dem früher 8tägige Kündigung ausge- 
macht war, nicht anzusehen. 94. 

— stillschwelgende durch Fortsetzung der 
Arbeit nach Kündigung und Bekanntgabe 
der netten Bedingungen. 243, 586. 
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VereinbarunQp über die Auflösang des Dienst- 
verhaltnlMes. 107. 

— über Lohn, stillschweigende. 8. 

— bUIlsehweigende, über Lohn durch .Tor- 
behalüose Annahme des Gebotenen. 267, 
3 ],S82. 

— stillschweigende kommt noch nicht da- 
durch zustande, da0 der Arbeiter in einzel- 
nen Fallen mit einem geringeren als dem 
angemessenen Lohn Vorlieb genommen hat. 
268. 

— auf die SStze des Lohntarifes liegt nicht 
vor, wenn dieser dem Arbeiter bei seinem 
Eintritte nicht bekanntgegeben wurde. 483. 

— über die Anrechnung gebrochener Nadeln 
bei mechanischen Rundstühlen. 449, 450, 
528. 

— über Zurückzahlung eines Lohnvor- 
schusses, gilt auch für den Oeschüftsnach- 
folger, wenn nichts anderes bei Übernahme 
des Personals verabredet. 534. 

— auf Naturalbezüge. 9. 

— über Höhe des Lohnes. 10. 

— über die Art der Entlohnung (Zeitlohn), 
kann nicht einseitig (in Stücklohn) geändert 
werden. 98. 

— Wenn über den Lohn keine Vereinbarung 
xustande kommt, so ist das Arbeitsverhältnis 
nicht von selbst aufgelöst. Den Lohn be- 
stimmt der Richter. 887, 388. 

über die im Falle vorzeitiger Ent- 
lassung gebührende Entschädigung ist wirk- 
sam. 555. 

— siehe auch Auflösang des Arbeits- 
verhältnisses. Arbeitsordnung. 

— siehe auch Kündigung. 

— siehe anch Lohn. 

Verjflhning des Anspruches auf Entschädigung 
wegen unzulässiger Eintragung in das Ar- 
beitsbuch beginnt nicht mit der Hinterlegung 
des Baches bei der Oewerbebehörde, sondern 
mit dem Tage, an dem der Arbeiter Kenntnis 
erlangt. 164, 827, 828. 

— de» Anspruchs auf Entschädigung wegen 
nicht rechtzeitiger Ausfolgung eines Arboits- 
zengnisses. 828. 

— des Anspruches auf Entschädigung nach 
§ 80 g Gew. O. wird durch Klageerhebiyig 
unterbrochen, die Unterbrechung wird wir- 
kungslos, wenn Ruhen des Verfahrens ein- 
tritt. 110. 

— des Anspruchs nach § 80 g beginnt mit 
dem Tage der Verweigerung der Ausfolgung 
des Arbeitsbuches. 535. 

— des Anspruchs auf Vergütung nach § 84 
Gew. O. tritt in 2 Jahren ein. 723. 

VerkSuferin in einem Handelsgewerbe ist 
Handlungsgehiliin. 48. 

Verkehrssitte fordert, daß der Arbeiter sein 

Ausbleiben von der Arbeit sobald als möglich 

rechtferiigr. 431. 
VerkOrzung der Arbeitszeit berechtigt den 

Arbeiter zum Ansprüche auf Entschädigung. 

219. 
Verlassen der Arbelt anläßlich der Maifeier, 

Entlassung wegen. 2. 

— während des Tages durch einen Kellner. 4. 

— wegen Vorenthaltens bedungener Bezüge. 
231. 

— Siehe Auflösung wegen unbefugten Ver- 
lassens der Arbeit. 



Verlautbarung der Arbeitsordnung. 18. 

— durch Hinweis auf den Bestand der Arbeits* 
Ordnung und ihren'Aufbewahrungsort (beim 
Werkmeister). 80. 

— kann durch Vorlesen, Behändi^^en oder 
Hinweis erfolgen. 81. 

— der Arbeitsordnung ist nicht entbehrlich, 
wenngleich der Arbeiter vom Inhalte der 
Arbeitsordnung Kenntnis hat. 81. 

— siehe auch Arbeitsordnung. 
Verleitung. Entlassung wegen Verleitung zum 

Ungehorsam und zur Auflehnung gegen den 
Gewerbeinhaber. 205, 489. 
V»rschuiden. Darauf, ob der mit einer ab- 
sAhreckenden Krankheit Behaftete sie dureh 
eigenes Verschulden erworben hat, kommt 
es nicht an. i08. 

— an der Arbeitsunfähigkeit als Entlassungs- 
grund. 209. 

Versicherungsanstalten. Streitigkeiten der- 
selben gehören nirht vordasGewerbegerioht. 
S50. 

Verspätete Aushändigung des Arbeitsbuches 
durch Verschulden des Beauftragten hai der 
Arbeitgeber zu vertreten. 172. 
.Verspäteter Dienstantritt kein Entlassungs- 
grund. 17. 

— — Entlassungsgrund. 484. 
VertrauensmlQbrauch rechtfertigt die Ent- 
lassung nur, wenn entweder eine strafbare 
Handlung oder beharrliche Pflichtehvernach- 
lässigung vorliegt. 816. 

VertrauensunwUrdigkeit der Gehilfen inroige 
boshafter Sachbeschädigung. 459. 

Vertrauensverlust infolge Abstrafung wegen 
Diebstahls. 86. 

— infolge unordentlichen Lebenswandels. 147. 

— infolge absichtlicher Beeinträchtigung der 
Geschäftsinteressen. 478. 

Veruntreuung der vom Zahlkellner eingenom- 
menen Gelder berechtigt zur Entlassung. 303. 

— Für die vom Boten, der auch sonst die 
Tageslosung abholte, veruntreuten Beträge 
haben die Ladenbediensteten nicht zu haften. 
822. 

Verwalter von Ziegeleien ist nicht Arbeiter. 3 18. 

Verweigerung der Arbeit, siehe Auflösung 

wegen unbefugten Verlassens der Arbeit. 

— der Ausfolgung des Arbeitsbuches liegt 
nicht vor, wenn es aus Versehen nicht über- 
geben wird. 169. 

— der Ausfolgung des Arbeitszeugnisses, weil 
es bei wahrheitsgemäßer Ausfertigung un- 
günstig lauten müßte. 173. 

Verzicht auf angemessenen Lohn liegt nicht in 
der Annahme eines geringeren Lohnes in ein- 
zelnen Fällen. 268. 

— (stillschweigender) auf besondere Entloh- 
nung der während der Arbeitspausen ge- 
leisteten Arbeitdurch vorbehaltlose Annahme 
des Lohnes. 475. 

— auf die Arbeitspausen liegt nicht vor, 
wenn sie ab und zu nicht eingehalten werden. 
604. 

— auf das Entlassungsrecht wegen andauern- 
der Krankheit. 397. 

— auf den Auflösungsgrund wogpix Miß- 
handlung durch Fortsetzung der Arbeit. 229. 

— auf das Itecht zur Auflösung dos Arbeits- 
verhältnisses liegt nicht darin, dass der 
Hilfsarbeiter trotz der ihm bekannten miß- 
lichen Geld Verhältnisse des Gewerbeinhabers 
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die Arbeit fortgesetzt hat, ebeiuowenig darin, 
daft er eine ihm diesbezugticb erteilte 
Seehtebelehraog schweigend enf gegengenoin- 
men hat. 230. 
Verzieht auf den Anfloeungsgrund e^t nicht 
▼or, -wenn die Entlassung nieht sofort, son- 
dern beim näehsten Lobnzahlungstermlne 
ausgesprochen wird. 471. 

— ob Verzieht Torllegt, ist nach den Um- 
standen za beurteilen. 472. 

— aof Kündigung liegt nieht ror, wenn der 
Arbeitgeber den Arbeiter auffordert, sich am 
andere Arbeit umzusehen, und dieser ohne 
Bemerkung sein Buch entgegennimmt. 496. 

— auf Ersatz Cur Eogang der Kündigungs- 
frist liegt nicht In derAonalune des ruck- 
ständigpn l/ohnes. 24. 

— auf Ersatz für Entgang der Kündigungs- 
frist liegt nicht In der Annahme des Arbelts- 
bachrs. 8ft. 

— auf Ersatz für Entgang der Kündigungs- 
frist lle^t in der (Crklarung, der Arbeiter 
habe keine weiteren Forderungen zu stellen. 
70. 

— auf Entschädigung für den Entgang des 
Ersatzruhetages. 358. 

— liegt in der rom Arbeiter ausgestellten 
Qeneralqulttung. 335, 346. 

— auf Ersatz für Wartezeit durch ausdrück- 
liche Erklärung 609. 

— Der Arbeitgeber kann Jederzeit aul die 
Arbeitsleistung des Arbeiters verzichten, 
rauft ihm aber wegen vorzeitiger Entlassung 
Vergütung gewähren. 5^9. 

Vis major, siehe höhere Gewalt. 

Verzögerung In der Ausstellung eines Zeug- 
nisses liegt nicht vor, wenn das nach mehreren 
Monaten nach Beendigung dos Dienstver- 
hältnisses verlan<te Zeugnis nicht sofort aus- 
gestellt wird. 175. 

Visitieren der Arbeiter beim Verlassen der 
Fabrik durch den Workmei^ter. 777. 

Vollendung der akkordlerten Arbeit. Der Un- 
ternehmer hat Krsatz zu leisten, wenn durch 
s«*in Verschulden die akkordierte Arbeit nicht 
vollendet wird. 177. 

Vollmacht. Annahme einer Vollmacht auf Seife 
des Boten der die Tageslosung wiederholt 
ans dem Laden abholte. 822. 

Volontär hat keinen Anspruch auf Lohn. 837. 

Vorbildung der Lehrlinge. Bestimmungen des 
Genossenschaftüstatuts über. 651. 

Voranthalten der bedungenen BezOge* siehe 
Auflösung wegen — . 

Vorladung. Wenn der Arbeiter nicht erscheint, 
weil er einer spät abends zugestellten be,- 
hördllchen Vorladung Folge zu leisten hat, 
darf er nicht entlassen werden. 685. 

Vorrichten des Brotteiges an Sonn ragen 
abends. 432. 

Vorschasse auf Lohn. Mangels Vereinbarung 
hat der Hilfsarbeiter auf Vorschüsse keinen 
Anspruch. 6. 

— Ebensowenig ein Iteisender. 131, 272. 

— können bei der Auszahlung abgezogen 
Verden. 112, 147, 214, 261, 880, 831. 

Vereinbarung über Rückzahlung des 

Vorschusses gilt auch für den Geschäfts- 
nachfolger, wenn das Personal otine be- 
sondere Verabredung übernommen wurde. 
584. 



— Die Vereinbarung über die Rückerstattung 
dei Vorschntses in Wochenraten hindert 
nicht die vertragsmäfiige K'indigung. Bei 
ordnungsmäßiger Auflösung des Arbeits- 
verlialtnisses wird der VorschuA fällig. fZO. 

Vorwurf unreellen Gebaren« durch den Arbeit- 
geber bere«htigt nur d^n zum Verlassen 
der Arbeit, wenn er ungerechtfertigt ist. 466. 

Vorvertrag zu einem Arbeitsvertrag. 556. 

Warenlager. Haftung der Handlungsgehilfen 
für Abgange. 544. 

Wartezeit. Verzicht auf Entschädigung für 
609. 610. 

WflSChe. Entschädigung für das lieinlgen der 
Wäsche. 632. 

WflSCherfn. Aualiilfswelse Verwendung. 185. 

Waffe nObung. Einberufung zur Waffennbung 
ist nicht als eine durch nnverscimidetes 
Unglück bevirkte Behinderung der Dienst- 
leistung aufzufassen. 214. 
•— mehr als vierwöcheniliche Unterbrechung 
der Arbeit infolge Einberufung zur Waffen- 
übung berechtigt zur Entlassung. 526. 
-- Kündigung und Entlassung kann auch vor 
oder während einer Waffenübung erfolgen. 
I>anfc die Kündigungsfrist während der 
Waffenübung ab, so kann der grundlos ent- 
lassene Arbeiter nicht Entschädigung ver- 
langen. 768. 

— Hest eilung eines Aushelfcrs durch den zur 
Waffenübung einrückenden Uchilfen. 581. 

Wahl. Eigenmächtiges Ausbleiben von der 
Arbeit durch einen ganzen Tag, um an 
einer Wahl teilzunehmen, bildet einen Ent- 
iassungsgrund. 589. 

Wahrheitsbeweis über den Vorwurf unreellen 
Gebarens. 466. 

— die strafrechtlichen Beschränkungen des 
Wahrheitsbeweises ^el'en auch in Lohn- 
streitigkeiten. 7.58. 

Webstuhl. Wenn der Arb«iler durch wieder- 
holte Änderung in der Besetzung der Web- 
stühle am Lohne geschädigt wird, ist ihm 
Ersatz zu leisten. 820. 

Weihnachtsgeschenk, siehe Neujahrsgesehenk. 
Werkfflhrer. Entlassung wegen Nichteinhaltens 

der GcMchäfisstunden. 435. 
Werkmeister an Prlvat'.ehranstalten ; deren 

Streitigkelten gehören nicht vor das Gewerbe- 

gerieht. 13. 

— Der Werkmeister ist nicht verpflichtet die 
Arbeiter beim Verlassen der Fabrik visitieren 
zu lassen, wenn dies erst nachträglich in der 
Arbeluordnuug bestimmt «urde. 777. 

längere (handelsrechtliche) Kündigungs- 
frist eines Ke?selächmiedemei.>ters. 788. 

Werkstatte. Auflösung des Arbeitsverhält- 
nisses wegen gesundheitsgefährdend i-r 
Übelstände in der Werkstätte. 5l5, 516. 

Werkzeuge. Die Nadeln der mechanischen 
Rundstühle sind als Werkzeuge anzusehen 
und können nach vorausgehender Vereinba- 
rung auf den Lohn angerechnet werden. 449, 
450. 

— Die zur Herrichtung der Werkzeuge er- 
forderliche Zeit ist dem Stückarbeiter zu ver- 
güten. 368. 

— Nichtbelstellung der erforderlichen Werk- 
zeuge verpflichtet zur Entschädigung des 
Akkor«larbeiters. OSO. 
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Widerklage. Stellung eines der Kla«^ gleich- 
lautenden Antrages in der Widerklage hat 
die BedeutunK eines Anerkenntnisses. .829. 

Widerruf der Kündigung durch die angenom- 
mene Erklärung, beim Arheitgeber bleiben zu 
wollen. 'i40. 

— Der sofortige Widerruf der Entlassung ist 
wirksam. 242, 686. 

— Kündigung mit dem Vorbehalt des Wider- 
rufs durch den Kündigenden. 239. 

Wiedereinsetzung. Über die Wiedereinsetzung 
gegen ein bei der Streityerhandlung erlassunos 
Versäumnisurteil Ist unter Beiziehun:; von 
Beisitzern zu verhandeln. 887. 

Wirkwarenindustrie. Anrechnung gebrochener 
Nadeln auf den l^ohn. 440, 450, 528. 

Wirtschafter einer Bierbrauerei sind nicht 
Arbeiter. 344. 

Wirtsgeschäft. Der OeschäftsfShrer in einem 
Wirtsgewerbe ist nirht als Arbeiter anzu- 
sehen. 330. 

Witwenprovision kann neben der schon früher 
erworbenen Provision beansprucht werden. 742. 

Wochenlisten. Nachlässigkeit bei der J«Hihrung 
derWooheniisten durch Bauschreiber berech- 
tigt zur Verweigerung eines günstigen Zeug- 
nisses. 1 73. 

Wochenlohn. Wenn Wochenlohn im eigent- 
lichen Sinne vereinbart Ist, so darf für Feier- 
tage, an denen nicht gearbeitet wird, kein 
Abzug gemacht werden. 265. 

— Ebensowenig für die auf Grund bestehen- 
der Gewohnheiten freigegebene Zeit. 266. 

— im Wociienlohn eines Kutschers ist such 
die Vergütung für die Arbeit am Sonntag 
enthalten. 574. 

Wohnung. Das Versprechen eines Unterneh- 
mers, dem Hilfsarbeiter nebst dem Lohne eine 
nicht näher bestimmte Wohnungsentschädi- 
gung zu geben, begründet den Anspruch auf 
Ersatz des ortsüblichen Mietzinses für eine 
Arbeiterwohnung. 158. 

— Abzug vom Lohn für den Mietzins der 
vom Arbeitgeber vermittelten Wohnung.54 

— das bei Arbeiten auf dem Lande zuge- 
sicherte Quartier darf nicht geiundhoits- 
schädlich sein. 682. 

— Verweigerung des Arbeitsbuches ist kein 
zulässiges Mittel, die Räumung der Woh- 
nung zu OTzwingen. K.S. 

Wohnungszulage. Bei vorzeitiger Entlassung 
Ist auch die Wohnungszulagü für die Kün- 
digungsfHst zu vergüten. 23.3. 

— gebührt nicht, wenn das zur Verfügung 
«est Ute Naturalquartier iilciit benutzt wird. 
681. 

Zahlkellner. Die Trinkgelder gehören zu den 
nach § 84 Gew. O. zu ersetzenden verein- 
barten Genüssen. 108. 

— Zahlung der Inventarschndcn aus den 
Trinkgeldern. 643. 

— Entlassung wegen unbefugten Vorlassens 
der Arbelt. 808. 

— Kann entlassen werden, wenn er das ein- 
gezogene Gold verbraucht. 30.3. 

Zahlung. Der Zahlende trägt die Gefahr, ^venn 
ein Gläubiger des Arbeiters einen Teil des 
auf den Tisch gezählten Geldes an sich 
nimmt. 223, 369, 481. 

Zahnarzt. Für Streitigkeiten zwischen zahn- 
technisehen Gehilfen und Zahnärzten Ist das 
Gewerbegericht nicht zuständig. 127. 



Zahntechnische Gehilfen. Für Lohnstreitig- 
keiten zwischen zahnterhnischen Gehilfen 
und Zahniürzten ist das Guwerbegericht nicht 
zuständig. 127. 

Zaurogeid der Pferdewärter. 255. 

Zechschuiden. Abzü.'e vom Lohne für Zech- 
schulden. 369, 370, 371. 

ZehrungskOSten während der Fahrt sind Reise- 
auslagen. 271. 

Zeit Eingehung des Arbeitsverhältnisses auf 
bestimmte Zeit. 258, 259, 403. 

Zeitliche Dauer der Probezeit. 24. 

Zeitlohn. Der gegen Zeitlohn aufgenommene 
Arbeiter kann nicht ohne seine Einwilligung 
zur Arbeit gegen Stücklohn verhalten wer- 
den. 98. 

— Die Weigerung, im ZeiÜohne weiter zu 
arbt'iten, begründet unbefugtes Verlassen 
der Arbeit und rechtfertigt die Entlassung. 
424 

— Vereinbarung niediigeren Zeitlohnes für 
nicht fertiggestellte Akkordarbeiten.448, 527. 

— Der im Zeitlohn stehende Arbeiter kann 
nicht wegen gleichzeitiger liudimung eines 
zweiten Ofens Lohnerhöhung fordern. 521. 

— Dem im Zeitlohn stehenden Arbeiter darf 
wegen langsamen Arbeltens kein Abzug 
gemacht werden, wenn ein bestimmtes 
Arbeits quantum nicht bedungen war. 633. 

— Der im Wochen- oder Monatslohn ste- 
hende Hilfsarbeiter kann fiir erhebliche 
Überschreitung der bedungenen oder üb- 
lichen Arbeitszelt eine Vergütung fordern. 
530. 

Zession der Reclite aus einem gewerblichen 
# Arbeitsvertrag ist unzulässig. 525. 

— der fälligen Lohnforderung i»t zulässig. 
Zahlung an den Zessionar ist als Barzahlung 
zu betrachten. 654. 

— Wenn ein Arbeiter den Anspruch an 
einen Dritten zediert, so Ist das Gewerbe- 
gericht für die Klage des Zessionars nicht 
zuständig. 332, 333. 

Zeugnis. Der Arbeitgeber ist nicht verpflichtet, 
nachträglich das Zeugnis In das erst nach 
dem Austritte beschaffte Arbeitsbuch einzu- 
tragen. 122, 752. 

— Nur die Art und Dauer der regelmäßigen 
Beschäftigung ist zu beurkunden, nicht ein- 
zelne versuchsweise vorgenommene Ge- 
schäfte. 115. 

— Z. ugnis über die Verwendung als „Erster 
3Iaa(hlnenmeister." 751. 

— Die Ausstellung eines Arbeitszeugnisses 
kann verweigert werden, wenn es bei 
wahrheitsgemäßen Angaben ungünstig lauten 
müßte. — l^as sittliche Verhalten und die 
l^eistungen eines illlfsarbelters sind nur dann 
ungünstig zu beurteilen, wenn das Ver- 
halten In mehr als einer Beziehung und zu 
wiederhöltenmalen Grund zu berechtigtem 
Tadel gegeben hat und wenn die l^eistungen 
nicht wenigstens genügende gewesen sind. 
173. 

— Ist dem Arbeiter auf Verlangen auch dann 
auszustellen, wenn es für ihn ungünstig 
lautet. 284. 

— Einem nachträglichen Verlangen auf Aus- 
stellung eines Zeugnisses muß zwar ohne 
ungerechtfertigte Verzögerung, aber nicht so- 
fort entsprochen werden. 175. 
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Zeugnis. Die Nichtbelbrin^ng de« Stempels 
berechtigt nicht zur Yerwelgerong des Zeug- 
nisses. 174. 

— Nor beim ordnungsmäßigen Austritte des 
HilfiBarbelters Ist ein Zeugnis auszustellen. 
841. 

— Es ist unzulässig, das eingetragene Zeugnis 
mit Rotstift zu durchstreichen. 758. 

— Bestätigung, daß der Handlungsgehilfe 
treu und redlich gedient hat. 892. 

— Einem Korrespondenten ist auch zu bestä- 
tigen, in welcher Sprache er verwendet 
wurde. 392. 

— Zeugnis als Meister kann ein Vorarbeiter 
nicht verlangen. 501. 

— Der Ersatzanspruch wegen NichtausfüUung 
der Rubrik „Zeugnis** im Aibeitsbuch setzt 
den Nachweis eines zugefügten Schadens 
voraus. 686. 

— Ebenso wegen verspäteter Ausfolgung. 
701. 

— der Entschädigungsanspruch verjährt in 
4 Wochen. 828. 

Ziegelbrenifen im Akkord. 178. 

Ziegeleien. Prämie für die Arbeit während der 

ganzen Kampagne. 220. 
ZIegeieiverwatter ist nicht Arbeiter. 848. 
Zlegelmachen. Anspruch auf Ersatz des soge- 
nannten Bruchs. 389. 
ZiegeltrSger bei einem Baue sind nicht als 

gowei bliche Hllftarbelter anzusehen. 160. 
Zlrkusunternehmen. Geworbegericbt ist nfcht 

zuständig. 695. 
ZflChtIgung eines störrigen Pferdes ist kein 

Entlassungsgrund. 468. 
Zufall als Ursache der Entlassung befreit nicht 

von dnr Ersatzpflicht für den Entgang der 

Kündigungsfiist. 1. 

— Cut den durch eine zufallige Betriebs- 
störung verursachten Yerdienstentgang haftet 
der Unternehmer. 833, 649. 

— Oewerbeinhaber haftet nicht, wenn alle 
Bauarbeit wegen Frost eingestellt werden 
muß. 548. 

Zulage. Die Zusicherung einer Zulage flir den 
Fall zufriedenstellender Leistung ist eine 
bedingte. 38. 

Zurückbehalten des Lohnes als Sicheruugs- 
mittel ist nur auf Orund von Vereinbarung zu- 
lässig. 224. 225. 

Zustlndigkelt. 

Sachliche. 

— Das Gewerbegericht ist nicht zuständig 
für Schadenersatzklagen, wenn die schädi- 
gende Handlung erst nach Auflösung des 
Arbeitsverhältnisses stattfand. 498. 

nicht zuständig für Ersatzklagen, wenn 

zwischen den>6treitteilen überhaupt kein ge- 
werbliches Arbeltsverhältnis bestand. 691. 

— — nicht zuständig für Streitigkeiten wegen 
Entlohnung von außerhalb eines Dienstver- 
hältnisses vollführten Verrichtungen. 855. 

— nicht zuständig für Klagen der bei land- 
wirtschaftlichen Betrieben Bediensteten 
Oärtnerel. 619. Milchverschleiß in eigener 
Regie. 620. 

— nicht zuständig für bei Bergwerksbetrieben 
Bedienstete. 621. 

nicht zuständig für Klagen des Ange- 
stellten einer Singspielhallenunternehmung. 
853. 



ZustMndigkelt. Das Oewerbegerlcht ist nicht 
zuständig ftir Klagen des zu Sollizitator- 
diensten angestellten Privatbeamten gegen 
den Inhaber eines Handelsgewerbes. 354. 

— — nicht zuständig für Streitigkeiten 
zwischen einer Versicherungsanstalt und 
ihren Angestellten. 850. 

nicht zuständig für Streitigkelten des In. 

einer Privatlehranstalt für Elektroteehnlk und 
Mechanik angestellten Wa*kmeister8 gegen 
den Inhaber dieser Privatlehranstalt. 13. 

— für Streitigkeit der Angestt-llten einer 
Privaterziehungsanstalt. 694. 

— einer Nervenheilanstalt. 693. 

— eines Zirkusuntemehmens. 695. 

— eines Sportplatzinhabers. 721. 

nicht zuständig für Streitigkeiten 

zwischen Zahnarzt und Zahntechnikern. 127. 

nleht zuständig für Dlenstbotenstreitig- 

. keiten. 128. 

nleht zuständig für Streitigkeiten 

zwischen dem Inhaber einer Znckerwaren- 
fabrlk und dem Buchhalter. 829. 

— — nicht zuständig für Streitigkeiten 
zwischen dem Patentinhaber und seinen 
Agenten. 696. 

— — zwisehen dem Wirt und dem Geschäfts- 
führer. 880. 

Instrnmentenmacheru.Komptoirisi. 331. 

nleht zuständig für Streitigkeiten zwi- 
schen dem Inhaber eines Produktions- 
gewerbee und dem Reisenden. 327, 324. 

zwischen dem Inhaber des Produktions- 
gewerbes und dem Agenten. 696. 

des bei einer Herrschaft als Verwalter 

der Ziegeleien Angestellten. 848. 

nicht zuständig für Lohnklagen eines 

Hotelsekretärs gegen den Hotelinhaber. 851 . 

— — für Lohnklagen eines betreibenden 
Gläubigers aus einer im Exekutionswege 
überwiesenen Lohnforderung. 852. 

— — für Klagen auf Unwirksamkeit eines 
Schiedsspruches des Sehiedsgerichtes einer 
Betriebskrankenkasse. 357. 

für Klagen des Zessionars eines Anspru- 
ches aus dem Arbeitsverhältnisse. 382, 838. 

für Klagen der Erben des Arbeiters. 

565. 

— — für Klagen zwischen Streltteilen, die 
nicht im Verhältnisse von Arbeltgeber und 
Arbeitnehmer, sondern von Gesellschaftem 
stehen. 497, 691. 

— — für Klagen gegen einen Advokaten 
als den eigentlichen, nicht angemeldeten 
Gewerbeinhaber. 561. 

Unbefugter Betrieb des Gewerbes 

hindert nicht sachliche Zuständigkeit des 
Gewerbegerichtes. 611. 

— — für Entschädigungsansprüche wegen 
ungünstiger und unrichtiger Auskünfte über 
einen ausgetretenen Hilfsarbeiter. 385. 

für Klagen auf Zahlung einer liOih- 

gebühr für das von der Büglerin mitgebrachte 
Bügeleisen. 660. 

zur Bestimmung der Gebühren eines 

Advokaten. 580. 

— zuständig für die Klage eines in einer Ge- 
flügelmastanstalt aufgenommenen Geflügel- 
schlächters. 692. 

— zuständig für Streitigkeiten mit Kuchen- 
mädchen eines Restaurants. 129. 
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Zuständigkeit, snständig fär Streitigkeiten mit 
Bau seiehnern, die bloft sum Kopieren Ton 
Plänen und cur Zuaammenstellung der 
AYochenllsten verwendet werden. 130. 

— caetSndlg tat Streitigkeiten xwisehen Kauf- 
lenten und Baieenden, sofern sie nicht al« 
selbständige Kaufleute anzusehen sind. 
42, 181. 

— zuständig für Klagen auf Zurückzahlung 
eines Oehaltsrorschusses und einer Voraus- 
zahlung Ton Remunerationen auf Grund 
des Anerkenntnisses. 356. 

— zuständig für Klagen auf Zahlung einer 
Rente wegen Invalidität, infolge einer durch 
Mangel der Heizanlage zugezogenen Erkäl- 
tung. 476. 

— zuständig für Streitigkeiten über Rück- 
stellung einer Kaution. 182, 797. 

— zuständig zur Entscheidung über die 
Loschung einer bücherlichen Sicherstellung 
(Kaution) für Ansprüche aus dem Arbeits- 
verhältnis. 779. 

— zuständig für Ansprüche von Angestellten 
der Konsumvereinf . 797. 

— zaständig für Ansprüche auf Rückzahlung 
irrtümlich zu viel, gezahlten Lohnes. 799. 

— zuständig zur Überprüfung der nach der 
Arbeitsordnung verhängten Ordnungsstrafen 
447. 

— zuständig für Ansprüche gegen die 
Konkursmasse aus der Fortsetzung des Ar- 
beltsverhältnisses. 82. 

— Die Entscheidung des Qewerbegeriehtes 
über die Zuständigkeit ist für den Beklagten 
auch dann bindend, wenn ihm der die Klage 
wegen Unzuständigkeit zurückweisende Be- 
srhiuA nicht zugestellt worden ist. 883. 



Örtliche. 
Zuständigkeit. Wird dureh die Betriebsstätte 
de^enlgen gewerblichen Unternehmens be- 
stimmt, für welches die Arbeiten, bzw. 
Dienste zu leisten sind. 125. 
oder wo die Arbeiten verriehtet werden. 126. 

— Der Ort, wo der Platzagent tätig zu sein 
hat, ist nicht maßgebend für die örtliche 
Zuständigkeit des Qewerbegeriehtes. 444. 

— Der Standort des Gewerbes ist für die 
Zuständigkeit nicht maßgebend. 548. 

— Für Klagen eines Arbeiters, der in einer 
nioht im Oerlchtssprengel gelegenen Filiale 
bedimstet Ist, Ist das Oewerbegericht nicht 
zuständig. 884. 

— Vereinbarung der Zuständigkeit eines 
Gewerbegerictits ist unzulässig. 578. 

Zueteliung. Der Beschluß über die Unzustän- 
digkeit des Gerichtes zur Erledigung der 
Klage Ist für den Beklagten auch dann 
bindend, wenn er ihm nicht zugestellt 
wurde. 338. 

Zwang. Gegen den Arbeitgeber geübter Zwang 
zur Entlassung eines Arbeiters befireit ihn 
nicht von der Entschädigungspflicht. 188. 

— Gegen einen Arbeiter geübter morall- 
soher Zwang zur Arbeitseinstellung. 595. 

— als Zwang ist die Besorgnis, die Stelle zu 
zu verlieren, wenn die Zustimmung zur 
Abkürzung der Kündigungsfrist nicht ge- 
geben wird, nicht anzusehen. 647. 

Zwangsverwaiter. Eintritt in die Arbeltsverhält- 
nisse. 457. 

Zweigniederiaseung. Die in Ansehung der 
Hauptniederlassungzugeslcherteprozentuelle 
Beteiligung des Werkmeisters am Umsatz 
gilt nicht auch für den Umsatz der selb- 
ständig geleiteten Zweigniederlassung. 798. 



Verzeichnis der in den Entscheidungen berührten Qesetzes- 

stellen. 
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279, 346, 604, 708, 783. 

— § 75. Sonntagsrulie(j;eseU vom 16. JKnner 
18U5. K. G. in. Nr. 81. 37, 801, 203, 880, 
844, 345, 605. 

— — Miiiistfrial-Yerordnang vom 84. April 
189:>, R. G. Bl. Nr. 58. 844, 605. 

— — Urlass des llaudelsmtbisteriams vom 
27. Mai 1^95. Z. 89014. 844. 

— § 76. 2, 109. 

— § 77. 1({, 18. 85, 86, 87, 79, 94, 95, 96, 
98, 102, 133. 131, 135, 154, l.^d, 8I.H, 844, 
215, 865. 266, 406, -107. 408, 4<>0, 410, 417, 
451, 452, 453, 501, .')02, 508, .V)4, 505, 506, 
Ö07. .508, 5.>7, .^82, 583, 566, 572, 595, 508, 
661, 663, 666, 667, 705, 706, 7o7, 717, 726, 
727, 807, 808, 818. 

— § 78. 7, 9, 824. 835, 860, 861, 862, 263, 
S6U, 370, 871, 872, 48 1, 483, 499, 549, 633, 
654, 719, 800. 

. Abs. 8. 449, 450. 

— §78b. 499,719. 

— § 78 c. 482, 719, 793, 794. 

— S 7Sd. 7, 499. 

— § 79. 715. 

— § 78e. 7,360,371,483. 

— §8Ua. 164. 

— § 80c. \r.b, 16'^, 168, 169, 171, 263, 881, 
28^, 424, 488, 545, 6^0, 744. 

^ §80(1. 16, in:, 117, 118, 181, 183, 164, 
16«, 173, 826, 883, 341, 487, 576, 697, 763, 
791 825. 

— § 80'g. 110, 116, 117, 118, 119, 120, 181, 
164, 1<;6, 167, 1<:0, 170, 171, 172, 8.SI, 282, 
283, M\, 424, 486, 487, 488. 4«<9. 490, 491, 
493, 494, hfA, 574, 575, .576, 577, 686, 698, 
745, 746, 747, 74£, 749, 7ö8, 708, 791, 827, 
828. 

— §81. 115, 173,174,175,341, 501, 701, 
75 J, 7.' 2, 7.53, 83.^. 

— §. 8i. 27, 3n 29. .30, 33, 85, 181, 188, 
183, IM, 896, 655, 656, 810. 

— — lU. a. 225. 

llt. b. 1H.5, 186, 187, 188, 189, 897, 

419 430, 458, .569, 676, 677, 678, 679. 
llt. c. 190, 29«, 299. 611. 

— — lit. d. 86, l:.l, 193, 15»;J, 194, 19.5, .300, 
801, 302. .H03, .304, 3 5, 3 '8, 415. 421, 422, 
459, 478, .5.5M, 579, 673, 674, 675, 705, 81«!. 

llt. e. 50, 304, 440, 479, 683, 736, 737, 

781, 884. 
Ili.f. 2,4, 11, 30, 31, 82, .53, .53, 55, 56, 

57, 59, 85, 190, 196, 197, 198, 199, 800, 201, 



803, 808, 804, 805, 80^, 882, 280, 898, 806, 
807, 308, 809, 810, 811, 818, .348, 864, 866, 
415, 483, 434, 425, 426, 427, 438, 439, 430, 
431, 433, 433, 4.34, 485, 436, 437, 4.H8, 4.39, 
520, 523, 523, 549, 570, 586, 587, 588, 589, 
590. 591, 594, 603, 603, 604, 605, 606, 618, 
614, 618, 635, 626, 628, 640, 650, 670, 679, 
683, 684, 685, 6^6, 687, 701, 710, 715, 781, 
783, 738, 776, 780, 814. 

llt. g. 11, 60, 61, 63, 63, 64, 65, 207, 

88 r, 816, 817, 442, 460, 46 1, 4 8, 473, 6 «6, 
688, 709, 730, 758, 759, 811, 813. 

lit. h. 8, 46, 208, 209, 810, 813, 818, 

314, 409, 411, 464, 526, 593, 615, 616, 680, 
724, 785. 

llt. l. 215, 568, 836. 

— § 89 a. lit. a. 515, 516, 818, 829. 

llt. b. 65. 827,828, 839, 817,891,465,466, 

780, 758, 888. 

llt. e. 880, 513. 

lit. d. 83, 84, 66, 830, 831, 816, 

818, 321, 487, 467, 474, 484, .538, 592, 608, 

683, 733, 775, 793, 8t4, 817, 819, 842, 848, 

844. 
llt. e. 67, 68, 69, 88, 153, 816, 317, 

528, 571, 600, 702, 774. 

— § 8a. 1, 833, 457, 525, 548, .549. 

— § 81. 84, 35, 83, 107, 108, 153, 154, 157, 
i:.8, 163, 833, 233, 2.34. 235, 236, 237, 2.38, 
843, 378, 408, 4 0, 587, 555, 567, 568, 708, 
728, 768. 

— § 8.>. .54, 343, 527, 595, 784, 839. 

— § 88. 825, 821», 784. 

— § 8Sa. 11, 13, 80, 81, 113, 114, 851,8.58, 
853, 2.54, 255, 447, 511, 553, 554, 607, 608, 
665, 777, 790. 

llt. g. 230. 281, 238, 478. 

— § 80. 294, 295. 

— § 90. 447, 778. 

— § f». 86, 289, 878, 410, 537, 588. 

— § 95. 367. 

— § 9(Sa. 37, .38, 142, 276, 877. 878 879, 
306. .344, 345, 475, 581, 585, 604, 699, 801. 

— § 06 b. 81.5. 

— § 98. 833. 

— § 97. 285, 286. 

— § 98 a. 288, 500. 524, 754. 

— § 99. 28 , 2M7, 652, 653, 754. 

— § 99 a. 44, .38.3. 

— § 9Ub. 292, .523. 

— § IVtO. 2510, 5O0, 524, 617, 651, 700. 

— § 101. 92. 

Z. 1. 287. 

lit. n. 652. 

I,t. b. 3-9, 290, 623, 710. 

Z. 2, lit. a. 3';7. 

lit. b. 71, 72, 891, 298, 524, 547, 

711. 
^ § 103 a. .524. 

— § 101. 71, 72. 7.55, 7.5fi, 825. 

— § 114 llt. b. 547, 651. 

— § 119 li. 477. 

— § 120. 477. 

— § 121. 2G2. 



Yerzeiclmis der in die SanuDlimg aufgenomineneii gewerbe- 
gerichüichen Entscheidungen. 



Aussig« 

Entscheidung vom 

— 2. JSnner 1901, Cr. U. 2/1. 408. 

— 7. JSnner 1901, Cr. U. 4/1. 464. 

— 18. Janner 1901, Cr. n. 6/1. 989. 

— 18. Win 1901, Gr. U. 56/1. 888. 

— 14. April 1909, Cr. U. 72/2. 549. 

— 9. Mai 1902, Cr. n. 87/2. 607. 

— 26. Mai 1902, Cr II. 102/2. 602. 

— 27. Juni 1902, Cr. H. 108/2. 700. 

» 25. September 1902. Cr. H. 180/2. 774. 

— 1. Dezember 1902, Cr. n. 232/2. 787. 

— 16. Februar 1903, Cr. II. 45/3. 791. 



BieUtz. 

Entscheidung vom 

— 15. JuU 1898, Cr. I. 6/98. 35. 

— 29. JoU 1898. Cr. n. 4/98. 36. 

— 22. August 1898, Cr. I. 23/98. S. 

— 81. August 1898, Cr. I. 37/98. 84. 

— 81. August 1898, Cr. I. 38/98. 85. 

— 14. September 1898, Cr. I. 54/98. 86. 

— 14. September 1898, Cr. I. 63/98. 87. 

— 16. September 1898, Cr. I. 59/98. 88. 

— 23. September 1898, Cr. I. 61/98. 89. 
~ 26. Oktober 1898, Cr. I. 87/98. 90. 

— 8. November 1898, Cr. II. 38/98. 48. 

— 9. November 1898, Cr. I. 101/98. 91. 

— 10. November 1898, Cr. II. 34/98. 54. 

— 14. November 1898, Cr. I. 999/98. 96. 

— 28. November 1898, Cr. I. 105/98. 99. 

— 2. Janner 1899, Cr. I. 118/99. 98. 

— 2. Jänner 1899, Cr. II. 46/98. 79. 

— 6. Februar 1899, Cr. II. 8/99. 82. 

— 7. Februar 1899, Gr. I. 9/99. 94. 

— 21. Februar 1899, Gr. II. 12/99. 88. 

— 80. MKrz 1899, Cr. I. 27/99. 818. 

— 28. April 1899, Cr. II. 48/99. 1. 

— 9. Mai 1899, Cr. I. 48/99. 2. 

— 4. August 1899. Gr. U. 139/99. 888. 



Brfinn. 

Entscheidung vom 

— 8. Juli 1898, Cr. U. 1/98. 185. 

— 9. Juli 1898, Cr. II. 15/98. 197. 

— 12. Juli 1898, Cr. I. 10/98. 123, 167, 179. 

— 12. Juli 1898, Gr. I. 12/98. 46. 

— 18. JuU 1898, Gr. II. 17/98. 199. 

— 15. JnU 1898, Gr. n. 2/98. 220. 

— 16. Juli 1898, Gr. I. 9/98. 48. 
~ 15. JnU 1898, Gr. I. 23/98. 99. 

— 18. JuU 1898, Cr. I. 27/98. 100. 

— 18. JuU 1898, Cr. I. 28/98. 200. 

— 18. JuU 1898, Gr. I. 33/98. 101. 

— 20. Juli 1898, Cr. I. 36/98. 102. 
-- 30. JuU 1898, Cr. I. 48/98. 103. 

— 30. Juli 1898, Gr. I. 51/98. 104. 

— 2. August 1898, Gr. I. 62/98. 105. 

— 5. August 1898, Cr. II. 39/98. 126. 



Entscheidung vom 

— 6. August 1898, Cr. I. 68/98. 77, 231. 

— 9. August 1898, Cr. I. 74/98. 8. 

— 18. August ;898, Gr. 1.68/98. 280. 

— 17. August 1898, Cr. I. 46/98. 178. 

— 17. August 1898, Gr. K. 46/98. ISO. 

— 20. August 1898, Cr. n. 54/98. 182. 

— 24. August 1898, Cr. II. 63, 64/98. 220. 

— 29. August 1898, Cv. II. 84/98. 294. 

— 29. August 1898, Gr. I. 95/98. 242. 

— 31. August 1898, Gr. U. 76/98. 6. 

— 81. August 1898, Cr. n. 89/98. 168. 

— 2. September 1898, Cr. 1. 104/98. 193. 

— 3. September 189S, Cr. I. 103^8. 190. 

— 7. September 1898, Gr. n. 106/98. 40. 

— 10. September 1898, Cr. I. 116, 117/98. 
158. 

— 10. September 1898, Cr. I. 116, 117/98. 
69. 

— 10. September 1898, Gr. 1. 119/98. 15S. 

— 10. September 1898, Gr. U. 109/98. 68. 

— 26. September 1898, Cr. I. 140/98. 189. 

— 27. September 1898, Cr. I. 189/98. 287. 

— 27. September 189S, Cr. I. 148/98. 125. 

— 28. September 1898, Cr. n. 147/98. 178. 

— 1. Oktober 1898, Gr. I. 153/98. 87. 

— 1. Oktober 1898, Cr. 1. 157/98. 89. 

— 12. Oktober 1898, Gr. n. 175/98. 88. 

— 17. Oktober 1898, Cr. I. 174/98. 159. 

— 22. Oktober 1898, Gr. I. 189/98. 185. 

— 27. Oktober 1898, Cr. n. 206/98. 41. 

— 29. Oktober 1898, Cr. I. 203/98. 204. 

— 8. November 1898, Gr. L 218/98. 188. 
^ 10. November 1898, Cr. II. 232/98. 169. 

— 12. November 1898, Gr. I. 255/98. 151. 

— 21. November 189««, Cr. I. 240/98. 170. 

— 29. Novttmber 1898, Cr. I. 253/98. 198. 

— 80. November 1898, Cr. I. 264/98. 157. 

— 80. November 1898, Cr. n. 270/98. 209. 
^ 80. November 1898, Cr. n. 272, 278/98. 
'154. 

— 30. November 1898, Cr. n. 274, 275/98. 
155. 

— 6. Dezember 1898, Gr. I. 274/98. 5. 

— 7. Dez«>mber 1898, Gr. II. 282/98. 158. 

— 7. Dezember 1898, Cr. n. 293/98. 9. 

— 9. Dezember 1898, Cr. I. 289/98. 215. 

— 9. Dezember 1898, Cr. I. 290/98. 171. 

— 9. Dezember 1898, Cr. I. 291/98. 188. 

— 10. Dezember 1898, Cr. I. 288/98. 196. 

— 18. Dezember 1898, Cr. n. 802/98. 7. 

— 18. Dezember 1898, Cr. n. 302/98. 168. 

— 18. Dezember 1898, Gr. n. 307, 308/98. 
129, 228. 

— 16. Uezember 1898, Cr. n. 812/98. 44. 

— 16. Dezember 1898, Cr. n. 813/98. 156. 

— 16. DjBzember 1898, Gr. n. 814/98. 191. 

— 22. Dezember 1898, Cr. I. 328/98. 172. 

— 30. Dezember 1898, Cr. n. 330/98. 10. 

— 3. Jänner 1899, Gr. II. 4/99. 276. 

— 5. Jänner 1899, Gr. I. 2/99. 270. 
~ 10. Jänner 1899, Gr. I. 11/99. 317. 

— 20. Jänner 1899, Cr. I. 22/99. 277. 
^ 26. Jänner 1899, Gr. II. 45/99. 321. 



LI 



Entscheidung vom 

— 81. Jänner 3899, Cr. I. 48/99. 273. 

— 8. Februar 1899, Cr. I. 49/99. 290. 

— 8. Februar 1899, Cr. II. 54/99. 268. 

— M. Februar 1899, Cr. H. 97, 98, 99/99. 
980, 816. 

— S8. Februar 1899, Cr. n. 105/99. 819. 

— 2. MSrz 1899, Cr. n. 112/99. 262, 266. 

— 7. März 1899, Cr. H. 118/99. 269. 
-— 11. März 1899, Cr. I. 107/99. 884. 

— 17. März 1899, Cr. I. 116/99. 271. 

— 28. Mira 1899, Cr. H. 168/99. 288. 

— 24. März 1899, Cr. I. 181/99. 278. 
_ 24. März 1899, Cr. I. 182/99. 279. 
~ 24. März 1899, Cr. n. 168/99. 827. 

— 5. April 1899, Cr. I. 163/99. 391. 

— 12. April 1899, Cr. I. 166/99. 422. 

— 18. April 1899, Cr. I. 181/99. 415. 

— 18. April 1899, Cr. I. 183-194/99. 416. 

— 21. April 1899, Cr. I. 209/99. 421. 

— 25. April 1899, Cr. U. 213/99. 460. 

— 25. April 1899, Cr. II. 217/99. 872. 

— 8. Mai 1899, Cr. I. 218/99. 888. 

— 8. Mai 1899, Cr. I. 224/99. 390. 

— 5. Mai 1899, Cr. H. 236/99. 463. 

— 16. Mai 1899, Cr. n. 254/99. 474. 

— 19. Mai 1899, Cr. I. 234/99. 410. 

— 23. Mai 1899, Cr. II. 261/99. 470. 

— 24. Mai 1899, Cr. II. 262/99. 411. 

— 26. Mai 1899, Cr. II. 276/99. 491. 
~ 81. Mai 1899, Cr. H. 277/99. 493. 

— 5. Juni 1899, Cr. n. 279/99. 469. 

— 5. Juni 1899, Cr. H. 279/99. 381. 

— 18. Juni 1899, Cr. I. 272/99. .S60. 

— 47. Juni 1899, Cr. II. 303/99. 472. 

— 20. Juni 1899, Cr. U. 306/99. 489. 

— 21. Juni 1899, Cr. I. 273/99. 356. 

— 27. Juni 1899, Cr. I. 284/99. 877. 

— 80. Juni 1899, Cr. I. 290/99. 484. 

— 6. Juli 1899, Cr. H. 329/99. 438. 

— 18. Juli 1899, Cr. I. 817/99. 451. 

— 18. Juli 1899, Cr. I. 318/99. 437. 

— 20. Juli 1899, Cr. II. 356/99. 459. 

— 21. Juli 1899, Cr. I. 329/99. 448. 

— 21. Juli 1899, Cr. I. 330/99. 462. 

— 22. August 1899, Cr. I. 346/99. 453. 

— 22. Augnst 1899, Cr. I. 380/99. 441. 

— 22. August 1899, Cr. U. 408/99, 409/99, 
410/99 428 

— 7. September 1899, Cr. I. 444/99. 480. 

— 27. September 1899, Cr. I. 427/99. 433. 

— 9. Oktober 1899, Cr. I. 446/99. 481. 

— 17. Norember 1899, Cr. II. 589/99. 414. 

— 4. Dezember 1899, Cr. n. 622, 623, 624, 
625/99. 482. 

— 80. Dezember 1899, Cr. n. 650/99. 458. 

— 5. Februar 190O, Cr. I. 52/00. 728. 

— 18. Februar 1900, Cr. I. 62/00. 528. 

— 1. Mai 1900, Cr. I. 158/00. 527. 

— 4. September 1900, Cr. II. 369/00. 686. 

— 13. Mär/. 1901, Cr. I. 114/1. 745. 

— 17. Mai 1901, Cr. I. 222/1. 619. 

— 1. Juli 1901, Cr. I. 296/1. 631. 

— 4. Juli 1901, Cr. I. 302/1. Cr. I. 803/1. 
627. 

— 6. September 1901, Cr. I. 390/1. 630. 

— 17. September 1901, Cr. I. 407/1. 629. 

— 5. Okt.ber 1901, Cr. H. 444/1. 628. 

— 15. Oktober 1901, Cr. I. 458/1. 544. 

— 16. Oktober 1901, Cr. I. 458/1. 626. 

— 22. Oktober 1901, Cr. I. 462/1. 625. 

— 29. Oktober 1901, Cr. I. 474/1. 529. 



Entscheidung rom 

— 81. Oktober 1901, Cr. I. 477/1. Cr.L 478/1. 
606. 

— 5. November 1901, Cr. I. 484/1. 558. 

— 5. November 1901, Cr. n. 510/1. 616. 

— 7. Norember 1901, Cr. I. 488/1. 598. 

— 12. November 1901, Cr. I. 494/1. 628. 

— 15. November 1901, Cr. I. 500/1. 547. 

— 29. November 1901, Cr. I. 528/1. 587. 

— 17. Dezember 1801, Cr. I. 551/1. 589. 

— 28. Dezember 1901, Cr. I. 570/1. 557. 

— 9. Jänner 1902, Cr. I. 7/2. 612. 

— 11. Jänner 1902, Cr. I. 498/1. 580. 

— 21. Jänner 1902, Cr. I. 13/2. 759. 

— 21. Jänner 1902, Cr. I. 17/2. 618. 

— 28. Jänner 1902, Cr. I. 83/2. 778. 

— 28. Jänner 1902, Cr. I. 34/2. Cr. I. 35/2. 
769. 

— 28. Jänner 1902, Cr. I. 38/2. 783. 

— 28. Jänner 1902, Cr. I. 39/2. 781. 

— 29. Jänner 1902, Cr. I. 32/2. 611. 

— 4. Februar 1902, Cr. I. 54/2. 765. 

— 14. Februar 19 J2, Cr. I. 64/2. 761. 

— 20. Februar 1902, Cr. I. 72/2. 614. 

— 12. März 1902, Cr. I. 103/2. 780. 

— 14. März 1902, Cr. I. 106/2. 762. 

— 15. März 1902, Cr. I. 107/2. 766. 

— 21. März 1902, Cr. I. 117/2. 748. 

— 2. April 1902, Cr. I. 184/2. 615. 

— 3. Mai 1902, Cr. I. 173/2. 760. 
. — 5. Mai 1902, Cr. I. 176/2. 788. 

— 13. Mai 1902, Cr. I. 196/2. 758. 

— 14. Mai 1902, Cr. I. 195/2. 757. 

— 81. Mai 1902, Cr. I. 212/2, 215/2, 216/2, 
217/2. 782. 

— 2. Juni 1902, Cr. I. 224/2. 768. 

— 4. Juni 1902, Cr. I. 227/2. 776. 

— 5. Juni 1902, Cr. I. 230/2. 749. 

— 7. Juni 1902, Cr. I. 102/2. 779. 

— 1. Juli 1902, Cr. I. 251/2. 822. 

— 9. Juli 1902, Cr. I. 273/2. 802. 

— 22. Juli 3902, Cr. I. 293/2. 821. 

— 22. JuU 1902, Cr. I. 297/2. 801. 

— 21. August 1902, Cr. I. 320/2. 803. 

— 22. August 1902, Cr. I. 331/2. 810. 

— 16. September 1902, Cr. I. 366/2. 820. 

— 19. September 1902, Cr. I. 379/2. 811. 

— 20. September 1902, Cr. I. 368/2, 873/2. 
812. 

— 20. September 1902, Cr. I. 375/2, 876/2. 
804. 

— 26. September 1902, Cr.^. 385/2. 798. 

— 2. Oktober 1902, Cr. I. 398/2. 797. 

— 2. Oktober 1902, Cr. I. 399/2. 817. 

— 7. Oktober 1902, Cr. T. 407/2. 813. 

— 9. Oktober 1902, Cr. I. 410/2, 411/2. 806. 

— 10. Oktober 1902, Cr. I. 394/2. 805. 

— 14. Oktober 1902, Cr. I. 415/2. 807. 

— 14. Oktober 1S02, Cr. I. 416/2. 814. 

— 11. November 1902, Cr. I. 454/2. 815. 

— 13. November 1902, Cr. I. 461/2. 800. 

— 18. November 1902, Cr. I. 468/2. 808. 

— 25. November 1902, Cr. I. 483/2. 809. 

— 25. NoTember 1902, Cr. I. 484/2. 816. 

— 2. Dezember 1902, Cr. I. 473/2. 825. 

— 4. Dezember 1902, Cr. I. 498/2. 823. 

— 11. Dezember 1902, Cr. I. 515/2. 818. 

— 23. Dezember 1902, Cr. I. 535/2, 536/2. 
819. 

— 27. Dezember 1902, Cr. I. 527/2. 799. 

— 2. Jänner 1903, Cr. I. 354/2. 824. 

— 19. März 1903, Cr. I. 125/3. 807. 

d* 
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Graz. 

Entscheidung vom 

— 19. Oktober 1900, Cr. I. 51/00. 257. 

— 15. November 1900, Cr. I. 103/00. 800. 

— 80. November 1900, Cr. I. 17/00. 841. 

— 4. December 1900, Cr. I. 144/00. 356. 

— 22. Juni 1901, Cr. II. 24/1. 859. 

— 18. Juli 1901, Cr. n. 29/l. 412. 

— 27. JuU 1901, Cr. II. 80/1. 379. 

— 80. Juli 1901, Cr. I. 83-/1. 387. 

— 2. Oktober 1901, Cr. I. 433/i. 400. 

— 5. Oktober 19 >1, Cr. I. 438/1. 436. 

— 7. November 1901, Cr. I. 490/1. 402. 

— 8. Februar 1902, Cr. I. 60/2. 497. 

— 4. Mära 1902, Cr. I. 10.')/2. 477. 

— 10. Mal 1902, Cr. I. 188/2. 498. 

— 9. Oktober 1902, Cr. I. 481/2. 639. 

— 10. November 1902, Cr. I. 53 V2. 701. 

— 28. Jänner 1903, Cr. I. 31/8. 593. 

— 4. Mal 1903, Cr. II. 31/3. 620. 

— 12. Juni 1903, Cr. II. 39/8. 596. 

— 22. Juni 1908, Cr. I. 853/8. 595. 

— 16. Juli 1903, Cr. I. 424/3. 681* 

— 3. August 1903, Cr. I. 493/3. 696. 

— 9. September 1903, Cr. I. 568/3. 695. 

— 10. Oktober 1903, Cr. I. 653/.». 694. 

— 12. November 1903, Cr. I. 737/3. 693. 

— 14. November 1903, Cr. I. 731/3. 691. 

— 27. November 1903, Cr. I. 764/3. 682. 

— 9. Dezember 1903, Cr. I. 787/3. 692. 

— 7. Jänner 1904, Cr. I. 2/4. 828. 

— 13. April 1904, Cr. IF. 17/4. 836. 

— 9. Juni 1904, Cr. n. 28/4. 837. 



Jfigerndorf* 

Entschsidung vom 

— 18. MSr« 1901, Cr. 3/1. 475. 

— 8. Oktober 1901, Cr. 10/1. 476. 

— 22. Oktober 1901, Cr. 14/1. 857. 

— 80. Jänner 1902, Cr. 5/2. 591. 

— 25. Oktober 1902, Cr. 80/2. 592. 

— 29. Janner 1908, Cr. 8/3. 670. 

— 27. Mär« 1903, Cr. 12/3. 671. 

— 17. Dezember 1903, Cr. 28^. 672. 



Krakan. 

Entscheidung vom 

— 20. Februar 1900, Cr. I. 61/00. 229. 

— 2. März 1900, Cr. I. 139/00. 286. 

— 5. März 1900, Cr. U. 19/00. 820. 

— 27. März 1900, Cr. I. 290/00. 291. 

— 21. April 1900, Cr. I. 491/00. 308. 

— 1. Mai 1900, Cr. I. 601/00. 245. 

— 5. Juni 1900, Cr. I. 844/00. 260. 

— 5. Juni 1900, Cr. I. 847/00. 261. 

— 12. Juni 1900, Cr. I. 85-VOO. 282. 

— 12. Juni 1900, Cr. I. 871/00. 243. 

— 16. Juni 1900, Cr. I. 891/00. 258. 

— 5. Juli 1900, Cr. 1. 1050/00. 398. 

— 22. Oktober 1900, Cr. I. 175.3/00. 307. 

— 18. November 1900, Cr. I. 1906/00. 287. 

— 4. Dezember 1900, Cr. I. 2018/00. 225. 

— 20. August 1901, Cr. I 1300/1. 562. 

— 22. August 1901, Cr. I. 1311/1. 654. 

— 23. Jänner 1902, Cr. I. 43/2. 830. 



Entscheidung vom 

— 24. Februar 1902, Cr. I. 192/2. 829. 

— 4. März 1902, Cr. III. «7/2. 540. 

— 10. Juni 1902, Cr. I. 471/2. 525. 

— 18. September 1902, Cr. I. 80.5/2. 699. 

— 20. N vember 19 2. Cr. I. 9'^6/ä. 556. 

— 28. November 1902, Cr. II. 767/2. 548. 
~ 81. Miirz 1903, Cr. I. 200/3. 725. 

— 26. Mai 1903, Cr. I. 389/3. 740. 

— 2. JuU 1903, Cr. I. 475/3. 057. 

— 11. Juli 1903, Cr. H. 439/3. 786. 

— 20. Juli 1903, Cr. I. 514/3. 651. 

— 31. Juli 1903, Cr. H. 496/3. 653. 

— 5. Snptember 1903, Cr. n. 575/3. 703. 

— 6. Oktober 1903, Cr. I. 692/3. 650. 

— 17. Oktober 1903, Cr. I. 72.»/3. 652. 

— 30. Oktober 1903, Cr. H. 688—692/8. 704. 



Lemberg. 

Entscheidung vom 

— 23. Oktober 1900, C. I. 713/00. 588. 

— 7. November 1900, Cr. II. 72/00. 584. 

— 16. Jänner 1901, Cr. I. 84/1. 532. 

— 22. Jänner 1901, Cr. I. 48/1. 535. 



Leobon« 

Entscheidung vom 

— 14. Oktober 1900, Cr. I. 85/00. 518. 

— 22. Oktober 1900, Cr. I. 41/00. 518. 

— 26. Oktober 1900, Cr. I. 44/00. 674. 

— 9. November 1900, Cr. 1 6 l/OO. 510. 

— 26. November 1900. Cr. 1.88/00. 513. 

— 11. Dezember 1900, Cr. I, 98/00. 519. 

— 22. Dezember 1900, Cr. I. 103/00. 509. 

— 1. Februar 1901, Cr. I. -.il/l. 558. 

— 6. März 1901, Cr. I. 52/1. 5 6. 

— 7. September 1901, Cr. I. 215/1. 536. 

— 7. September 1901, Cr. I. 217/1. 604. 

— 16. Oktober 1901, Cr. I. 264/1. 564. 

— 9. JuU 1902, Cr. I. 136/2. 567. 

— 9. Juli 1902, Cr. I, 187/2. 520. 

— 23. September 1902. Cr. I. 19.5/2. 566. 

— 25. November 1902, Cr. I. 254/2. 569. 

— 22. Jänner 1903, Cr. I. 7/3. 771. 

— 31. Janner 1903, Cr. U. 1/3. 772. 

— .7. Februar 1903, Cr. I. 18/3. 775. 

— 21. Februar 1903, Cr. I. 24/3. 737. 

— 24. März 1903, Cr. I. 52/3. 770. 

— 7. April 1903, Cr. I. 63/3. 785. 

— 5. Oktober 1903, Cr. I. 187/3. 738. 

— 19. November 1903, Cr. I. 218/3. 773. 



Mährisch-Ostrau. 

Entscheidung vom 

— 13. Februar 1900, Cr. I. 17/00. 298. 

— 15. Februar 1900, Cr. I. 22/00. 263. 

— 21. Februar 1900, Cr. I. 34/00. 295. 

— 2. März 1900, Cr. I. 46/00. 288. 

— 6. März 1900, Cr. I. 44/00. 309. 

— 20. März 1900, Cr. I. 79/00. 227. 

— 22. März 1900, Cr. I. 87/00. 247. 

— 29. März 1900, Cr. I. 9S/00. 802. 

— 81. März 1900, Cr. I. 101/00. 323. 

— 10. AprU 1900, Cr. I. 117/00. 240. 



LIII 



Entscheidung vom 

— 13. April 1900, Cr. I. 128/00. 224. 

— 19. April 190 1, Cr. I. 182/00. 223. 

— 24. April 1900, Cr. I. 137/UO. 292. 

— 28. April 1900, Cr. II. 9/00. 259. 

— SO. April 1900, Cr. I. 150/00. 239. 

— 4. Mal 1900, Cr. I. lß2/00. 212. 

— 8. Mai 1900, Cr. I. 171/00. 236. 

— 8. Mal 19:»0, Cr. I. 179/00. 226. 

— 12. Mai 1900, Cr. I. 181/00. 222. 

— 13. Mai 1900, Cr. I. 184/00. 248. 

— 22. Mai 1900, Cr. I. 189/00. 235. 

— 81. Mai 1900, Cr. I. 229/00. 344. 

— 9. Jani 1900, Cr. I. 251/00. 262. 

— 15. Juni 1900, Cr. I. 268/00. 406. 

— 21. Juni 1900, Cr. 1. 277/00. 238. 

— 26. Juni 1900, Cr. I. 284, 285/00. 848. 

— 19. Juli 1900, Cr. I. 359/00. 494. 

— 24. Juli 1900, Cr. I. 374/00. 487. 

— 26. Juli 1900, Cr. I. 306/00. 316. 

— 4. August 1900, Cr. I. 420/00. 488. 

— 14. August 1900, Cr. I. 461/00. 467. 

— 25. August 1900, Cr. I. 489/00. 424. 

— 28. August lyOO, Cr. I. 517, 518/00. 418. 

— 5. September 1900, Cr. I. 541/00. 842. 

— 8. Jänner 1901, Cr. I. 1/1. 447. 

— 10. Jänner 1901, Cr. I. 18/1. 454. 

— 17. Jänner 1901, Cr. I. «0/1. 425. 

— 26. Jänner 1901, Cr. I. 51/1. 708. 

— 26. Janner 1901, Cr. I. 52/3. 724. 

— 29. Jänner 1901, Cr. I. 57/1. 706. 

— 4. Februar 1901, Cr. I. 68/1. 707. 

— 14. Februar 1001, Cr. I. 102/1. 723. 

— 16. Februar 1901, Cr. I. 109/1. 705. 

— 26. Februar 1901, Cr. I. 123/1. 833. 

— 12. Dezember 1901, Cr. I. 1016/1. 839. 

— 3. Jänner 1902, Cr. I. 5/2. 842. 

— 17. Februar 1S»02, Cr. I. 97/2. 838. 

— 24. Februar 1903, Cr. II. 84/3. 844. 



Mähriseh-Schönbergr« 

Entscheidung vom 

— 9. Mal z 1900, Cr. I. 13/00. 687. 

— 15. Juni 1900, Cr. I. 37/00. 677. 

— 20. August 1900, Cr. I. 59/00. 640. 

— 18. Oktober 1900, Cr. I. 7S/00. .'»68. 

— 19. Oktober 1900, Cr. I. 70/00. 572. 

— 26. Oktober 1900, Cr. I. .»'3/00. 570. 

— 3. Dezember 1900, Cr. I. 94/00. 678. 

— 28. Dezember 1900. Cr. I. 99/00. 688. 

— 7. Jänner 1901, Cr. I. lOO/OO. 408. 

— 18. Jänner 1901, Cr. I. J/1. 601. 

— 15. Februar 1901, Cr. I. 7/1. 600. 

— 27. Februar 1901 , Cr. J. 0/1. 603. 

— 4. März 1901, Cr. 1. 12/1. 609. 

— 11. Mär« 1901, Cr. I. 11/1. 610. 

— 13. März 1901, Cr. I. 17/1. 571. 

— 15. April 1901, Cr. I. 26/1. 594. 

— 18. Juni 1901, Cr.I. 88/00. 641. 

— 19. Juni 1001, Cr. I. 41/1. 599. 

— 20. Oktober 1902, Cr. I. 79/2. 597. 

— 15. Jänner 1903, Cr. I. 8/3. 608. 

— 17. November 19 3, Cr. I. 87/3. 834i. 

— 11. Jänner 1904, Cr. I, 1/4. 832. 

— 11. Februar 1904, Cr. I. 14/4. 843. 

— 25. Februar 1904, Cr. I. 18/4. 831. 

— 24. März 1901, Cr. I. 27/4. 826. 

— 23. April 1904, Cr.I. 31/4. 827. 



Pilsen. 

Entscheidung vom 

— 31. Dezember 1900, Cr. II 12/00. 293. 

— 25. Juli 1901, Cr. U. 20/1. 741. 

— 24. August 1901, Cr. I. 280/1. 845. 

— 10. September 1901, Cr. I. 296/1. 848. 

— 81. Jänner 1902, Cr. II. 8/2. 380. 



Pragr. 

Entscheidung vom 

— 15. Oktober 1900, Cr. I. 6/00. 871. 

— 19. Oktober 1900, Cr. I. 29/00. 468. 

— 24. Oktober 1900, Cr. I. 10/00. 884. 
~ 21. Oktober 1900, Cr. I. 37/00. 875. 

— 81. Oktober 1900, Cr. I. 59/00. 465. 

— 16. November 1900, Cr. I. 109/00. 405. 

— 13. Dezember 1900, Cr. I. 148/00. 847. 

— 81. Dezember 1900, Cr. I. 237/00. 429. 

— 30. Jänner 1901, Cr. I. 8/1. 473. 

— 6. März 1901, Cr. I. 275/1. 407. 

— 13. März 1901, Cr. I. 254/1. 878. 

— 13. März 1901, Cr. I. 317/1. 885. 

— 10. Mal 1901, Cr. II. 427/1. 376. 

— 11. Mai 1901, Cr. I. 553/1. 364. 

— 17. Mai 1901, Cr. II. 455/1. 426. 

— 22. Mai 1901, Cr. II. 477/1. 349. 

— 24. Mai 1901, Cr. II. 485/1. 399. 

— 7. Juni 1901, Cr. I. 680/1. 392. 

— 18. Juni 1901, Cr. I. 734/1. 461. 



— 12. September 1901, Cr. II. 1010/1. 

- 23. Dezember 1901, Cr. H. 1632/1. 
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— 10. Jänner 1902, Cr. I. 18/2. 466. 

— 10. Jänner 190 i, Cr. I. 29/2. 456. 

— 24. Jänner 1902, Cr. I. 56/2. 443. 

— 20. Februar 1902, Cr. I. 117/2. 457. 

— 27. Februar 1902, Cr. I. 144/2. 444. 

— 23. April 1902, Cr. I. 24«/2. 499. 

— 29. April 1902, Cr. I. 249/2. 560. 

— 9. Mal 1902, Cr. I. 277/2. 624. 

— 24. Juni 1902, Cr. ni. 93 V2. 524. 

— 14. August 1902, Cr. I. 496/2, 601. 

— 23. Ausust 1902, Cr. I. 473/2. 500. 

— 9. September 1902, Cr. H. 995/1. 409. 

— 27. November 1902, Cr. II. 1818/2. 548. 

— 10. März 1908, Cr. I. 266/8. 690. 

— 26. Februar 1904, Cr. IV. 148/4 bis 149/4. 
835. 

— 22. Mhrz 1904, Cr. IV. 291/4. 793. 

— 23. März 1904, Cr. I. 261/4. 840. 

— 26. März 1904, Cr. I. 268/4. 795. 

— 13. April 1904, Cr. I. 301/4. 796. 

— 80. April 1904, Cr. I. 375/4. 789. 

— 24. Mai 1904, Cr. IV. 5S9/4. 792. 

— 9. Juni 1904, Cr. IV. 622—632/4. 794. 



Reichenbergr« 

Entscheidung vom 

— li. August 1898, Cr. I. 44/98. 80. 

— 26. August 1898, Cr. I. 55/98. 27. 

— 24. Oktober 1898, Cr. I. 113/98. 12. 

— 12. November 1898, Cr. II. 9/98. 51. 

— 22. November 1898, Cr. H. 10./98. 23. 

— 23. November 1898, Cr. I. 135/98. 4. 

— 16. Dezember 1898, Cr. I. 152/98. 24. 

— 16. Jänner 1899, Cr. I. 11/99. 81. 

— 20. Februar 1899, Cr. I. 58/99. 53. 

— 29. März 1899, Cr. I. 86/99. 310. 



LIV 



Entscheidung vom 

— 19. April 1899, Cr. I. 97/99. 266. 

— 25. April 1899, Cr. I. 317/99. 281. 

— 20. Mai 1899, Cr. n. 9/99. 273. 

— 9. August 1899, Cr. I. 281/99. 127. 

— 24. November 1899, Cr. I. 841/99. 297. 

— 29. Noyember 1899, Cr. I. 272/99. 824. 

— 8. JSnner 1900, Cr. I. 3/00. 417. 

— 2. HIrs 1900, Cr. I. &2/00. 896. 

— 2. Mär« 1900, Cr. I. 55/00. 128. 

— 18. April 1900, Cr. I. 90/00. 267. 

— 14. April 1900, Cr. I. 94/00. 304. 

— 19. April 1900, Cr. I. 99/00. 284. 

— 2. Mal 1900, Cr. I. 109/00. 264. 

— 4. Mai 1900, Cr. I. 107/00. 471. 

— 5. Mai 1900, Cr. I. 108/00. 305. 

— 22. Juni 1900, Cr. I. 160/00. 395. 

— 24. September 1900, Cr. I. 270/00. 482. 

— 12. Dezember 1900, Cr. I. 354/00. 489. 

— 21. Dezember 1900, Cr. I. 866/00. 466. 

— 9. JSnner 1901, Cr. I. 31/1. 496. 

— 21. JSnner 1901, Cr. I. 15/1. 478. 

— 13. MSrz 1901, Cr. I. 64/1. 483. 

— 4. April 1901, Cr. I. 65/1. 449. 

— 17. April 1901, Cr. I. 95/1. 479. 

— 11. Mal 1901, Cr. I. 119/1. 486. 

— 28. Mai 1901, Cr. I. 137/1. 490. 

— 14. August 1901, Cr. I. 213/1. 618. 

— 15. August 1901, Cr. I. 211/1. 586. 

— 6. September 1901, Cr. I. 285/1. 511. 

— 25. September 1901. Cr. I. 249/1. 616. 

— 8. Oktober 1901. Cr. I. 257/1. 521. 

— 6. Oktober 1901. Cr. I. 810/1. 517. 

— 23. Oktober 1901. Cr. I. 275/1. 581. 

— 22. November 1901. Cr. I. 307/1. 514. 

— 12. Juni 1902, Cr. I. 156/1. 505. 



Teplitz. 

Entscheidung vom 

— 5. Oktober 1900, Cr. n. 1/00. 214. 

— 12. Oktober 1900, Cr. I. 4/00. 427. 

— 26. Oktober 1900, Cr. I. 18/00. 430. 

— 26. Oktober 1900, Cr. I. 21/00. 418. 

— 31. Oktober 1900, Cr. I. 25/00. 244. 

— 2. November 1900, Cr. I. 27/00. 241. 

— 2. November 1900, Cr. I. 29/00. 308. 

— 6. November 1900, Cr. I. 81/00. 239. 

— 14. November 19Qi^ Cr. I. 43/00. 246. 

— 14. November 1900, Cr. I. 45/00. 249. 

— 1«. November 1900, Cr. I. 46/00. 217. 

— 26. November 1900, Cr. I. 68/00. 218. 

— 17. Dezember 1900, Cr. I. 99/00. 484. 

— 5. Februar 1901, Cr. I. 46/1. 450. 

— 29. März 1901, Cr. I. 98/1. 686. 

— 10. April 1901, Cr. I. 92/1. 675. 

— 15. April 1901, Cr. I. 117/1. 495. 

— 26. April 1901, Cr. 127/1. 669. 

— 10. Mai 1901, Cr. I. 149/1. 683. 

— 17. Mal 1901, Cr. I. 161/1. 763. 

— 5. Juni 1901, Cr. I. 182/1. 658. 

— 17. Juni 1901, Cr. I. 189/1. 656. 

— 19. Juni 1901, Cr. I. 191/1. 687. 

— 4. Oktober 1901, Cr. I. 286/1. 431. 

— 11. Oktober 1901, Cr. I. 291/1. 394. 

— 30. Oktober 1901, Cr. II. 22/1. 442. 

— 19. März 1902, Cr. I. 70/2. 546. 

— 12. Mal 1902, Cr. I. 126/2. 552. 

— 29. August 1902, Cr. I. 307/2. 621. 

— 24. Oktober 1902, Cr. I. 370/2. 605. 

— 20. März 1903, Cr. I. 88/3. 697. 



Entscheidung vom 

— 24. März 1908, Cr. I. 93/3. 733. 

— 2. Oktober 1903, Cr. I. 334/3. 676. 

— 12. Oktober 3903, Cr. I. 821/3. 689. 

— 16. Oktober 1903, Cr. I. 824/3. 666. 

— 21. Oktober 1903, Cr. I. 335/3. 679. 

— 28. Oktober 1903, Cr. I. 846/8. 664. 

— 28. Oktober 1903, Cr. I. 849/3. 722. 

— 2. November 1903, Cr. I. 858/3. 709. 

— 16. November 1903, Cr. I. 369/8. 730. 

— 18. November 1903, Cr. I. 365/8. 790. 

— 2. Dezember 1908, Cr. I. 383/8. 729. 

— 16. Dezember 1903, Cr. I. 402/3. 702. 



Wien. 

Entscheidung vom 

— 14. Juli 1898, Cr. I. 8/98. 60. 

— 17. Juli 1898, Cr. I. 5/98. 15. 

— 17. Juli 189'», Cr. I. 87/98. 42. 

— 26. Juli 1898, Cr. I. 38/98. 26. 

— 26. Juli 1898, Cr. I. 91/98. 62. 

— 8. August 1898, Cr. I. 120/98. 80. 

— 17. August 1898, Cr. I. 142/98. 11. 

— 17. August 1898, Cr. I. 194/98. 76. 

— 17. August 1898, Cr. I. 195/98. 78. 

— SO. August 1898, Cr. I. 125/98. 74. 

— 80 August 1898, Cr. I. 170/98. 26. 

— 13. September 1898, Cr. I. 333/98. 76. 

— 14. September 1898, Cr. I. 682/98. 11. 

— 16. September 1898, Cr. I. 360/98. 78. 

— 19. September 189>», Cr. I. 621/98. 46. 

— 20. September 1898, Cr. I. 304/98. 28. 

— 20. September 1898, Cr. I. 366/98. 73. 

— 26. September 1898, Cr. I. 379/98. 61. 

— 27. September 1898, Cr. I. 406/98. 116. 

— 6. Oktober 1898, Cr. I. 348/98. 26. 

— 7. Oktober 1898, Cr. I. 650/98. 62. 

— 10. Oktober lJ-98, Cr. I. 592/98. 38. 

— 14. Oktober 1898, Cr. I. 670/98. 117. 

— 18. Oktober 1898, Cr. I. 753/98. 84. 

— 20. Oktober 1898, Cr. I. 686/98. 26. 

— 28. Oktober lf-98, Cr. I. 780/98. 119. 

— 28. Oktober 1898, Cr. I. 863/98. 118. 

— 31. Oktober 1898, Cr. I. 646/98. 78. 

— 8. November 1898, Cr. I. 935/98. 18. 

— 5. November 1898, Cr. I. 936/98. 106. 
~ 7. November 1898, Cr. I. 650/98. 11. 

— 9. November 1898, Cr. I. 966/99. 60. 

— 11. November 1898, Cr. I. 994/98. 68. 

— 14. November 1898, Cr. I. 984/98. 2«. 

— 18. November 1898, Cr. I. 1062/98. 17. 

— 21. November 1898. Cr. I. 1039/98. 113. 

— 21. November 1898, Cr. II. 13/98. 47. 

— 28. November 1898, Cr. I. 1052/98. 49. 

— 24. November 1898, Cr. II. 32/98. 29. 

— 26. November 1898, Cr. I. 1101/98. 72. 

— 28. November 1898, Cr. I. 119-V98. 20. 

— 1. Dezember 1898, Cr. I. 1174/98. 97. 

— 6. Dezember 1898, Cr. I. 1186/98. 21. 

— 7. Dezember 1898, Cr. HI. 10/98. 96. 

— 10. Dezember 1898, Cr. IH. 77/98. 63. 

— 14. Dezeipber 1898, €r. III. 129/98. 56. 

— 20. Dezember 1898, Cr. I. 1259/98. 64. 

— 28. Dezember 1898, Cr. I. 1280/98. 120. 

— 28. Dezember 1898, Cr. III. 208/98. 19. 

— 29. Dezember 1898, Cr. II. 235/98. 22. 

— 29. Dezember 1898, Cr. II. 254/98. 66. 

— 30. Dezember 1898, Cr. I. 1169/98. 31. 

— 30. Dezember 1898, Cr. I. 1091/98. 18. 

— 2. Jänner 1899, Cr. II. 252/98. 73. 




LV 



Entscheidung vom 
— 4. Jänner 1899, Gr. I. 984/98. 



70. 



— 5. Jänner 1899, Gr. U. 258/98. 98. 

— 5. Jänner 1899, Gr. n. 262/98. 67. 
_ 16. Jänner 1899, Cr. n. 77/99. 121. 

— 22. Jänner 1899, Gr. I. 48/99. 107. 

— 28. Jänner 1899, Gr. n. 67/99. 122. 

— 27. Jänner 1899, Gr. I. 92/99. 112. 

— 28. Jänner 1899, Cr. JH. 128/99. 108. 

— 25. September 1900, Gr. V. 941/00. 526. 
' 8. Oktober 1900, Cr. in. 1880/00. 502. 

— 4. Oktober 1900, Gr. VI. 948/00. 588. 

— 9. Oktober 1900, Cr. V. 1021/00. 574. 

— 28. Oktober 1900, Gr. V. 1041/00. 554. 

— 25. Oktober 1900, Cr. VI. 1041/00. 555. 

— SO. Oktober 1900, Cr. VI. 1079/00. 885. 

— 31. Oktober 1900, Cr. HI. 2092/00. 577. 

— 7. NoTember 1900, Cr. IV. 1700/00. 541. 

— 18. November 1900, Gr. V. 1168/00. 576. 
^ 27. November 1900, Cr. II. 1858/00. 542. 
^ 27. November 1900, Cr. n. 1862/00. 522. 
-^ 27. November 1900, Cr. V. 1205/00. 628. 

— 1. Desember 1900, Cr. IV. 1816/00. 504. 
~ 8. Desember 1900, Gr. I. 480/00. 840. 

— 28. Dezember 1900, Cr. VI. 1286/00. 578. 

— 29. Dezember 1900, Cr. in. 2446/00. 508. 

— 2. Jänner 1901, Cr. m. 2450/1. 644. 
_ 5. Jänner 1901, Gr. In. 2488/00. 646. 

— 16. Jänner 1001, Cr. IV. 40/1. 684. 

— 29. Jänner 1901, Cr. I. 89/1. 589. 

— 5. Februar 1901, Cr. III. 261/1. 561. 

— 6. Februar 1901, Cr. m. 215/1. 648. 

— 7. Februar 1901, Cr. H. 177/1. 673. 

— 14. Februar 1901, Gr. VI. 168/1. 642. 

— 19. Februar 1901, Gr. V. 76/1. 655. 

— 20. Februar 1901, Cr. VI. 1012/00. 580. 

— 23. Februar 1901, Cr. IV. 369/1. 660. 

— 27. Februar 1901, Gr. Hl. 423/1. 645. 

— 2. März 1901, Gr. I. 187/1. 563. 

— 8. März 1901, Cr. V. 101/1. 667. 

— 16. Mär^ 1901, Gr. IV. 489/1. 668. 

— 23. März 1901, Gr. III. 643/1. 579. 

— 23. März 1901, Gr. IV. 548/l. 685. 

— 1. April 1901, Gr. U. 475/1. 588. 

— 2. April 1901, Cr. V. 146/1. 665. 

— 15. April 1901, Cr. ni. 864/1. 565. 

— 23. April 1901, Gr. I. 384/1. 663. 

— 24. April 1901, Cr. IV. 733/1. 662. 

— 26. April 1901, Cr. V. 207/1. 698. 

— 29. AprU 1901, Cr. VI. 457/1. 688. 

— 30. April 1901, Gr. I. 389/1. 661. 

— 1. Mai 1901, Cr. m. 960/1. 659. 

— 10. Mai 1901, Cr. I. 39l/l. 634. 

— 17. Mai 1901, Cr. I. 420/1. 680. 

— 25. Mai 1901, Gr. ni. 1100/1. 648. 

— 28. Mai 1901, Gr. I. 467/1. 685. 

— 28. Mai 1901, Gr. VI. 524/1. 647. 

— 4. Juni 1901, Cr. V. 840/1. 649. 

— 2. September 1901. Gr. I. 631/1. 584. 

— 8. September 1901, Cr. V. 715/1. 575. 

— 10. September 1901, Gr. V. 689/1. 583. 

— 5. Oktober 1901, Cr. m. 2172/1. 586. 

— 18. September 1901, Gr. IV. 1726/1. 578. 

— 23. Oktober 1901, Cr. in. 2281/1. 582. 

— 9. November 1901, Gr. III. 2465/1. 581. 

— 7. Dezember 1901, Gr. IV. 2250/1. 617. 

— 28. Jänner 1903, Cr. m. 153/3. 721. 

— 26. Janner 1903, Gr. VI. 89/3. 7«4. 

— 3. Februar 1903, Cr. V. 46/3. 718. 

— 5. Februar 1903, Gr. U. 77/8. 743. 

— 14. Februar 1903, Gr. IV. 345/3. 727. 

— 17. Februar 1903, Cr. V. 60/3. 753. 



Entscheidung vom 

-- 26. Februar 1908, Gr. H. 232/8. 777. 

— 16. März 1903, Cr. VI. 271/8. 712. 

— 17. März 1908, Cr. I. 197/3. 710. 

— 20. März 1903, Gr. V. 148/8. 742. 

— 16. AprU 1903, Cr. n. 887/3. 751. 

— 81. April 1903, Gr. I. 300/3. 739. 

— 19. Mal 1903, Gr. I. 402/3. 755. 

— 26. Mai 1903, Gr. V. 347/3. 752. 

— 5. Juni 1903, Cr. I. 460/3. 711. 

— 5. Juni 1903, Gr. V. 381/3. 747. 
-- 25. Juni 1903, Cr. n. 744/3. 746. 

— 27. Juni 1903, Gr. ni. 1222/3. 750. 
— ' 30. Juni 1908. Cr. V. 468/8. 756. 

— 17. Juli 1903, Gr. IV. 1299/3. 726. 

— 30. Juli 1903, Gr. VI. 865/3. 718. 

— 19. August 1903, Cr. IV. 1535/3. 731. 

— 12. September 1903, Gr. m. 1754/3. 767. 

— 20. Oktober 1903, Cr. n. 1172/3. 764. 

— 26. Oktober 1903, Gr. VI. 1236/3. 719. 

— 81. Oktober 1903, Gr. IV. 2059/3. 782. 

— 31. Oktober 1903, Gr. IV. 2061/3. 784. 

— 7. November 1908, Cr. IV. 2058/8. 754. 

— 13. November 1903, Cr. V. 999/3. 735. 

— 14. November 1903, Cr. m. 2221/8. 744. 

— 11. Dezember 1903, Cr. I. 1025/3. 736. 

— 2. Dezember 1903, Cr. m. 2346/8. 715. 

— 7. Dezember 1908, Cr. n. 1510/3. 716. 

— 17. Dezember 1903, Cr. VI. 1490/8. 714. 
~ 19. Dezember 1903, Cr. IH. 2451/3. 717. 

— 81. Dezember 1903, Cr. VI. 1533/3. 720. 



Landes- all Berafdngsgeilolit 
BrOnn. 

Entscheidung vom 

— 12. August 1898, Bo. I. 2/98. 126. 

— 8. September 1808, Gg. I. 438/98. 128. 

— 5. Oktober 1898, R. I. 2/98. 125. 

— 80. Dezember 1898, Gg. I. 650/98. 5. 

— 11. Juli 1899, Cg. I. 170/99. 877. 

— 11. November 1899, Bc. I. 6/99. 926. 

— 27. September 1900, Gg. I. 241/00. 686. 
-r 9. AprU 1902, Cg. I. 105/2. 762. 

— 4. JuU 1902, Cg. I. 207/2. 779. 

— 26. Oktober 1902, Cg. I. 330/2. 798. 

— 29. Jänner 1903, Cg. I. 10/3. 824. 



Landes^ als Bemfangrsgrerielit 
Graz. 

Entscheidung vom 

— 81. Dezember 1900, Gg. I. 618/00. 941. 

— 1. Dezember 1902, Cg. I. 628/2. 701. 

— 8. Mai 1903, R. I. 2/3. 620. 

— 8. Juli 1903, Cg. I. 899/3. 596. 

— 26. AprU 1904, R. I. 2/4. 836. 



Kreis- als Berafdngsgerielit 
Leitmeritz. 

Entscheidung vom 

— 13. März 1901, Gg. H. 39/1. 450. 

— 18. Mai 1902, Cg. II. 106/2. 549. 

— 7. Oktober 1902, Bc. II. 52/2. 621. 

— 21. März 1903, Cg. U. 57/3. 791. 

— 21. November 1903, Gg. n. 230/3. 676. 



LVI 



Kreis- als Bemfangsgericht 
Nentitschein. 

Entscheidung vom 

— 23. Mal 1900, Og. I. 165/00. 259. 

— 80. Juni 1900, Cg. I. 205/00. 8i4. 

— 25. Juli 1900, Cg. I. 235/00, Cg. I. 2Ä6/00. 
848. 

Kreis- als Bornfimgsgrorielit 
Pilsen. 

Entscheidung vom 31. Jänner 1901, Cg. IV. 
8/1. 293. 

Landes- als Berufdngsgrerieht 
Pragr. 

Entscheidung vom 

— 12. JSnner 1901, Cg. VI. 2/1. 847. 

— 19. April 1901, Cg. VI. 115/1. 878. 

— 19. April 1901, Cg. VI. 117/1. 385. 

— 8. Juni 1901, R. VI. 8/1. 444. 

— 1. Juli 1901, Cg. VI. 221/1. 892. 

— 6. Jänner 1902, R. VI. 1/2. 445. 

— 13. Dezember 1902, R. VI. 8/2. 648. 

— 7. Juni 1904, Og. n. lG/4. 789. 

Kreis- als Bemftingrsgrericlit 
Reichonbergr« 

Entscheidung vom 17. Juni 1899, Cg. m. 
177/99. 5472. 

Kreis- als Bernfung^sgericht 
Tesehen. 



Entscheidung vom 

14/00. 333. 



13. März 1900, Bc. H. 



Landes- als Bemfangsgericht 
Troppan. 

Entscheidung vom 

— 19. April 1901, Cg. II. 146/1. 475. 

— 12. November 190 J, R. n. 1/1. 857. 

Landes- als Bernfangsgericht 
Wien. 

Entscheidung vom 

— 6. August 1898, Nr. I. 851/98. 15. 

— 8. April 1899, Cg. X. 123/99. 65. 

— 18. April 1899, Cg. VI. 139/99. 78. 

— 10. Mal 1899, Cg. VI. 190/99. 210. 

— 18. Mai 1899, Cg. VI. 197/99. 124. 

— 18. Mal 1899, Cg. VI. 900/99. 104. 

— 2. Dezember 1899, li. VI. l.i/dd. 331. 

— 17. Dezember 1899, Cg. VI. 440/09. 806. 

— 26. JSnuer 1900, R. VI. 6/00. 352. 

— 21. Februar 1900, Cg. VI. 42/00. 360. 

— 18. Februar 1899, Cr. III. 218/99. 57. 

— 28. Februar 1899, Cr. IV. 28/99. 114. 

— 2. März 1899, Cr. III. 895/99. 32. 

— 7. Mär/ 1899, Cr. IV. 6^/99. 109. 

— 8. MSrz 1899, Cr. III. 375/99. 110. 



Entscheidung vom 

— 9. März 1899, Cr. I. 302/99. 65. 

— 9. MSrz 1899, Cr. U. 284/99. 56.- 

— 14. März 1899, Cr. I. 265/99. 59. 

— 16. März 1891», Cr. VI. 9i/99. 14. 

— 17. Wärz 1899, Cr. I. 313/99. 111. 

— 20. März 1899, Cr. VI. 7-799. 78. 

— 20. März 1899, Cr. VI. 89/99. 115. 

— 22. März 1899, Cr. III. 49.V99. 16. 

— 27. März 1899, Cr. II. 369/99. 26. 

— 27. Mhrz 1899, Cr. IV. 109/99. 26. 

— 27. März 1899, Cr. VI. 120/99. 25. 

— 80. März 1899, Cr. I. 127/99. 11. 

— 6. April 1899, Cr. VI. 144/99. 124. 

— 11. April 1899, Cr. I. 414/ii9. 165. 

— 11. April 1899, Cr. IV. 250/99. 164. 

— 13. April 1899, Cr. VI. 175/99. 210. 

— 18. April 1899, Cr. I. 434/99. 180. 

— 18. April 1899, Cr. IV. 277/99. 176. 

— 18. April 1899. Cr. IV. 301/99. 206. 

— 19. April 1899, Cr. V. 977/99. 160. 

— 19. April 1899, Cr. V. 178/99. 102. 

— 20. April 1S91), Cr. II. 516/99. 187. 

— 21. April 1899, Cr. I. 441/99. 177. 

— 25. April 1899, Cr. I. 404/99. 2.')4. 

— 20. April 1899, Cr. V. 199/99. 161. 

— 29. April 1899, Cr. III. 734/99. 208. 

— 2. Mai 1899, Cr. I. 339/99. 166. 

— 8. Mal 1899, Cr. III. 748/99. 134. 

— 4. Mai 1899, Cr. UI. 255/99. 255. 

— 9. Mai 1899, Cr. I. .506/99. 187. 

— 9. M «i 1809, Cr. VI. 250/^.9. 216. 

— 0. Mai 1899, Cr. I. .•)28/99. 253. 

— 9. Mai 189 «, Cr. I. 529/99. 251. 

— 15. Mai 1899, Cr. VI. 27^/99. 148. 

— 15. Mai 1899, Cr. VI. -288/99. 145. 

— 17. Mal 1899, Cr. III. 888/99. 18«. 

— 25. Mai 1899, Cr. II. 649/99. 166. 

— 27. Mal 1899, Cr. 111. 9r2/90. 1 11. 

— 29. Mai 1899, Cr. 11. 681/99. 203. 

— 2. Juni 1899, Cr. I. 593/99. 140. 

— 8. Juni 1899, Cr. II. 853/99. 195. 

— 5. Juni 1899, «r. VI. 314/99. 14i. 

— 7. Juni 1899, Cr. III. 9r7/99. 1.39. 

— 10. Juni 1899, Cr. III. 972/99. 194. 

— 12. Juni 1890, Cr. VI. .370/99. 131. 

— 13. Juni 1809, Cr. I. 042/99. 221. 

— 13. Juni 1899, Cr. IV. 580/99. 20». 

— 14. Juni 1899, Cr. III. 10:U/99. 250. 

— 17. Juni 1899, Cr. V. 898/99. 19i. 

— 22. Juni 1.S99, Cr. VI. 402/'.i9. 150. 

— 24. Juni 1899, Cr. V. 420/99. 1.38. 

— i5. Juni 18i«9, Cr. \ . 441/99. 186. 

— 80. Juni 1899, Cr. I. 745/99. 2;U. 

— 8. Juli 1899, Cr. VI. 404/99. 147. 

— 12. Juli 1809, Cr. V. 490/99. 2(^7. 

— 13. Juli 1 99, Cr. VI. 4.30/99. 211. 

— 14. Juli 1899, Cr. IV. 702/99. 146. 

— 15. Juli 1899, Cr. V. 520/90. 133. 

— 20. Juli 1899, Cr. VI. 466/09. 149. 

— 20. Juli 1899, Cr. VI. 47.3/99. 144. 

— 26. Juli 1899, Cr. V. .»»55/99. 171. 

— 31. Juli 1899, Cr. VI. 518/90. 211. 

— 2. August 1890, Cr. V. 571/99. 184. 

— 8. August 1809, Cr. II. 1002/09. 205. 

— 10. August 1*99, Cr. VI. 511/99. 143. 

— 11. AuiTUst IS90, Cr. IV. 827/99. 201. 

— 14. August 1899, Cr. III. 550 99. 181. 

— 4. September 1899, Cr. II. 1()2.V99. 186. 

— 16. Sepiemher 1899, Cr. III. 1415/99. 213. 

— 21. September 1899, Cr. VI. 65H/99. 232. 

— 22. September 1899, Cr. V. 192/99. 160. 



LVII 



Entscheidung vom 

— 25. September 1899, Cr. VI. ^73/99. 176. 

— 13. Oktober 1899, Cr. V. 786/99. 290. 

— 18. Oktober 1899, Cr. Y. 913/99. 829. 

— 14. Oktober 1899, Cr. IV. 1156/99. 285. 

— 23. Oktober 1899, Cr. H. 1347/99. 811. 

— 24. Oktober 1899, Cr. I. 1126/99. 313. 

— 29. Oktober 1899, Cr. HI. 1971/99. 829. 

— 80. Oktober 1899, Cr. VI. 793/99. 289. 

— 10. November 1899, Cr. VI. 844/99. 828. 

— 16. November 1899, Cr. HI. 2055/99. 330. 
2. IJovember 1899, Cr. U. 1564/9" " 



331. 
301. 
314. 
338. 
382. 
275. 
361. 



— 25. November 1899, Cr. IV. 1366/99. 

— 27. November 1899, Cr. VI. 874/99. 

— 27. November 1899, Cr. VI. 880/99. 

— 29. November 1899, Cr. VI. 904/99. 

— SO. November 1899, Cr. VI. 886/99. 

— 80. November 1899, Cr. n. 1456/99. 

— 5. Dezember 1899, Cr. I. 1294/99. 306. 
— - 18. Dezember 1899, Cr. m. 2218/99. 315. 

— 19. Dezember 1899, Cr. I. 1364/99. 299. 

— 20. Dezember 1899, Cr. IV. 1507/99. 312. 

— 27. Dezember 1899, Cr. IV. 1501/99. 325. 

— 29. Dezember 1899, Cr. VI. 959/99. 274. 

— 13. JSnner 1900, Cr. lU. 20/00. 428. 

— 13. JSnner 1900; Cr. IV. 23/00 . 420. 

— 24. JSnner 1900, Cr. III. 165/00. 351. 

— 26. Jänner 1900, Cr. VI. 88/00. 860. 

— 26. Jänner 1900, Cr. I. 17/00. 352. 
_. 27. JSnner 1900, Cr. III. 142/00. 374. 

— 31. Jänner 1900, Cr. I. 66/00. 435. 

— 81. Jänner 1900, Cr. IV. 140/00. 367. 

— 3. Februar 190O, Cr. Ul. 189/00. 853. 

— 5. Februar 1900, Cr. II. 117/00. 401. 

— 6. Februar 1900, Cr. V. 83/0i>. 370. 

— 14. Februar 1900, Cr. IV. 286/00. 366. 

— 20. Februar 1900, Cr. I. 133/00. 492. 

— 21. Februar 1900, Cr. IV. 328/00. 446. 

— 21. Februar 1900, Cr. ITI. 336/00. 404. 

— 22. Februar 1900, Cr. IH. 320/00. 365. 

— 23. Februar 1900, Cr. I. 145/00. 419. 

— 24. Februar 1900, Cr. HI. 323/00. 397. 

— 5. MSrz 1900, Cr. VI. 263/00. 373. 

— 7. MSrz 1900, Cr. IV. 395/00. 452. 

— 13. MSrz 1900, Cr. IV. 181/00. 
' ^ 7/00. 



— 15. März 1900, Cr. H. 407, 

— 20. BISrz l.!00. Cr. V. 200/00. 

— 24. März 1900, Cr. IV. 509/00, 

— 27. MSrz 1900, Cr. I. 260/00. 

— 6. April 1900, Cr. VI. 38J/00. 

— 19. April 1900, Cr. II. 62.'>/00. 

— 8. Mai 1900, Cr. VI. 467/00. 355. 
_ 19. Mai 1900, Cr. in. 880/00. 358. 



485. 
362. 
369. 
440. 
382. 
354. 



Entscheidung vom 

— 27. Juni 1900, Cr. IV. 1089/00. 508. 

— 16. Juli 1900, Cr. II. 1140/00. 683. 

— 31. Juli 1900, Cr. V. 642/00. 607. 

— 8. August 1900, Cr. Ul. 1478/00. 545. 

— 8. August 1900. Cr. in. 1484/00. 682. 

— 9. August 1900, Cr. VI. 748/00. 839. 

— 11. August 1900, Cr. IV. 1230/00. 512. 

— 18. August 1900, Cr. VI. 796/00. 537. 

— 24. August 1900, Cr. V. 781/00. 590. 

— 28. Auguäit 1900, Cr. V. 796/00. 622. 

— 5. September 1900, Cr. IV. 1869/00. 669. 

— 11. September 1900, Cr. V. 864/00. 606. 

— 14. September 1900, Cr. V. 867/00. 661. 

— 25. September 1900, Cr. V. 891/00. 550. 

— 23. Februar 1900, Cg. VI. 49/00. 363. 

— 28. Februar 1900, Cg. VI. 53/00. 401. 

— 19. MSrz 1900, Cg. VI. 68/00. 373. 

— 12. April 1900, Cg. VL 96/00. 882. 

— 7. Juni 1900, R. VI. 16/00. 337. 

— 9. Juni 1900, Cg. VI. 164/00. 358. 

— 2. Juli 1900, Bc. VI. 29/00. 336. 

— 2. September 1900, Cg. \I. 225/00. 339. 

— 8. September 1900, Cg. VI. 228/00. 537. 

— 19. November 1900, R. VI. 213/00. 836. 

— 27. Dezember 1900, Cg. VI. 359/00. 340. 

— 8. JSnner 1001, R. VI. 1/1. 578. 

— 9. MSrz 1901, R. VI. 5/1. 580. 

— 23. März 1901, Cg. VI. S3/1. 663. 

— 16. Oktober 1901, Cg. VI. 284/1. 573. 

— 27. Februar 1903, Bc. VI. 8/3. 718. 

— 24. März 1903, Cg. VI. 154/3. 777. 

— 9. April 1903, Cg. VI. 197/3. 710. 

— 16. April 1903, Cg. VI. 185/3. 712. 

— 21. Oktober 1903, Cg. VI. 564/3. 764. 

— 7. Dezember 1903, Cg. \T:. 639/3. 754. 



Bezirksfirericht Blelitz. 

Entscheidung vom 18. November 1899, C. HI. 
737/99. 333. 

Oberlandesgrericht Pragr« 

Entscheidung vom 23. Oktober 1901, B. m. 
126/1. 348. 



Oberster Gerichtshof. 

Entscheidung vom 16. Mai lOOO, Z. 6275. 333. 



r 



Gewerbegerichtliche Entscheidungen. Nr. 650. 



Nr. 660. 

Unbefugtes Verlassen der Arbeit ist nicht als stillschweigende 
Kündigung anzusehen, selbst wenn Aufittsung des Arbeitsverhält- 
nisses ohne vorausgehende Kündigung vereinbart war. (§ 77 

Gew. 0.) 

Der Gewerbeinhaber ist nicht verpflichtet, das Arbeitsbuch auszu- 
folgen^ wenn das Arbeitsverhältnis nicht ordnungsmäßig gelöst 
wurde. (§80c Gew. 0.) 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Krakau vom 6. Oktober 1903, Gr. I, 

692/3. 

Der Schneider S. G. nahm im Juni 1 903 den Gehilfen J. P. in 
seine Werkstätte gegen Stücklohn auf; dabei wurde verabredet, daß 
die Kündigung jederzeit stattfinden und das Arbeitsverhältnis sofort 
aufgelöst werden kann. Der Gehilfe J. P. hat durch fünf Tage gearbeitet; 
am Samstag nach der Auszahlung teilte er dem Arbeitgeber mit, daß 
er am Sonntag zu einer Hochzeit eingeladen sei und ersuchte, er möge 
ihm einen Saionanzug leihen; der Gehilfe versprach den Anzug am 
nächsten Montag früh zurückzustellen. Er nahm den Anzug, hat sich 
aber sodann beinahe vier Monate nicht sehen lassen. Am 4. Oktober 
1903 erschien er bei S. G. und verlangte die Zurückstellung des 
Arbeitsbuches, weil er nicht länger arbeiten wolle. 

J. P. behauptete bei der Verhandlung, den Schlußrock •zufällig 
zerrissen zu haben, weshalb er ihn dem Eigentümer nicht zurück- 
stellen konnte. Er erklärt sich bereit, den Wert des Anzuges ratenweise 
abzuzahlen, fordert aber die Ausfolgung des Arbeitsbuches. 

Der Beklagte wendete ein, daß er gegen den Kläger eine Straf- 
anzeige wegen Veruntreuung erstaltet und das Arbeitsbuch ange- 
schlossen habe ; der Kläger habe die Arbeit nicht gekündigt, sondern 
eigenmächtig verlassen. 

Die Klage wurde abgewiesen. 

Gründe: Die Parteien haben im Arbeitsvertrage die jederzeitige 
und sofortige Kündigung vereinbart; es war also für den Kläger über- 
flüssig, das Arbeitsverhältnis auf 14 Tage im voraus zu kündigen. 
Dessen ungeachtet war der Kläger nicht berechtigt, die Arbeit ohne 
weiters zu verlassen; denn das gewerbliche Arbeitsverhältnis besteht 
in einer regelmäßigen ununterbrochenen Beschäftigung (§73 Gew. 0.), 
welche im gegebenen Falle unbestimmte Zeit dauern sollte. Dieses 

l 
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2 Gewerbegerichtliche Entscheidungen. Nr. 650—651. 

Verhältnis dauert solange, bis eine Kündigung erfolgt (§77 Gew. 0.). 
Der Kläger hat indessen die Arbeit nicht gekündigt, sondern sie un- 
befugt verlassen (§ 82 lit. f. Gew. 0.). Dieses Verlassen der Arbeit 
kann nicht als stillschweigende Kündigung gelten und ist als Über- 
tretung der Gewerbeordnung strafbar (§ 85 Gew. 0.). Der Kläger 
hat also das Arbeitsverhältnis nicht ordnungsmäßig gelöst und kann 
die Ausfolgung des Arbeitsbuches nicht beanspruchen (§ 80 c 
Gew. 0.). Überdies unterliegt es keinem Zweifel, daß der Geklagte in 
dem Verhalten des Klägers eine Veruntreuung vermuten und eine 
Strafanzeige unter Anschluß des Arbeitsbuches machen konnte (§ 82 
lit. d und § 80 c Gew. 0.). Da er über das Arbeitsbuch nicht mehr 
verfügt, kann er es auch nicht ausfolgen. 



Nr. 661. 

Wer die durch Genossenschaftssatzungen fUr Lehrlinge geforderte 

Vorbildung nicht ausweist, kann einen gültigen Lehrvertrag nicht 

abschließen. (§114, lit. b Gew. 0.); 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Krakau vom 20, Juli] 1903, Gr. I. 

514/3. 



M. L. hat bei J. F. vom 5. März 1901 an durch ein Jahr als 
Druckerlehrling gearbeitet undmonathch den Lohn von 12 K bezogen. 
Laut mündlicher Verabredung sollte er nach Ablauf dieses Jahres frei- 
gesprochen werden, da er schon früher vier Jahre als Drucker ge- 
arbeitet hatte. Vom 5. März 1902 arbeitete M. L. weiter in derselben 
Buchdruckerei als Setzer gegen einen wöchentlichen Lohn von 20 K 
und zuletzt von 27 K. Als er am 9. Juli 1903 die Arbeit verließ, wurde 
ihm vom Buchdrucker J. F. ein Zeugnis über die Lehrzeit und Setzer- 
arbeit im Arbeitsbuche eingetragen. 

M. L. stellt sich jedoch damit nicht zufrieden und fordert: 

1 . die Erfüllung des Lehrvertrages durch Vorstellung des 
Klägers an die Genossen Schafts vorstehung zur Freisprechung und 
die Ausstellung eines Lehrbriefes ; 

2. die Zahlung des rückständigen Lohnes von 1 10 K. 

Der Beklagte wendete ein, daß dem Kläger die durch die Ge- 
nossenschaftssatzuügenjge forderte Vorbildung fehle, und daß er des- 
wegen nicht freigesprochen werden könne. Der Lohn des Klägers sei 
vollständig bezahlt worden. 



Gewerbegei'ichtliche Entscheidungen. Nr. 651. 



Aus den Zeugnissen des Klägers wurde festgestellt, daß er drei 
Volksschulklassen mit gutem Erfolge absolvierte und dann vom 
2. Februar 1894 bis 2. Februar 1898 in der Papierhandlung und 
Druckerei des G. L. als Lehrling beschäftigt war. Der Vorsteher der 
DruckergenossenschafI in Krakau bestätigte als Zeuge, daß der Papier- 
händler G. L. nur eine Handpresse besitze und der Druckergenossen- 
schaft nicht als Mitglied angehöre. Die Satzungen der Genossenschaft 
fordern ausdrücklich, daß die aufzunehmenden Druckerlehrlinge sich 
niit Zeugnissen der zweiten Gymnasialklasse oder der dritten Klasse 
einer Bürgerschule ausweisen. 

Durch Vernehmung der Parteien und beeidete Aussagen des 
Klägers wurde als bewiesen angenommen, daß der Beklagte ihm aus 
dem ersten Jahre der Arbeit noch 38 K, und aus der weiteren Zeit 
50 K an Lohn schuldig geblieben ist. Dieser Betrag von 88 K wurde 
dem Kläger zuerkannt. Mit dem weiteren Klagebegehren wurde er 
abgewiesen. 

Gründe: Laut Vorschrift des § 98a Gew. 0. darf die Dauer der 
Lehrzeit bei nicht fabrikmäßig betriebenen Gewerben nicht weniger als 
zwei Jahre betragen. Laut Vorschrift des § 1 14 b Gew. 0. ist es Sache 
der Genossenschaft, über die Bedingungen für das Hallen von Lehrlingen, 
und über die Ausbildung der Lehrlinge Vorsorge zu treffen. Die Genossen- 
schaft darf also mit behördlicher Genehmigung eine bestimmte Vor- 
bildung verlangen. 

Sowohl der Lehrherr als auch der Lehrling müssen die beson- 
dere rechtliche Fähigkeit zum Abschlüsse des Lehrvertrages besitzen. 
Deswegen ist der Umstand, daß der Kläger durch vier Jahre bei G. L. 
gearbeitet hat, ganz gleichgültig; dieser Zeitraum kann in die Lehrzeit 
nicht eingerechnet werden, da die Firma G. L., Papierhandlung und 
Akzidenzdruckerei, gemäß § 98 Gew. 0. den Vorschriften des § 100 
Gew. 0. in betreif der gewerblichen Ausbildung der Lehrlinge nicht 
entspricht. 

Der Belangte hat zwar die Berechtigung, Lehrlinge zu halten, er 
muß sich jedoch beim Vertragsabschlüsse den zwingenden Gesetzes- 
vorschriften fügen. Die mündliche Verabredung vom 5. März 1901 
entspricht diesen Vorschriften weder in Bezug auf die Rechtsfähigkeit 
des Lehrhngs, noch auf die Form und den Inhalt. Der Kläger besitzt 
nicht die durch Satzungen der Buchdruckergenossenschaft geforderte 
Vorbildung und hat nicht die Fähigkeit, einen gewerblichen Lehr- 
vertrag mit dem Buchdrucker abzuschließen. Wenn auch die 
per^önliche Fähigkeit des Klägers nicht entgegenstünde, wäre die 
erwähnte Verabredung, welche die Lehrzeit gesetzwidrig auf ein Jahr 
festsetzt, ungültig (§ 878 a. b. G. B.). Durch diese Verabredung ist 

I* 
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also kein gewerbliches Lehr Verhältnis entstanden, und der Kläger kann 
die Ausstellung des Lehrbriefes, welche nur nach ordnungsmäßiger 
Beendigung des Lehrverhältnisses stattfindet (§ 104 Gew. 0.), nicht 
beanspruchen. 



Nr. 652. 

1. Ein Lehrvertrag wird dadurch, daft es unterlassen wurde, ihn an 
die Genossenschaftsvorstehung beziehungsweise an die Gemeinde- 
behörde einzusenden, nicht ungültig. (§ 99 Gew. 0., § 879 

a. b. G. B.). 

2. Ein Lehrvertrag bedarf zu seiner Gültigkeit nicht unter allen 
Umständen der Mitwirkung des gesetzlichen Vertreters des minder- 
jährigen Lehrlings. (§ 99 Gew. 0. und § 246 a. b. G. B.) 

3. Im Falle'lder Aufittsung des Lehrvertrages aus Rücksicht auf die 
Gesundheit'des Lehrlings hat der Lehrherr das empfangene Lehr- 
geld insoweit zurückzuerstatten, als er sich sonst durch Behalten 
desselben bereichern wUrde. (§ 101 Z.2, lit.a, Gew. 0. und § H35 

a. b. G. B.) 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Krakau vom 17. Oktober 1903, Gr. I, 

720/3. 

F. G. war durch vier Jahre als Speisenträger in verschiedenen 
Restaurants beschäftigt und hat aus dieser Zeit Ersparnisse von über 
400 K gemacht; er hat sich jedoch zugleich eine schwere Herz- 
krankheit zugezogen; der Arzt verordnete ihm, die bisherige Beschäfti- 
gung aufzugeben. Er meinte, daß die Friseurarbeit weniger An- 
strengung erfordere und wollte sich dem Friseurberufe widmen. Da er 
jedoch schon 18 Jahre alt war, war er gesonnen, einem Friseur ein 
größeres Lehrgeld aus seinen Ersparnissen zu geben, damit die Lehr- 
zeit möglichst kurz bestimmt werde. Am 1 1. Juli 1903 schloß er mit 
dem Friseur J. K. einen schriftlichen Lehrvertrag ab, worin sich .der 
Letztere verpflichtete, dem Lehrling die Beköstigung und Wohnung 
zu geben, ihn durch zwei Jahre im Geschäfte zu unterweisen und 
nach zwei Jahren freizusprechen. Der Lehrling bezahlte hingegen dem 
Friseur ein Lehrgeld von 1 80 K und verpflichtete sich, weitere 1 20 K 
nach Beendigung der Lehre zu entrichten. 

Der Lehrling trat sofort in das Geschäft ein und setzte seine 
Tätigkeit bis zum 1. Oktober 1903 fort. Sein Herzleiden nahm 
jedoch während dieser Zeit zu und der Arzt erklärte ihm, daß er 



Gewerbegerichtliche Entscheidungen. Nr. 652. 



sich jeder noch so leichten Anstrengung bei Lebensgefahr enthalten 
müsse. Infolge dessen verließ der Lehrling die Lehre. 

Sein Vater legte dem Gerichte ein ärztliches Zeugnis vor, worin 
bestätigt wird, daß der Lehrhng ohne Lebensgefahr im Lehr- 
verhältnisse nicht verbleiben könne; außerdem meint er, daß der 
Lehrvertrag, welcher von einem Minderjährigen allein abgeschlossen 
und der Genossenschaftsvorstehung nicht vorgelegt wurde, ungültig 
sei. Er stellt den Klageanspruch, daß der Lehrvertrag vom 1 1 . Juli 1 903 
als ungültig, beziehungsweise als aufgelöst erklärt werde und daß der 
Friseur dem minderjährigen Lehrling den in Empfang genommenen 
Betrag von 1 80 K mit Verzugszinsen vom Tage der Klageanbringung 
zurückstelle. 

Der Belangte hat nicht bestritten, daß . der Lehrling physisch 
nicht imstande sei, die Lehre fortzusetzen; er wendet jedoch ein, 
daß die Krankheit ein den Lehrling treffender Zufall sei und daß er 
nicht das Lehrgeld zurückzuerstatten habe, da es vertragsmäßig 
schon zahlbar war und wirklich bezahlt wurde. Er habe seine vertrags- 
mäßigen Pflichten erfüllt, womit nicht nur eine große Mühewaltung, 
sondern auch bare Auslagen verbunden waren ; er sei bereit, sie weiter 
zu erfüllen. 

Das Gewerbegericht hat den Lehrvertrag als aufgelöst 
erklärt und den Belangten verurteilt, dem Lehrling einen Teilbetrag 
der eingeklagten Forderung von 89 K 80 h samt Nebengebühren zu 
bezahlen. 

Gründe: Der von den Parteien am 11. Juli 1903 abge- 
schlossene Lehrvertrag kann nicht als ungültig angesehen werden, 
denn: 

a) einen solchen Vertrag kann der Minderjährige allein abschließen, 
insofern er seinem Vater dadurch keine Lasten auferlegt (§ 246 
a. b. G. B.) ; auch im § 99 Gew. 0. wird zum Abschluß die 
Mitwirkung eines Vertreters des minderjährigen Lehrlings nicht 
unbedingt gefordert; 

h) die NichtVorlegung des Lehrvertrages an die Genossenschafts- 
vorstehung ist eine Übertretung der Gewerbeordnung, welche 
die Bestrafung des Lehrherrn, aber nicht die Ungültigkeit des 
Vertrages zur Folge haben kann (§ 99 Gew. 0., § 879 a. b. 
G.B.); 

Da jedoch zweifellos feststeht, daß der Lehrling ohne Schaden 
für seine Gesundheit im Lehrverhältnisse nicht verbleiben kann, 
wurde der Lehrvertrag gemäß § 101, Z. 2, lit. a Gew. 0. als auf- 
gelöst erklärt. 
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Die rechtlichen Folgen dieser Auflösung werden in der 
Gewerbeordnung nicht bestimmt; es kommen also die Vorschriften des 
allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches zur Anwendung. 

Vor allem muß hervorgehoben werden, daß die Auflösung des 
Lehrvertrages vom Lehrling nicht verschuldet wurde; die schwere 
Krankheit ist ein Zufall, welcher den Lehrling getröffen hat und 
welcher ihn unfähig macht, seinen Verpflichtungen nachzukommen. 
Die Vorschriften des § 1155 a. b. G. B. und des § 83 Gew. 0., 
welche den Arbeitgeber für einen Zufall, der sich in seiner Person 
ereignet hat, ausnahmsweise verantwortlich machen, kann nicht rechts- 
ähnlich auf Fälle angewendet werden, wo der Zufall den Arbeit- 
nehmer trifft. In der Regel verantwortet jeder nur böse Absicht, ein 
Versehen oder eine schuldbare Unwissenheit (§§ 1294 und 1295 a. b. 
G. B.). Den Kläger trifft also im gegebenen Falle kein Verschulden. 

Er hatte jedoch am 11. Juli 1903 dem Belangten den Betrag 
von 180 K eingehändigt und zwar in der von beiden Parteien aus- 
gedrückten Voraussetzung, daß der Beklagte ihm längere Zeit hindmxh 
Kost und Wohnung verabreichen und ihn im Friseurgewerbe unter- 
weisen wird; diese Voraussetzung ist durch Zufall weggefallen und es 
hat dadurch auch der rechtliche Grund aufgehört, den ganzen vom 
Kläger empfangenen Geldbetrag zu behalten (§ 1435 a. b. G. B.). Der 
Beklagte als redhcher Besitzer muß ihn in dem Maße zurückstellen 
(§§ 1437 und 330 a. b. G. B.), als er sonst bereichert wäre. Deswegen 
wurde dem Beklagten für Verpflegung und Mühewaltung bei Unter- 
weisung des Klägers durch 82 Tage gemäß § 273 Z. P. 0. der Betrag 
von 90 K 20 h als ausreichend zuerkannt und der Überschuß des 
geleisteten Lehrgeldes dem Kläger zugesprochen. 



Nr. 653. 

Zur Gültigkeit des Lehrvertrages mit einem minderjährigen Lehrling 
ist die Mitwirkung des gesetzlichen Vertreters nur dann erforderlich, 
wenn dem Minderjährigen vermttgensrechtliche durch seinen Flein 
nicht gedeckte Leistungen auferlegt werden (§ 99 Gew. 0., § 246 
a. b. G. B.); oder wenn der Vertreter selbst solche Leistungen Über- 
nehmen soll. (§ 1347 a. b. G. B.) 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Krakau vom 31. Juli 1903, Gr. 11, 

496/3. 

Der Vater des Klägers behauptet, daß sein Sohn, welcher 
15 Jahre alt ist, ohne sein Wissen und Einverständnis am 26. April 
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1 903 mit dem beklagten Malermeister einen Lehrvertrag auf drei Jahre 
abgeschlossen hat. Da er damit nicht einverstanden ist, verlangt er die 
sofortige Auflösung des ungültigen Lehrvertrages und die Ausfolgung 
des Arbeitsbuches seines Sohnes. 

Der Beklagte gab an: 

1. daß er den Lehrverlrag zwar mit dem minderjährigen Kläger 
allein geschlossen habe, doch habe dieser ihm das mit Einver- 
ständnis des Vaters übernommene Arbeitsbuch eingehändigt; 

2. der Lehrling sei öfters von der Mutter und der Großmutter 
besucht worden, der Vater habe also vom Aufenthalte des Sohnes und 
vom Lehrvertrage Kenntnis haben müssen. Während der Probezeit 
habe er den Sohn nicht zurückberufen. 

3. Im abgeschlossenen Lehrvertrage werden nur die Pflichten 
und Rechte des Lehrlings und des Meisters bestimmt; dem Vater * 
werden keine Verpflichtungen auferlegt. 

Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Aus den übereinstimmenden Angaben beider Parteien 
ei^ibt sich, daß der Beklagte den Lehrvertrag nur mit dem minder- 
jährigen Kläger allein geschlossen hatte. Dessen ungeachtet wurde das 
stillschweigende Einverständnis des Vaters als erwiesen angenommen 
(§ 863 a. b. G: B.), denn: 

a) aus dem Arbeitsbuche des Klägers ist zu entnehmen, daß es 

ihm auf Verlangen des Vaters ausgefolgt wurde ; 
h) der Vater hat während der im § 99 a Gew. 0. bestimmten 
Probezeit und auch zwei Monate später den Sohn nicht zurück- 
gerufen, obwohl er durch die Mutter und Großmutter vom Auf- 
enthalte des Sohnes und seiner Verwendung zweifellos unter- 
richtet war. 

Selbst wenn aber der 15 jährige Sohn ohne Zustimmung des 
Vaters in die Lehre eingetreten wäre, wäre das Klagebegehren 
unbegründet. In der Regel hängt zwar die Gültigkeit eines vom 
Minderjährigen eingegangenen ihn belastenden Vertrages von der 
Einwilligung des Vaters oder des Vormundes (§ 865 a. b. G. B.) ab ; 
für die Dienstverträge (im umfassendsten Sinne des Wortes) ist jedoch 
eine Ausnahme getroffen worden (§§ 152 und 246 a. b. G. B.); der 
Minderjährige kann diese Verträge allein ohne Einwilligung des Ver- 
treters gültig eingehen; der § 99, Z. 3 Gew. 0. fordert auch nicht 
die Mitwirkung, sondern nur die Angabe des Namens des gesetzlichen 
Vertreters im Vertrage. Ausnahmsweise könnte allerdings der Minder- 
jährige aus wichtigen Ursachen zurückgerufen werden. 
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Zur Gültigkeit des Lehrvertrages wäre die Mitwirkung des 
Vatfers beziehungsweise des gesetzlichen Vertreters des Minderjährigen 
auch dann notwendig, wenn dem Vater vermögensrechtliche Leistungen 
für den Lehrling oder den Lehrhierrn (§ 1347 a. b. G. B.), bezie- 
hungsweise dem Minderjährigen solche, durch seinen Fleiß nicht 
gedeckte Leistungen (§ 246 a. b. G. B., § 99, Z. 6 Gew. 0.) auferlegt 
werden sollten. 

Im gegebenen Streitfalle wurden keine Ursachen der Zurück- 
rufung des Lehrlings geltend gemacht und durch den Lehr vertrag 
dem Vater keine Lasten auferlegt. 



Nr. 664, 

.Die Zession der fälligen Lohnforderung ist zulässig und die Zahlung 

infolge Anweisung des Arbeiters ist als Barzahlung zu betrachten. 

(§ 5 Gesetz vom 29. April 1873, R. G. Bl. Nr. 68, §§ 1408 und 1394 

a. b. G. B., § 78 Gew. 0.) 

Wenn nach Ablauf der Kündigungsfrist eine vorher begonnene 
Akkordarbeit beendet wird, gestattet dies nicht darauf zu schlielten, 
daß der Arbeitsvertrag erneuert wurde. (§ 77 Gew. 0. § 803 

a. b. G. B.) 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Krakau vom 22. August 1901, Cr. I, 

1311/1. 

Der Schneidergehilfe H. Z. klagte den Schneider J. U. auf 
Zahlung: 

1. einer restlichen Lohnforderung von 18 K 52 h, und 

2. einer Entschädigung von 36 K für unbegründete Entlassung 
ohne 14 tägige Kündigung. 

Durch Vernehmung der Zeugen und Parteien wurde festgestellt, 
daß der Kläger vom 1. Mai 1901 an beim Beklagten gearbeitet, und 
eine Entlohnung vom Stücke bezogen hat. Am 22. Juli 1901 kündigte 
ihm der Belangte die Arbeit auf 14 Tage; am 5. August hatte der 
Kläger einen in Arbeit übernommenen Anzug noch nicht fertig- 
gestellt und daran noch bis zum 7. August zu arbeiten. An diesem 
Tage ersuchte er den Belangten, er möge ihm erlauben, in der 
Werkstätte einen Anzug für sich anzufertigen. Der Belangte willigte 
ein und folgte am 9. August dem Kläger das Arbeitsbuch aus. Der 
Kläger wollte es nicht annehmen, da er meinte, daß durch Ablauf der 
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14tägigen Kündigungsfrist und Fortsetzung der Arbeit die Kündigung 
wirkungslos geworden sei und das Arbeitsverhältnis weiter bestehe. 

Am 3. August rechnete der Kläger mit dem Belangten ab, dabei 
ergab sich für ihn eine Forderung von zirka 30 K; er nahm damals 
nur 11 K 50 h entgegen und ersuchte den Belangten, den Betrag von 
1 8 K 52 h dem Kaufmann B. S. für die vom Kläger bezogenen Tuch- 
waren zu bezahlen, was auch geschah; nun will er sich jedoch den 
Lohnabzug nicht gefallen lassen, weil er noch vor Begleichung der 
Forderung des B. S. dem Beklagten erklärte, er brauche das Geld und 
werde die Forderung von 18 K 52 h später aus Eigenem bezahlen. 

Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Die Vorschriften der §§ 78 bis 78 d Gew. 0. fordern 
die Barzahlung der Löhne und schließen die Kompensation der For- 
derungen des Gewerbeinhabers und gewisser ihm nahestehender 
Personen mit der Lohnforderung aus ; sie begrenzen jedoch nicht das 
Recht des Arbeiters, über den fälligen Lohn zu disponieren. Der 
Kläger hat den Kaufmann B. S. an den Belangten als seinen 
Lohnschuldner angewiesen; dieser nahm die Anweisung an und 
hat die Forderung des Kaufmanns beglichen (§§ 1408 und 1394 
a. b. G. B.). Es existiert keine Vorschrift, welche die Zession des 
falUgen Lohnes verbietet (arg. a contr. §5, Gesetz vom 29. April 1873, 
Nr. 68 R. G. B.) ; der Belangte war nach Bekanntmachung des Über- 
nehmers nicht berechtigt, die zedierte Forderung an den Kläger zu 
zahlen (§ 1396 a. b. G. B.) und hat durch Zahlung an den Assignatar 
im baren Gelde seine Verbindhchkeit erfüllt (§ 1412 a. b. G. B.). 

Der Zeuge hat ausgesagt, daß der Belangte am 22. Juli dem 
Kläger die Arbeit auf 1 4 Tage gekündigt hat. Die Kündigungsfrist ist 
am 5. August l. J. abgelaufen ; das Arbeitsverhältnis war jedoch noch 
nicht aufgelöst, weil der Kläger, welcher vom Stücke entlohnt wurde, 
noch zwei Tage an dem in Arbeit übernommenen Anzug arbeiten 
mußte. Da der Kläger trotz Ablaufs der Kündigungsfrist nicht berechtigt 
war, auszutreten (§ 77 Gew. 0.)» kann aus dieser Verlängerung 
des Arbeitsverhältnisses auf Erneuerung desselben nicht geschlossen 
werden. 

Dasselbe gilt von den anderen, oben angeführten Tatsachen. Nach 
Beendigung der übernommenen Arbeit hat der Belangte nur aus 
Gefälligkeit dem IQäger erlaubt, in seiner Werkstätte einen Anzug für 
sich selbst zu machen; das Arbeitsbuch hat er nicht ausgefolgt, weil 
der Kläger in der Werkstätle anwesend war und die Ausfolgung nicht 
forderte. Die Pflicht zur Aushändigung des Arbeitsbuches besteht 
zwar auch ohne Aufforderung des Arbeiters (§ 80 c Gew. 0.) ; die 
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Nichterfüllung derselben zieht jedoch nur die im § 80 g Gew. 0. er- 
wähnten Folgen nach sich und bewirkt nicht das Fortbestehen des 
Arbeitsverhältnisses von Rechts wegen. Das letztere haben beide 
Parteien stillschweigend ausgeschlossen,- da der Kläger nach Ablauf 
der Kündigungsfrist und Beendigung der Arbeit am 7. August 1. J. 
für den Belangten gar nichts gearbeitet und der Belangte die Arbeit 
nicht gefordert hat (§ 863 a. b. G. B.). 



Nr. 666. 

Die Vereinbarung, der Gewerbeinhaber soll berechtigt sein, den 

Arbeiter zu entlassen, „wenn etwas vorkommt'S ist ohne rechtliche 

Wirkung. Die EntlassungsgrUnde des § 82 Gew. 0. kOnnen nicht 

erweitert werden. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 19. Februar 1901, Cr V, 76/1. 

Kläger Josef P. wurde am 4. Februar 1901 als Fenster- und 
Zimmerputzer mit einem Wochenlohne von 20 K vom Beklagten Albert 
L. aufgenommen und am selben Tage abends wieder entlassen, wes- 
halb er die Vergütung für die 14tägige Kündigungsfrist mit 40 K 
begehrt. 

Der Beklagte macht dagegen geltend, daß er dem Kläger bei 
der Aufnahme gesagt habe, wenn etwas vorkommt, werde Kläger ent- 
lassen; tatsächlich habe sich eine Partei am selben Tage wegen 
schlechten Pulzens beschwert, außerdem sei Kläger abends betrunken 
nach Hause gekommen und deshalb entlassen worden. Der Beklagte 
beantragt die Abweisung der Klage. 

Dem Klagebegehren wurde stattgegeben. 

Gründe: Eine ausdrückhche Vereinbarung über den Ausschluß 
der Kündigung wurde laut Angabe des Beklagten nicht getrofifen. 
Der Vorhalt, daß der Kläger entlassen werde, wenn etwas vorkomme, 
ist nicht als gleichbedeutend anzusehen, da derselbe zu allgemein 
und vieldeutig lautet, insbesondere nicht gesagt erscheint, welches 
Vorkommnis als Entlassungsgrund angesehen wird und nicht aus- 
geschlossen erscheint, daß trotz eines sich ergebenden Auslandes 
eine Kündigungsfrist einzuhalten wäre. Daß der Kläger während der 
Arbeitszeit betrunken gewesen sei, ist nicht erwiesen und wird vom 
Zeugen Hermann B. auch in Abrede gestellt; es bleibt sohin bloß der 
Vorwurf der schleuderhaften Arbeit übrig, da tatsächlich von Seite der 
Parteien Klagen wegen schlechten Putzens einliefen. Eine mangelhafte 
Arbeitsleistung kann bei der kurzen Verwendungsdauer des Klägers 
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nicht als Grund der Entlassung ohne Kündigung geltend gemacht 
werden, da nur eine beharrliche Vernachlässigung der Pflichten die 
sofortige Entlassung ^rechtfertigt (§ 82, lit. f Gew. 0,) und somit der 
gesetzliche Tatbestand mangelt. Eine Ausdehnung der Entlassungs- 
gründe über die im § 82 Gew. 0. aufgezählten Fälle ist nach dem 
Gesetze nicht zulässig und demnach der Kläger berechtigt, bei Abgang 
einer Vereinbarung über den Ausschluß der Kündigungsfrist, die Ver- 
gütung für die 14tägige Kündigungsfrist in Anspruch zu nehmen 
(§§77 und 84 Gew. 0.). 



Nr. 656. 

Es ist kein Entlassungsgrund, wenn eine Arbeit nur durch zwei 

Arbeiter verrichtet werden kann, der Unternehmer jedoch einen 

zweiten Arbeiter nicht beizustellen in der Lage ist. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Teplitz vom 17. Juni 1901, Gr. 1.189/1. 

Der Kläger L. B. beanspruchte vom Beklagten D. A. mit Klage 
die Bezahlung der Lohnentschädigung für den Entgang der gesetzlichen 
Kündigungsfrist, weil er als Akkordarbeiter am 13. Juni 1901 ohne 
Kündigung grundlos entlassen wurde. Er war nämlich bei dem Be- 
klagten, welcher gewerbemäßig die Reinigung von Teichen im Akkord- 
lohne besorgte, in regelmäßiger Beschäftigung, arbeitete mit einem 
zweiten Manne derart zusammen, daß beide den Schlamm auf einen 
Wagen verluden, den letzteren aus dem Teiche herausbeförderten und 
dann abluden. Als am obigen Tage sein Partner plötzlich von der 
Arbeit wegblieb, erklärte der Beklagte dem Kläger, daß er infolge 
des Wegbleibens des Mitarbeiters auch ihn nicht weiter beschäf- 
tigen könne. 

Der Beklagte wurde zur Zahlung des Betrages von 48 K ver- 
urteilt. 

Gründe: Im Hinblicke auf die Tatsache, daß zugegebenermaßen 
eine Vereinbarung bezüglich einer Kündigungsfrist nicht stattgefunden 
hat, demnach gemäß § 77 Gew. 0. eine 14tägige Kündigungsfrist voraus- 
gesetzt wird, stellt sich die Entlassung des Klägers als eine vorzeitige 
dar, zu welcher der Beklagte nur dann schreiten konnte, wenn einer 
der im § 82 lit. a bis i Gew. 0. aufgezählten Entlassungsfälle vorlag. 
Daß jedoch diese Voraussetzung nicht zutraf, mußte Beklagter selbst 
zugeben. Der von ihm als Entlassungsgrund angeführte Umstand, daß 
Kläger beim plötzlichen Ausbleiben des Mitarbeiters allein nicht weiter 
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arbeiten konnte und daß Beklagter für den Kläger eine andere Arbeit 
nicht hatte, war nicht beachtlich, weil, abgesehen davon, daß dieser Grund 
nicht unter die EntlassungsPälle des § 82 Gew. 0. eingereiht erscheint, 
es Sache des Beklagten war, den EQäger während des Abganges eines 
anderen Partners mit einer angemessenen Arbeit zu beschäftigen und 
für einen entsprechenden Verdienst desselben zu sorgen. Hat aber 
Beklagter diese Pflicht außer acht gelassen, so war gemäß §§77 und 
84 Gew. 0. dem Kläger der von ihm angesprochene, rücksichtlich der 
Höhe unbestritten gebliebene Betrag als Lohn Vergütung zuzuerkennen. 



Nr. 667. 

Es ist zulässig, die Auflösung eines Arbeitsverhältnisses von dem 
Eintritt einer Bedingung (Abzahlung einer Schuld, fUr die sich der 
Arbeitgeber verbürgte oder Entlassung des Bürgen aus dem Ver- 
pflichtungsverhältnis) abhängig zu machen (§§ 72, 77 Gew. 0). 
Vor Eintritt der Bedingung kann das Arbeitverhältnis nicht einseitig 
durch Kündigung des Arbeitnehmers gelOst werden (§ 897 

a. b. G. B.) 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Krakau vom 2. Juli 1903, Cr. I, 475/3. 

A. K. hat ungefähr Q^/g Jahre hindurch als Friseurgeh ülfe bei 
Ä. H. gegen einen vereinharten Lohn von 12 K monatlich nebst 
Wohnung und Verköstigung gearbeitet. Anfangs April 1903 kaufte der 
Gehülfe im Kleidermagazine des S. M. einen Anzug um 60 K gegen 
monatliche Ratenzahlung von 6 K. Der Meister verpflichtete sich als 
Bürge und Zahler, weil sich der Gehülfe bereit erklärte, so lange bei ihm 
zu bleiben, bis er die Schuld vollkoumien abgezahlt habe; sollte es nicht 
geschehen, so müsse er einen anderen Meister suchen, der die Bürg- 
schaft übernehmen und den A. H. vollkommen entlasten v^rürde. 

Der Gehülfe hat indessen am 15. Juni 1903 dem Meister 
vom 1. Juli 1. J. an die Arbeit gekündigt. Der Letztere nahm diese 
Kündigung nicht an, indem er vor Auflösung des Arbeitsverhältnisses 
die Aufhebung der Bürgschaft verlangte; der Gehülfe hat aber einen 
anderen Bürgen nicht beschafft. 

Nach Ablauf der Kündigungsfrist beansprucht A. K. die sofortige 
Ausfolgung des Arbeitsbuches und Ausstellung eines Arbeitszeugnisses. 

Das Begehren wurde abgewiesen 

Gründe: Durch 14tägige Kündigung einer Partei wird das 
Arbeitsverhältnis nur in dem Falle aufgelöst, wenn über die Dauer der 
Arbeit andere Verabredungen nicht getroffen worden sind (§§ 72 und 
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77 Gew. 0.). Es steht gar keine zwingende Gesetzesvorschrift im 
Wege, daß die Parteien nicht nur in bezug auf die Kündigungsfrist, 
sondern auch in bezug auf die Dauer der Arbeit Vertragsbestimmungen 
treffen und die gegenseitigen Rechte und Pflichten auch von der Er- 
füllung erlaubter und möglicher Bedingungen abhängig machen. Im 
gegebenen Falle hat sich der Kläger verpflichtet, so lange in der 
Arbeit zu bleiben, bis die vom Belangten verbürgte Schuld an S. M. 
vollkommen getilgt oder der Belangte auf eine andere Weise von der 
Bürgschaft entlastet wäre. Da nun Kläger der Bedingung, von welcher 
die Auflösung des Arbeitsverhältnisses laut Verabredung abhängig ge- 
macht wurde (§§ 897 und699a. b.G.B.) nicht nachgekommen ist, hat 
er das Arbeitsverhältnis nicht ordnungsmäßig gelöst und fehlt ihm hiemit 
die Berechtigung, die Rückstellung des Arbeitsbuches sowie die Aus- 
folgung eines Zeugnisses zu beanspruchen (§§ 80 c und 81 Gew. 0.). 



Nr. 658. 

Die zwischen dem Unternehmer und dem HUIfsarbeiter zustande 
gekommene Vereinbarung, den Arbeitsvertrag noch vor Ablauf der 
Kündigungsfrist unter der Resolutivbedingung aufzulttsen, daß der 
Arbeiter anderwärts Arbeit erhält, ist rechtswirksam. (§ 72 Gew. 0.) 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Teplitz vom 5. Juni 1901, Gr.I. 182/1. 

Der Tischlergehilfe J. G. erhob mit Klage gegen den Tischler- 
meister J. St. den Anspruch auf Lohnvergütung für drei Arbeitstage im 
Betrage von 7 K 80 h. 

Der Beklagte, bei dem er in Arbeit stand, habe ihm am 
Sonntag den 2. Juni 1901 mitgeteilt, er könne den Kläger mangels 
einer Arbeit nicht weiter beschäftigen, Kläger möge sich einen anderen 
Posten suchen, erhalte er jedoch keinen solchen, so könne Kläger noch 
durch weitere 14 Tage bei dem Beklagten arbeiten :gleichzeitig habe 
ihm Beklagter die Adresse eines anderen Tischlermeisters übergeben, 
welcher einen Gehülfen suche und bei dem Kläger um Arbeit 
vorsprechen möge. Mit diesem Vorschlage sei Kläger einverstanden 
gewesen, habe jedoch, da er sich nachträglich die Sache anders über- 
legte, keine Arbeit gesucht und am 3. Juni 1901 seinen Klageanspruch 
gerichtlich geltend gemacht. Da er seit der Entlassung bis zum 
Tage der Verhandlung (5. Juni 1901) drei Arbeitstage versäumt 
habe, so begehre er den Ersatz des Lohnes für diese drei Tage im 
obigen Betrage. 
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Der Beklagte beantragte auf Grund des klägerischen, als richtig 
zugegebenen Vorbringens die Abweisung des eingeschränkten Klage- 
begehrens und fügte bei, er hätte den Kläger gemäß der getroffenen 
Vereinbarung ohneweiters durch weitere 14 Tage arbeiten lassen, 
wenn der Kläger ihm mitgeteilt haben würde, daß er keine Arbeit 
suchen werde. 

Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Da in dem obigen Übereinkommen, beireffend die 
bedingsweise Auflösung des Arbeitsverhältnisses eine Änderung des 
ursprünglichen Arbeitsvertrages gelegen war, weil ferner eine solche 
Vereinbarung im Hinblick auf § 72 Gew. 0. zulässig erscheint, wonach 
die Festsetzung der Verhältnisse zwischen den Gewerbetreibenden und 
ihren Hülfsarbeitern innerhalb der durch die Gesetze gegebenen 
Grenzen Gegenstand freier Übereinkunft ist, weil ferner nach der 
Gewerbeordnung ein derartiger Vertrag nicht ausdrücklich untersagt ist, 
und weil endlich eine sonstige, im bürgerlichen Rechte begründete Un- 
gültigkeit des Vertrages nicht behauptet wurde, so war der Vertrag für 
beide Teile rechtsverbindlich. Der Kläger mußte also ande^^veitig 
Arbeit suchen und sich^ wenn er keine Arbeitsgelegenheit fand, bei 
dem Beklagten zur Fortsetzung der Arbeit melden. Dagegen durfte er 
umsoweniger vom Vertrage abgehen, als sein Austritt nur ein bedingter 
war. Erst, wenn der Beklagte das nachträgliche Verlangen um Arbeit 
abgelehnt hätte, wäre Kläger berechtigt gewesen, im Grunde der §§77 
und 84 Gew. 0. Lohnvergütung zu beanspruchen. War aber der 
Beklagte nicht vertragsbrüchig, so trifft ihn auch keine Verpflichtung 
zum Schadenersatze. 



Nr. 669. 

Aufnahme eines GehUlfen durch die Ehegattin des Gewerbeinhabers. 
Undeutliche Erldärungen. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 1. Mai 1901, Cr. III, 

960/1. 

In der Streitsache des Friseurgehülfen Franz B. wider den 
Friseur Franz S. wegen 37 K 32 h führte Kläger an, er sei am 
23. April 1901 von der Frau des Beklagten als dessen Bevollmächtigte 
für das Gewerbe ihres Gatten als Gehülfe gegen einen Monatslohn von 
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20 K nebst Kost und Bett aufgenommen worden mit der Bestimmung, 
daß er am 24. April d. J. seinen Posten anzutreten habe. Über die 
Kündigung ward nichts vereinbart. 

Als er am 24. April 1901 zum Arbeitsantritte erschien, wurde er 
vom Beklagten ohne Kündigung entlassen. Er beantragte daher die 
Verurteilung des Beklagten zur Zahlung einer Kündigungsentschädigung 
im Betrage von 37 K 32 h. 

Der Beklagte wendete ein, daß der Kläger gar nicht in die Arbeit 
aufgenommen worden sei. Beklagter habe sich die Aufnahme des 
Gehülfen selbst vorbehalten. Seine Frau habe daher in der städtischen 
Stellenvermittlung dem Kläger zur Bedingung gemacht, daß er sich zu- 
erst beim Beklagten vorstellen müsse. 

Kläger habe damals (am 23. April 1901) erklärt, er könne dies 
heute nicht tun, er werde morgen kommen. 

Am andern Tage sei Kläger, statt, wie es sich gehört hätte, um 
^/a 7 Uhr erst um 8 Uhr früh zum Beklagten gekommen; nun habe 
er die Aufnahme abgelehnt. 

Beklagter gab als richtig zu, daß von seiner Frau als Lohnbe- 
dingnisse dem Stellenvermittler gegenüber 20 K monatlich nebst Kost 
und Bett angegeben wurden, sowie daß über die Kündigung nichts 
gesprochen wurde. 

Die als Zeugin vernommene Ehegattin des Beklagten Josefa S. 
gab unter Eid an, ihr Mann habe zu ihr am 23. April 1901 gesagt, sie 
solle in die Stellenvermittlung gehen, weil sie einen Burschen brauchen ; 
wenn einer mit dem Lohne einverstanden sei, so solle er kommen. 

Zeugin ging in die städtische Stellenvermittlungbeim „ Wimberger" 
und gab dem Stellenvermittler die Lohnbedingungen an, welche dieser auf 
einen Zettel aufschrieb. Später kam dann Kläger mit dem Stellenver- 
mittler zu der Zeugin und übergab ihr sein Arbeitsbuch. Sie über- 
nahm das Buch und sagte zum Kläger: „Sie müssen zum Herrn 
gehen. " 

Kläger erwiderte schnippisch, er habe jetzt keine Zeit; Zeugin 
fragte ihn, ob er Nachmittag komme, worauf er erklärte: Nein, morgen. 
Zeugin sagte ihm hierauf: Also gut. kommen sie morgen. Weiter 
wurde zwischen ihnen nichts gesprochen. 

Dem Klagebegehren wurde stattgegeben. 

Gründe : Auf Grund der Aussage der Zeugin Josefa S. hat da? 
Gericht zunächst als erwiesen angenommen, daß die Genannte von 
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ihrem Ehegatten zur Aufnahme eines Gehülfen ermächtigt wurde, denn 
mit Rücksicht auf das eheliche Verhältnis der beiden, mit Rücksicht 
auf den Umstand, dafi notorischerweise die Aufnahme von Grehülfen, 
zumal bei kleinen Betrieben, bald durch den das €reweri>e ausübenden 
Ehegalten, bald durch dessen Frau zu erfolgen pflegt, können die Tom 
Beklagten zu seiner Frau geäußerten Worte, sie solle in die Ver- 
mittlimg gehen, wenn ein Bursche mit dem Lohne einverstanden sei, 
solle er hereinkonmien, keine andere Bedeutung haben, als daß damit 
die Frau des Beklagten ermächtigt wurde, einen Geholfen für das 
Geschäft ihres Mannes aufzunehmen. 

Zeugin S. sagte aus, daß sie die Lohnbedingungen dem Stellen- 
vermittler angab, von dem Kläger das Arbeitsbuch in Empfang nahm, 
und mit ihm vereinbarte, er solle am nächsten Morgen kommen, d. h. 
seinen Posten antreten ; auf Grund dieser Aussage wurde angenommen, 
daß Kläger tatsächlich von der Frau des Beklagten für des letzteren 
Geschäft als Gehülfe aufgenommen wurde. 

Wenn Beklagter behauptet, es sei zur Bedingung gemacht 
worden, daß Kläger sich vorerst noch am selben Tage dem Beklagten 
vorstelle, so hat sich dies aus der Vernehmung der Zeugin S. nicht 
ergeben. 

Der Kläger ist daher durch die Frau des Beklagten rechtsgültig 
für das Geschäft ihres Mannes als Gehülfe aufgenommen worden, wo- 
bei der 24. April 1901 als Einlritlstag vereinbart wurde. 

Wenn demnach am 24. April 1901 der Beklagte den Kläger 
die Arbeit gar nicht antreten ließ, ohne hiebei einen der im § 82 Gew. 0. 
normierten Entlassungsgründe geltend machen zu können, so ist 
dies einer grundlosen Entlassung des Klägers im Sinne des § 84 
Gew. 0. gleichzuachten, welche denselben, da über die Kündigung 
nichts vereinbart war, gemäß § 77 Gew. 0. berechtigt, eine 14tägige 
Kündigungsentschädigung zu beanspruchen. 

Der Um&tand, daß Kläger am 24. April 1901 erst um 8 Uhr 
vormittags beim Beklagten erschien, konnte letzteren schon deshalb 
nicht zur sofortigen Entlassung des Klägers berechtigen, weil gar nicht 
vereinbart war, daß Kläger am 24. April 1901 schon vor 8, Uhr im 
Geschäfte des Beklagten zu erscheinen habe. 

Mit Rücksicht hierauf und da der vom Kläger für Kost und 
Bett angesprochene Ersatzbetrag nach den obwaltenden Verhältnissen 
angemessen erscheint, war dem Klagebegehren gemäß zu erkennen. 
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Nr. 660. 

Die bei der Aufnahme einer HUIfsarbeiterin gemachte Einschränkung, 
dalt die Arbeiterin in den ersten Wochen nur etwa 3 Tage beschäftigt 
werde, berechtigt nicht zur LBsung des Arbeitsverhältnisses ohne 

Kündigung. 
Zur Entscheidung Über Ansprüche aus einem neben dem Lohnver- 
trage bestehenden Leihvertrage ist das Gewerbegericht nicht 

zuständig. 

Entscheidimg des Gewerbegerichtes in Wien vom 23. Februar 1901, 

Gr. IV, 369/1. 

Dem Klagebegehren einer Büglerin auf Entschädigung für den 
Entgang der Kündigungsfrist wurde stattgegeben. 

Das Begehren auf Zahlung eines Betrages für Abnützung eines 
Bügeleisens wurde wegen Unzuständigkeit des Gewerbegerichtes abge- 
wiesen und bezüglich dieses Forderungsanspruches das Verfahren ein- 
gestellt. 

Gründe; Der Beklagte behauptet, daß die Klägerin nicht 
dauernd in seiner Verwendung stand, nicht regelmäßig beschäftigt 
wurde, sondern nur von Zeit zu Zeit, wie eben Arbeit vorhanden war. 
Er schließt daraus, daß die Klägerin nur als Aushelferin tätig war, 
daher kein Recht auf die gesetzliche Kündigungsfrist hatte. Durch das 
tatsächliche Vorbringen, besonders das Zugeständnis des Beklagten, 
daß er der Klägerin bei der Aufnahme sagte, die ersten Wochen 
werde sie nur etwa 3 Tage beschäftigt werden, wird aber obiger Stand- 
punkt des Beklagten nicht gerechtfertigt, im Gegenteile ergibt sich aus 
dieser Erklärung der Abschluß eines Arbeitsvertrages und die Zusage 
einer regelmäßigen, wenn auch vorläufig beschränkten gewerblichen 
Beschäftigung. Keineswegs könnte mit Grund gesagt werden, daß 
die Klägerin nur als Taglöhnerin aufgenommen sei und daher auf 
Kündigung keinen Anspruch habe. 

Daß die Klägerin vom 5. Februar an ohne ihre Zustimmung ein- 
seitig hingehalten und nicht beschäftigt wurde, ist zugegeben, die 
Klägerin war daher gemäß § 82 a, lit. e Gew. 0. berechtigt, das Arbeits- 
verhältnis sofort zu lösen und Entschädigung zu begehren. 

Was das weitere Begehren von 1 K 20 h als Leihgebühr 
anlangt, so wird diese Forderung nicht aus dem Lohnvertrage, 
sondern aus einem mit demselben nur in mehr oder weniger losem 
Zusammenhange stehenden Leihvertrage, respektive einem Innominat- 
vertrage abgeleitet. Es mangelt daher die sachliche Zuständigkeit des 
Gewerbegerichtes, insbesondere auch im Sinne des § 4, lit. c Gew. 
Ger. G. Deshalb war dieses Begehren wegen Unzuständigkeit zurück- 
zuweisen. 

11 
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Nr. «61. 

Die Erklärung: „Wenn Sie gute Arbeit leisten, finden Sie daufirnde 
Beschäftigung, wenn nicht, sind wir in 8 Tagen geschiedene Leute'' 
enthält nicht mit genügender Deutlichkeit den AusschluÜ der Kündi- 
gungsfrist. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 30. April 1901, Gr. I, 389/1. 

Gegen die Klage eines Schmiedgehilfen wegen vorzeitiger Ent- 
lassung wendet der Beklagte ein, daß mit dem Kläger Ausschluß der 
Kündigung vereinbart worden sei. Sein Altgeselle Karl V. habe nämlich 
dem Kläger vorgehalten, daß er, wenn er gute Arbeit leiste, dauernde 
Beschäftigung finden werde, daß sie aber, wenn er keine gute Arbeit 
leiste, schon in 8 Tagen geschiedene Leute sein werden. 

Dem Klagebegehren wurde stattgegeben. 

Gründe: Die Worte „wenn Sie gute Arbeit leisten so finden 
Sie dauernde Beschäftigung, wenn nicht, so sind wir in 8 Tagen ge- 
schiedene Leute", sprechen keineswegs mit Bestimmtheit die Absicht 
aus, daß im letzteren Falle eine sofortige Entlassung ohne Kündigung 
Platz greife; sie können vielmehr auch dahin gedeutet werden, daß 
in einem solchen Falle eine Auflösung des Arbeitsvertrages in gesetz- 
licher Weise erfolgen werde. 

Nr. 662. 

In der vom Arbeiter zustimmend zur Kenntnis genommenen 

Erklärung des Arbeltgebers: y,Wenn Sie mir nicht passen, kann ich 

Sie weggeben, und wenn es ihnen nicht paltt, künnen Sie gehen*^ 

liegt die Vereinbarung des Ausschlusses einer Kündigungsfrist. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 24. April 1901, Cr. IV, 733/1. 

Das auf Kündigungsentschädigung gerichtete Elagebegehren 
wurde abgewiesen. 

Gründe: Die Klägerin meint, es sei eine Vereinbarung über 
die Kündigung nicht zustande gekommen, weil das Wort „Kündigung* 
nicht gebraucht wurde. 

Dieser Standpunkt ist aber nicht haltbar, denn nicht auf die 
gewählten Worte, sondern auf deren Sinn kommt es an, und da fest- 
steht, daß die Frau des Beklagten zur Klägerin bei der Aufnahme 
gesagt hat, wenn sie ihr nicht passe, werde sie sie weggeben» und 
wenn es ihr (der Klägerin) nicht passe, könne sie auch weggehen, 
so kann nicht bezweifelt werden, daß diese Worte nichts anderes 
als den Ausschluß der Kündigungsfrist bezweckt haben. 
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Da die Klägerin trotzdem die Arbeit übernahm, liegt ein still- 
schweigendes Übereinkommen, daß die gesetzliche 1 4tägige Kündigung 
ausgeechloasen sein soll, Tor, und föllt damit die Forderung der 
Klägerin auf Leistung einer EIntschädigung weg. 

Nr. 663. 

Wenn bei Übergang des Gewerbebetriebes die HUIfsarbeiter ohne 
Änderung der Bestimmungen des Arbeitsvertrages mit übernommen 
werden, gelten die mit dem früheren Gewerbeinhaber getroffenen Ab- 
machungen auch für die Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses mit 
dem GeschäftsUbernehmer. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 23. April 1901, Gr. 1, 334/1. 

Kläger (Metalldreher) wurde am 24. November 1899 gegen 
einen Stundenlohn von 42 h und Ausschluß der Kündigung von der 
Metallwaren-Fabriksfirma Josef J. in die Arbeit aufgenommen. Im 
Jänner 1901 wurde die Fabrik von der beklagten Firma mit dem 
ganzen früheren Arbeitspersonale übernommen. Von der Entlohnung 
und Kündigung war bei der Übernahme des Personales nicht die 
Rede. Doch wurde den Arbeitern auch nach Übernahme der Fabrik 
durch die beklagte Firma derselbe Lohn wie früher ausbezahlt. 

Am 4. d. M. wurde Kläger entlassen. Kläger verlangt nun die 
gesetzliche 14tägige Lohnentschädigung, da er mit der beklagten 
Firma eine Vereinbarung über die Kündigung nicht getroffen habe. 
Die Beklagte beantragt Abweisung der Klage, da die Vereinbarung des 
Ausschlusses der Kündigung mit der Firma Josef J. auch für die 
Beklagte Geltung habe. 

Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Auf Grund des vorstehenden Tatbestandes gewann 
das Gericht die Anschauung, daß bei der angekündigten Übernahme 
des gesamten Arbeiterpersonales durch die beklagte Firma nach der 
Absicht beider Vertragsteile dem neuen Arbeitsverhältnisse dieselben 
Bedingungen zugrunde gelegt werden sollten, welche im Arbeits- 
vertrage mit der Firma J. vereinbart worden waren. 

Hieför spricht, daß man sich nicht über die Einzelheiten des 
Arbeitsvertrages, insbesondere auch nicht über den Lohn aussprach, 
und daß den Arbeitern der frühere Lohn ohne Einwendung ausbezahlt 
wurde. 

Es liegt daher eine stillschweigende Vereinbarung der früheren 
Bedingungen bei Abschluß des Lohnvertrages mit dem neuen Firma- 
inhaber vor, und hat daher der ursprünglich vereinbarte Ausschluß 
der gegenseitigen Kündigung auch für das neue Vertragsverhältnis 
Geltung. 

II* 
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Nr. 664. 

Bei Übertragung eines Gewerbeetablissements durch Akte unter 
Lebenden tritt der Übernehmer nicht schon kraft des Gesetzes in 
das zwischen dem Abtretenden und dessen Hilfspersonale beste- 
hende Dienstverhältnis ein (§ 56, Gew. 0.). 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Teplitz vom 28. Oktober 1903, Cr. I, 

346/3. 

Die Klage des Kutschers W.. H. gegen J. S., Inhaber eines 
Kanalräumergewerbes, auf Bezahlung der Lohnvergutung, der Pro- 
vision und Ersatz von Barauslagen wurde abgewiesen. 

Gründe: Auf Grund des Vorbringens beider Streitteile im 
Zusammenhange mit der Aussage der Zeugin J. L. wurde als fest- 
gestellt angenommen, daß die letztere das von ihr auf eigene Rech- 
nung, jedoch unter dem Namen des Konzessionsinhabers 0. R. be- 
triebene Kanah-äumergewerbe am 25. Oktober 1903 an ihren Sohn, 
den Beklagten J. L. überti^agen habe, daß der Kläger sowohl bei 
0. R., als auch bei J. L. in diesem Gewerbe als Kutscher in Stellung 
war, daß jedoch der Beklagte dem Kläger . bei der Übernahme des 
bezeichneten Gewerbes erklärte, er könne ihn wegen erwiesener Un- 
redlichkeit nicht mit in den Dienst übernehmen. 

Auf Grund dieses Tatbestandes vermeint nun Kläger berechtigt 
zu sein, gegen den Beklagten den Anspruch auf Lohn Vergütung wegen 
Kündigungsentganges, Bezahlung der ihm gegen J. L. zustehenden 
Provision und Ersatz des für dieselbe gemachten Baraufwandes stellen 
zu können. Gegen die auf urteilsmäßige Feststellung dieser Ansprüche 
gerichtete Klage erhob Beklagter die Einwendung des Mangels der 
passiven Klagslegitimation. 

Diese Einwendung muß als begründet erachtet werden. 

Zunächst steht die Rechtsfrage zur Lösung, ob durch die Ab- 
tretung eines Gewerbes der Rechtsnachfolger verpflichtet ist, in das 
zwischen dem abtretenden Gewerbeinhaber und dessen Hülfspersonale 
bestehende Dienstverhältnis kraft des Gesetzes einzutreten, wenn, wie 
vorliegend, in dem bezüglichen Abtretungsverlrage der Rechtsnach- 
folger eine Verpflichtung hiezu nicht auf sich genommen hat. 

Da das Recht zum Betriebe eines Gewerbes unlösbar an das 
Subjekt gebunden ist, Rechte aber, die der Person ankleben, folglich 
mit ihr erlöschen, nicht abgetreten werden können (§ 1393 a. b. G. B.), 
da also ein Gewerbe nicht zum Vermögensobjekte gemacht und des- 
halb auch nicht übertragen werden kann, und weil demnach unter 
dem landläufigen Begriffe des Verkaufes eines Gewerbes nur die 
Übertragung des Gewerbeetablissements, des Rufes, des Kunden- 
kreises, der Geschäftsrequisiten usw. verstanden werden kann 
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(§ 56 Gew. 0.)» so muß das von J. L. ausgeübte Gewerberecht, wenn 
sie dasselbe überhaupt legal besessen hätte, durch ihren Verzicht auf 
dessen Ausübung zugunsten des Beklagten als erloschen angesehen 
werden. Weil nach § 56, Abs. 2 Gew. 0. eine neue Anmeldung statt- 
zufinden hat, wenn ein Gewerbeetablissement durch Akte unter 
Lebenden auf einen Anderen übertragen wird, und es einer neuen 
Konzession bedarf, wenn das Gewerbe ein konzessioniertes ist, so 
folgt daraus, daß der Beklagte das Kanalräumergewerbe nicht als 
Rechtsnachfolger der J. L., sondern für den Fall der Erlangung der 
bis nun noch nicht erteilten Konzession, auf Grund eines originären 
Rechtstitels ausüben wird. Von diesem Gesichtspunkte aus konnte 
also ein Übergang des zwischen J. L. und dem Kläger bestandenen 
Dienstverhältnisses auf den Beklagten nicht erfolgen. Es fragt sich nun, 
ob etwa durch die Übertragung des Gewerbeetablissements das in 
Rede stehende Dienstverhältnis rechtlich an den Beklagten als den 
Übernehmer des Etablissements übergegangen ist? 

Aber auch diese Frage muß verneint werden, denn nach § 31 1 
a. b. G. B. können nur körperliche und unkörperliche Sachen, welche 
ein Gegenstand des rechtlichen Verkehres sind, in Besitz genommen 
werden; dagegen können die aus dem Dienstvertrage resultierenden 
Rächte des Dienstgebers und des Dienstnehmers, weil allein der 
Person der Vertrags-Kontrahenten anhaftend, nicht Gegenstand des 
Besitzes sein, können also auch nicht abgetreten werden. 

Kläger konnte daher wegen Entganges der Kündigungsfrist nur 
gegen J. L. infolge Aufgebens des Gewerbes nach § 83 Gew. 0. 
Schadloshaltung, nicht aber gegen den Beklagten nach § 84 Gew. 0. 
Lohnvergütung beanspruchen, sowie ihm auch nur gegen die erstere 
der Anspruch auf Ersatz von Barauslagen und Bezahlung der Provision 
für geleistete Dienste zusteht. 

Nr. 665. 

Stillschweigendes Zugrundelegen der dem Arbeiter bekannten Be- 
stimmungen der Arbeitsordnung bei Abschluß des Arbeitsvertrages. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes in Wien vom 2. April 1901, Gr. V, 146/1. 

Gegen den Anspruch eines Zimmergehilfen auf Kündigungs- 
entschädigung macht der Beklagte geltend, daß der Kläger schon durch 
mehrere Jahre mit Unterbrechungen bei ihm in Arbeit stand, daß ihm 
die Arbeitsordnung wohlbekannt ist, wonach das Arbeitsverhältnis 
jederzeit ohne Kündigung gelöst werden kann und daß er wiederholt, 
zuletzt im vorigen Jahre Erklärungen dieses Inhaltes unterschrieben hat. 

Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 



22 Grewerbegerichtliche Entscheidungen. Nr. 665 — 666. 

Gründe: Der Kläger gibt zu, die beim Beklagten bestehende 
Arbeitsordnung zu kennen und auch zum Zeichen seines Einverständ- 
nisses das letztemal im vorigen Jahre unterschrieben zu hahen : es ist dem- 
nach bei der bereits mehrjährigen Beschäftigung des Klägers im Geschäfte 
des Beklagten anzunehmen, daß auch bei der letzten Aufnahme des 
Klägers im März 1. J. der Kläger mit der ihm bereits bekannten 
Arbeitsordnung einverstanden und eine neuerliche Verlautbarung dies- 
bezüglich entbehrlich war. Demgemäß konnte der Kläger auch ohne 
Kündigung sofort entlassen werden. 

Nr. 666. 

Stillschweigende Vereinbarung des KUndigungsausschlusses durch 
Hinweis auf die bei einem anderen Bau desselben Baumeisters vom 
Arbeiter unterfertigte Erlclärung über den Ausschluß der Kündigung. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Teplitz yom 16. Oktober 1903, Gr. I, 

324/3. 

Die Klage des Maurers F. K. gegen den Baumeister W. P. auf 
Lohnvergütung für die gesetztliche Kündigungsfrist wurde abge- 
wiesen. 

Gründe: Wie auf Grund des Parteienvorbringens und des 
durchgeführten Zeugenbeweises als festgestellt angenommen wurde, 
hat der Kläger bei der Aufnahme am 21. September 1903 einen 
Revers, inhaltlich dessen er die Vereinbarung des gegenseitigen 
Kündigungsausschlusses bestätigte, unterschrieben; wegen Arbeits- 
mangels wurde ihm am 26. September 1903 mitgeteilt, er solle sich 
um eine andere Arbeit umsehen. 

Der auf einem anderen Baue desselben Baumeisters angestellte 
Polier hieß den Kläger am 29. September 1903 in die Arbeit 
kommen. Dieser arbeitete dann vom 29. September bis 12. Oktober 
1 903 und wurde am letzteren Tage ohne Kündigung entlassen, obwohl 
er nicht neuerlich einen Revers des bezeichneten Inhaltes unter- 
schrieben hatte. 

Der Inhalt des früheren Reverses wurde aber zur Nebenabrede des 
neuen Vertragsverhältnisses dadurch gemacht, daß, als Kläger bei 
Beginn der Arbeit am 29. September 1903 den Polier fragte, ob er 
nicht unterschreiben müsse, der anwesende Bauleiter D. an den 
Kläger die Frage richtete, ob er schon unten (beim anderen Bau) den 
bevmßten Zettel unterschrieben habe, der Kläger diese Frage bejahte, 
und daß D. darauf erwiderte, dann sei das Unterschreiben eines 
neuen Zettels nicht mehr notwendig. Durch diese Äußerung des den 
Beklagten vertretenden Bauleiters hat derselbe in unzweideutiger Weise 
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zu erkennen gegeben^ daß demKläger neuerlich unter der ursprünglichen, 
das Kündigungsverhältnis betreflTenden Vertragsbedingung die Wieder- 
aufnahme der Arbeit gestattet werde, daß also die frühere Abmachung 
hierüber aufrecht bleiben solle. Wollte Kläger unter dieser Bedingung 
die Arbeit nicht annehmen, so war es seine Pflicht, eine diesbezüg- 
liche Gegenerklärung abzugeben. Durch die Unterlassung einer solchen 
Erklärung und durch die Fortsetzung der Arbeit hat er die Neben- 
abrede des Kündigungsausschlusses stillschweigend akzeptiert (§ 863 
a. b. G. B.). Sonach konnte das Arbeitsverhältnis ebenso wie das 
erste ohne Kündigung jederzeit gelöst werden. 



Nr. 667. 

Die Htägige Kündigungsfrist gilt mangeis einer abweichenden Ver- 
einbarung auch dann, wenn der Hilfsarbeiter (Kutscher) im Tag- 
lohne stand und das Arbeitsverhältnis in früheren Fällen ohne 
Kündigung gelöst wurde (§ 77 Gew. 0.). 

Entscheidimg des Gewerbegerichtes Wien vom 8. März 1901, Cr. V, 101/1. 

Gegen den Anspruch eines Kutschers auf Kündigungsentschä- 
digung für 14 Tage machte der Beklagte geltend, daß der Kläger 
schon wiederholt bei ihm in Arbeit gestanden und immer ohne 
Kündigung ausgetreten sei. Eine Vereinbarung sei nicht getroffen 
worden, jedoch habe Kläger auf Kündigung keinen Anspruch, weil er 
im Taglohn stand und nur für die Tage gezahlt wurde, an denen 
gearbeitet wurde. 

Der Kläger gibt an, daß er bei früheren Gelegenheiten stets mit 
Zustimmung des Beklagten ohne vorherige Kündigung ausgetreten sei. 

Dem][Klagebegehren wurde stattgegeben. 

Gründe: Nach der übereinstimmenden Angabe beider Teile 
bestand keine Vereinbarung über den Ausschluß der Kündigungsfrist. 
Der vom Beklagten geltend gemachte Umstand, daß der Kläger im 
Taglohn stand, ist für den Anspruch auf Kündigung nicht maßgebend, 
da nach dem Gesetze (§77 Gew. 0.) keine Unterscheidung gemacht 
wird nach der Art der Entlohnung, ob Tag-, Wochen-, Stück- oder 
Akkordlohn vereinbart worden ist; vielmehr ist lediglich die Eigen- 
schaft des Klägers als Hilfsarbeiter (§ 73 Gew. 0.) für diesen 
Anspruch von Bedeutung. Diese Eigenschaft kann aber dem Kläger 
nach der Art s^er Beschäftigung als Kutscher nicht abgesprochen 
werden. 
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Nr. 668. 

Der vom Arbeiter durch Täuschung herbeigeführte Irrtum des 

Arbeitgebers über die von diesem verlangte Empfehlung macht den 

Arbeitsvertrag ungültig (§ 901, 872, a. b. G. B.). 

Entscheidung des Gewerbegerichtes in Wien vom 16. März 1901, Cr. IV, 

489/1. 

Der Schneidermeister A. sagte dem Arbeiter St., der ihm als 
sehr verläßlich bekamit war, er würde einen von St. empfohlenen 
Arbeiter aufnehmen. St. erzählte dem Kläger, er wüßte für einen 
Arbeiter, der für A. geeignet wäre, einen guten Posten. Kläger stellte 
sich am nächsten Tage dem A. mit dem Bemerken vor, er sei von St. 
empfohlen. A. nahm ihn mit dem Beifügen auf, daß er anfangen 
könne, wenn er von St. empfohlen sei. Als A. erfuhr, daß eine 
Empfehlung von St. nicht vorlag, entließ er den Kläger; dessen Klage 
auf Kündigungsentschädigung wurde abgewiesen. 

Gründe: Der Beklagte gibt in Übereinstimmung mit dem 
Kläger zu, daß er ihn als Arbeiter aufgenommen hat. Der Beklagte 
gibt aber an, daß die Aufnahme nur geschah, weil der Kläger ihm 
sagte, er sei von St. empfohlen. 

Dieses Vorgeben des Klägers gegenüber dem Beklagten ist 
jedoch unwahr, denn Zeuge St. hat unter Eid ausgesagt, daß er den 
Kläger keineswegs empfohlen, sondern ihm nur erzählt hat, wenn er 
jemand Geeigneten wüßte, hätte er für denselben einen guten 
Posten. Der Kläger aber hat sich, die Mitteilung ausnützend, als von 
ihm empfohlen ausgegeben. Der Kläger hat durch diese Verdrehung 
der Wahrheit den Beklagten getäuscht und in Irrtum geführt. Der Irr- 
tum betrifft zwar nicht die Hauptsache, sondern nur den Beweggrund. 
Der Regel (§ 901 a. b. G. B.) nach bleibt ein Motivirrtura auf die 
Gültigkeit des Vertrages freilich ohne Einfluß. Ausnahmen von dieser 
Regel bestimmt das Gesetz nur für das Ehe- (§ 58 und 59 a. b. G. B.) 
und Erb- (§ 572) Recht. Allein aus § 872 a. b. G. B. in Verbindung 
mit anderen Gesetzestellen, so § 1291 und 1387 a. b. G. B. folgt, daß 
die Ausnahme von obiger Regel für obligatorische Rechtsverhältnisse 
dann Platz greift und eine relative Nichtigkeit des Vertrages zu 
Gefolge hat, wenn, wie . im vorliegenden Falle, der Motivirrtiun 
geradezu durch falsche Angaben der Gegenseite erzeugt wurde und 
ohne dens.elben der Vertrag überhaupt gar nicht zustandegekommen, 
wäre.. 
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Nr. 669. 

Einem nicht von dem Unternehmer, sondern von einem AI(l(ordanten 
zur Beihilfe bei Ausführung der AI(l(ordarbeit zugezogenen Hilfs- 
arbeiter kann von dem Unternehmer die Fortsetzung der Arbeit 
untersagt werden, wenn der Arbeiter wiederholt seine Pflichten 
vernachlässigt und außerdem durch zwei Tage unentschuldigt von der 
Arbeit ferne bleibt. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Teplitz vom 26. AprU 1901, Gr. 127/1. 

Der Maurer A. wurde von dem Maurer B. zur Beihilfe bei dem 
von dem letzteren im Akkordwege übernommenen Verputzen der 
Fassade eines von dem Baumeister W. B. in Teplitz erbauten Wohn- 
hauses aufgenommen und arbeitete gemeinschaftlich mit B. etwa 
3 Wochen an besagter Fassade. Die von B. bezogenen wöchentlichen 
Lohnvorschüsse wurden zwischen ihm und A, gleichmäßig verteilt. 
Am Samstag den 13. April 1901 hörten beide Maurer statt um 5 Uhr 
schon um Y*^ Uhr nachmittags mit der Arbeit auf, weshalb der die 
Aufsicht über den Bau führende Polier den beiden Maurern das 
Unstatthafte dieses vorzeitigen Arbeitsschlusses ausstellte, weil die 
Handlangerinnen, welche vom Baumeister zur Verfügung gestellt wer- 
den müssen, bei dem vorzeitigen Abbrechen der Arbeit nicht beschäf- 
tigt werden können und trotzdem bezahlt werden müssen, wodurch 
der Baumeister einen materiellen Schaden erleide. 

Als A. am 16. April 1901 einen sogenannten „Auftrag" 
schief ausführte, bemängelte der Polier dem Akkordanten B. diese 
Arbeit und verlangte die Abänderung des das Auge beleidigenden 
Auftrages. Dem A. selbst sagte der Polier deshalb nichts, weil nur 
B. als Akkordant für die richtige Ausführung der Arbeit haftbar war. 
Diese Ausstellung benützte A. als Anlaß, den die Fassade darstellenden 
dem Baumeister gehörigen Plan an sich zu nehmen und sofort die 
Arbeit* zu verlassen, um sich bei einem Advokaten Rat zu holen. Den 
Plan stellte er nachmittags erst dem B. zurück, ohne jedoch an diesem 
und dem nächstfolgenden Tage die Arbeit wieder aufzunehmen. Als dann 
A. am 18. April 1901 wiederum in die Arbeit kam, wurde ihm die 
Fortsetzung derselben vom Polier nicht weiter gestattet. A. belangte 
den Baumeister auf Zahlung des Betrages von 100 K, weil er an der 
Fortsetzung der Akkordarbeit durch den Bestellten des W. B. grund- 
los verhindert wurde und weil er bei dieser Arbeit einen Lohn von 
lOOK hatte Verdienen können. 

Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Aus dem durch Zeugen festgestellten Sachverhalte 
geht hervor, daß zwischen dem Kläger und dem Beklagten ein 
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Arbeitsverhältnis überhaupt nicht bestanden hat. Hieran hat auch die 
Tatsache nichts geändert, dal^ dem ohne Vorwissen des Beklagten 
von einem anderen Arbeiter aufgenommenen Kläger die Teilnahme an 
der Akkordarbeit stillschweigend gestattet vnirde. Es kann jedoch dem 
Unternehmer die Berechtigung nicht abgesprochen werden, einen 
nicht von ihm, sondern von einem Akkordanten zur Beihilfe bei der 
Ausführung einer Akkordarbeit herangezogenen Arbeiter die Fort- 
setzung der Arbeit zu untersagen, wenn dieser Arbeiter, wie erwiesen, 
die auf dem Baue eingeführte Arbeitszeit nicht pünktlich einhält und 
die von dem Bestellten des Unternehmers mit Recht gemachte Aus- 
stellung der Arbeit damit beantwortet, daß er unter Mitnahme des 
Planes die Arbeit verläßt und ohne weitere Entschuldigung durch 
zwei Tage fem bleibt, worin sowohl eine wiederholte Pflichtvemach- 
lässigung als auch ein unbefugtes Verlassen der Arbeit gelegen ist. 
Dieser letztere Umstand allein schon würde dem Beklagten das Recht 
einräumen, den Kläger sofort aus der Arbeit wegzuschicken, selbst 
wenn letzterer zum Beklagten tatsächlich in einem Vertragsverhält- 
nisse gestanden wäre. (§ 82, lit. f, Gew. 0.) 

Der Kläger könnte nur dann vom Beklagten Schadenersatz 
beanspruchen, wenn ihm infolge einer widerrechtlichen Handlung 
des Beklagten ein Schaden zugefügt worden wäre. (§ 1294 a.b.G.B.) 
Da jedoch der Beklagte nur von seinem Rechte innerhalb der recht- 
lichen Schranken Gebrauch machte, hat er den etwa dem Kläger 
daraus entsprungenen Nachteil nicht zu verantworten (§ 1305 a. b. 
G. B.), weshalb die Schadenersatzklage mangels der gesetzhchen 
Voraussetzung abgewiesen werden mußte. 

Nr. 670. 

Infolge des einem gewerblichen Hilfsarbeiter erteilten Auftrags, sich 

einen zweiten Gehilfen zu besorgen, entsteht ein Arbeitsvertrag 

zwischen dem Gewerbeinhaber und dem Neuaufgenqmmenen. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Jägemdorf vom 29. Jänner 1903, Cr. 3/3. 

Die Fabriksfirma A beschäftigte den Tischlergehilfen B gegen 
einen Taglohn von 2 K 40 h und erteilte ihm im Verlaufe des Dienst- 
verhältnissos den Auftrag, sich eiuen zweiten Gehilfen zu besorgen, 
was B. auch tat. Die Gesellschafter der Beklagten sahen den neu- 
aufgenommenen Gehilfen C. bei der Arbeit und hatten gegen die 
Höhe seines Lohnes per 2 K 20 h täglich nichts einzuwenden. 

Im übrigen kümmerte sich die Firma nicht um den Neuaufge- 
nommenen, nahm dessen Arbeitsbuch nicht in Empfang, zahlte ihm 
persönlich auch nie den Lohn aus, sondern gab ihn immer dem B. 
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und sds schließlich B. wegen einer Ordnungswidrigkeit entlassen 
wnarde, wurde gleichzeitig auch C, bezüglich dessen kein Anatand 
Yorlag, als entlassen erklart. 

C. beanspruchte litägige Lohnentschädigung, nachdem zuge- 
standenermaßen bei der Arbeitsaufnahme über die Kündigungsfrist 
nichts vereinbart wurde. 

Dem Klagebegehren wurde stattgegeben. 

Gründe: Die Verteidigung der Beklagten, sie habe den G. 
nicht aufgenommen, sondern er sei als ein dem B. unterstehender 
und von ihm aufgenonmiener Hilfsarbeiter anzusehen, ist unhaltbar; 
denn in dem zugestandenermaßen dem B. erteilten Auftrag, sich eine 
»Hilfskraft zu verschaffen, ist eine Bevollmächtigung im Sinne des 
§ 1002 a. b. G. B. zu erblicken, welche gemäß § 1017 a. b. G. B. 
zwischen Vollmachtgeber und dem dritten (G.) Rechte und Verbind- 
lichkeiten begründet. 

Die Aufnahme des G. gilt also im Namen der Beklagten 
geschehen, gleichviel ob sich die Verdingung in der äußeren Form 
der Übergabe des Arbeitsbuches abspielte oder nicht und ob ihm der 
Lohn persönlich oder durch einen Dritten ausbezahlt wurde, zumal 
der Lohn per 2 K 20 h von B. dem G. unverkürzt abgeführt wurde, 
von einer Unternehmerrolle des B. daher keine Rede sein kann. 

Nr. 671. 

In Streitsachen, welchen ein vom Gemeinschuldner nach Eröffnung 
des Konkurses in Ausübung der Ihm von der Gläubigerschaft über- 
tragenen Verwaltung abgeschlossenes Rechtsgeschäft zugrundeliegt, 
Ist der Gemelnscbuldner nicht als Partei, sondern als Zeuge zu 

vernehmen. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Jägemdorf vom 27. März 1903, Gr. 12/3. 

Aus dem Konkursakte S. 12/2 ist festgestellt, daß über das 
Vermögen des A., Hunyawarenerzeugers in X. am 16. Mai 1902 der 
Konkurs eröffnet wurde und daß mit Beschluß der Gläubigerschaft 
vom 30. Mai 1902 der Fortbetrieb der Warenerzeugung für Rechnung 
der Konkursmasse beschlossen und der Gemeinschuldner A. mit der 
Beaufsichtigung der Fabrikation, Aufnahme und Entlassung der 
Arbeiter usw. betraut wurde. 

Nach Angabe des Konkursmasseverwalters bezieht A. hiefür 
von der Masse einen festen Wochenlohn. Der in diesem Betriebe 
beschäftigt gewesene Wolfer B. belangte die Konkursmasse auf 
14tägige Lohnentschädigung unter der gegnerischerseits zugegebenen 
Behauptung, er sei von A. am 22. September 1902 aufgenommen 
und am 24. März 1903 ohne Kündigung entlassen worden. 
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Streitig ist bloß der Umstand, ob zwischen A. und B. bei der 
Arbeitsaufnahme eine die Kündigungsfrist des § 77 Gew. 0. aus- 
schließende Vereinbarung getroffen worden ist oder nicht. 

Bei Zulassung des vom Konkursmasseverwalter beantragten 
Beweises durch Einvernahme des A. mußte sich das Gericht zunächst 
schlüssig darüber werden, ob es den Kridar A. als Zeugen oder als 
Partei zu vernehmen habe. 

Nach dem Wortlaute des § 373, Abs. 2, Z. P. 0. hätte es den 
Anschein, als ob der Kridar in einem Prozesse der Konkursmasse 
stets als Partei zu vernehmen sei; dies unterliegt keinem Zweifel 
bezüglich der Rechtsstreite über Geschäfte, die der Gemeinschuldner 
vor Eröffnung des Konkurses eingegangen hat. 

Im vorliegenden Falle jedoch erscheint der Gemeinschuldner 
als bezahlter Verwalter des zugunsten der Gläubigerschaft weiter- 
betriebenen Unternehmens, es ist somit der Konnex zwischen Krida- 
vermögen und dem Gemeinschuldner gelöst und es ist letzterer gleich 
anderen Fabriksangestellten über die ihnen zugewiesenen Geschäfte 
als Zeuge und nicht als Partei zu vernehmen. 

Die Klage selbst wurde abgewiesen, da auf Grund der Zeugen- 
aussage des A. und seiner Ehegattin der Bestand der eine Kündi- 
gungsfrist ausschließenden Vereinbarung als erwiesen angenommen 
wurde. 

Nr. 672. 

Dan der vereinbarte Lohn nicht ausreicht zur Decl(ung der notwen- 
digsten Bedürfnisse des Arbeiters und seiner Familie, gibt l(elnen 
Anspruch auf eine Nachzahlung. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Jägemdorf vom 17. Dezember 1903, 

Cr. 28/3. 

Der Kläger (Tuchweber) hat auf Grund eines akkordierten 
Lohnsatzes einen Wochenlohn von 4 K 38 h erhalten und begehrt 
unter der Angabe, daß er zum Unterhalte für sich und seine Familie 
wenigstens 10 K per Woche benötige und der Geklagte verpflichtet 
sei, ihm mindestens einen solchen Lohn zu zahlen, von dem er sich 
und seine Familie notdürftig erhalten könne, die Verurteilung des 
Geklagten zur Ergänzung des Lohnes per 4 K 38 h auf die zum 
Leben notwendige Summe von 10 K im Betrage von 5 K 62 h. 

Die Klage wurde abgewiesen. 

Gründe: Der Kläger hat den Lohn nach dem vereinbarten 
Lohnsatze ausbezahlt erhalten. 
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Wenn nun auch dieser Lohn tatsächlich ein so geringer wai*, 
daß der Kläger mit demselben nicht einmal die notwendigsten Bedürf- 
nisse für sich und seine Familie decken konnte, so war es doch un- 
möglich, den Beklagten zu einer Nachzahlung zu verhalten, weil der- 
selbe seiner Verpflichtung aus dem Lohnvertrage vollständig nach- 
gekommen ist, keine gesetzliche Bestimmung besteht, welche den 
erhobenen Anspruch des Klägers auf ein Lohnminimum begründen 
würde und die Vorschrift des § 1152 a. b. G. B. auf einen an- 
gemessenen Lohn nach dem klaren Wortlaute des Gesetzes nur in 
Ermangelung einer Vereinbarung plalzzugreifen hat. 

Der klägerische Anspruch mußte demnach mangels jedweder 
gesetzlichen Unterlage abgewiesen werden. 

Nr. 673. 

Die Entlassung wegen Diebstahls Ist nur gerechtfertigt, wenn nicht 
bloü in objektiver, sondern auch in subjektiver Richtung ein Dieb- 
stahl vorliegt. {% 82 lit. d, Gew. 0.) 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 7. Februar 1901, Gr. 11, 177/1. 

Dem Klagebegehren eines Vergoldergehilfen auf Kündigungsent- 
schädigung wurde stattgegeben. 

Gründe: Beklagter glaubt zur Entlassung des Klägers berechtigt 
gewesen zu sein, weil Kläger im Laufe des Monats Dezember 1901 
zwei Formen heimlich aus der Werkstätte enttragen und zu einem 
früheren Arbeiter Namens P. geschafft hat. 

Diese Handlungsweise, welche zwar in objektiver Richtung aller- 
dings als Übertretung des Diebstahles im Sinne der § 171 und 460 
St. G. qualifiziert werden müßte, kann aber dem Kläger in subjektiver 
Richtung nicht als strafbare Handlung zur Last gelegt werden, weil 
aus den Aussagen der Zeugen P. und U. hervorgeht, daß Kläger die 
enttragenen Formen für das Eigentum des P. gehalten hat und sich 
daher die Handlung nicht als eine strafbare, sondern lediglich als eine 
Besitzstörung qualifiziert und somit die Voraussetzung des § 82 lit. d, 
Gew. 0. zur sofortigen Entlassung des Klägers nicht vorhanden waren. 

Nr. 674. 
Auch an dritten Personen vom Hilfsarbeiter verllbte kleinere Dieb- 
stähle, welche ihn des Vertrauens des Gewerbeinhabers unwUrdig 
machen, begründen den Entlassungsgrund nach § 82, lit. d, Gew. 0. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Leoben vom 26. Oktober 1900, Gr. I. 

44/00. 

Kläger, welcher von seinem Arbeitgeber entlassen wurde, weil 
er während des Arbeitsverhältnisses aus einem Bache Fische und 



30 Gewerbegerichtliche Entscheidungen. Nr. 674 — 675. 

einem Haußbewohner eine Wurst entwendete, was er auch zugibt, 
beantragt die Verurteilung des Beklagten zur Zahlung der Entschädi- 
gung für die entgangene Kündigungsfrist wegen grundloser Entlassung. 

Dieses Begehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Wenn auch die Yom Kläger zugestandenen Diebstähle 
nicht an seinem Arbeitgeber, dem Beklagten, selbst verübt wurden 
und wenn sie auch Sachen von keinem hohen Werte betrafen, »o 
machte sich doch Kläger durch deren Verübung des Vertrauens des 
Beklagten unwürdig, weshalb der Entlassungsgrund nach § 82, lit d.. 
Gew. 0. vorhanden war. 

Nr. 675. 
Entlassung wegen Diebstahls (§ 82, lit. d, Gew. 0.) 

Das Gericht ist an das freisprechende Erkenntnis des Strafrichters 
nicht gebunden. (§ 268 Z. P. 0.) 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Teplitz vom 10. April 1901, Cr. I. 92/1. 

Der Fleischergehilfe A. klagt seinen Meister, der ihn wegen 
Entwendung von Fleisch- und Wurstwaren entließ, auf Kündigungs- 
entschädigung. 

Mit Urteil des Bezirksgerichtes Teplitz vom 2. April 1901 wurde 
A. von der Anklage wegen der Übertretung des Diebstahles durch 
Entwendung vonFleisch- undWurstwaaren nach § 259, Z. 3, St. P. 0. 
freigesprochen. 

Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Auf Grund des Verhandlungsergebnisses wurde als 
erwiesen angenommen, daß der Kläger dem Beklagten in wieder- 
holten Angriffen Fleisch- und Wurstwaren im Werte von mindestens 
3 K 8 h entwendet und dem Knaben G. B. geschenkt hat, ohne 
daß ihm hiezu, wie er behauptete, von der Schwiegermutter des 
Beklagten ein Auftrag gegeben worden war. Als belanglos mußte 
hiebei erscheinen, daß der Kläger das entzogene Gut nicht für sich 
verwendete, sondern hiemit eine andere Person beschenkte. Hiedurch 
hat sich der Kläger mit Rücksicht auf den konstatierten Wert der 
gestohlenen Sachen der Übertretung des Diebstahles nach § 171 
und 460 St. G.' schuldig gemacht, hat also den Entlassungsgrund des 
§ 82, lit. d. Gew. 0. geschaffen. Er konnte also ohne Kündigung ver- 
abschiedet werden, da dem Beklagten nicht zugemutet werden kann, 
daß er einen Gehilfen, der sich durch seine unredliche Handlungs- 
weise des Vertrauens des Beklagten verlustig gemacht hat, nach der 
Freilassung aus der Verwahrungshaft weiter beschäftige. Hiebei kommt 
bei Bestand des freien Beweiswürdigungsrechtes nicht weiter der 
Umstand in Frage, daß der Kläger wegen eben derselben strafbaren 
Handlung vom Strafrichter freigesprochen wurde. 
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Nr. 676. 

a) Wenn einem neueingetretenen Arbeiter einzelne StUcIce miü- 
rieten, kann er nicht ohneweiters wegen Unfähigiceit zu der mit 
ihn vereinbarten Arbeit entlassen werden (§ 82, llt. b, Gew. 0.). 

b^ Grobe Ehrenbeleidignng als Entlassungsgrund setzt voraus, dafi 
die Beleidigung unmittelbar gegen eine der im § 82, lit. g, Gew. 0. 
genannten Personen gerichtet ist; allgemein gehaltene, gegen eine 
bestimmte Person nicht gerichtete rllde und ungebührliche ÄuRe- 
rungen erschSpfen den Tatbestand dieses Entlassungsgrundes nicht. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Teplitz vom 2. Oktober 1903, Gr. I, 334/3, 

bestätigt mit Entscheidung des k. k. Kreis- als Berufungsgerichtes Leitmeritz 

vom 21. November 1903, Cg. II, 230/3. 

Die beklagte Glasfabriksfirma wurde verurteilt, dem Glasbläser 
A. H. wegen vorzeitiger ungesetzlicher Entlassung Lohnvergütung zu 
bezahlen. 

Gründe: Weil von beiden Teilen zugegeben, wurde als erwiesen 
angenommen, daß der Kläger bei der beklagten Firma gegen verein- 
barte 14tägige Kündigungsfrist seit 13. Oktober 1903 als Glasbläser 
in Akkordarbeit stand, und daß er am 17. Oktober 1903 ohne vor- 
herige Kündigung entlassen wurde. 

Die beklagte Firma versucht die Entlassung imter Hinweis auf 
den Umstand zu rechtfertigen, daß der Kläger zu der mit ihm ver- 
einbarten Arbeit als unfähig befunden wurde (§ 82, lit. b. Gew. 0.) 
und daß er durch die Äußerung, er seh .... auf die Arbeit, das 
Arbeitsverhältnis freiwillig gelöst habe. 

Anlangend jedoch die erstere Einwendung, so vermochte das 
Gericht diesen Entlassungsgrund um soweniger als stichhältig anzu- 
erkennen, als der Kläger in den ersten drei Halbschichten 13 K 70 h 
an Lohn für geratene Glaswalzen verdiente, worin indirekt der Beweis 
gelegen ist, daß der Kläger die ihm übertragenen Arbeiten zu ver- 
richten versteht. Die allgemein in jedem Unternehmen gewonnene 
Erfahrung lehrt, daß der neueingestellte Arbeiter, ja selbst der 
geschickteste, eine längere oder kürzere Zeit braucht, um sich in die 
ihm fremden Betriebsverhältnisse hineinzufinden. Es ist daher unan- 
gebracht, dem Kläger wegen des Mißratens einiger Walzen den Vor- 
wurf der gewerblichen Unfähigkeit zu machen. Bei ihm gebotener 
Möglichkeit sich einzuarbeiten, wäre es ihm wahrscheinlich auch 
gelungen, einwandfreies Glas zu erzeugen. Zu dem hat der durch- 
geführte Zeugenbeweis ergeben, daß auch von erfahrenen Glasbläsern 
erzeugte Walzen öfters zurückgestellt werden müssen. Übrigens konnte 
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die beklagte Firma gar nicht behaupten, daß der Mißerfolg auf die 
Unßdiigkeit des Klägers zurückzuführen sei, da sie der Ursache des 
Mißlingens nicht weiter nachgegangen ist. 

Endlich kommt noch zu bemerken, daß i^Ach dem Vorbringen 
der beklagten Firma die Entlassung nicht aus diesem Grunde, sondern 
deshalb erfolgt ist, weil der Kläger durch die obenangeführte Äuße- 
rung zu erkennen gegeben habe, die Arbeit freiwillig niederlegen zu 
wollen. In dieser Richtung mußte sich allerdings dem Gerichte trotz 
Leugnens des Klägers auf Grund der vorliegenden Zeugenaussagen die 
Überzeugung aufdrängen, daß der Kläger, als ihn der Aufseher zum 
Sortieren der Glaswalzen in das Magazin rufen ließ, ohne jede erfind- 
liche Ursache die ihm imputierte Äußerung getan hat. Allein in dieser 
allerdings rüden und ungebührlichen Äußerung konnte eine Willens- 
erklärung des Klägers, die Arbeit sofort aufgeben zu wollen, nicht 
erkannt werden, liegt doch gerade in dem kurz darauf an den Mit- 
inhaber der beklagten Firma gestellten Ansuchen um einen Lohn- 
vorschuß die stillschweigende Bereitwilligkeit des Klägers, das Arbeits- 
verhältnis fortsetzen zu wollen. Wenn daher der Kläger, ohne über 
seine mit der obigen Äußerung imdeutlich zum Ausdrucke gebrachte 
Absicht gehört worden zu sein, entlassen wurde, so behauptet wohl 
die beklagte Firma mit Unrecht^ der Austritt des Klägers sei freiwillig 
erfolgt. Auch vom Gesichtspunkte des Entlassungsgrundes des § 82, 
lit. g, Gew. 0. (grobe Ehrenbeleidigung) läßt sich die fragliche Äuße- 
rung des Klägers mit Recht nicht verwerten, denn die Beleidigung als 
rechtswidrige Kundgebung der Nichtanerkennung des sittlichen Wertes 
einer Person kann, da nur der Mensch als Träger angeborener Rechte 
von Natur aus den Charakter der Persönlichkeit hat, nur ein bestinun- 
tes menschliches Individuum als Objekt treffen. Durch die ganz allge- 
mein ohne jeden logischen Zusammenhang mit einer anderen Erklä- 
rung oder Handlung des Klägers hingeworfene Äußerung des Miß- 
mutes können weder die Teilnehmer der beklagten Firma noch andere 
Personen des Unternehmens sich irgendwie an ihrer Ehre verletzt 
fühlen, und es hat auch tatsächlich die inkriminierte Äußerung von 
keiner Seite eine solche Auslegung erfahren. 

Liegt sohin einerseits ein freiwilliger Rücktritt des Klägers vom 
Arbeitsvertrage nicht vor, und läßt sich anderseits die Entlassung des 
Klägers nach dem Gesetze nicht rechtfertigen, so muß der Anspruch 
des letzteren auf Lohnvergütung gemäß § 84 Gew. 0. dem Grunde 
nach als zu Recht bestehend anerkannt werden. 

Die gegen dieses Urteil eingelegte Berufung der beklagten Firma 
hat das k. k. Kreis- als Berufungsgericht in Leitmeritz unter Verwei- 
sung auf die richtigen Entscheidungsgründe des erstricht erliclien 
Urteiles verworfen. 
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Nr. 677. 

Die Entlassung ist gereclitfertigt, wenn der Hilfsarbeiter nicht 
imstande ist, die vereinbarte Arbeit fehlerlos zu verrichten. (§ 82, 

lit. b, Gew. 0.) 

Entscheidung des Gevverbegerichtes Mähr.-Schönberg vom' 15. Juni 1900, 

Gr. I. 37/00. 

Die Klage eines entlassenen Schuhmachergehüfen wurde abge- 
wiesen. 

Gründe: Die Entlassung erscheint gesetzlich gerechtfertigt, 
weil durch die vorgelegten vom Kläger gelieferten Schuharbeiten der 
unzweifelhafte Beweis dafür erbracht wurde, daß der Kläger wieder- 
holt mangelhafte Schuhmacherarbeit dem Beklagten abgeliefert hat 
und daß er mit Recht als zu der mit ihm vereinbarten Arbeit unfähig 
anzusehen ist (§82 lit. b. Gew. 0.) 

Nr. 678. 

Wenn ein Gewerbeinhaber zu einer Arbeit einen Hilfsarbeiter auf- 
nimmt, von dem er wußte, daß er für eine solche noch nicht ge- 
schult ist, so kann er ihn nicht wegen Unfähigkeit zu der verein- 
barten Arbeit ohne Kündigung entlassen (§ 82, lit. b. Gew. 0.). 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Mährisch-Schönberg vom 3. Dezember 1900, 

Gr. L 94/00. 

Kläger war als Pferde Wärter in dem Molkereigeschäfte der 
Beklagten aufgenommen und ohne Kündigung entlassen worden. Gegen 
die Klage wendete der Beklagte folgendes ein. Kläger sei von ihm zu 
den Pferden aufgenommen worden, habe sich als solcher nicht bewährt 
und sei deshalb entlassen worden. Beklagter habe zwar gewußt, daß 
Kläger vorher nur als Ochsenknecht und noch nie bei Pferden gedient 
habe, er habe jedoch mit dem Kläger einen Versuch machen wollen 
und sei der Ansicht, daß er berechtigt gewesen, ihn sofort zu ent- 
lassen, weil im herrschaftlichen Meierhofe zu W. derartig beschäftigte 
Taglöhner auch sofort entlassen werden. 

Dem Klagebegebren wurde stattgegeben. 

Gründe: Der Beklagte war nicht imstande, einen der im § 82 
Gew. 0. angeführten gesetzlichen Gründe für die sofortige Entlassung 
des Klägers geltend zu machen, denn der iangezogene Umstand, daß 
in dem Meierhofe zu W. ähnlich Beschäftigte ohne Kündigung ent- 
lassen werden, ist schon deshalb unpassend, weil landwirtschaftliche 
Arbeiter nach Art. V des E. G. zur Gew. 0. nicht den Bestimmungen 
dieses Gesetzes unterliegen und die weitere Einwendung des Beklagten, 
daß Kläger sich als Pferdeknecht nicht bewährte, keinen gesetzlichen 

m 
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Entlassungspnnd bildet, weil ja Beklagter wußte, daß Kläger vorher 
nie bei Pferden gedient hatte und daher vorauszusehen war, daß 
dessen Abriehtung nitiht innerhalb vier Tage geschehen konnte. 

Nr. 679. 

I. Aus dem einmaligen MiRiingen einer Arbeit kann nicht auf Un- 
fähigkeit des Arbeiters geschlossen werden, wenn frühere Arbeiten 
zur Zufriedenheit aitsgefallen sind (§ 82, lit. b, Gew. 0.). 

|k Unbefugtes Verlassen der Arbeit liegt nicht vor, wenn der Hilfs- 
arbeiter sich weigert, am Sonntage eine dem Arbeitgeber dringlich 
erscheinende Arbeit zu verrichten (§ 82, lit. f. Gew. 0.). 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Teplitz vom ^1. Oktober 1903, Cr. I, 

335/3. 

Der Schneidergehilfe A. klagt auf Kändigungsentschädigung, weil 
er unter dem Vorwande, einen Überzieher verpfuscht zu haben, ent- 
lassen wurde. 

Der Beklagte wurde zur Zahlung der Lohn Vergütung ver- 
urteilt 

Gründe: Beklagter meint die Entlassung deshalb rechtfertigen 
zu können, weil sich der Kläger zu der mit ihm vereinbarten Arbeit 
als unfähig erwiesen habe (§ 8.2, lit. b, Gew. 0.). Allein Beklagter 
kann mit Erfolg diesen Entlassungsgrund nicht verwerten, weil der 
seit März 1 903 bei dem Beklagten eingestellt gewesene Kläger die 
ihm überwiesenen Arbeiten immer zur Zufriedenheit des Beklagten 
ausgeführt hat, weil femer ein einmaliges Mißlingen einer Arbeit noch 
nicht den Schluß auf eine dauernde Unfähigkeit des Gehilfen recht- 
fertigt, xmd weil endlich dem Arbeitgeber der Anspruch auf Ersatz- 
leistung für den durch Fahrlässigkeit entstandenen Schaden gegen den 
Hilfsarbeiter zusteht. 

Schließlich verteidigt Beklagter die Rechtmäßigkeit der Ent- 
lassung damit, daß Kläger sich weigerte, am Sonntag den Überzieher 
auszubessern. Allein abgesehen davon, daß das Gericht auf Grund der 
zu Beweiszwecken erfolgten Parteienvernehmung dieses Vorbringen 
nicht als erwiesen angenommen hat, so konnte Kläger berechtigter- 
weise die Vornahme der fraglichen Ausbesserung am Sonntag ver- 
weigern, ohne sich den Vorwurf des unbefugten Verlassen s der Arbeit 
zuziehen (§ 82, lit. f. Gew. 0.), weil nach Artikel 1 des Gesetzes vom 
16. Jänner 1895^ R. G. Bl. Nr. 21 am Sonntag alle gewerbliche 
Arbeit zu ruhen hat und weil die in Frage kommende Arbeit nicht in 
die Kategorie jener gewerblichen Verrichtungen gehört, auf welche 
nach Absatz 1—5 des Artikels 111 1. c. das Verbot der Sonntagsarbeit 
sich nicht erstreckt. 
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Nr. 680. 

NichtbeieteHung clor erforderlichen Werkzeuge verpflichtet zur Ent- 
schSdigung des AJ(l(ordarbeiter8. (§§1155, 1160 a. b. G. B.) 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 17. Mai 1901, Gr. I, 420/1. 

In der Streitsache des Karl M. wider den Mechaniker Alois H. 
wegen 9 K 20 h geben beide Teile übereinstimmend an, daß der 
Beklagte mit dem Kläger einen Akkordlohnvertrag abschloß, dem- 
zufolge letzterer die Anfertigung von 300 Stück Nähmasehinen- 
bestandteiien gegen einen Stücklohn von 15 kr. übernahm. 

Kläger habe an jenem Akkorde durch 2 Tage und 3 Stunden 
gearbeitet, die Arbeit aber einstellen müssen, weil Bekls^gter sich 
weigerte, die notwendigen Werkzeuge (Zangen, Scheren etc.) beizu- 
stellen. 

Bdtlagter gibt die Weigerung zu, bestreitet jedoch die Not- 
wendigkeit der Verwendung der vom Kläger verlangten Werkzeuge. 

Dem Klagefbegehren wurde stattgegeben. 

Gründe: Auf Grund des vorstehenden Tatbestandes erscheint 
tewiesen, daß zwischen beiden Streitteilen ein Akkordlohnvertrag über 
300 Stück Nähmaschinenbestandteile abgeschlossen wurde und daß 
der Kläger nach einer Arbeitsdauer von 2 Tagen und 3 Stunden diese 
Arbeit aufgegeben hat, da ihm die Beistellung der erforderlichen 
Werkzeuge durch den Beklagten verweigert wurde. 

Die der Verhandlung zugezogenen Beisitzer gaben auf Grund 
ihrer langjährigen Erfahrungen ihrer einvergtändlichen Ansicht dahin 
Ausdruck, daß der Kläger ohne die verlangten Werkzeuge nicht in der 
Lage gewesen wäre, die übernommene Arbeit zu bewältigen und daß 
anderseits dem allgemeinen Gebrauche nach, die Beistellung dieser 
Werkzeuge dem Arbeilgeber obliegt; der Kläger war demnach nicht 
nur im Sinne des § 1160 a. b. G. B. befugt, die übernommene 
Arbeit vor vollendetem Werke aufzugeben, sondern auch gemäß 
§ 1155 a. b. G. B. berechtigt, eine angemessene Entschädigung vom 
Besteller zu fordern, da er vom letzteren nur durch dessen Schuld an 
der Fertigstellung verhindert, beziehungsweise überhaupt durch Zeit- 
verlust verkürzt worden ist. Zweifellos aber ist Kläger gemäß § 1156 
a. b. G. B. berechtigt, für die durch 2 Tage 3 Stunden wirklich 
geleistete Arbeit einen entsprechenden Lohn zu fordern und wurde 
im Grunde des § 273 Z. P. 0. der eingeklagte Betrag als angemessen 
erachtet; es war daher dem Klagebegehren vollinhaltlich stattzugeben. 
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Nr. 681. 

Der Arbeiter hat keinen Anspruch auf das Quartiergeld, wenn er 
das ihm zur Vertilgung stehende Naturalquartier nicht benutzt hat. 

Urteil des Gewerbegerichtes Graz vom 16. Juli 1903, G. Z. Cr. I, 424/3. 

Ein Kesselwärtergehilfe verlangte von dem Brauereibesitzer die 
Bezahlung des für 7 Monate entfallenden Quartiergeldes per 42 K samt 
Eostenersatz. 

Die Klage wurde abgewiesen. 

Gründe: Nach den Aussagen der vernommenen Zeugen lautet 
die von dem Oberdirektor den Delegierten der Arbeiterschaft im Jahre 
1900 und 1901 gemachte Zusage in betrefif des Quarlieres dahin, daß 
nur jenen Arbeitern, für die kein Naturalquartier, beziehentlich keine 
Schlafstelle erübrigt, ein Anspruch auf ein monatliches Quartiergeld 
von 6 K zugestanden wird ; der Kläger hat aber einen Anspruch auf 
eine Schlafstelle oder ein Quartiergeld bei seinem Eintritte und auch 
während seiner Arbeitsleistung nie erhoben. Zur Zeit seines Ein- 
trittes war die Schlafstelle seines Arbeitsvorgängers S. frei und konnte 
von ihm bezogen werden. Es wäre daher seine Sache gewesen, sich 
dieserwegen zu bekümmern. Weiters steht fest, daß in dem Schlaf- 
saale für das Personal des Kesselhauses und des Maschinenhauses 
8 Betten aufgeschlagen waren, von welchen mehrere unbenutzt 
waren, da die Verheirateten und auch andere Arbeiter lieber im 
eigenen Quartiere außerhalb des Fabriksraumes wohnten. Es erscheint 
daher das Begehren des Klägers, wenn man die Zusage des Ober- 
direktors auch für die nachträglich eingetretene Arbeiterschaft als 
bindend erachtet, ganz und gar unbegründet. 

Nr. 682. 

Verletzung wesentlicher Vertragsbestimmungen durch nicht ent- 
sprechende Gewährung des zugesicherten Quartiers bei einer Arbeit 
auf dem Lande. (§ 82 a lit. d, Gew. 0.) 

Urteil des Gewerbegerichtes Graz vom 27. November 1903, Gr. I, 764/3. 

Dem Klagebegehren eines vorzeitig ausgetretenen Arbeiters auf 
Zahlung der Rückfahrt vom Arbeitsort in seinen Wohnort wurde 
stattgegeben. 

Gründe: Aus den Ergebnissen der Streitverhandlung, aus den 
Angaben der Parteien, den Aussagen der vernommenen Zeugen und 
dem zur Verlesung gebrachten Schreiben des Ingenieurs N. wurde 
folgendes als erwiesen angenommen. Kläger wurde für einen im Badeort 
R. S. aufzuführenden Neubau als Mamer aufgenommen. Neben dem 
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Lohn sollte statt der üblichen Landzulagc das Quartier (Massenquartier 
wie beim Militär) beigestellt werden, die Zahlung der Hinfahrt auf der 
Eisenbahn wurde zugesichert, die Arbeit sollte bis gegen den Monat 
Mai dauern ; wenn Kläger bis zur Beendigung in der Arbeit bleibe, 
sollte er auch die Eisenbahnfahrt zurück frei haJoen, Der Kläger mußte 
die ersten zwei r*^||hte in einem Duschbadezimmer mit 13 andereu 
Arbeitern schlafen, später war er in dem sogenannten Musikprobesaal 
untergebracht, in dem außer ihm noch 29 andere Arbeiter ihre Schlaf- 
stätte angewiesen halten und dort auch schliefen. Wegen Mangels an 
Raum konnten in dem ersteren Lokale nicht genügend Strohsäcke 
untergebracht werden, wodurch es kam, daß die Arbeiter aneinander 
gedrängt, mehrere auf einem Strohsacke, liegen mußten. Das Lokal 
war derart feucht, daß Tropfen an den mit Ölanstrich versehenen 
Wänden standen. Auch in dem zweiten Lokal waren infolge des 
Transportes der Strohsäcke bei strömenden Regen von dem ersten 
Lokal in das zweite die Strohsäcke durchnäßt; da es an Kopfpölstern 
fehlte, mußten die Arbeiter ihre ganz durchnäßten Arbeitskleider als 
Kopf polst er verwenden. 

Da dem Kläger anstatt der Landzulage die Bequartierung zu- 
gesichert war, so war es Aufgabe der Beklagten, für eine ange- 
messene, den gewöhnlichsten Anforderungen der Gesundheit ent- 
sprechende Bequartienmg der Arbeiter Vorsorge zu treffen. Diesen An- 
forderungen ist die Beklagte nicht nachgekommen. Ein Duschbadezinmier 
ist schon an und für sich kein geeignetes Schlaflokal, insbesondere dann 
nicht, wenn es mit zu vielen Personen belegt wird. Es war ganz unge- 
hörig, den Arbeitern zuzumuten, auf durchnäßten Strohsäcken zu schlafen. 

Das Gewerbegericht hat angenommen, daß durch diese ganz 
unzulängliche Bequartierung des Klägers wesentliche Vertrags- 
bestimmungen in dem mit dem Kläger abgeschlossenen Lohnvertrage 
verletzt wurden. Kläger war daher berechtigt, vor der Zeit aus der 
Arbeit zu treten (§ 82 a, lit. d Gew. 0.) und von der Beklagten die 
ihm zugesicherte Eisenbahnrückfahrt ersetzt zu verlangen, gerade so, 
als wenn er bis zur Beendigung der Arbeit in R. S. geblieben wäre. 

Dem Klagebegehren war daher stattzugeben und Beklagte in 
den Ersatz der dem Kläger erwachsenen Kosten des Streites zu 
verfallen. 

Nr. 688. 

Der Betrieb eines derVerwendung beim Gewerbe abträglichen Neben- 
geschäftes liegt nicht vor, falls der Hilfsarbeiter, wenn auch ohne 
Einwilligung des Gewerbeinhabers, jedoch nur aus Gefälligkeit, 
unentgeltlich und bloü ein einziges Mal einem Kameraden bei Her- 
stellung einer in sein Fach einschlägigen Arbeit aulterhalb der 
Arbeitszeit behilflich war. (§ 82, lit. e. Gew. 0.) 
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Einmaliges Zuspätkommen um eine Viertelstunde berechtigt nicht 
zur Entlassung. (§ 82, Itt. f, Gew. 0.). 

Entscheidung des Gewerbegftrichtes Teplitz vom 10. Mai 1901, Gr. I, 149/1. 

Der Malergehilfe A. forderte im Klagewege von seinem Meister 
Lphnvergütung, weil er grundlos entlassen wurde; er habe nämlich 
auf Ersuchen eines Freundes, gleichfalls eines Ma^^ehilfen, diesem in 
der Nacht vom 7. zum 8. Mai 1901 bei liem Ausmalen des Ladens 
des Friseurs T. in Teplitz aus bloßer Gefälligkeit und ganz unentgelt- 
lich geholfen. Sie wollten damit dem Raseurgehilfcäi Fr. H., der seinfen 
Arbeitgeber mit dem frisch ausgemalten Friseursalon überraschen 
wollte und daher das Ausmalen bei der Nacht veranlassen mußte, 
einen Freundschaftsdienst erweisen. Da diese Arbeit von 8 Uhr abends 
bis gegen 5 Uhr morgens währte^ sei Kläger am 8. Mai 1901 fräh 
um eine Viertelstunde zu spät in die Arbeit gekommen und habe dem 
Beklagten, welcher ihn hiebei betrat, den Grund soiner Verspätung 
mitgeteilt. Dieser habe den Kläger wegen der Pfuscharbeit und wegen 
des Zuspätkommens sofort entlassen. 

Dem Klagebegehren wurde stattgegeben. 

Gründe. Nach § 82, lit. e, Gew. 0. kann die vorzeitige Ent- 
lassung erfolgen, wenn der Hilfsarbeiter ohne Einwilligung des 
Gewerbeinhabers ein der Verwendung beim Gewerbe abträgliches 
Nebengeschäft betreibt. Dieser Entlassungsgrund hat zur wesentlichen 
Voraussetzung, daß die unerlaubte Nebenbeschäftigung in wiederholten, 
mindestens also in 2 Fällen ausgeübt wurde, da sonst nicht von dem 
„Betreiben* eines Nebengeschäftes gesprachen werden kann und daß 
die Nebenbeschäftigung die Arbeitskraft des Hilfsarbeiters bei der Ver- 
wendung im Gewerbe nachteilig beeinflußt. 

Nun kann zwar nicht geleugnet werden, daß die vom Kläger 
vorgenommene Nebenbeschäftigung seiner Verwendung beim Gewerbe 
abträglich war, denn wenn der Hilfsaibeiter die ganze Nacht hindurch, 
ohne sich die nötige Ruhe und den erforderlichen Schlaf zu gönnen, 
eine Nebenbes^chäftigung verrichtet und dann zu spät in die Arbeit 
kommt, um die letztere im Zustande körperlicher Abgespanntheit und 
Ermüdung in nicht zufriedenstellender Weise zu verrichten, so verletzt 
er das Interesse des Unternehmers, dem daran gelegen sein muß, daß 
der Hilfsarbeiter mit voller Arbeitskraft an die Arbeit schreite. AUein 
in dieser bloß ein einziges Mal und noch dazu, wie erwiesen, unent- 
geltlich ausgeübten Nebenbeschäftigung des Klägers kann nicht schon 
schlechthin das „Betreiben* eines Nebengeschäftes erblickt werden 
und kann Beklagter den Entlassungsgrund des § 82, lit. e. Gew. 0. 
mit Erfolg zu seiner Rechtfertigung nicht heranziehen. 
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Aber auch der zweite Grund, daÄ der Kliifar um eine Viertel- 
stunde zu spät in die Arbeit kam, berechti|^e nicht zur Entlassung, 
weil hierin ein unbefugtes Verlassen der Airb^t nicht erblickt werden 
kann, zumal nur eine, mit der Verpflichtong des Arbeiters unverein- 
bare absichtliche Unterbrechung oder ein länger dauerndes Auf- 
geben der Arbeit, keineswegs aber schon ein einmaliges Zuspät- 
kommen um kurze Zeit des obigen Begriff erschöpft. Wohl liegt in 
dem Zuspätkommen eiue Pflichtvernachlässigung, welche, wenn sie 
den Charakter der jBdiarriichkeit annimmt, zur Entlassung berechtigt ; 
im vorliegende Falle war jedoch diese erstmalige Pflichtvernach- 
lässigung mäA qualifiziert und durfte deshalb Kläger nicht entlassen 
werden. 

Nr. 684. 

Entlassung wegen Aufreizung zur Auflehnung und zum Ungehorsam. 
(§ 82, lit. f, Gew. 0.) 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 16. Jänner 1901, Gr. IV, 40/1. 

Die Klägerin Josefa Seh. gibt selbst an, daß sie von der 
Putzerin Franziska S. deshalb entlassen wurde, weil sie anläßlich 
eines am 1. Jänner 1. J. stattgehabten Streites zwischen der Beklagten 
und mehreren Wäschermädeln zu letzteren sagte: „Laßt Euch alle 
nichts gefallen, dreht nur recht auf mit ihr.* 

Die Klägerin wurde darauf entlassen und begehrt 28 K Ent- 
schädigung. 

Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe. Die Worte „Laßt Euch alle nichts gefallen, dreht nur 
recht auf mit ihr**, welche zugegeben sind, enthalten eine Aufreizung 
zur Auflehnung bezw. zum Ungehorsam, daher die Entlassung nach 
§ 82, lit. f, 'Gew. 0. gerechtfertigt ist und das Klagebegehren abzu- 
weisen war. 

Nr. 685. 

Wenn der Arbeiter deshalb verspätet zur Arbeit erscheint, weil er 

einer ihm am Abend vorher zugestellten Ladung einer Behörde Folge 

leisten mußte, ohne den Meister davon benachrichtigen zu können, 

ist die Entlassung nicht gerechtfertigt. (§ 82, lit. f, Gew. 0.) 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 23. März 1901, 
Cr. IV, 548/1. 

Der Kläger (Schuhmachergehilfe) wurde vom Beklagten entlassen, 
weil er am Montag erst um 1 1 Uhr vormittags zur Arbeit erschien und 
der Meister annahm, daß der Kläger blau gemacht habe. Dem Kläger 
wurde die Entschädigung für die Kündigungsfrist zugesprochen. 
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Gründe. Durch die Aussage des Zeugen S. ist festgestellt, daß 
dem Kläger die Ladung des magisfratischen Bezirksamtes für den 
1 1 . März erst am 10. März ^l%\0 abends zukam. Daß er geladen war, 
ist außerdem durch die amtliche Bestätigung und die sie ergänzende 
telephonische Mitteilung in glaubwürdiger Art dargetan. Kläger hat 
demnach die Arbeit am 11 . März vormittags keineswegs aus Verschul- 
den versäumt, vielmehr nur pflichtgemäß einer behördlichen Ladung 
Folge geleistet. Die durch die ebenso ungegründete, als vorschnelle 
Annahme, daß der Kläger blau gemacht habe, hervorgerufene Ent- 
lassung ist daher nicht gerechtfertigt, weil ein unbefugtes Verlassen 
der Arbeit überhaupt nicht vorliegt und war dem Klagebegehren 
Folge zu geben, um so mehr, als es bei der gegebenen Sachlage und 
der Entfernung der Wohnung des Klägers von der Betriebsstätte des 
Beklagten geradezu unmöglich war, daß der Kläger sich entschuldige. 

Kr. 686. 

Unbefugtes Verlassen der Arbeit liegt vor, wenn der Maschinist 
beliufs Erstattung der ihm nach § 1 1 der Ministerialverordnung 
vom 1. Oktober 1875, R. G. Bl. Nr. 130, obliegenden Anzeige den 
Dampfkessel verläßt, ohne vorher von der vermeintlichen Gefahr bei 
Benutzung desselben jemandem eine Mitteilung gemacht zu haben. 
(§ 82, lit. f. Gew. 0.) 

Die nach § 80 g, Gew. 0. den Gewerbeinhaber treffende Entschä- 
digungspflicht setzt den Nachweis eines infolge der unterlassenen 
Eintragung entstandenen Schadens voraus. 

Entscheidung des Gewerbegericl.tes Teplitz vom 29. März 1901, Gr. I, 98/1. 

Der Maschinist A. belangte die Firma B. auf Bezahlung einer 
Entschädigung für den Entgang der gesetzlichen Kündigungsfrist und 
einer Entschädigung wegen der mangelhaften Eintragung in das 
Arbeitsbuch. 

Kläger habe nach mehrtägiger Krankheit am 28. Jänner 1901 
zeitlich morgens den Dienst wieder angetreten. Bei Besichtigung des 
ihm zur Bedienung zugewiesenen Dampfkessels glaubte Kläger Anhalts 
punkte dafür zu haben, daß der Kessel nicht in Ordnung sei, deshalb 
habe er das Anheizen unterlassen und sich ohne jemandem hievon 
etwas mitzuteilen, noch bei finsterer Nacht nach Kl. zur Gen- 
darmerie begeben, um von der Schadhaftigkeit des Kessels die Anzeige 
zu machen. Da seine Anzeige nicht zur Kenntnis genommen wurde, 
sei er von da direkt nach Teplitz zum Kesselinspektor gegangen, dem 
er seine Bedenken bezüglich des Zustandes des Kessels vorbrachte. 
Infolge des bei schlechtem Wetter und Schneegestöber zurückgelegten 
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forcierten mehrstündigen Marsches sei er, weil an und für sich noch 
Rekonvaleszent, wieder krank geworden und habe sich, ohne nochmals 
in die Fabrik zurückkehren zu können, direkt in seine Wohnung nach 
E. begeben müssen, wo er bis 4. März 1901 krank daniederlag. Von 
dem nach seiner Anschauung schadhaften Zustande des Dampfkessels 
habe er bei seinem Weggehen weder dem Direktor noch jemandem 
andern die Mitteilung machen können, weil zu so früher Stunde noch 
niemand im Fabriksgebäude anwesend war. Mit Schreiben vom 
30r Jänner 1901 sei ihm seine Entlassung mitgeteilt und sein Arbeits- 
buch zurückgesendet worden. Da die Rubrik , Zeugnis" von der 
beklagten Firma nicht ausgefüllt war, habe er sich wiederholt wegen 
Behebung dieses Mangels an die Fabrik gewendet, jedoch diese Ein- 
tragung erst anläßlich des am 18. März 1901 bei dem Gewerbe- 
gerichte stattgefundenen Vergleichsversuches erwirken können. 

Infolge dieser mangelhaften Eintragung habe Kläger vom 8. bis 
18. März 1901 keine Arbeit suchen können, weil er sich geschämt 
habe, dieses Buch jemandem vorzuzeigen. Durch die grundlose 
vorzeitige Entlassung einerseits und durch die mangelhafte Ausfüllung 
des Arbeitsbuches anderseits halte sich Kläger zum Ansprüche in der 
oben bezeichneten Höhe berechtigt. 

Der Direktor der beklagten Firma wendete ein, Kläger sei des- 
halb entlassen worden, weil er, anstatt den Dampfkessel zu heizen, 
von der Arbeit ohne Grund fortgegangen sei, so daß, da um Y46 Uhr 
morgens der Kessel noch ungeheizt war und erst angefeuert werden 
mußte, der ganze Fabriksbetrieb eine mehrstündige, mit mate- 
riellem Schaden verbundene Störung erlitt. Die klägerische Be- 
hauptung, daß der Kessel schadhaft war, oder daß Umstände zu einer 
Schlußfolgerung hiezu vorlagen, sei vom Kläger bloß ersonnen 
gewesen, denn der Kessel sei sofort ohne Vornahme irgendwelcher 
Reparatur geheizt worden und habe nach wie vor vollkommen tadellos 
funktioniert. Richtig sei, daß das Arbeitsbuch des Klägers aus einem 
Versehen der Fabriksleitung mit dem vom Kläger gerügten Mangel 
behaftet war; dagegen sei es unwahr, daß der Kläger deshalb einen 
Schaden erlitten habe, weil Kläger überhaupt unterlassen habe, eine 
Arbeitsgelegenheit aufzusuchen. 

Das Klagebegehren wurde in beiden Punkten abgewiesen. 

Gründe. Nach § 11 der zum Gesetze vom 7. Juli 1871, 
R. G. Bl. Nr. 112, erflossenen Ministerialverordnung vom 1. Oktober 
1875, R. G. Bl. Nr. 130, betreffend die Sicherheitsvorkehrungen gegen 
Dampf kesselexplosionen, ist jedermann, dem irgend eine Gefahr bei 
Benützung eines Dampfkessels bekannt wird, zur Anzeige derselben 
bei den amtlichen Organen berechtigt. Verpflichtet zu einer solchen 
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Anzeige sind alle jene Personeti, welche bei der Bedienung oder 
Benützung eines Dampfkessels verwendet werden, im Falle ihre dem 
Benätzer desselben oder seinen Bestellten erstattete Mitteilung über 
die drohende Gefahr nicht unverzüglich zur Herstellung eines gefahr- 
losen Zustandes führen sollte. Für den Kläger lag also die Verpflichtung 
zur Anzeige erst dann vor, wenn die an den Fabriksdirektor oder 
dessen Bestellten zu erstattende Mitteilung unbeachtet geblieben wäre: 
Es kann also dahingestellt bleiben, ob der Kläger Grund zur Annahme 
der Schadhaftigkeit des Kessels hatte oder nicht und soll ihm auch 
nicht zur Last gelegt werden, daß er die Anzeige bei den amtlichen 
Organen machte. Dagegen kann dem Kläger der Vorwurf nicht erspart 
werden, daß er seine Pflicht, auf seinem Posten auszuharren, bis er 
die ihm obliegende Verpflichtung zur Mitteilung an die maßgebende 
Persönlichkeit gemacht hatte, in gröblicher und nicht entschuldbarer 
Weise versäumt hat, denn gerade durch das Verlassen des Dampf- 
kessels hat Kläger der Möglichkeit Vorschub geleistet, daß der ver- 
meintlich schadhafte Kessel im Falle des Anheizens zur Explosion 
gebracht werde. Die beklagte Firma war demnach im vollen Bedrte, 
wenn sie in» der unüberlegten und unverantwortlichen fiaailmgsweise 
des Klägers ein unbefugtes und ganz unxeilgeiiäSes Verlassen der 
Arbeit erblickte und dasselbe mit der safortigen Entlassung bestrafte. 
(§82,]iä.£. Gew. O.) 

Der Klager l)ebauptete, sich geschämt zu haben, mit dem man- 
gelhaft ausgefülltem Arbeitsbuche um Arbeit anzusuchen; et vermutete 
bloß, daß er wegen des dem Arbeitsbuche anhaftenden Gebrechens 
keine Arbeit erhalten hätte, ohne aber konkrete Umstände, welche 
seine Vermutung rechtfertigen würden, anführen zu können. Er blieb 
also den Beweis für seine Behauptung, daß die mangelhafte Eintragung 
schuld an dem Nichterlangen einer Arbeit war, schuldig. Wollte 
B^läger einen Schadenersatz beanspruchen, mußte er wenigstens einen 
Versuch machen, mit dem Arbeitsbuche auch Arbeit zu erlangen und 
es mußte seine Zurückweisung eben wegen des bezeichneten Mangels 
erfolgen. Das abgängige Zeugnis konnte ihn an der Arbeitserlangung 
um so wenigfer hindern, als dem Kläger nach seiner Angabe andere 
günstige Zeugnisse zur Verfügung standen. 

Nr. 687- 

Unbefugtes Verlassen der Arbeit liegt dann nicht vor, wenn der im 
Akkordlohne stehende Hilfsarbeiter eine Arbeit um den ihm ange- 
tragenen Akkordlohn zur Ausführung nicht übernimmt, jedoch andere 
ihm nachträglich zugewiesene Arbeiten herstellt. (§82, lit. f. Gew. 0.) 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Teplitz vom 19. Juni 1901, Gr. I, 191/1. 

A. arbeitete bei dem Steinmetzmeister B. als Steinschleifer im 
Akkord, der nach einem für alle Arbeiter geltenden Lohntarife 
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berechnet wurde; nur für gewisse Arbeiten wurde der Lohn nach 
der Zeit bezahlt^ wobei die Stunde mit 28 h festgesetzt war. Am 
11. Jimi 1901 hat B. dem A. das Schleifen einer Marmorplatte, 
auf der sich eine wegzuscheuernde Inschrift befand, übertragen. 
Der Lohn für diese Arbeit sollte nach dem Tarife berechnet werden. 
Da nun der Gehilfe erkannte, daß er diese Arbeit mit Rücksicht 
auf das längere Zeit beanspruchende Wegscheuern der Inschrift 
nicht zu dem bestehenden Lohnsatze ausführen könne, machte 
er B. hierauf aufmerksam, worauf dieser erwiderte, er zahle dem 
Gehilfen für diese Arbeit um 20 h mehr als der tarifmäßige Lohn 
betrage. Noch bevor jedoch der Gehilfe entgegnen konnte, daß ihm 
auch dieser Lohn zu niedrig erscheine, entfernte sich B., so daß 
der Gehilfe sein Begehren um Lohnerhöhung nicht mehr vorbringen 
konnte. Dieser unterließ nun das Schleifen der Platte, ließ sich aber 
von dem Buchhalter andere Arbeit zuweisen, die er ausführte. Als 
nun B. einige Tage später wahrnahm, daß A. die Platte nicht 
geschliffen halte, ließ er den letzteren durch den Buchhalter um die 
Ürsadie dieser Arbeitsverweigerung fragen, w^orauf der Gehilfe dem 
Meister den Grund nutteilen ließ. Unmittelbar darauf verfügte B., daß 
dem Gehilfen das Arbeitelmch mit dem Beifügen zurückgestellt werde, 
der Gehilfe sei aus der Arbeit enüassea. 

Der Klage auf Entschädigung für äen Entgang der lUuidiguDgs- 
frist wurde Folge gegeben. 

Gründe: Der Beklagte hielt sich auf Grund der Bestimmung 
des § 82, lit. f. Gew. 0. zur kündigungslosen Entlassung des Klägers 
berechtigt, weil der letztere die Arbeit unbefugt verlassen habe. Unter 
dem Begriffe „unbefugtes Verlassen der Arbeit" ist nach dem Wort- 
sinne und Sprachgebrauche jedoch nur eine mit der Verpflichtung des 
Arbeiters unvereinbare absichtliche Unterbrechung oder ein länger 
dauerndes Aufgeben der Arbeit zu verstehen. Daß vorliegends eine 
solche Pflichtvsddrigkeit des Klägers nicht stattgefunden hat, ist offen- 
sichtlich und bedarf keiner weiteren Errörterung, denn der Kläger 
hat, wie erwiesen, anderweitige ihm übertragene Arbeiten verrichtet 
und war in seiner Arbeit überhaupt nicht säumig. Hat der Kläger 
tatsächlich trotz des nach der Behauptung des Beklagten abgeschlossenen 
Akkordvertrages die Bearbeitung der Platte unterlassen, so können 
in diesem passiven Verhalten des Klägers keinesfalls noch die Kriterien 
des angeführten gesetzlichen Entlassungsgrundes erblickt werden; 
weil der Kläger die Arbeit nicht einmal unterbrochen, geschweige 
denn aufgegeben, sondern lediglich eine übernommene Akkordarbeit 
um den vereinbarten Akkordlohn auszuführen sich geweigert hat. 
Selbst wenn für den vorliegenden Rechtsfall die von dem Beklagten 
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angerufene, jedoch dem Kläger nicht verlautharte Arbeitsordnung der 
Teplitzer Baugenossenschaft zur Anwendung kommen wurde, könnte 
das Vorgehen des Beklagten auch nach den Bestinmiungen dieser 
Arbeitsordnung nicht für gerechtfertigt gehalten werden, denn nach 
§ 1 3 derselben kann der Unternehmer einzelne Arbeiten im Einver- 
ständnisse mit den beteiligten Arbeitern in Handakkord mittels eines 
schriftlichen Vertrages über die Akkordpreise und sonstigen Bedin- 
gungen vergeben und gilt die Inangriffnahme der Arbeit als 
Annahme der Vereinbarung; doch kann niemand zu einer Akkord- 
arbeit gezwungen werden, sondern es wird ein derartiger Fall als 
Vertragsbruch angesehen und im Sinne des § 1 0, Absatz III (vorzeitige 
Lösung des Arbeitsverhältnisses) behandelt. Hienach ist also der 
Arbeitsvertrag erst dann perfekt, wenn die Arbeit in Angriff genommen 
wurde. 

Aber auch dann noch ist der Arbeiter zur Auflösung des Arbeits- 
vertrages berechtigt (wie obiger Paragraph unter lit. a besagt), wenn 
der Arbeiter sieht, daß der vereinbarte Preis ein so niedriger ist, daß 
nicht einmal der ortsübliche Taglohn pro Arbeiter erzielt wird. 

War also der Beklagte zur vorzeitigen Auflösung des Arbeits- 
vertrages nicht berechtigt, so mußte im Hinblicke auf die Bestim- 
mungen der §§77 und 84 Gew. 0. dem Kläger eine Lohnvergütung 
zuerkannt werden, bei deren Ausmessung der vereinbarte Stunden- 
lohn von 28 h bei einer täglichen zehnstündigen Arbeitszeit durch 
12 Arbeitstage als Maßstab angenommen wurde. 

Nr. 688. 

Entlassung wegen tätlicher MiRhandlung eines anderen Angestellten. 
(§ 82, lit. g, Gew. 0.) 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 29. April 1901, Cr. VI, 457/1. 

Die beklagte Firma beantragt die Abweisung des Klagebegehrens 
des Klägers (Geschäftsdiencr) wegen vorzeitiger Entlassung, weil er 
der Anordnung des Magazineurs F. keine Folge leistete und diesen 
mißhandelte, indem er ihm mehrere Stöße versetzte; auch habe er 
schon vorher einen anderen Bediensteten mit Mißhandlung bedroht. 
Das Benehmen des Klägers sei ein derartiges, daß keine Möglichkeit 
bestand, ihn weiter im Dienste zu behalten. 

Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Nach den eidlichen Aussagen der Zeugen Leopold F. 
und Kaiman T. wurde als erwiesen angenommen, daß Kläger am 
20. April d. J. im Ärger über einen ihm erteilten Auftrag dem erst- 
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genannten Zeugen drei Stöße auf die Brust versetzte. Der erste Stoß 
war derart kräftig geführt, daß der Zeuge auf die in der Nähe stehende 
Wage zurücktaumelte. Durch diesen tätlichen Angriff machte sich 
Kläger, wenn man darin auch nicht eine Körperverletzung erblicken 
will, unzweifelhaft einer tätlichen Beleidigung eines anderen Ange- 
stellten schuldig, welche die Beklagten im Sinne des § 82, lit. g, 
Gew. 0. berechtigte, ihn sofort ohne Kündigung zu entlassen. 

Nr. 689. 

Die Entlassung des ohne eigenes Verschulden arbeitsunfähig gewor- 
denen Hilfsarbeiters vor Ablauf von vier Wochen ist auch dann 
ungesetzlich, wenn der Posten des Arbeiters nicht bis zu seiner 
Wiedergenesung unbesetzt bleiben kann. (§ 82, lit. h, Gew. 0.) 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Teplitz vom 12. Oktober 1903,. Gr. 1, 321/3. 

Kläger war in der Wirkwarenfabrik des Beklagten ohne Kündi- 
gungsabrede als Hausmeister eingestellt. Am 3. Oktober 1903 
erkrankte er unverschuldet an einem Lungeukatarrh, ließ sich einen 
Krankenschein ausstellen, meldete aber schon am 8. Oktober 1903, 
daß er am Montag den 12. Oktober 1903 wieder in die Arbeit kommen 
werde. Der Beklagte eröfiFnete ihm aber, er habe nicht bis zum Wieder- 
erscheinen des Klägers warten können und einen anderen Hausmeister 
aufnehmen müssen, den er ohne Grund nicht entlassen dürfe. Der 
Kläger begehrte die Verurteilung des Beklagten zur Zahlung der Lohn- 
vergütung für 14 Tage. 

Dem Klagebegehren wurde stattgegeben. 

Gründe: Der Beklagte versuchte die Entlassung des Klägers 
damit zu rechtfertigen, daß er nicht voraussehen konnte, wie lange 
die Krankheit des Klägers dauern werde, daß infolge starken Ge- 
schäftsganges sofort ein anderer Hausmeister aufgenommen werden 
mußte, daß dieser nicht augenblicklich wieder verabschiedet werden 
konnte, daß aber für zwei Hausmeister keine Beschäftigung war. Allein 
dieser Grund vermochte das Verhalten des Beklagten* dem Kläger 
gegenüber nicht zu rechtfertigen, weil die kündigungslose Entlassung 
nur bei Vorliegen eines der im § 82 Gew. 0. angeführten Gründe 
gestaltet ist, und weil unter den in dieser Geselzesstelle aufgezählten 
Entlassungsgründen nicht auch der Umstand aufgenommen erscheint, 
daß die Entlassung erfolgen könne, wenn der Arbeitgeber während 
der Krankheit des Hilfsarbeiters einen anderen ein steilen muß und 
der Platz des erkrankten Arbeiters nicht bis zu seiner Wiedergenesung 
frei bleiben kann. Wollte der Beklagte den Kläger nicht im Dienste 
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behalten, so konnte er ihm wohl auch während der Eranjiheit für die 
gesetzliche Frist die Kündigung erteilen, mußte ihn aher, falls die 
Arbeitsunfähigkeit innerhalb der Kündigungsfrist aufhörte, bis zum 
Ablaufe der letzteren weiter beschäftigen oder ihm bis dahin den 
Lohn bezahlen. Dagegen durfte die Entlassung des Klägers ohne 
Kündigung nach dem klaren Wortlaute des § 82, lit. h. Gew. O.-erst 
nach vier Wochen von der Ek'krankung an erfolgen, denn die 
unzweifelhafte Absicht des Gesetzgebers ging dahin, zu verhindern, 
daß der durch eine verhältnismäßig nur kurze Krankheit zur Ausübung 
seines Berufes unfähig gewordene Arbeiter nach erlangter Wieder- 
genesung nidit momentan arbeits- und brotlos gemacht werde. 

Nr. 690. 

Wegen Übertretung der Vorschriften Über die Sonntagsruhe Icann 

der Hilfsarbeiter Iceinen Ersatzanspruch erheben, wenn er dadurch 

pekuniär nitht geschädigt wurde. 

Urteil des Gewerbegerichtes in Prag vom 10. März 1903, Gr. I, 266/3. 

Die Klage eines Zahlkellners wegen nicht vorschriftsmäßiger 
Gewährung der Sonntagsruhe wurde abgewiesen. 

Gründe: Gemäß Ministerialverordnung vom 24. April 1895, 
R. G. Bl. Nr. 58, womit in Durchführung des Gesetzes vom 16. Jänner 
1895, R. G. Bl. Nr. 21, betreffend die Regelung der Sonn- und Feier- 
tagsruhe im Gewerbebetriebe, die Arbeit bei dem Gast- und Schank- 
gewerbe an Sonntagen überhaupt und ohne Beschränkung gestattet 
ist, soll den am Sonntage länger als drei Stunden beschäftigten 
Arbeitern eine 24 stündige Ruhezeit am darauffolgenden Sonntage 
oder an einem Wochentage oder je eine sechsstündige Ruhezeit an 
zwei Tagen der Woche gewährt werden. 

Wird diese Vorschrift, deren Handhabung der Gewerbeinspektor 
zu überwachen hat, nicht befolgt, dann begeht der Unternehmer aller- 
dings eine Übertretung, allein fraglich ist, ob der Kellner gegen den 
Gastgeber eine Vergütung zu beanspruchen hat, wenn ihm letzterer 
nicht die vorgeschriebene Ersatzruhe, sondern diese in anderer 
Weise gewährt. 

Die Ersatzruhe soll durch die obbezeichnete Zeit ununterbrochen 
dauern, der Kläger hatte jedoch wegen Verhaltung zur Arbeit auch 
an Sonntagen wöchentlich einmal 15 Stunden, folglich weniger 
als 24 Stunden, aber doch mehr als 6 Stunden und überdies 
zweimal je 3 Stunden nachmittags, daher zusammen 6 Stunden, 
aber nicht ununterbrochen, sondern auf zweimal als Ersatzruhe 
genossen. 
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Diese Ersatzruhe entspricht keineswegs den obzitierten Vor* 
Schriften, jedoch kann daraus nicht schon gefolgert werden, d^ß 
hiedurch dem Kläger ein Vexmögensnachteü erwachsen ist oder daß 
derselbe mehr gearbeitet hat aJs er bei Beobachtung des Gesetzes 
hätte arbeiten müssen. 

Dem Kläger wurde, wie er selbst angibt, eine im ganzen 
bedeutend länger« Ersatzruhe gewährt als durch zweimal 6 Stunden. 

Wird daher erwogen, daß der Kläger einerseits wöchentlich 
eij^e längere Ersatzruhe hatte, als welche ihm mindestens gebührte, 
nämlich eine zusammen 21 stündige, wogegen er im ganzen nur 
mindestens 12 Stunden beanspruchen konnte und daß der Kläger 
als Zahlkellner während der längeren wöchentlichen Arbeitszeit nicht 
weniger, ja mit Rücksicht auf die zugestandenen Nebeneinkünfle an 
Diskretionen gewiß noch mehr verdient hat, als er bei genauer 
Beobachtung des Gesetzes verdient hätte, so ist der Kläger mit dem 
vereinbarten und geständigermaßen auch bezahlten Lohne als voll- 
kommen befriedigt anzusehen, es stellt sich daher der erhobene 
Anspruch als jeder tatsächlichen und rechtlichen Grundlage entbehrend 
unbegründet dar, daher die Klage abgewiesen werden mußte. 

Nr. 691. 

Wenn ein gewerbliches Arbeitsverhältnis jiwischea den Streitteilen 

nicht bestand, ist das Gewerbegericht sachlich nicht zuständig. 

(§ 1 Gew. Ger. G.) 

Beschluß des Gewerbegerichtes Graz vom 14. November 1903, Cr I, 731/3. 

Gründe: Die Beklagte betreibt auf Grund der auf ihren Namen 
lautenden Konzession das Wirtsgeschäft in G. Die Klägerin hat den Sohn 
der Beklagten unter der ausdrücklichen Zusicherung geheiratet, daß die 
Beklagte zugunsten der Klägerin die Wirtshauskonzession Ende des 
Jahefs 1902 zurücklege. 

Dies hat die Beklagte nun nicht getan und es haben die 
Beklagte, die Klägerin " sowie deren Ehemann das Wirtsgeschäft 
gemeinsam betrieben, die eingehenden Gelder einkassiert, bis es am 
7. November 1903 zum Bruche kam und die Klägerin sowie ihr Ehe- 
mann von der Beklagten aus dem Hause gewiesen wurden. Vorher hat 
die Beklagte dem Ehegatten der Klägerin versprochen, sie werde ihm 
50 fl. bezahlen, wenn sie das Wirtsgeschäft verkauft haben werde. 
Ein eigentliches gewerbliches Lohn Verhältnis habe nicht bestanden. 

Die Beklagte hat weder die Klägerin noch deren Ehegatten als 
gewerbUche Hilfsarbeiter angemeldet. Wohl aber hat der Ehegatte der 
Klägerin sich selbst als Geschäftsführer und seine Ehegattin als 
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gewerbliche Hilfsarbeiterin bei der Gehilfenkrankenkasse der Gastwirte* 
genossenschaft aDgemeldet. 

Nach diesen tatsächlichen Verhältnissen kann von einem gewerb- 
lichen Lohnverhältnisse vorliegend nicht gesprochen werden. 

Es bestand vielmehr eine Vereinbarung zum gemeinschaftlichen 
Betriebe eines Wirtsgeschäftes. 

Die Klage war daher vor dem k. k. Gewerbegerichte nicht zu 
verhandeln, sondern wegen Unzuständigkeit gemäß §§1 und 23 
Gew. Ger. G. und §§ 41 u. ff. J. N. unter Nichtigerklärung des ein- 
geleiteten Verfahrens von Amts wegen zurückzuweisen. 

Nr. 692, 

Zuständigkeit des Gewerbegerichtes fUr die Klage eines in einer 

GeflUgelmastanstalt aufgenommenen GeflUgelsdilächters. (§ 73 

Gew. 0. und § 1 Gew. Ger.G.) 

Unbefugtes Verlassen der Arbeit durch Vorschützen von Krankheit. 
(§ 82, lit. f, Gew. 0.) 

Urteil des Gewerbegerichtes Graz vom 9. Dezember 1903, G. Z. Gr. I, 787/3. 

Die Klage eines Geflügelschlächters einer Geflügelmastanstalt 
wegen ungerechtfertigter Entlassung wurde abgewiesen. 

Gründe: Die von dem Beklagten erhobene Einwendung der 
Unzuständigkeit war als nicht begründet abzuweisen. 

Denn der Kläger wurde als Geflügelschlächter für den gewerb- 
ii( hen Betrieb des Beklagten aufgenommen und größtenteils auch in 
demselben verwendet. Kläger wurde auch bei der Bezirkskrankenkasse 
angemeldet. Der Kläger ist demnach als gewerblicher Hilfsarbeiter 
anzusehen und nicht unter die Kategorie von Dienstboten zu rechnen, 
wenn er auch ab und zu zur Verrichtung von anderweitigen, einem 
Dienstboten zufallenden Arbeiten herangezogen wurde. § 73 Gew. 0., 
§ 1 Gew. Ger. G. 

Die Entlassung des Klägers wurde als gerechtfertigt anerkannt; 
weil Kläger am 28. November die Arbeit verlassen und am 30. Novem- 
ber nicht aufgenommen hat. Die Behauptung des Klägers, daß er 
krank gewesen sei und daher nur aus diesem Grunde nicht in die 
Arbeit gekommen sei, erscheint ganz und gar unerwiesen. Kläger hat 
weder den Krankenkassen- noch einen anderen Arzt zu Rate gezogen, 
er hat sich nicht in den Krankenstand begeben. Es muß daher 
angenommen werden, daß er lediglich durch Vorkomnmisse im Arbeits- 
betriebe des Beklagten verstimmt, ohne ausreichende gesetzliche Ursache 
eigenmächtig aus dem Arbeitsbetriebe ferngeblieben ist. Das Fern- 
bleiben des Klägers von der Arbeit muß demnach als unbefugtes 
Verlassen der Arbeit angesehen werden. 
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Nr. 693. 

Für Streitigkeiten zwischen dem Unternehmer einer Nervenheilanstalt 

und seinem Portier ist das Gewerbegericht nicht zuständig. (Art. V, 

lit. g, des Kundmachungspatentes zur Gew. 0. § 1 Gew. Ger. G.) 

Beschluß des Gewerbegerichtes Graz vom 12. November 1903, Gr. I, 737/3. 

Nr. 694. 

Für Streitigkeiten zwischen dem Unternehmer einer Privaterziehungs- 
anstalt und der zum Unterrichte im Kochen und der Haushaltungs- 
kunde aufgenommenen Lehrerin ist das Gewerbegericht nicht 
zuständig. (Art. V, lit. h, des Kundmachungspatentes zur Gew. 0. 

§ 1 Gew. Ger. G.) 

Beschluß des Gewerbegerichtes Graz vom 10. Oktober 1903, Cr. I, 653/3. 

Nr. 695. 

Für die Klage auf Zahlung des Lohnes des bei einem Zirkusunter- 
nehmen bediensteten TaglOhners ist das Gewerbegericht nicht 
zuständig. (Art. V, lit. o des Kundmachungspatentes zur Gew. 0. 
§ 1 Gew. Ger. G.) 

Beschluß des Gewerbegerichtes Graz vom 9. September 1903, Gr.I, 568/3. 

Nr. 696. 

Die Klage des Agenten auf Zahlung der Provision gegen den 
Inhaber eines Patentes gehört nicht zur Zuständigkeit des Gewerbe- 
gerichtes. (§§ 1 und 5, Gew. Ger. G: und § 73 Gew. 0). 

Beschluß des Gewerbegerichtes Graz vom 3. August 1903, Cr. I, 493/3. 

Die Klage wurde wegen sachlicher Unzuständigkeit des Gewerbe- 
gerichtes zurückgewiesen. 

Gründe: Der Kläger fordert von dem Beklagten, der ein Schuh- 
machergewerbe betreibt und ein Patent besitzt, an Provision für den 
Vertrieb der Waren einen Betrag von 37 K 96 h. 

Dem Kläger kann die Eigenschaft eines gewerblichen Hilfs- 
arbeiters in seiner Eigenschaft als Agent eines Produklionsgewerbes 
nicht zuerkannt werden, das Gewerbegericht ist somit nicht zuständig 
(§§ 1 und 5 Gew. Ger. G., § 73 Gew. 0.), weshalb die Klage von 
Amts wegen zurückgewiesen werden mußte. (§23 Gew. Ger. G.) 

IV 
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Nr. 697. 

Die Rubriken des Arbeitsbuches sind beim ordnungsmältigen Aus- 
tritte vom Arbeitsgeber auch dann auszufüllen, wenn der Hilfs- 
arbeiter blon probeweise beschäftigt war. (§ 80 d Gew. 0.) 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Teplitz vom 20. März 1903. Cj*. I, 88/3. 

Die Klägerin (Näherin) erhielt vom Beklagten, Inhaber eines 
Konfektionsgeschäftes, den sie um Arbeit anging, am 1 2. Dezember 

1902 den Auftrag, eine Probebluse nach einem ihr übergebenen Muster 
anzufertigen. Nach Ablieferung des Probestückes erhielt sie weitere 
5 Blusen zum Nähen und mußte bei dieser Gelegenheit ihr Arbeits- 
buch dem Beklagten übergeben. Am 31. Dezember 1902 reiste sie 
nach Ablieferung einer Bluse und des Musters in ihre Heimats- 
gemeinde ab, da sie sich unwohl fühlte. Von da aus ersuchte sie 
ihren Liebhaber R. K., dieser solle die vier unfertigen in seiner 
Verwahrung beflndlichen Blusen zum Beklagten tragen und von 
diesem die Ausstellung eines Krankenzettels behufs Erlangung der 
Krankenunterstützung von der Bezirkskrankenkasse und die Rück- 
stellung des Arbeitsbuches begehren. Als R. K. am 20. Jänner 1903 
beim Beklagten erschien, leugnete dieser den Besitz des Arbeitsbuches 
und verweigerte die Ausstellung des Krankenzeltels. Erst am 12. Februar 

1903 gelang es dem R. K. als Bevollmächtigten der bis dahin immer 
noch kranken Klägerin anläßlich eines Vergleichsversuches beim 
Gewerbegerichte die Rückstellung des Arbeitsbuches zu erwirken. 
Jedoch verweigerte der Beklagte die Eintragung der Arbeit in das 
Arbeitsbuch. Da Beklagter versäumt hatte, die Klägerin als seine 
Hilfsarbeiterin bei der Bezirkskrankenkasse anzumelden, letztere aber 
zur Auszahlung der Krankenunterstützung den legalen Nachweis der 
Hilfsarbeiterschaft der Klägerin verlangte, dieser Nachweis jedoch nur 
durch die Eintragung der Arbeit im Arbeitsbuche erbracht werden 
könne, so stellte Klägerin durch ihren Machthaber das Klagebegehren, 
zu erkennen, es sei der Beklagte schuldig, in das Arbeitsbuch der 
Klägerin den 12. Dezember 1902 als den Tag des Eintrittes und den 
20. Jänner 1903 als den Austrittstag einzutragen. 

Der Beklagte machte dagegen geltend, daß Klägerin bei dem 
Beklagten überhaupt nicht in regelmäßiger Beschäftigung stand, er 
daher auch nicht zu einer Eintragung im Arbeitsbuche verpflichtet sei. 

Dem Klagebegehren wurde stattgegeben. 

Gründe: Durch die Tatsache, daß Beklagter der Klägerin nach 
Anfertigung der Probebluse weitere 5 Stück Blusen zum Nähen über- 
gab und hiebei das Arbeitsbuch abverlangte, hat Beklagter zu erkennen 
gegeben, daß die Probe günstig ausgefallen sei, und daß die Klägerin 
ihrem Verlangen gemäß fortan Arbeit erhalten werde. Durch die 
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Abnahme des Arbeitsbuches ist er auch der Vorschrift des § 80 c Gew.O., 
wornach das Arbeitsbuch beim Eintritte in das Arbeitsverhältnis vom 
Gewerbeinhaber in Aufbewahrung zu nehmen ist, gerecht geworden. 
Da nach § 80 d Gew. 0. bei dem ordnungsmäßigen Austritte der 
Gewerbsinhaber die Rubriken des Arbeitsbuches auszufüllen und zu 
unterfertigen hat, so war Beklagter auch verpflichtet, im Arbeitsbuche 
den Eintritts- und Austrittstag ersichtlich zu machen und die Eintragung 
zu unterfertigen. 

Es fragt sich nun, welches Datum als Eintritts- und Austritts- 
tag gelte? Bei dem Umstände, als die Gewerbeordnung rücksichtlich der 
kalendermäßigen Dauer des Arbeitsverhältnisses zwischen einem 
dauernden und einem bloß vorübergehenden Arbeitsverhältnisse keinen 
Unterschied macht, die zitierte Vorschrift des § 80 c Gew. 0. ganz 
unterscheidungslos die Eintragung der Arbeit anordnet, muß geschlossen 
werden, daß auch eine bloß vorübergehende Beschäftigung im Arbeits- 
buche ersichtlich zu machen ist, wenn nur der Arbeiter während der 
probeweisen Beschäftigung nicht auch gleichzeitig für andere Arbeit- 
geber tätig war, welcher Fall hier nicht zutrifft. Demnach muß der 
1 2. Dezember 1 902 als der Tag des bei dem Beklagten erfolgten Arbeits- 
antrittes gelten. Für die Frage der Dauer des Arbeitsverhältnisses und 
des Zeitpunktes der Auflösung desselben muß jener Tag als Austritts- 
tag angesehen werden, an welchem entweder die Frist der von einem 
Vertragsteile ausgegangenen Kündigung abläuft, oder an welchem ein 
Vertragskontrahent in unzweideutiger Weise seinen Willen, das Arbeits- 
verhältnis aufzulösen, zu erkennen gibt. Da nun im vorliegenden Falle 
durch die Klägerin selbst das Arbeitsverhältnis aufgelöst wurde, indem 
sie am 20. Jänner 1903 die unfertigen Blusen zurückschickte und ihr 
Arbeitsbuch verlangen ließ, Beklagter auch die Blusen annahm und 
auf deren Fertigstellung nicht bestand, so muß er mit der sofortigen 
Auflösimg des Arbeitsvertrages als einverstanden angesehen werden. 
Er war demnach verpflichtet, diesen Tag als Endtermin des bestandenen 
Arbeitsverhältnisses in das Arbeitsbuch einzutragen, wobei es gleich- 
gültig ist, ob die Arbeiterin bis zu diesem Tage auch wirklich Arbeiten 
verrichtet hat oder durch Krankheit daran verhindert war. 



Nr. 698. 

Wenn das Arbeitsbuch beim Gewerbeinhaber verloren gegangen 
oder vernichtet worden ist, hat er die Kosten der Ausstellung eines 
neuen Arbeitsbuches, insbesondere die mit der Beschaffung der 
erforderlichen Dokumente verbundenen Auslagen zu bestreiten. Auf 

IV* 
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weitergehende Entschädigung hat der Arbeiter keinen Anspruch, 
wenn er am Verdienstentgang selbst schuld ist. (§ 80 g Gew. 0.) 

Ui-teil des Gewerbegerichtes Wien vom 2(). April 1901, Gr. V, 207/1. 

Klägerin wurde am 12. April 1901 entlassen, das Arbeitsbuch 
samt Taufschein wurde ihr nicht ausgefolgt, weil diese Behelfe am 
11. April beim Brande der Baukanzlei mitverbrannten. Die Klägerin 
begehrt die Entschädigung für den Verdienstentgang vom 12. April 
bis zur Erlangung eines neuen Arbeitsbuches mit täglich 1 K 60 h. 

Der Beklagte macht dagegen geltend, daß bei dem durch Unvor- 
sichtigkeit des Bauwächters am 11. April verursachten Brande der 
Baukanzlei 55 Arbeitsbücher verbrannten. Den sämtlichen Arbeitern 
seien Bestätigungen über den Verlust des Arbeitsbuches behufs Erlan- 
gung von Duplikaten ausgestellt worden und es haben auch viele 
Arbeiter bereits neue Bücher erhalten. Die Klägerin vvoirde entlassen, 
weil sie den Bauschreiber beschimpfte und mit einer zweiten Tag- 
löhnerin Streit hatte. Sie habe sich geweigert, auf eine andere Bau- 
stelle zu gehen, weil ihr der Weg zu weit war und habe somit durch 
eigene Schuld die Arbeit verloren, übrigens diene die Verlustbesläti- 
gung als vorläufige Legitimation. 

Die Klägerin gibt an, daß das magistratische Bezirksamt behufs 
Ausstellung eines neuen Arbeitsbuches die Beibringung des Heimat- 
und Taufscheines verlangte, weshalb sie darum nach Hause geschrie- 
ben habe, jedoch zur Antwort erhielt, daß die Ausstellung dieser 
Urkunden 2 fl. koste, was sie nicht zahlen könne, da sie kein Geld 
habe; sie gibt zu, die ihr vom Beklagten angetragene Arbeit an einer 
anderen Baustelle nicht angenommen zu haben, da ihr der Weg zu 
weit war. 

Der Klägerin wurde der Betrag von 4 K zuerkannt, das Mehr- 
begehren abgewiesen. 

Gründe: Der Entschädigungsanspruch wegen Nichtausfolgung 
des Arbeitsbuches hat zur Voraussetzung, daß der entstandene Schade 
auf ein Verschulden des Arbeitgebers zurückgeführt werden kann. 

Im vorliegenden Falle war der Verlust des Arbeitsbuches für 
die Klägerin zunächst nicht die Ursache eines Verdienstentganges, 
denn sie wurde beim Beklagten weiterhin in Arbeit behalten und hat 
durch ihr eigenes Verschulden ihre Entlassung herbeigeführt, da sie 
den Bauschreiber beschimpfte und mit einem zweiten Weibe Streit 
hatte, wie durch die Aussage des Zeugen Wenzel K. bestätigt wurde. 
Aber auch nach ihrer Entlassung war der Abgang des Buches kein 
Hindernis, anderswo in Arbeit zu treten, da die ausgestellte Verlust- 
bestätigung als vorläufige Legitimation vollkommen ausreichend ist. 
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Aus dem Verhalten der Klägerin geht hervor, daß es ihr nicht darum 
zu tun war, Arbeit zu finden, da sie sogar den Antrag des Beklagten, 
auf einer anderen Baustelle weiter zu arbeiten, ausgeschlagen hat unter 
dem ganz unbegründeten Vorwaade, es sei ihr der Weg zu weit. Es 
ist demnach ein durch den Verlust des Arbeitsbuches entstandener 
Schade nicht erwiesen, vielmehr hat es sich die Klägerin lediglich 
selbst zuzuschreiben, wenn sie seit dem Austritte vom Beklagten ohne 
Verdienst geblieben ist. Sie kann daher nicht den Beklagten haftbar 
machen. Die Klägerin war deshalb mit ihrem Entschädigungsanspruche 
wegen angeblichen Verdienstentganges abzuweisen. Es waren ihr 
lediglich die Kosten für die Beschaffung der zur Ausstellung eines 
neuen Arbeitsbuches erforderlichen Urkunden (Heimatschein und 
Taufschein) im Betrage von 4 K zuzuerkennen, da diese Kosten unter 
allen Umständen dem Beklagten zur Last fallen. (§ 80 g Gew. 0.) 

Nr. 699. 
Entlohnung von Überstunden. (§ 96 a Gew. 0.) 

Erkenntnis des Gewerbegerichtes Krakau vom 18. September 1902, Gr. I, 

805/2. 

Die Klage eines Maschinenwärters auf Zahlung von 400 K als 
Entlohnung für die während der 8jährigen Beschäftigung geleisteten 
Überstunden wurde abgewiesen. 

Kläger führte an, er habe täglich 12 Stunden gearbeitet, keine 
besonderen Frühstücks- und Mittagspausen gehabt, daher habe er täg- 
lich um zwei Stunden über die lOstündigeNormalai'beitszeit gearbeitet. 

Gründe: Der Kläger begründet seinen Anspruch mit der Vor- 
schrift des § 96a Gew. 0., welche für den fabriksmäßigen Betrieb 
eine 11 stündige Arbeitszeit mit der einstündigen Unterbrechung zu 
Mittag feststellt, und für Überstunden eine besondere Entlohnung 
vorsieht. 

Dagegen müssen die Vorschriften der § 96 a Alinea 3, und 
§ 96b, Alinea 4 Gew. 0. hervorgehoben werden, welche es zulassen, 
daß bei manchen Fabriken der ununterbrochene Betrieb gestattet und 
behufs Ermöglichung des wiederkehrend erforderlichen Schicht- 
wechsels die Arbeitszeit angemessen geregelt werde. Im Sinne dieser 
gesetzlichen Vorschrift hat das k. k. Handelsministerium mit Ver- 
ordnungen vom 27. Mai 1885, R. G. Bl. Nr. 82 (Absatz 20) und 
R. G. Bl. Nr. 85, § 2, für Maschinenwärter im Dampfbetriebe eine 
1 2 Stunden täglich betragende Arbeitsschicht gestattet und bewilligt, 
daß von der Feststellung bestimmter Zeitpunkte für die Ruhepausen 
abgesehen und die letzteren auf die aus der Natur der Arbeit sich 
ergebenden freien Zeitpunkte verlegt werden. 
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Der Kläger, welcher bei einer ohne Unterbrechung arbeitenden 
Dampfmaschine mit einem anderen Aufseher abwechselnd beschäftigt 
war, hat keine anstrengende Arbeit verrichtet, während seiner 
Arbeitszeit das Essen zu sich genommen und sonst die aus dem 
Betriebe sich ergebende freie Zeit gehabt. Er hat also in Überein- 
stimmung mit der gesetzlichen Vorschrift 12 Stunden täglich gear- 
beitet und kann keine Überstunden über die vertragsmäßige und 
gesetzliche Arbeitszeit ausweisen. Die Vorschrift des § 96 a, Alinea 7 
Gew. 0. bezüglich bosonderer Entlohnung der Überstunden betrifft 
nur die ausnahmsweise Verlängerung der Arbeitszeit in den im 
Absatz 4 und 5 dieses Paragraphen erwähnten Fällen, nicht aber die 
regelmäßige, für manche Unternehmungen und Arbeiter im § 96 a, 
Absatz 3 Gew. 0. vorgesehene, wenn auch längere Arbeitszeit. 

Das Klagebegehren ist auch deswegen unbegründet, weil die 
Zahlung für 12slündige Arbeitszeit verabredet war (§ 1152 a. b. G. B.) 
und der Kläger, welcher seine Pflichten kannte und ausübte, durch 
81/2 Jahre keine weiteren Forderungen gestellt hat. Er war also mit 
dem bezogenen Lohne einverstanden. ^ 

Nr. 700. 

Der Lehrherr haftet nicht fUr einen Abgang an den ihm nicht zur 
Aufbewahrung Ubergebenen Sachendes Lehrlings. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Aussig vom 27. Juni 1902, Ct. II, 108/2. 

Kläger behauptete, der vaterlose unter Vormundschaft stehende 
15 Jahre alte A. sei anfangs Mai 1901 bei dem Beklagten als 
Fleischerlehrling eingetreten und habe hiebei die erforderliche 
Kleidung, Wäsche und alles, was ein Fleischerlehrling braucht, vom 
elterlichen Hause mitbekommen. 

Ende JuU desselben Jahres sei der Lehrling krankheitshalber 
gezwungen gewesen, das Gewerbe aufzugeben, seinen versperrten 
Koflfer habe er erst kurz vor Weihnachten 1901 abgeholt. 

Bei Durchsicht desselben hätten Sachen im Werte von 56 K 60 h 
gefehlt. Kläger beantragt die Rückstellung dieser Effekten eventuell den 
Ersatz des Wertes im Beträge von 56 K 60 h. 

Der Beklagte wendet ein, daß ihm die Effekten nicht übergeben 
wurden, der Lehrling habe seine Sachen im Koffer versperrt gebracht, 
sie in das für die Fleischergehilfen bestimmte Zimmer gegeben und 
habe für die Obsorge über seine Effekten selbst sorgen müssen. 

Die Klage wurde abgewiesen. 

Gründe: Eine Verpflichtung des Beklagten auf Rückstellung 
der in der Klage angeführten Effekten oder auf Ersatz des Wertes kann 
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weder aus dem Titel eines Verwahrungsvertrages im Sinne der § 962 
und 964 a. b. G. B., noch aus dem Titel des Schadenersatzes infolge 
Verschuldens im Sinne des § 1295 a. b. G. B., noch aus den Pflichten 
des Lehrherm im Sinne des § 100 Gew. 0. gefolgert werden, nach- 
dem für den gegebenen Fall sämtliche Voraussetzungen mangeln. 

Aus dem im § 100 Gew. 0. umschriebenen Pflichtenkreis 
des Lehrherm gegenüber seinem Lehrling geht hervor, daß er an 
Stelle des Vaters oder gesetzlichen Vertreters des Lehrlings dessen 
Sitten und Aufführung und die gewerbliche Ausbildung zu über- 
-wachen hat, daß er aber keineswegs aus dem Titel des Lehr- 
vertrages zu der einem Verwahrer obliegenden Obsorge verhalten 
'werden kann. 

Hiezu wäre ein hierauf Bezug habendes Übereinkommen not- 
wendig; dies ist im vorliegenden Falle geradezu ausgeschlossen, nach- 
dem der Lehrling selbst zugibt, daß er seine Effekten im Koffer ein- 
gesperrt hatte, die Kofferschlüssel dem Lehrherrn nicht übergab, 
sondern in der eigenen Tasche verwahrte, daß er dem Lehrherrn auch 
nicht mitteilte, welche Effekten er mitgebracht hatte. Es läßt sich 
daher auch nicht einmal auf einen stillschweigend zustande gekom- 
menen Verwahrungsvertrag schließen, während von einem tatsäch- 
lichen schriftlichen oder mündlichen Übereinkommen bezüglich der 
mitgebrachten Effekten schon gar nicht gesprochen werden kann, 
weil hiezu jeder Grund mangelt und ein derartiges Übereinkommen 
vom Kläger auch nicht behauptet wird. 

Was die Verbindlichkeit zum Schadenersatze anbelangt, so ist 
nach § 1294 a. b. G. B. vor allem notwendig, daß den Beklagten ein 
Verschulden trifft. Es ergibt sich zwar aus der Natur des Lehrverlrages, 
daß der Lehrherr mit der Aufnahme des Lehrlings in den Verband 
der gemeinschaftlichen Haushaltung nicht bloß die Verpflichtung, den 
Lehrling rücksichtlich der persönlichen Sicherheit vor Mißhandlungen 
von Seite der Arbeits- und Hausgenossen zu schützen, sondern auch 
die dem Familienvater zukommende Obsorge zum Schutze des Haus- 
haltungsvermögens übernimmt, woraus sich die Verpflichtung ergibt, 
dafür Sorge zu tragen, daß der Lehrling die ihm gehörigen Effekten 
an einem nicht jedermann zugänglichen Platze aufbewahren kann. 
Wenn nun dem Lehrling hiezu das für die Gehilfen bestimmte Zimmer 
angewiesen wurde und er in der Lage war, hierselbst seinen Koffer 
unterzubringen und abzusperren, hat der Lehrherr seiner Verpflich- 
tung vollkommen Genüge getan und läßt sich dieserhalb kein Ver- 
schulden ableiten, und zwar dieses um so weniger als ja der Lehrling 
mit dem Absperren des Koffers die Überwachung seiner Effekten 
selbst übernahm und jeden Dritten geradezu ausschloß. 
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Nr. 701. 

1. Die Weigerung des Maschinenwärters, dringende Maschinenrepa- 
raturen an Sonn- oder Feiertagen ohne besondere Entlohnung vor- 

zunehmen, berechtigt zur Entlassung. (§ 82, lit. f. Gew. 0.) 

2. Bei verspäteter Ausfolgung des den gesetzlichen Vorschriften 
entsprechenden Arbeitszeugnisses hat der Arbeitgeber nur dann 
dem Arbeitnehmer Ersatz zu leisten, wenn hieraus ein Schaden 

entstanden ist. (§81 Gew. 0.) 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Graz vom 10. November 1902, Gr. I, 

539/2, bestätigt mit Urteil des Landes als Berufungsgerichtes Graz vom 

1. Dezember 1902, Gg. I, 628/2. 

Die Klage eines entlassenen Maschinenwärters wurde abge- 
wiesen. 

Gründe: Der Kläger ist bei der Beklagten als Maschinen- und 
Kesselwärter aufgenommen worden. 

Bei der Aufnahme wurde dem Kläger gesagt, daß er auch an 
Sonn- und Feiertagen alle Maschinenreparalurcn besorgen müsse. 

Der Kläger hat auch zugegeben, daß ihm der Inhalt der behörd- 
lich genehmigten Fabriksordnung bekannt war. Nach dieser obliegt den 
Maschinen- und Kesselwärtern auch an Sonn- und Feierlagen, sowie 
nach den Feierabendstunden die Reinigung und Instandhaltung der 
Kessel und Maschinen, sowie das rechtzeitige Anheizen der Kessel. 

Am 2. November 1902 stellte sich die Notwendigkeit des Ein- 
passens von drei Schalen bei der Ziegelmaschine heraus. Bei dem 
Einpassen der ersten Schale hat der Kläger mitgearbeitet. Seine Mit- 
arbeit an dem Einpassen der zwei weiteren Schalen machte er aber 
davon abhängig, daß er hiefür separat entlohnt werde. Da ihm dies- 
bezüglich eine Zusage nicht gemacht wurde, hat er die weiteren 
Arbeitsleistungen verweigert. 

Wenn nun erwogen wird, daß schon nach dem Inhalte des 
abgeschlossenen Lohnvertrages diese Reparaturarbeiten in den 
Pflichtenkreis des Klägers fallen, daß auch nach dem Wortlaute der 
vorliegenden Fabriksordnung dem Maschinen- und Kesselwärter diese 
Verpflichtung obliegt und wenn weiters erwogen wird, daß auch nach 
dem Gesetze vom 16. Jänner 1895, R. G. Bl. Nr. 21, Art. III, Punkt 1, 
die an Werksvorrichtungen vorzunehmenden Säuberungs- und Instand- 
haltungsarbeiten, durch welche der regelmäßige Fortgang des Betriebes 
bedingt ist und welche ohne wesentliche Störung des Betriebes an 
Wochentagen nicht verrichtet werden können, ferner nach Punkt 4 
unaufschiebbare Arbeiten vorübergehender Natur, welche in Notfallen 
vorgenommen werden müssen, an Sonntagen vorgenommen werden 
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können und daß vorliegend diese Umstände zutreffen, weil sonst eine 
Störung des Betriebes die unausbleibliche Folge gewesen wäre, so 
muß die Frage, ob der Kläger zur Leistung der von ihm am 2. No- 
vember 1902 verlangten Arbeiten kraft des getroffenen Lohnvertrages 
mit Fug und Recht herangezogen werden konnte, bejaht werden. Die 
Frage, ob er hiefür eine separate Entlohnung zu beanspruchen berech- 
tigt war oder nicht, bleibt hiebei ganz aus dem Spiele. Glaubt Kläger 
eine separate Entlohnung -anzusprechen berechtigt zusein, so steht 
demselben frei, diese Frage zur komp^enten Entscheidung zu bringen. 

Im Unrecht hat er sich jedoch befunden, die Arbeitsleistung 
rundweg abzulehnen oder sie auch nur von der separaten Entlohnung 
abhängig zu machen. 

Die Handlungsweise des Klägers stellt sich daher als eine 
Weigerung, eine demselben zustehende Arbeit zu verrichten, dar und 
erscheint demnach die kündigungslose Entlassung des Klägers gemäß 
§ 82, lit. f Gew. 0. als eine berechtigte. 

Der Entschädigungsanspruch wegen ungerechtfertigter Entlas- 
sung war daher abzuweisen. 

Aber auch der Anspruch wegen verspäteter Ausfolgung des 
Arbeitszeugnisses erscheint nicht begründet, wenn erwogen wird, daß 
der Kläger gemäß § 8 1 Gew. 0. nur Anspruch auf Ersatz des infolge 
verspäteter Ausfolgung des Zeugnisses . entsprungenen Nachteiles zu 
stellen berechtigt erscheint, Kläger, aber nach seiner eigenen Darstel- 
lung ^us der verspäteten Ausfolgung des Zeugnisses keinen Nachteil 
erlitten hat, nachdem er in dem einen wie in dem anderen Falle vor 
dem 11. November 1902 bei Dr. J. die Arbeit nicht hätte antreten 
können. 

Nr. 702. 

Der Arbeitgeber ist mit der Entgegennahme der Arbeitsleistung nicht 

im Verzuge, wenn er dem Ortsgebrauche gemalt den Hilfsarbeiter 

am Feiertage nicht arbeiten läßt. Art. XIV, Ges. v. 14. Jänner 1895, 

R. G. Bl. Nr. 21. (§ 82 a, lit. e Gew. 0.) 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Teplitz vom 16. Dezember 1903, Gr. I, 

402/3. 

Die Klage eines Maurers auf Zahlung des Lohnes für den Feier- 
tag, an dem ihn der Polier des Baumeisters nicht arbeiten ließ, v^urde 
abgewiesen. 

Gründe: Die Frage, ob der Arbeitgeber dem zur Arbeit 
bereiten Hilfsarbeiter zur Zahlung des Taglohnes für den versäumten 
Feiertag verpflichtet ist, erhält ihre Lösung teils im Gesetze selbst. 
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teils in dem herrschenden Ortsgebrauche bei dem in Frage kommenden 
Gewerbe. Nach Art. XIV des Gesetzes vom 16. Jänner 1895, R. G. Bl. 
Nr. 21, betrefifend die Regelmig der Sonn- und Feiertagsruhe im 
Gewerbebetriebe, imd nach der hiemit im Zusammenhange stehenden 
Statthaltereiverordnung für Böhmen vom 16. Dezember 1897, 
Z. 195854, L. G. Bl. Nr. 69, ist nämlich den Arbeitern an den Feier- 
tagen mit Berücksichtigung ihrer Konfession die zum Besuche des 
Vormittagsgottesdienstes nötige Zeit einzuräumen, wogegen nach 
Art. I des zitierten Gesetzes an Sonntagen alle gewerbliche Arbeit zu 
ruhen hat. Bei Vergleichung dieser beiden Gesetzesstellen ergibt sich, 
daß der Arbeitgeber, von den im Gesetze ausdrücklich vorgesehenen 
Ausnahmsfällen abgesehen, gewerbliche Arbeiten durch Hilfsarbeiter 
am Sonntage überhaupt nicht verrichten lassen darf, wogegen solche 
Arbeiten an Feiertagen unter der Beschränkung erlaubt sind, daß 
dem Arbeiter die Gelegenheit zum Besuche des vormittägigen Gottes- 
dienstes geboten wird. Was aber jemandem zu tun erlaubt ist, das ist 
er zu tun noch nicht verpflichtet. Die Berechtigung zur Vornahme einer 
Handlung schließt noch keineswegs die Verpflichtung zu derselben in 
sich. Der Arbeitgeber kann also unter Einhaltung der obigen Be- 
schränkung an den Feiertagen arbeiten lassen, er muß aber nicht. 
Tatsächlich wird im Sprengel dieses Gerichtes an Feiertagen nur in 
wenigen Betrieben, im Kleingewerbe fast gar nicht, bei dem Bau- 
gewerbe in der Regel nur in den Sommermonaten und da nicht immer 
vollzählig gearbeitet. Mit dieser Übung deckt sich auch die bezügliche 
Bestimmung der Arbeitsordnung der Teplitzer Baugenossenschaft, wo- 
nach laut § 4 nur in dringenden Fällen an Feiertagen gearbeitet 
wird. Da die Dringlichkeit der Arbeitgeber allein zu beurteilen hat, im 
konkreten Falle der Beklagte, bzw. in dessen Vertretung der Polier 
eine solche Dringlichkeit am bezeichneten Feiertage nicht als gegeben 
erachtete, so konnte er mit Recht die Arbeit an diesem Tage ruhen 
lassen, ohne mit der Entgegennahme der Arbeitsleistung des zur 
Arbeit bereiten Klägers im Verzuge zu sein. 

Nr. 703. 

Die Vorschrift des § 74 a Gew. 0., dalt von den Arbeitspausen 
tunlichst eine Stunde auf die Mittagszeit zu entfallen hat, schlieift 
die Verschiebung der Pause nicht aus, wenn der Arbeitgeber in der 
Mittagsstunde die Leistung des Arbeiters ausnahmsweise benötigt. 

Urteil des Gewerbegerichtes Krakau vom 5. September 1903, Gr. II, 

575/3. 

Der 1 7jährige Kläger war seit zwei Jahren in der Tischlerei des 
Geklagten als Hülfsarbeiter gegen den täglichen Lohn von 1 K 
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beschäftigt. Als er am 2. September 1903, gegen 12^4 Uhr nach- 
mittags schon nach dem Miltagsmahle im Hofraume der Fabrik aus- 
ruhte, beauftragte ihn der Werkmeister, zur Aufladung einer dringenden 
Bestellung sofort einen Fuhrmann zu holen. Kläger erwiderte, daß er 
erst um 1 Uhr nachmittags gehen werde. Der Werkmeister forderte 
den Kläger auf, sofort zu gehorchen, widrigenfalls ihm das Arbeits- 
buch ausgefolgt werden würde. Kläger nahm diese Äußerung mit den 
Worten: »Ich werde mir schon Arbeit finden* zur Kenntnis und ent- 
fernte sich. 

Seine Klage auf Kündigungsentschädigung wurde abgewiesen. 

Gründe: Der Kläger hat am Tage seiner Entlassung die ihm 
angewiesene Arbeit abgelehnt; die Ansicht, daß die Mittagsruhepause 
eine Stunde von 12 bis 1 Uhr betragen müsse, ist gesetzlich nicht 
begründet. Gemäß § 74a Gew. 0. sollen zwar die Ruhepausen täglich 
IY2 Stunden betragen, wovon tunlichst eine Stunde auf die Mittags- 
zeit zu entfallen hat; der eben angeführte Zusatz „tunlichst' schließt 
jedoch die Verlegung der Mittagspause oder eines Teiles derselben auf 
einen anderen Zeiti-aum nicht aus, wenn der Arbeitgeber eben in der 
Mittagsstunde der Leistungen des Arbeiters ausnahmsweise dringend 
bedarf. Infolgedessen wurde der Kläger gemäß § 82 lit. f Gew. 0. recht- 
mäßig ohne Kündigung entlassen. 

Nr. 704. 

Die Entlassung des Arbeiters am Morgen des Arbeitstages ver- 
pflichtet den Arbeitgeber auch im Falle vereinbarter Ausschließung 
der Kündigung zur Entschädigung des Arbeiters fUr den ganzen 

Arbeitstag. 

Entscheidungen des Gewerbegerichtes Krakau vom 30. Oktober 1903, Cr. II, 

688—692/3. 

Die Kläger arbeiteten als Maurer einige Wochen beim Baue eines 
Hauses gegen Taglohn, welcher wöchentlich am Samstag ausgezahlt 
wurde; beim Eintritt in die Arbeit wurde vereinbart, daß die 14tägige 
Kündigung ausgeschlossen ist. Als die Kläger sich am Montag zur 
Arbeit pünktlich meldeten, entließ sie der Bauunternehmer mit der 
Erklärung, daß er den weiteren Bau infolge eines Streites mit dem 
Bauherrn eingestellt habe. 

Die Kläger beanspruchen nun den vereinbarten Lohn für 3 Tage ; 
am vierten Tage haben sie bei demselben Baue, den inzwischen ein 
anderer Baumeister übernommen hat, Arbeit gefunden. 

Den Klägern wurde der Lohn für einen Tag zuerkannt und 
das Mehrbegehren abgewiesen. 
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Gründe: Bei dem Taglohne ist im Zweifel davon auszugehen, 
daß der Tag Arbeitseinheit ist; die Lösung des Arbeitsverhältnisses 
kann demnach niur mit Ablauf des Tages erfolgen. Den Klägern wurde 
Samstag abends von der bevorstehenden Einstellung der Arbeit keine 
Mitteilung gemacht, sie waren deshalb berechtigt, anzunehmen, daß 
der Belangte das Arbeitsverhältnis mit ihnen fortsetzen und sie weiter 
beschäftigen werde. 

Die Entlassung der Arbeiter am Morgen des Montag, nachdem 
sie sich zur Arbeit gemeldet hatten, bildet einen Verstoß gegen Treu 
und Glauben und "macht den Arbeitgeber ersatzpflichtig. Deshalb wurde 
den Klägern der Lohn für diesen Tag, an dem sie früh morgens ent- 
lassen wurden, zugesprochen und das weitere Begehren abgewiesen. 

Nr. 706. 

Der Tag, an dem die Kündigung gegeben wird, ist in die' Kündi- 
gungsfrist nicht einzurechnen; diese beginnt erst mit dem der 
Kündigung folgenden Tage zu laufen. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes M.-Oslrau vom 16. Februar 1901, Gr. I, 

109/1. 

Dem Klagebegehren um Lohnvergütung für einen Tag der 
Kündigungsfrist wurde Folge gegeben. 

Gründe: Wenn der Beklagte den Tag der Kündigung in die 
Kündigungsfrist einzählt, so ist diese Art der Berechnung eine irrige. 

Nach der Bestimmung des § 125 Z. P. 0. ist nämlich bei 
Berechnung einer Frist, welche nach Tagen bestimmt wird, der Tag 
nicht mitzurechnen, in welchen der Zeitpunkt oder die Ereignung fallt, 
nach der sich der Anfang der Frist richten soll. 

Daß auf diese Vorschrift entsprechender Bedacht zu nehmen ist 
(§ 7 a. b. G. B.), erscheint zweifellos, zumal es bei Entscheidung der 
Frage für die Parteien gleichbedeutend ist, ob die betreffende Vorschrift 
in einem prozessualen oder materiellen Gesetze enthalten ist. 

Diese Art der Berechnung wird auch allgemein geübt und findet 
ebenso im Handelsgesetze (Art. 328) und in der V^echselordnung 
(Art. 32) ihre ausdrückliche Anerkennung. 

Eine gegenteilige Berechnung hätte überdies eine ungerecht- 
fertigte und unzulässige Verkürzung der Kündigungsfrist zur Folge, da 
bei Einrechnung des Kündigungstages in die K^ündigungsfrist letztere 
eine Abkürzung um einen Teil, oder wenn am Abend gekündigt wird, 
um einen ganzen Tag erfahren möchte, so daß dann die 14tägige 
Kündigungsfrist zu einer 13tägigen würde. 
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Ebenso unzulässig erscheint die Berechnung der Frist a momento 
ad momentum, da in dem gewerblichen Arbeitsverhältnisse überhaupt 
und bei einer Fristbestimmung nach Tagen insbesondere der Tag nur 
als etwas Ganzes, als eine unteilbare Einheit in Betracht kommt. 

Die dem Kläger am 1. Februar gegebene 14tägige Kündigung 
ist sohin erst mit dem 15. Februar abgelaufen, so daß sich die tags- 
vorher erfolgte Entlassung als eine vorzeitige darstellt, weshalb in 
Gemäßheit des Klagebegehrens zu erkennen war. 

Nr, 706. 

Die Vereinbarung, dalf der Hilfsarbeiter vor Ablauf der verein- 
barten Kündigungsfrist entlassen werden kann, wenn der Arbeit- 
geber mit ihm ,,aus welchem Grunde es auch immer sei'< nicht 
mehr zufrieden sein sollte, ist ungültig. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes M.-Ostrau vom 29. Jänner 1901, Gr. I, 

57/1. 

Das Klagebegehren eines entlassenen Bäckergehilfen wurde 
abgewiesen. 

Gründe: Die Festsetzung der Verhältnisse zwischen dem Gewerbe- 
inhaber und dem Hilfsarbeiter ist nach der Bestimmung des § 72 
Gew. 0. nur insoweit Gegenstand freier Übereinkunft, als sie nicht 
die durch die Gesetze gezogenen Grenzen überschreiten. 

Die Gründe der vorzeitigen Entlassung des Hilfsarbeiters sind 
nun im § 82 Gew.O. taxativ aufgezählt und es erscheint daher eine jede, 
darüber hinausgehende und eine Erweiterung derselben bezweckende 
Vereinbarung unzulässig. 

Wenn sich der Beklagte das Recht einräumen ließ, das unter 
vereinbarter 14tägiger Kündigungsfrist eingegangene Arbeitsverhältnis 
zur sofortigen Auflösung bringen zu können, „wenn er mit dem Kläger, 
aus welchem Grunde es auch immer sei, nicht mehr zufrieden sein 
sollte", so stellt sich diese Vereinbarung als eine unzulässige Umgehung 
der gesetzlich statuierten Entlassungsgründe dar, zumal durch dieselbe 
die Entlassung, beziehungsweise die Würdigung der zu derselben Anlaß 
gebenden Umstände dem freien, subjektiven Ermessen und Belieben 
des Beklagten anheimgestellt würde, während die Beurteilung der 
Rechtmäßigkeit des Entlassungsgrundes ausschließlich nur vom Stand- 
punkte des § 82 Gew. 0. zu erfolgen hat. 

Es kommt also nur darauf an, ob der Beklagte einen „gesetzlich" 
anerkannten Grund zur vorzeitigen Entlassung hatte ; ein solcher Grund 
stand ihm nun nach seinen weiteren Ausführungen allerdings zu; 
denn die wiederholte, im Sachverhalte erwähnte Vernachlässigung der 
dem Kläger nach § 76 Gew. 0. obliegenden Pflichten begründet eine 



62 Gewerbegerichtliche Entscheidungen. Nr. 706—707. 

beharrliche Pflichtenvemachlässigung im Sinne des § 82, lit. f Gew. 0. 
und die von ihm begangene Drohung mit Mißhandlungen eine grobe 
Ehrenbeleidigung nach § 82, lit. g Gew. 0., so daß sich die fristiose 
Auflösung des Arbeitsverhältnisses, wenn auch nicht vom vertrags- 
rechtlichen, so doch vom gesetzlichen Standpunkte aus als gerecht- 
fertigt erweist. 

Wegen Abganges der Voraussetzungen des § 84 Gew* 0. war 
sohin das Klagebegehren abzuweisen. 

Nr. 707. 

1. Die Vereinbarung, daD das Arbeitsverhältnis vom Arbeitgeber 
jederzeit ohne Kündigung, vom Arbeitnehmer jedoch nur nach 
vorhergegangener Kündigung aufgelSst werden l(Snne, ist zulässig. 

(§ 72, 77 Gew. 0.) 

2. Die vom Arbeiter beim Austritte unterfertigte Erldärung, daß ihm 
aus dem Dienstverhältnisse l(eine Ansprüche zustehen, enthält einen 
Verzicht auf die Vergütung des Lohnes für die Kündigungsfrist. 

(§ 84 Gew. 0.) 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Mährisch-Ostrau vom 4. Februar 1901, 

Cr. I, 68/1. 

Die Klage eines entlassenen Kutschers auf Lohnvergütung wurde 
abgewiesen. 

Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Die Gewerbeordnung enthält keine Verfügung, nach 
welcher die Kündigungsfrist für beide Teile eine gleiche zu sein hätte 
und es muß also die Vereinbarung einer ungleichen Kündigungs- 
frist oder eines einseitigen Ausschlusses derselben als zulässig und 
rechtsverbindlich angesehen werden, zumal dieselbe gegen das Gesetz 
oder die guten Sitten nicht verstößt und daher als eine unerlaubte 
Bestimmung im Sinne des § 878 a. b. G. ß. nicht angesehen 
werden kann. 

Dieselbe kann auch nicht als eine beabsichtigte Umgehung der 
gesetzlichen, im § 82 Gew. 0. normierten Entlassungsgründe gedeutet 
werden, da es sich nicht um. eine unzulässige Erweiterung derselben, 
sondern um einen Ausschluß der Kündigungsfrist zu Gunsten eines 
Vertragsteiles handelt. 

Da der Beklagte im Grunde jener verlragsrechtlichen Be- 
stimmung jederzeit zur fristlosen Auflösung des Arbeitsverhältnisses 
berechtigt war und der Kläger überdies inhaltlich der von ihm unter- 
fertigten Erklärung anerkannte, daß er aus dem Arbeitsverhältnisse keine 
Ansprüche mehr zu stellen habe, er sohin auf einen ihm etwa zustehen- 
den Anspruch auf Lohnvergüturig für den Entgang der Kündigungsfrist 
verzichtete, war der Klageanspruch als unbegründet abzuweisen. 
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Nr, 708. 

Der Anspruch auf LohnvergUtung nach § 84 Gew. 0. gebUhrt auch 
dann, wenn der Arbeiter eine andere, ihm angebotene Arbelt abge- 
lehnt hat. (§ 82 a, lit. e Gew. 0.) 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Mährisch-Ostrau vom 26. Jänner 1901, 

Cr. I, 51/1. 

Klägerin wurde entlassen, da wegen Stockung der Geschäfte für 
sie keine Arbeit vorhanden war. Als sie Entschädigung für die Kün- 
digungsfrist ansprach, wurde ihr der Antrag gemacht, bei der Nach- 
barin, die eben eine Näherin suche, einzutreten und dort weiter 
zu arbeiten. 

Mit diesem Anbote erklärte sich die Klägerin nicht einverstanden, 
zumal der Beklagte; für die etwaige LohndifFerenz aufzukommen, ent- 
schieden ablehnte. 

Dem Klagebegehren auf Zahlung der Entschädigung für die 
Kündigungsfrist wurde stattgegeben. 

Gründe: Bei dem Umstände, als der Beklagte selbst zugesteht, 
wegen eingetretener Geschäftsstockung außer stände gewesen zu sein, 
der Klägerin weitere Arbeit und Verdienst zu geben, erschien dieselbe 
im Grunde der Bestimmung des § 82 a, lit. e Gew. 0. berechtigt, 
aus der Arbeit sofort auszutreten und das Dienstverhältnis zu lösen, 
dies um so mehr, als sie bereits während eines vollen Monates auf ihre 
Wiederverwendung vergeblich wartete. 

Da nun der Beklagte durch sein Verhalten der Klägerin gesetz- 
lichen Grund zum vorzeitigen Austritte gab, trifft ihn auch gemäß 
§ 84 Gew. 0. die Verpflichtung, ihr den Lohn für die Dauer der 
Kündigungsfrist zu vergüten. 

Diese Verpflichtung stellt sich als eine unbedingte und der im 
§ 84 Gew. 0, statuierte Anspruch als eine „Vergütung* der durch den 
Gewerbeinhaber herbeigeführten schuldhaften Vertragsverletzung dar; 
er ist im Gegensatze zu der im § 83 Gew. 0. vorgesehenen Entschä- 
digung insbesondere nicht an die Voraussetzung eines dem Arbeiter 
entstandenen Schadens geknüpft und gebührt daher demselben auch 
jenenfalls, wenn er durch sofortige, anderweitige Verwertung seiner 
Arbeitskraft eine materielle Einbuße überhaupt nicht erlitten hätte. 

Dem der Klägerin von dem Beklagten gestellten Antrage kommt 
daher eine rechtliche Bedeutung nicht zu ; diese war zur Ablehnung 
des Antrages überdies auch von dem Gesichtspunkte aus berechtigt, 
daß sie nur dem Beklagten gegenüber zur vereinbarten Arbeitsleistung 
in dessen Geschäfte verpflichtet war und zur Eingehung eines neuen 
Dienstverhältnisses nicht verhalten werden konnte. 
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Nr. 709. 

Der Maurergehilfe steht zu dem Bauherrn als Besteller des Arbeit« 
gebers (Maurermeister) in keinem rechtlichen Verhältnisse; eine 
vom Hilfsarbeiter gegen den Bauherrn begangene grobe Ehren- 
beleidigung verkörpert nicht den Entlassungsgrund des § 82, lit. g 

Gew. 0. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Teplitz vom 2. November 1903, Cr. I, 

353/3. 

Der Maurergehilfe R. St. verlangte von dem Maurermeister A.P. 
Lohnvergütung für den Entgang der Kündigungsfrist, weil er an einem. 
Dienstage aus der Arbeit entlassen wurde, obwohl nach der Arbeits- 
ordnung, der er sich durch Unterfertigung eines Reverses unterworfen 
hatte, die kündigungslose Entlassung nur am Samstag erfolgen konnte. 
Der Beklagte machte geltend, er habe den Kläger deshalb unter der 
Woche entlassen, weil er anläßlich eines Wortwechsels dem Bauherrn 
kecke, beleidigende Antworten gab, dieser vom Beklagten dieEntfernung 
des Klägers vom Baue verlangt und erklärt hat, den Kläger nicht weiter 
auf dem Baue arbeiten zu lassen, und weil Beklagter für den Kläger 
keine andere Arbeit hatte. 

Dem Klagebegehren wurde stattgegeben. 

Gründe: Aus den Bestimmungen der Arbeitsordnung erhellt, 
daß die Entlassung ohne Kündigung und ohne Vorliegen eines Ent- 
lassungsgrundes nur am Samstag als dem Lohnzahlungstage statt- 
finden kann. Wenn nun Beklagter die Entlassung unter der Woche 
damit zu begründen versucht, daß Kläger mit dem Bauherrn sich 
zerwarf und dem letzleren verschiedene kecke und beleidigende Ant- 
worten gab, wodurch der Bauherr sich bestimmt fand, die Entfernung 
des Klägers vom Baue zu begehren, so könnte von den im § 82 
Gew. 0. aufgezählten Entlassungsgründen allenfalls nur der in 
lit. g erwähnte Entlassungsgrund der groben Ehrenbeleidigung in 
Betracht kommen. Dieser Entlassungsgrund trifft aber nicht zu, weil 
der Hilfsarbeiter zu dem Bauherrn als Besteller des Gewerbeinhabers 
(Maurermeister) in keinem rechtlichen Verhältnisse steht und der Bau- 
herr auch nicht als Stellvertreter des Gewerbeinhabers angesehen 
werden kann. Hielt daher der Bauherr durch eine Äußerung des 
Klägers sich für beleidigt, so stand ihm wohl der Weg der strafgericht- 
lichen Privatanklage gegen den Beleidiger offen, dagegen durfte der 
Beklagte als unbeteiligter Dritter nicht das Strafrichteramt sich an- 
maßen und gegen den vermeintlich schuldigen Kläger die Strafe der 
Entlassung verhängen. 
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Nr. 710. 

Grttbliche Verletzung der Disziplin in der Fortbildungsschule berechtigt 

den Lehrherrn zur Entlassung des Lehrlings. (§ 101, Z. 1, lit. b, 

§ 82, lit. f, Gew. 0.) 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 17. März 1903, Gr. I 197/3, 
abgeändert durch Entscheidung des k. k. Landesgerichtes Wien als Berufungs- 
gei-icht in gewerblichen Rechtsstreitigkeiten vom 9. April 1903, Gg. VI, 197/3. 

Der Eisendreherlehrling A. wurde von seinem Lehrherrn wegen 
gröblicher Verletzung der Disziplin in der gewerblichen Fortbildungs- 
schule entlassen. 

Das Gewerbegericht Wien hat dem Begehren, die beklagte 
Firma sei verpflichtet, den minderjährigen Kläger zur Fortsetzung seiner 
Lehrzeit als Eisendreherlehrling sofort wieder aufzunehmen, statt- 
gegeben, da es annahm, daß der Lehrling nur wegen beharrlicher 
Vernachlässigung seiner Pflichten gegen den Lehrherrn, aber nicht 
wegen Verletzung seiner Pflichten als Schüler entlassen werden kann. 

Der Berufung der beklagten Firma wurde vom k. k. Landes- 
gerichte Wien Folge gegeben und das Klagebegehren abgewiesen. 

Gründe: Das Berufungsgericht hat sich der Ansicht der ersten 
Instanz, der zufolge eine Vernachlässigung des Unterrichtes in der 
Fortbildungsschule seitens des Lehrlings im Sinne des § 99 b, 
Gew. 0. durch Verlängerung der Lehrzeit bestraft werden könne, 
nicht angeschlossen. 

Die Gewerbeordnung beabsichtigt nicht nur die Ausbildung des 
Lehrlings in dem von ihm zu erlernenden Gewerbe sondern auch 
dessen intellektuelle Fortbildung und macht ihm daher im § 99 b 
Gew. 0. den Besuch der gewerblichen Fortbildungsschule eventuell 
der fachlichen Fortbildungsschule zur Pflicht. 

Dieser Pflicht des Lehrlings entspricht anderseits die Pflicht 
des Lehrherrn, den Lehrling zum Besuche der Schule zu verhalten 
und den regelmäßigen Schulbesuch zu überwachen. (§ 100 Gew. 0.) 
Die Gewerbebehörde hat allerdings nach § 99 b das Recht, bei 
Vernachlässigung des Unterrichtes die Dauer der Lehrzeit zu verlängern, 
es steht jedoch dem Lehrherrn auf diese Entscheidung keine Ingerenz 
zu. Aus all diesen Bestimmungen folgt, daß das Gesetz dem Besuche 
dieser Schulen seitens der Lehrlinge großes Gewicht beilegt. Nach der 
Tendenz des Gesetzes ist daher nicht nur der Besuch der Schule eine 
der wesentlichsten Pflichten des Lehrlings, sondern er hat sich auch 
in derselben derart zu benehmen, daß hiedurch nicht die notwendige 
Disziplin leide. 
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Ein Besuch der Schule, jedoch verbanden mit keckem, unpassen- 
den Benehmen, welches nicht nur die Fortbildung des betreffenden 
Lehrlings hindert, sondern den Unterricht im allgemeinen stört, ist 
mindestens ebenso straflich, wie der Nichlbesuch der Schule über- 
haupt. 

Das Gesetz verlangt einen erfolgreichen Besuch (vgl. das Wort 
erfolgreich, § 100 Gew. 0.). 

Wenn mm ein Lehrhng diese Pflicht vernachlässigt und dies 
soweit geht, daß er trotz wiederholter Mahnung sich fortgesetzt der 
Schulordnung nicht fügt, durch sein Benehmen die Mitschüler zum 
Ungehorsam aufreizt und hiedurch auch fleißige Elemente an der Teil- 
nahme am Unterrichte hindert, so muß hierin allerdings eine beharrliche 
Vernachlässigung der Pflicht gefunden werden, welche auch den Lehr- 
herrn, der den regelmäßigen Schulbesuch zu überwachen hat, berechtigt, 
hn Sinne des § 101, Z. 1, lit. b und § 82, lit. f Gew. 0. das 
Lehrverhältnis sofort zu lösen. Das Recht der Gewerbebehörde, die 
Lehrzeit zu verlängern, trifft nicht das privatrechtliche Verhältnis 
zwischen Lehrling und Lehrherm und dieser hat unbeschadet einer 
etwaigen von dem Willen des Lehrherm unabhängigen Verfugung der 
Gewerbebehörde das Recht, im Sinne des Gesetzes den Lehrvertrag 
vorzeitig aufzulösen. Was nun den Kläger anbelangt, so hat sich dieser 
nach der Aussage des Direktors der Fortbildungsschule wiederholt 
gröblich gegen die Schulordnung vergangen. 

Er war fortwährend frech, er hat zu drei verschiedenen Malen 
eine Fälschung des Unterrichtskontrollbuches begangen, hat sich ohne 
jede Veranlassung eigenmächtig in die Tätigkeit des von einer Lehrkraft 
herbeigerufenen Schuldieners eingemengt und durch dieses Benehmen 
zu wiederholtenmalen in einer für die Schulordnung höchst gefährlichen 
Weise nicht nur den Unterricht gestört, sondern er bildete durch 
sein schlechtes Beispiel geradezu eine Gefahr auch für die anderen 
Schüler. In diesem fortgesetzt renitenten Benehmen muß daher eine 
beharrliche Pflichtenvernachlässigung gefunden werden, welche den 
Lehrherrn berechtigte, den Vertrag vorzeitig aufzulösen, weshalb in 
Staltgebung der Berufung die Klage abgewiesen wurde. 

Nr. 711- 

Vorwiegende Verwendung des zur Erlernung des Mechanikergewerbes 

aufgenommenen Lehrlings für andere Arbeiten berechtigt zur Lösung 

des Lehrverhältnisses. § 101, Z. 2, lit. b, Gew. 0. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 5. Juni 1903, Gr. I, 460/3. 

Dem Begehren des Klägers auf Auflösung des Lehrverhältnisses 
und Ausstellung eines Zeugnisses über die beim Beklagten vom 
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15. August 1901 bis 26. Mai 1903 zugebrachte Lehrzeit wurde statt- 
gegeben. 

Gründe: Da, wie unbestritten geblieben ist, der minderjährige 
Kläger vom Beklagten am 15. August 1901 als Mechanikerlehrling auf- 
genommen worden ist, war es nach § 100 Gew. 0. Pflicht des Beklagten 
als Lehrherm, sich die Ausbildung des Lehrlings im Mechanikergewerbe 
angelegen sein zu lassen und ihm die hiezu eiforderliche Zeit und 
Gelegenheit nicht durch Verwendung zu anderen Dienstleistungen zu 
entziehen. 

Beklagter hatte daher Vorsorge zu treffen, daß der Lehrling, 
wenn schon nicht ausschließlich, so doch vorwiegend zu mechanischen 
Arbeiten verwendet werde; denn daß der Lehrling im Betriebe 
des Beklagten, welcher auch den Maschinenbau betreibt, nur zu 
mechanischen Arbeiten werde verwendet werden, konnte weder der 
Vater noch der Lehrling selbst annehmen; anderseits war es gewiß 
nicht zum Nachteile des Lehrlings, wenn demselben auch die Gelegenheit 
gegeben war, sich, außer im Mechanikergewerbe auch andere Fertig- 
keiten anzueignen; nur durfte dabei der Zweck des Lehrverhältnisses, 
den Lehrling im Mechanikergewerbe auszubilden, nicht berührt und 
vereitelt werden. 

Auf Grund der Ergebnisse der Verhandlung, insbesondere der 
Aussagen der Zeugen Johann K. und Leopold E. hat jedoch das Gericht 
den Eindruck gewonnen, daß der Lehrling größtenteils zu reinen 
Schlosserarbeiten verwendet wurde, die keinesfalls zur Ausbildung im 
Mechanikergewerbe gehören, so zum Bohren bei einem Maschinen- 
gestelle, zum Anfeilen der Schneide bei 100 Messern, zum Bearbeiten 
von Sensenringen, welch letztere Arbeit allein einige Monate in Anspruch 
nahm, daß aber die übrigen Arbeiten, welche der Lehrling verrichtete, 
als das Reparieren und Putzen von Schreibmaschinen, Mitarbeiten bei 
Montagen— waren es 5 oder 15 ist gleichgültig — sich auf einen Zeitraum 
vom 15. August 1901 bis 26. Mai 1903 erstrecken, so daß nicht gesagt 
werden kann, daß Beklagter sich die Ausbildung des Lehrlings im 
Mechanikergewerbe angelegen sein ließ. Da nun der Vater des Lehrlings 
wegen der mangelhaften Ausbildung des letzteren im Mechanikergewerbe 
am 26. Mai 1903 das Lehr Verhältnis vorzeitig zur Auflösung brachte 
und das Begehren stellte, zu erkennen, der Beklagte sei schuldig, das 
Lehrverhältnis als aufgelöst anzusehen, wurde trotz des Widerspruches 
des Beklagten dem gestellten Begehren stattgegeben, weil die vor- 
zeitige Auflösung des Lehrverhältnisses nach § 101 , Z. 2, Ut. b, Gew. 0. 
(gröbliche Vernachlässigung der obliegenden Pflichten) begründet 
erscheint; es hat daher Beklagter das Lehrverhältnis als aufgelöst 
anzusehen. 
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Das weitere Begehren wegen Ausfolgung des Lehrzeugnisses 
erscheint nach § 104 Gew. 0. begründet, daher dem Beklagten auch 
die Ausstellung und Ausfolgung dieses Zeugnisses aufzuerlegen war. 

Nr. 712, 

Das Anerbieten des neu aufgenommenen Speditionsangestellten, 

dem Prinzipal Geschäftsgeheimnisse (den Kundenkreis) des früheren 

Oienstgebers mitzuteilen, berechtigt den neuen Prinzipal nicht zum 

Rücktritt. Art. 64 Z. 1 H. G. B. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 16. März 1903, Cr. VI 271/3 
bestätigt mit Entscheidung des k. k. Landesgerichtes Wien als Berufungs- 
gericht in gewerblichen Rechtsstreitigkeiten vom 16. April 1903, Cg. VI. 185/3. 

Kläger wurde von den Beklagten ain 20. Jänner 1903 für ihr 
Speditionsgeschäft, dessen Betrieb mit I.Februar 1903 beginnen sollte, 
als Expedient mit einem Monatsgehalte von 170 K aufgenommen. 
Kläger meldete sich verabredungsgemäß am 2. Februar 1903 zum 
Dienstantritte, der Dieastantritt wurde ihm aber verweigert und er für 
entlassen erklärt. Wegen grundloser Entlassung belangte Kläger die 
Beklagten auf Vergütung seines Gehaltes für die gesetzliche 6 wöchent- 
liche Kündigungszeit, somit für die Monate Februar und März im Betrage 
von 340 K. 

Die Beklagten bezeichnen ihren Rücktritt von dem Dienst- 
verhältnisse als einen durch ydchtige Gründe begründeten, beantragen 
Abweisung des Klagebegehrens und führen an : 

1 . Kläger habe sich gleich nach Abschluß des Dienstvertrages 
einer Pflichtwidrigkeit dadurch schuldig gemacht, daß er mit einigen 
von ihm aufgenommenen Kutschern eine 14tägige Kündigungsfrist 
vereinbarte, während ihm, entsprechend der im Speditionsgewerbe 
herrschenden Übung, die Weisung erteilt worden war, eine Abmachung 
in dem Sinne zu treffen, daß das Dienstverhältnis jeden Samstag ohne 
Kündigung gelöst werden könne. Der Kläger erklärt diesbezüghch sich 
an einen solchen Auftrag nicht erinnern zu können. 

2. Mit dem Briefe vom 21. Jänner 1903 habe Kläger ungebührlich 
die Ausfertigung eines der mündhchen Abrede nicht entsprechenden 
schriftlichen Vertrages verlangt und am Schlüsse ohne jeden Anlaß und , 
ohne daß davon bei der mündlichen Besprechung auch nur mit einem 
Worte die Rede gewesen wäre, beigefügt, er erlaube sich unter Bezug- 
nahme auf ihre heutige Besprechung die Bemerkung, daß er Geschäfts- 
geheimnisse einer Firma nur unter der Voraussetzung preisgebe, daß 
sie ihm bei ihrem nächsten Besuche ihr Wort geben, ihn nicht solcher 
diskreter Mitteilungen halber nm* zeilweise zu engagieren, sondern 
dauernd zu beschäftigen, denn ein ähnlicher Fall habe einen Kollegen 
tief ins Unglück gestürzt. 
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3. Auf Anregung des Klägers waren sie mit der Fuhrwerks- 
besitzerin Marie W. wegen Beistellimg des Fuhrwerkes in Unterhand- 
lung getreten. Bei der Besprechung stellte diese jedoch wider Erwarten 
hohe Ansprüche und darüber befragt, gab sie an, daß Kläger ihr ange- 
raten habe, die Ansprüche höher zu stellen. Kläger sei also zu ihrem 
Schaden tätig gewesen, um sich selbst einen Vorteil zuzuwenden, er habe 
sich durch sein Vorgehen einer Untreue schuldig gemacht und es könnte 
ihnen nicht zugemutet werden, dem Kläger den Eintritt in ihren Dienst 
zu gestatten, daher ihr Rücktritt ein berechtigter sei. 

Dem Klagebegehren wurde stattgegeben. 

Gründe: Nach Art. 62 H. G. B. kann der Rücktritt von dem 
Dienstverhältnisse ohne Entschädigung aus wichtigen Gründen erfolgen 
und im Art. 64 H. G. B. werden Beispiele solcher wichtigen Gründe 
angeführt. Die Beklagten berufen sich für ihren Rücktritt von dem mit 
dem Kläger eingegangenen Dienstverhältnisse insbesondere auf die 
Bestimmung des Art. 64 Z. 1, wonach gegen den Handlungsgehilfen 
die Aufhebung des Dienstverhältnisses ausgesprochen werden kann, 
wenn er im Dienste untreu ist oder das Vertrauen mißbraucht, indem 
sie ihre Berechtigung zum Rücktritt auf die im Tatbestande angeführten 
3 Umstände gründen. 

Ad 1. Wird nun auch angenommen, es wäre bei der Unter- 
redung am 20. Jänner 1903 dem Kläger bedeutet worden, er habe bei 
der Aufnahme voiji Kutschern und Auflegern darauf bedacht zu sein, 
daß das Dienstverhältnis jeden Samstag ohne Kündigung gelöst werden 
könne, so kann in dem Umstände, daß Kläger zwei Leute unter Verein- 
barung einer 14tägigen Kündigungsfrist aufnahm, doch nicht eine 
erhebliche Pflichtwidrigkeit erblickt werden, da das Versehen leicht 
durch die Beklagten selbst behoben werden konnte. 

Ad 2. Was den hihalt des Briefes vom 21. Jänner 1903 anbe- 
langt, so mag es dahin gestellt bleiben, ob die darin bekundete 
Schreibweise empfehlenswert sei, begreiflich ist es aber vom Stand- 
punkte des Klägers, der in Stellung und nicht postenlos war, daß er 
sich ein dauerndes Engagement zu sichern trachtete. Und wenn 
Kläger im Übereifer ohne Aufforderung sich erbot, von dem Kunden- 
kreis und den Geschäftsvorgängen seiner bisherigen Dienstgeber 
— andere Geschäftsgeheimnisse kommen wohl nicht in Betracht — 
Mitteilung zu machen, um sich die Beklagten günstig zu stimmen, so 
kann ihm dies nicht als Untreue oder Vertrauensmißbrauch gegen die 
Beklagten ausgelegt werden, zumal er auf ihm von dem Zweit- 
beklagten gemachte Vorwürfe, sein Mißverständnis aufklärte, und wie 
der Zweitbeklagte zugestand, um Entschuldigung bat. 
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Ad. 3. Wichtig wäre nur der dritte Fall wenn nämlich erwiesen 
wäre, daß Kläger sich bei der Fuhrwerksbesitzerin Marie W. zum 
Schaden der Beklagten eines Vorteiles versichert, eine Provision oder 
Gratifikation sich ausbedungen hätte. Allein aus der Aussage der 
genannten Zeugin ergibt sich klar und bestimmt und gewann das 
Gewerbegericht auf Grundlage dieser eidlichen- Zeugenaussage die 
volle Überzeugung, daß dies nicht der Fall war. Wenn nun selbst 
diese Zeugin bei der Unterredung mit dem Beklagten sich in einer 
Weise ausgedrückt hätte, daß sie eine solche Annahme durch die 
Beklagten rechtfertigen würde, so ist zu bedenken, daß der bloße 
Verdacht einer Unredlichkeit keineswegs die Grundlage für die Auf- 
hebung eines Dienstverhältnisses ohne Kündigung bilden könnte. Dazu 
kommt, daß die von dem Zeugen Sigmund F. bestätigte Äußerung der 
genannten Fuhrwerksbesitzerin, , Kläger habe ihr gesagt, sie möge mehr 
verlangen, man wisse ja warum" viel zu allgemein lautet, viel zu 
unbestimmt ist, um die Annahme zu rechtfertigen, Kläger habe sich 
zum Nachteile der Beklagten ein Honorar für seine Vermittlung 
bedungen oder sonst gegen die Pflicht der Treue gegenüber seinen 
Dienstgebern sich vergangen. Es mangeln also für die Beklagten 
zum Rücktritt berechtigende, wichtige Gründe; sie sind für ihren 
ohne solche Gründe erklärten Rücktritt dem Kläger entschädigungs- 
pflichtig. 

Der Berufung der Beklagten wurde mit Entscheidung des k. k. 
Landesgerichtes Wien keine Folge gegeben. 

Gründe: Nach Art. 62 H. G. B. kann aus wichtigen Gründen die 
vorzeitige Aufhebung des Dienstverhältnisses ausgesprochen werden. 
Die Beklagten machten vier solche Gründe geltend, welche jedoch 
ebenso wenig wie der I. Instanz auch dem Berufungsgerichte geeignet 
schienen, die sofortige Entlassung des Klägers zu rechtfertigen. 

1. In dem Briefe vom 21. Jänner 1903 kann weder stihstisch, 
noch inhalthch, insoweit mit demselben ein scbriflücher Vertrag ver- 
langt wird, eine Ungehörigkeit erblickt werden, stilistisch nichts weil er 
in der übhchen Korrespondenzform das Begehren eines schrift- 
lichen Vertrages, wie solche bei höheren Angestellten meist vorkommen, 
enthält. Was den Nachsatz anbelangt, wird diesbezüglich auf die Aus- 
führungen der I. Instanz und das in diesem Urteile ad 4 Erwähnte ver- 
wiesen. 

2. Ein weiterer Entlassungsgrund soll darin liegen, daß der 
Kläger ohne Berechtigung Bedienstete aufnahm. Allein die Beklagten, 
haben dieses angebhche eigenmächtige Vorgehen des Klägers still- 
schweigend dadurch genehmigt, daß sie die zwei von ihm aufgenom- 
menen Personen, und zwar eine derselben durch einige Zeit, die 
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andere noch heute in ihren Diensten behielten. Jedenfalls liegt hierin 
nicht eine erhebliche Pflichtverletzung. 

3. Was das Benehmen des Klägers gegenüber der Zeugin Marie 
W. anbelangt, so muß dieses jedenfalls als ein inkorrektes bezeichnet 
werden; denn als Bediensteter der Beklagten hatte er deren Interessen 
zii wahren, und durfte daher nicht zu ihrem Schaden die von der 
Zeugin offerierten Preise erhöhen. 

Allein da kein Beweis dafür vorliegt, daß sich der Kläger selbst 
einen Vorteil zuwenden wollte, und den Beklagten nicht leicht ein 
Schade entstehen konnte, da ihnen die ortsübhchen Frachtlöhne 
bekannt sein mußten, kann auch hierin ein Grund zur sofortigen 
Auflösung des Dienstverhältnisses nicht erblickt werden. Im übrigen 
wird auch hier auf die Gründe des erstrichterlichen Urteils verwiesen 
und nur noch bemerkt, daß ein Schade auch nicht entstanden ist, 
irdem die Beklagten mit Frau W. nicht abgeschlossen haben. 

4. Die Beklagten beriefen sich endlich darauf, daß H. sich ihres 
Vertrauens unwürdig gezeigt habe, indem er sich erbot, Geschäfts- 
geheimnisse seiner früheren Prinzipalin preiszugeben. Es kann nicht in 
Abrede gestellt werden, daß dies eine arge Inkorrektheit seitens des 
Klägers war, geeignet auf seinen Charakter ein schiefes Licht zu werfen. 
Es mag auch zugegeben werden, daß unter ganz besonderen Verhält- 
nissen, z. B. bei einer besonderen Vertrauensstellung und bei besonders 
wichtigen Geheimnissen hierin ein Entlassungsgrund gefunden werden 
könnte. Hier ist dies nicht der Fall. Nach der Darstellung der 
Beklagten hat der Kläger sich schon bei der ersten Unterredung bereit 
erklärt, die Geheimnisse der Firma Seh. & F. seinem neuen Prinzipal 
preiszugeben. Trotzdem sind die Beklagten weiter mit ihm in Ver- 
bindung geblieben und haben mit ihm, obwohl er sich schon vorher 
zu dieser Geheimnispreisgebung angeboten hatte, einen definitiven 
Dienstvertrag abgeschlossen. Es konnte daher für sie nicht über- 
raschend sein, wenn er dieses Anbot später wiederholte. Die Beklagten 
können nicht sagen, sie hätten hiedurch das Vertrauen zu ihm ver- 
loren, denn wenn sie auf dieses Vorgehen wirklich so großes 
Gewicht legten, hätten sie ihn schon nach der ersten Unterredung 
ihres Vertrauens nicht mehr würdigen dürfen. 

Überdies hegt hier nur das Anbot einer Untreue gegen den 
früheren Dienstgeber und keine Untreue gegen den jetzigen 
Prinzipal vor. 

Die Entlassung erscheint daher ungerechtfertigt. Die Beklagten 
sind demnach ersatzpflichtig und wird in Ansehung der Höhe des 
zugesprochenen Betrages auf die Gründe des ersten Urteils verwiesen. 
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Nr. 713. 

I. Die dem Handlungsgehilfen zugegangene, ihm jedoch wegen seiner 
nicht angezeigten Abreise nicht behändigte schriftliche Kündigung 

ist wirksam. 

Enlscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 30. Juli 1903, Cr. VI, 8fc5/3. 

Die Klage des Agenten A. gegen die Firma B. wegen Zahlung 
des Gehaltes wurde abgewiesen. 

Gründe: Die Behauptung des Klägers, das zwischen der 
beklagten Firma und ihm durch Dienslverlrag laut Schreibens vom 
16. Juui 1903, begründete Dienstverhältnis bestehe noch fort^ entbehrt 
nach Lage des Falles jedweden Haltes. D<»nn wie sich aus den Aus- 
führungen des Klägers ergibt, hat er sich nach dem Streite, der am 
8. Juli mit den Beklagten, bezw. dem Gesellschafter der beklagten Firma 
Max L. stattfand, aus dem Geschäftslokale entfernt, ohne seitdem wieder 
dahin zurückgekommen zu sein oder weitere Weisungen über die von 
ihm zu leistenden Dienste einzuholen oder, wie es im Dienstvertrage 
vorgesehen ist, jeden Tag schriftlich unter Bekanntgabe seiner jeweiligen 
Adresse zu berichten. Dieses Verhalten könnte ohne Annahme einer 
Entlassung auf Seite der Beklagten doch nur als Verlassen des Dienstes, 
als Rücklrilt auf Seite des Klägers angesehen werden. Nach dem Ver- 
trage hatte jede Kündigung zu entfallen und stand es jedem Teile frei, 
das Verhältnis jeden Tag zur Lösung zu bringen. Es ist aber nicht zu 
bezweifeln, daß bei dem Streite am 8. Juli vormittags unverkennbar 
die Absicht* der Beklagten zum Ausdruck gelangte, das Verhältnis nicht 
fortzusetzen. Dies haben nun die Beklagten in dem noch am 8. Juli an 
den Kläger gerichteten Schreiben ausdrücklich hervorgehoben. Wenn 
nun auch dieses Schreiben dem Kläger infolge seiner Abreise nicht 
zugestellt, sondern bei dem Poslamte hinterlegt wurde und sodann an 
die Aufgeber zurückging, so gilt gleichwohl die darin enthaltene Er- 
klärung dem Kläger gegenüber als wirksam. 

Eine schriftlich abgegebene Willenserklärung wird nämlich, wie 
sich aus den Bestimmungen der Art. 319 — 321 H. G. B. ergibt, dem 
anderen gegenüber wirksam, wenn sie bei ihm eintrifft, eingeht, an- 
kommt. Daß der andere von dem Inhalte der Erklärung auch Kenntnis 
genommen hat, ist nicht erforderlich, es genügt, daß ihm Gelegenheit 
gegeben war, von derselben Kenntnis zu nehmen und das ist der Fall, 
wenn der Brief in seiner Wohnung angekommen ist. Dem steht es 
nach allgemeinen Rechtsgrundsätzen gleich, daß die Ankunft in der 
angegebenen Weise erfolgt sein würde, wenn sie nicht durch Um- 
stände, für welche der Adressat einstehen muß (wie Abreise ohne die 
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vertraglich übernommene Benachrichtigung des anderen Teiles) ver- 
hindert worden wäre. 

Eine Sendung, die infolee Abwesenheit des Adressaten nach der 
bestehenden Vorschrift (Verordnung vom 10. Juni 1902, Z. 29087, 
Verordnungsblatt des k. k. Justizministeriums Seite 218 ex 1902), 
beim Postamte hinterlegt wird, gilt rechtlich als zugestellt, worüber auf 
die Bestimmung des § 104 Z. P. 0. Bezug genommen wird. Das am 
8. Juli von den Beklagten rekommandiert zur Post aufgegebene, infolge 
Abwesenheit des Klägers beim Poslamte hinterlegte Schreiben der 
Beklagten vom 8. Juli 1903 gilt demnach als dem Kläger zugekommen, 
die darin enthaltene Erklärung, daß das Dienstverhältnis aufgelöst sei, 
ist somit dem Kläger gegenüber wirksam. Die am 8. Juli d. J. erfolgte 
Auflösung des Dienstverhältnisses steht also außer allem Zweifel. 

Nr, 714, 

Wenn der Handlungsgehilfe an einem Nachmittag die Arbeit verläßt, 

weil er zu viel getrunken hatte, so ist dies nicht als wichtiger Grund 

zur Entlassung anzusehen. Art. 64, Z. 3 H. G. B. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 17.Dez(jmberl903,Cr.VI,1490/3. 

Der als Komptoirist aufgenommene Kläger wurde am 16. No- 
vember vom Prokuristen wegen ordnungswidriger Ausführung eines 
erteilten Auftrages zur Rede gestellt und infolge einer Gegenbemerkung 
beschimpft. Nach Angabe der beklagten Firma kam Kläger am Nach- 
mittag schon in trunkenem Zustande ins Geschäft und ließ sich dann noch 
einen Liter Wein holen, den er rasch austrank. Kläger entfernte sich 
hierauf aus dem Geschäfte. Infolge dessen wurde er entlassen ; seiner Klage 
auf Vergütun g d es Lohnes für die Kündigun gsfrist wurd estattgegeben. 

Gründe: Die Ursache der Aufhebung des Dienstverhältnisses 
liegt nach den Anführungen der Beklagten darin, daß Kläger sich in 
den Zustand des Rausches versetzte und in seinem trunkenen Zustande 
selbst den Dienst verließ. Darin liegt nun zweifellos eine Dienstver- 
fehlung, eine Pflichlwidrigkeit, allein sie war nicht von solcher Bedeu- 
tung, daß die sofortige Auflösung des Dienstverhältnisses ohne Ein- 
haltung der Kündigungsfrist als begründet angesehen werden konnte. 
Das Verhalten des Klägers stellt sich als Dienstversäumnis dar; nach 
Art. 64, Z. 3 H. G. B. kann aber aus diesem Grunde die Aufhebung des 
Dienstverhältnisses nur ausgesprochen werden, wenn der Handlungs- 
gehilfe ohne einen rechtmäßigen Grund während einer den Umständen 
nach erheblichen Zeit seinen Dienst zu leisten unterläßt. Wenn 
nun auch angenommen wird, daß Kläger seine Trunkenheit oder, wie 
er es nennt, sein Unwohlsein selbst verschuldete, so könnte doch nicht 
von einem Dienstversäumnis für erhebliche Zeit gesprochen werden. 
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Es mangeln also für die Beklagten zum Rücktritte berechtigende 
wichtige Gründe und sie sind demnach für ihren ohne solche Gründe 
erklärten Rücktritt dem Kläger entschädigungspflichtig. 

Nr. 716. 

Die Nichtbeibringung des Arbeitsbuches ungeachtet wiederholter 

Aufforderung berechtigt den Gewerbeinhaber zur Entlassung des 

Hilfsarbeiters. §§ 79, 82 lit. f. Gew. 0. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 2. Dezember 1903, Cr. HI. 2346/3. 

Das Begehren eines entlassenen Kutschers auf Vergütung des 
Lohnes für die Kündigungsfrist wurde abgewiesen. 

Gründe: Wenn Kläger, wie er selbst zugibt, trotz dreimaliger 
Aufforderung des Beklagten an diesen sein Arbeitsbuch nicht abführte, 
so liegt bei dem Umstände, als Kläger verpflichtet war, sein Arbeits- 
buch für die Dauer des Lohnverhältnisses dem Dienstgeber zur Auf- . 
bewahrung zu übergeben, und als seine Angabe, er habe jedesmal 
vergessen, das Buch mitzubringen, keinerlei Rechtfertigung für sein 
Verhalten zu bilden vermag, eine beharrliche Pflichtenvemachlässi- 
gung des Klägers im Sinne des § 82 lit. f. der Gew. 0. vor, welche 
den Beklagten zur sofortigen Auflösung des Lohnverhältnisses 
berechtigte. 

Abgesehen hie von kommt aber zu bemerken, daß im Hinblicke 
auf die §§ 79 und 80c der Gew. 0. der Beklagte, sobald er vom 
Kläger das Arbeitsbuch trotz Aufforderung nicht ausgefolgt bekam, das 
Arbeitsverhältnis mit diesem überhaupt gar nicht weiter fortsetzen 
durfte. 

Nr. 716. 
Bei vorzeitiger Übergabe des Arbeitsbuches an den Gewerbeinhaber 
l(ann der Hilfsarbeiter fUr die Zeit von der Übergabe bis zum Dienst- 
antritt eine LohnvergUtung nicht beanspruchen. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 7. Dezember 1903, Gr. II, 1510/3. 

Kläger wurde von der beklagten Firma am 16. Oktober 1903 
als Buchdruckergehilfe mit Ausschluß der Kündigung und dem 
Bemerken aufgenommen, daß er diesen Posten am 16. November 1903 
antreten könne. 

Bei der Aufnahme am 16. Oktober 1903 verlangte der öffent- 
liche Gesellschafter der beklagten Firma die Deponierung des Arbeits- 
buches, widrigens er ihm den Posten ab 16. November 1903 nicht 
zusichern könne. Kläger war hiemit einverstanden und gab sofort sein 
Buch ab, weil er eine dauernde Arbeit zu finden hoffte. Nachdem er 
jedoch nur 1 4 Tage Arbeit fand, verlangte er für die Zeit der Deponie- 
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rung seines Arbeitsbuches, da er ohne solches keine andere Arbeit, 
wenn auch nur aushilfsweise aufnehmen konnte, per Woche 29 K und 
daher für 4 Wochen den Betrag von 1 16 K. 

Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Abgesehen davon, daß durch die beschworene Aus- 
sage der Zeugin Leopoldine H. die Angabe der beklagten Firma, daß 
sie dem Kläger die Disposition über das Arbeitsbuch freigehalten habe, 
erwiesen erscheint, geht aus den klägerischen Angaben selbst hervor, 
daß er vertragsmäßig das Buch deponiert habe und ihm dasselbe nicht 
gegen seinen Willen zurückbehalten wurde. 

Es fehlt demnach dem erhobenen Schadenersatzansprüche jeder 
Rechtstitel und war daher das Klagebegehren abzuweisen. 

Nr. 717. 

Statt sofortiger Entlassung kann auch das Dienstverhältnis unter 

Einhaltung einer kürzeren als der Vertrags- oder gesetzmäDigen 

Kündigungsfrist gekündigt werden.^) 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 19. Dezember 1903, 
Gr. III, 2451/3 

Der Klägerin (KafiFeehausköchin) wurde wegen Verweigerung 
einer Arbeit auf 3 Tage gekündigt. Da 14tägige Kündigungsfrist verab- 
redet war, klagt sie die Entschädigung für 1 1 Tage ein. 

Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Klägerin gibt selbst zu, daß sie sich geweigert hat, 
eine ihr aufgetragene Arbeit, nämlich dag Waschen der für die Gäste 
bestimmten Tische, zu verrichten. Nach Anschauung des Gerichtes 
kann es keinem Zweifel unterliegen, daß eine solche Arbeit zu den 
einer KafiFeeköchin zukommenden Dienstesverrichtungen gehört. Es 
war demnach die diesfällige Weigerung der Klägerin eine unbefugte. 
Eine solche Weigerung stellt sich als ein unbefugtes Verlassen der 
Arbeil im Sinne des § 82 lit. f. der Gew. 0. dar, welches den Dienst- 
geber zu sofortiger Entlassung des Arbeiters berechtigt. Hat nun diese 
Weigerung, wie der Beklagte behauptet, schon vor der Kündigung 
stattgefunden, so war dieser, da er infolge der Weigerung berechtigt 
gewesen wäre, die Klägerin sofort zu entlassen, sicherlich um so mehr 
berechtigt, die Klägerin mit einer kürzeren als der 14tägigen Kündigungs- 
frist zu entlassen, war also berechtigt, der Klägerin 3tägig zu kündigen. 

Hat aber die fragliche Arbeitsverweigerung, wie die Klägerin 
behauptet, erst am Tage nach der Kündigung stattgefunden, so wurde 
durch diese Weigerung, bezüglich deren gar nicht behauptet wird, daß 
sie der Klägerin etwa nachträglich nachgesehen worden sei, der 

*) Entgegenges. die Entscheidung Nr. 296. 
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Beklagte berechtigt, die Klägerin sofort, das heißt, ohne ihr vorerst 
eine 14tägige Kündigungsfrist gewähren zu müssen, zu entlassen, er 
war daher auch berechtigt, die Klägerin zwei Tage nach dieser Weige- 
rung zu entlassen. 

Nr. 718. 

Wenn mehrere Kläger in einer Klage Ansprliclie von je unter 100 K 
geltend machen, deren Gesamtsumme aber diesen Betrag über- 
steigt, ist die eingebrachte Berufung nach der Bestimmung des 
§ 30 Gew. Ger. G. zu beurteilen. 

Entscheidung des k. k. Landesgerichtes in Z. R. S. Wien als Berufungsgerichtes 
in gewerblichen Rechtsstreitigkeiten vom 27. Februar 1903, Bc. VI, 8/3. 

In der Rechtssache der Steinschleifer A., B. und G. wider den 
Steiumetzmeister D. wegen Zahlung einer Kündigungsentschädigung von 
je GO K wurde den Klägern mit Urteil des Gewerbegerichtes Wien 
vom 3. Februar 1903, Gr. V 46/3 ein Betrag von je 40 K zuerkannt. 

Die von dem Beklagten gegen dieses Urteil eingebrachte Beru- 
fung wurde mit Entscheidung des k. k. Landesgerichtes in Z. R. S. 
in Wien als Berufungsgerichtes in gewerblichen Rechtsstreitigkeiten 
veiworfen. 

Gründe: Was die von den Klägern in der Berufungsmitteilung 
angeregte Frage, ob im vorliegenden Falle das Berufungsverfahren im 
Sinne des § 30 oder 31 Gew. Ger. G. einzuleiten sei, betrifft, muß 
die Behandlung der Berufung durch die I. Instanz als eine solche 
im Sinne des § 30 Gew. Ger. G. für richtig erkannt werden. Das 
Gew. Ger. G. bestimmt ganz allgemein, daß in Streitsachen bis zu 100 K 
die Berufung nur wegen eines Nichtigkeitsgrundes zulässig ist, ohne 
aber die Norm zu enthalten, daß, wenn gemäß § 11, Z. 2 Z. P. O. 
mehrere Kläger ihre Ansprüche von je unter 100 K in einer Klage 
geltend machen, die Gesamtsumme aller Forderungen aber diesen 
Betrag übersteigt, das Berufungsverfahren nach § 31 Gew. Ger. G. 
einzuleiten sei. Es ist auch nicht anzunehmen, daß der Gesetzgeber 
wollte, daß, wenn nur eine Person einen Anspruch unter 100 K 
geltend macht, oder wenn mehrere Kläger dies zur selben Zeit 
gegen denselben Beklagten aber in verschiedenen Klagen tun, die 
Berufung nach § 30 Gew. Ger. G. zu entscheiden sei, wenn aber 
zwischen den Klägern zufällig eine Einigung dahin zustande kommt, 
daß sie ihre Forderungen mit einer Klage einklagen, dann nach § 31 
Gew. Gei. G. eine Neuverhandlung der Sache in IL Instanz zu 
erfolgen habe. 

Die einzelnen Forderungen bleiben, wenn auch gleichartige, 
trotzdem doch verschiedene, jeder Kläger hat das selbständige Ver- 
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fügungsrecht über seinen Anspruch und über jede Forderung ist ganz 
oluie Rücksicht auf die anderen zu entscheiden. Der § 55 J. N. kann 
hier nicht analog angewendet werden, denn er enthält nur eine 
Norm, um die Kompetenz zwischen Bezirksgerichten und Gerichtshöfen 
ahzugrenzen, was bei gewerbegerichtlichen Streitigkeiten entfällt, da 
die Gewerbegerichte nach § 4 Gew. Ger. G. bei den daselbst aufge- 
zählten Streitigkeiten ohne Rücksicht auf den Wert des Streitgegen- 
standes zuständig sind und dieser (anders wie bei den Bezirksgerichten) 
auch auf das Verfahren keinen Einfluß hat (§ 22 Gew. Ger. G.). 

Auch der k. k. Oberste Gerichtshof hat in seinem Gutachten 
(s. g. Fragebeantwortung bei § 11 Z. P. 0.) ausgesprochen, daß im 
Falle der Streitgenossen schaft nach § 11, Z. 2 Z. P. 0., wenn keiner 
der geltend gemachten Ansprüche die im § 448 Z. P. 0. festgesetzte 
Wertgrenze übersteigt, im Bagatellverfahren zu verhandeln und über 
Streitigkeiten unter 100 K unter allen Umständen nach diesem zu 
verfahren sei, also dann nur eine beschränke Berufung stattfindet. 
Denselben Grundsatz hat er in seiner Entscheidung vom 16. Mai 
1900, Z. 6275, Nr. 333, Sammlung gewerbegerichtlicher Entschei- 
dungen, ausgesprochen. Steht aber fest, daß es sich hier um eine Streit- 
sache bis zu 100 K handelt, so kann nach § 30 und 22 Gew. Ger. G. 
und § 501 Z. P. 0. das Urteil nur wegen der im § 477, Z. 1 bis 7 Z. 
P. 0. erwähnten Nichtigkeiten angefochten werden^ eine solche wird 
aber seitens der Beklagten nicht geltend gemacht. Weder eine angeb- 
liche Nichterhebung wesentlicher Talsachen, noch eine unrichtige Be- 
weiswürdigung oder eine unrichtige rechtliche Beurteilung fallen unter 
diesen Paragraphen. Es muß vielmehr der I. Instanz, welche auf den 
vorUegenden Fall die Bestimmungen der Gewerbeordnung anwendete, 
beigepflichtet werden, weil nach Art. V, ht. a des Kundmachungspatentes 
zur Gewerbeordnung nur die Lohnarbeit der gemeinsten Art nicht unter 
die Norm der Gewerbeordnung fällt, während die Kläger, welche nach 
den eigenen Angaben des Beklagten seit Jahren zur Aufstellung von 
Grabmonumenten und zum Steinschleifen, u. zw. zum Teile im Akkord- 
lohne beschäftigt wurden, mindestens zu den gewerblichen Hilfs- 
arbeitern im Sinne des § 73, lit. d Gew. 0. gezählt werden müssen. 

Nr. 719. 
Die Vereinbarung, dal) der Lohn der Hilfsarbeiterin von der Schuld 
eines Dritten abgerechnet werden soll, ist nichtig. § 78, 78 a, 78 b 

und 78c Gew. 0. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 26. Oktober 1903, Cr. VI, 

1236/3. 

Dem Begehren der Klägerin auf Verurteilung der Beklagten zur 
Zahlung des Lohnbetrages von 881 K 40 h wurde stattgegeben. 
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Gründe: Wie sich aus dem beiderseitigen Vorbringen ergibt, 
stand Klägerin vom 22. April 1897 bis 3. August 1900 beider 
Beklagten in dem von ihr betriebenen Obsthandel gegen einen 
wöchentlichen Lohn von 7 K in den Sommer- und von 3 K in den 
Wintermonaten als Obstverkäuferin in Verwendung. Sie ist demnach 
als gewerbUche Hilfsarbeiterin im Sinne des § 73, Abs. 1 lit a der 
Gew. 0. anzusehen und beträgt ihr Lohn, wie ebenfalls nicht bestritten 
wurde, für die Dauer ihrer Dienstleistung 881 K 40 h. 

Gemäß § 78 Gew. 0. sind die Gewerbeinhaber verpflichtet, die 
Löhne der Hilfsarbeiter in barem Gelde auszuzahlen und können nur 
die darin angeführten Gegenstände (Wohnung, Feuerungsmaterial, 
Benützung von Grundstücken, Arzneien, ärztliche Hilfe, Werkzeuge, 
Stoffe zu den anzufertigenden Erzeugnissen und Lebensmittel) unter 
Anrechnung bei der Lohnzahlung zugewendet werden. 

Nach § 78 c Gew. 0. sind Vertragsbestimmungen und Verab- 
redungen, wölche den Anordnungen der § 78, 78a und 78b zu- 
widerlaufen, nichtig und nach § 78d Gew. 0. können die Hilfs- 
arbeiter, deren Forderungen entgegen diesen gesetzlichen Vorschriften 
anders als durch Barzahlung berichtigt wurden, jederzeit die Bezah- 
lung ihrer Forderungen in barem Gelde verlangen, ohne daß ihnen eine 
Einrede aus dem etwa an Zahluogsstatt gegebenen entgegengesetzt 
werden kann. Die Beklagte behauptet nun, sie habe die Lohnforderung 
der Klägerin in der Weise berichtigt, daß sie auf Grund einer mit ihr 
getroffenen Vereinbarung den Lohnbetrag von einer Schuld ihrer 
Tante Barbara F. in Abrechnung brachte. Diese Verabredung ist aber, 
weil sie der Anordnung des § 78 Gew. 0. zuwiderläuft, gemäß 
§ 78 c Gew. 0. nichtig und die Klägerin demnach gemäß § 78d 
Gew. 0. berechtigt, die Bezahlung ihrer Lohnforderung in barem 
Gelde zu verlangen. 

Nr. 720. 

Die Vereinbarung, dalt dem Handlungsgeliilfen wälirend der Krank- 

lieit der Lolin in einem um das bezogene Kranicengeld verminderten 

Betrage ausbezahlt werde, ist gUltig. Art. 60, H. G. B. 

Entscheidung des Gewerbegeiichtes Wien vom 31. Dezember 1903, Cr. VR 

1533/3. 

Die Klage eines Handlungsgehilfen auf Nachzahlung der ihm 
vom Lohne abgezogenen Krankengelder wurde abgewiesen. 

Gründe: Gemäß Art. 57 H. G. B. entscheidet über die An- 
sprüche des Handlungsgehilfen auf Gehalt und Unterhalt in erster 
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Linie das Übereinkommen und auch gemäß § 72 Gew. 0. ist die 
Festsetzung der Verhältnisse zwischen den selbständigen Gewerbe- 
treibenden und ihren Hilfsarbeitern innerhalb der durch die Gesetze 
gezogenen Grenzen Gegenstand freier Übereinkunft. Hiernach findet 
also auch die im Art. 60 H. G. B. enthaltene Bestimmung, wonach 
der Handlungsgehilfe, der durch unverschuldetes Unglück an der Leistung 
seiner Dienste zeitweise verhindert wird, für die Dauer von 6 Wochen 
Anspruch auf Gehalt und Unterhalt hat, nur insoweit Anwendung, 
als nicht durch Vertrag eine andere Bestimmung getrofifen wurde. Die 
in dieser Gesetzesstelle enthaltene Anordnung ist privatrechtlicher 
Natur, sie kann durch Übereinkunft der Parteien aufgehoben oder ab- 
geändert werden. 

Es kann somit zwischen dem Prinzipal und dem Handlungs- 
gehilfen rechtswirksam auch bedungen werden, daß im Falle einer 
Erkrankung des Handlungsgehilfen der Gehalt nur in einem um das 
Krankengeld verminderten Betrage gewährt und ausbezahlt werde. Eine 
solche Abmachung kann keineswegs als unerlaubt, als gegen die guten 
Sitten verstoßend, angesehen werden und mag diesbezüglich auf die 
Bestimmung des § 616 des deutschen bürgerlichen Gesetzbuches hin- 
gewiesen werden, wonach die Anrechnung des dem Angestellten aus 
einer Kranken- oder Unfallversicherung zukommenden Betrages für 
statthaft erklärt wird. (Vergl. auch Staub, Kommentar zum H. G. B., 
5. Auflage, § 3 zu Art. 60.) 

In Ermanglung einer entgegenstehenden Bestimmung (wie sie 
das neue deutsche Handelsgesetzbuch im Art. 63 trifft), bleibt also 
eine solche Vereinbarung in Kraft. Die in dem zwischen der beklagten 
Firma und dem Kläger am 17. August 1900 abgeschlossenen Dienst- 
vertrage enthaltene Bestimmung, womach dem Kläger im Falle einer 
Erkrankung das von ihm bezogene Krankengeld in den Gehalt ein- 
gerechnet wird und er nur die Differenz zwischen Vergütung der 
Krankenkassa und Gehalt ausbezahlt erhält, ist somit gültig und wirk- 
sam und der Anspruch des Klägers auf Nachzahlung dieser Kranken- 
kassenbeträge rechtlich nicht begründet. Beizufügen ist noch, daß vor- 
liegend, da durch die Vereinbarung über die Höhe des dem Kläger 
während der Krankheitsdauer gebührenden Gehaltes keine Verfügung 
über die dem Versicherten auf Grund des Gesetzes vom 30. März 
1888, R. G. Bl. Nr. 33, betrefifend die Krankenversicherung der 
Arbeiter, zustehenden Forderungen getroffen wurde und Kläger 
wie unbestritten ist, selbst das Krankengeld bezogen hat, die im § 62 
des bezogenen Gesetzes enthaltene Bestimmung weder nach ihrem 
Wortlaute, noch ihrem Sinne nach Anwendung findet. Durch diese 
Bestimmung wird die Gehaltsfrage während der Krankheit in keiner 
Weise berührt. 
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Vollends unhaltbar erweist sich im gegebenen Falle der 
erhobene Anspruch, wenn erwogen wird, daß Kläger laut der gegen 
ihn gemäß § 294 Z. P. 0. Beweis machenden Urkunde, d. d. 
17. Oktober 1903 ausdrücklich erklärt, daß mit der ihm ausbezahlten 
Remunerationssumme von 287 K 52 h alle seine Ansprüche an die 
Firma geordnet sind und er keine wie immer geartete Forderung 
mehr an die Firma zu stellen hat. Dieser Verzichtserklärung die 
rechtliche Wirkung absprechen zu wollen, ist in jedem Falle unhaltbar, 
denn sie würde selbst dann gelten, wenn ohne eine diesbezügliche 
Vereinbarung das bezogene Krankengeld in den Gehalt eingerechnet 
worden wäre. 

Nr. 721. 

Rechtsstreitigkeiten zwischen einem Sportplatzinhaber und seinem 

Hilfsarbeiter gehören nicht zur Zuständigket des Gewerbegerichtes. 

(Art. V, lit. 0, Kundm. Pat. zur Gew. 0.) 

Beschluß des Gewerbegerichtes Wien vom 23. Jänner 1903, Gr. 111 

153/3. 

Kläger war bei dem belangten Sportplatzinhaber als Hilfsarbeiter 
bedienstet und leitet aus diesem Lohnverhältnisse seine Klage- 
ansprüche ab. 

Nach den Angaben beider Teile wird auf dem Sportplatze des 
Beklagten das Eislaufen betrieben. Beklagter besitzt hiefür keinen 
Gewerbeschein, sondern bloß eine polizeiliche Lizenz. Das Halten von 
Eislaufplätzen Tällt unter den Begriff der Veranstaltung von öffent- 
lichen Belustigungen, auf welche gemäß Art. V, lit. o des Kund- 
machungspatentes zur Gewerbeordnung die Gewerbeordnung keine 
Anwendung findet. (Vergleiche Heilinger, österreichisches Gewerbe- 
recht, IL, 56.) 

Da nun nach § 1 Gew. Ges. G. die sachliche Zuständigkeit sich 
(mit Ausnahme der im Art. V, lit. b in Art. VIIl des gedachten Kund- 
machungspatentes bezeichneten Unternehmungen) nur auf solche 
Unternehmungen bezieht, auf welche die Gewerbeordnung Anwendung 
findet, mußte die Klage, trotzdem vom Beklagten die Einwendung 
der Unzuständigkeit nicht erhoben wurde, gemäß § 23 des Gewerbe- 
gerichtsgesetzes von Amtswegen wegen Unzuständigkeit des Gewerbe- 
gerichtes zurückgewiesen werden. 
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Nr. 722. 

Wenn der Hilfsarbeiter die Kündigung auf kürzere Zeit, als er bean- 
spruchen konnte, stillschweigend zur Kenntnis nimmt, während er 
nach der Verkehrssitte hätte erklären sollen, dafl er auf der 14- 
iägigen Kündigung beharre, ist anzunehmen, daü er der kürzeren 
Kündigungsfrist zugestimmt hat. (§ 863 a, b. G. B.) 

Entscheidung des Gewerbegerichtes TepUtz vom 28. OlLtober 1903, Cr. I, 

349/3. 

Die Klage des Maurers F. K. gegen den Baumeister H. Seh. auf 
Lohnvergütung für den Entgang, der gesetzlichen Kündigungsfrist 
iwnirde abgewiesen. 

Gründe: Laut des beiderseitigen Vorbringens der Parteien 
■wurde eine Vereinbarung bezüglich der Kündigungsfrist nicht getrofifen, 
es galt somit gemäß § 77 Gew. 0. die 14tägige Kündigungsfrist. Nun 
hat aber das Gericht auf Grund des teilweisen Zugeständnisses des 
Klägers in Verbindung mit der glaubwürdigen Aussage des als Zeugen 
abgehörten Poliers als festgestellt angenommen, daß der Polier in Ver- 
tretung, des Beklagten am Samstag den 17. Oktober 1903 den Kläger 
auf dessen Frage, ob er heute Feierabend bekomme, mitgeteilt hat, 
Kläger könne noch die nächste V^oche arbeiten, daß Kläger nichts 
<iarauf erwiderte und die darauf folgende Woche bis zum Samstag 
den 24. Oktober 1903 arbeitete, daß an diesem Tage der Polier dem 
Kläger bedeutete, dieser habe für die nächste Woche anderweitig 
Arbeit zu suchen, und daß endlich Kläger auch diese Erklärung still- 
schweigend zur Kenntnis nahm. 

Aus diesem Sachverhalte vermeinte Kläger gegen den Beklagten 
den Anspruch auf Lohnvergütung für den Entgang der gesetzlichen 
Kündigungsfrist ableiten zu können. Da die Kündigungserteilung nach 
-dem Gesetze an eine bestimmte Form nicht geknüpft und dann gültig 
ist, wenn der auf die Kündigung gerichtete Wille ernst, bestimmt und 
verständlich erklärt wird (§ 869 a. b. G. ß.), die von dem Polier am 
17. Oktober 1903 dem Kläger gemachte Erklärung, dieser könne noch 
-eine Woche arbeiten, keinem Zweifel Raum gab, daß das Arbeits ver- 
Mllnis am 24. Oktober 1903 als dem letzten Tage derauf den 17. Oktober 
1903 nachfolgenden Woche aufgelöst werden soll, so verlangte es die 
Verkehrssitte und die Pflicht zur Offenheit, den Polier darauf auf- 
merksam zu machen, daß Kläger nicht eine 8-, sondern eine 14-tägige 
Kündigung begehren könne. Dadurch aber, daß Kläger weder bei der 
Kündigung, noch bei der Entlassung seinen Willen auf Einhaltung der 
vollen gesetzlichen Kündigungsfrist bestehen zu wollen, dem Polier 
offenbarte, hat er dem letzteren zu erkennen gegeben, daß er mit der 

VI 
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8-tägigen KüDdigung einverstanden sei. (§ 863 a. b. G. B.) Durch 
seine am 17. Oktober 1903 an den Polier gerichtete Frage, ob er 
heute Feierabend bekomme, hat er den Polier, von dem die Aufnahme 
des Klägers nicht erfolgt war, zur irrigen Annahme verleitet, daß er 
ebenfalls den bei dem Baugewerbe eingeführten, die Kündigung aus- 
schließenden Revers unterschrieben habe, ein Verhalten, welches 
gegen die auch das Arbeitsverhältnis beherrschenden Grundsätze von 
Treu und Glauben verstieß. Erst dann, wenn der Polier seinem even- 
tuellen Verlangen nach der gesetzlichen Kündigungsfrist nicht Rechnung 
getragen und ihn nach 8 Tagen entlassen hätte, wäre der klägerische 
Anspruch auf Lohnvergütung für eine Woche existent geworden. Da 
ein solches Verlangen nicht gestellt wurde, so ist dem Kläger auch 
ein eingeschränkter Anspruch nicht erwachsen, was die Abweisung 
der Klage zur Folge hatte. 

Sr. 723. 

Der dem Hilfsarbeiter wegen grundloser Entlassung gemSÜ § 84 

Gew. 0. zustehende VergUtungsanspruch unterliegt der 3-jährigen 

Verjährung des § 1489 a. b. G. B. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Mährisch-Ostrau vom 14. Februar 1901, 

Gr. I, 102/1. 

Das Klagebegehren auf Lohnvergütung für die Kündigungsfrist 
wurde abgewiesen. 

Gründe: Nach § 84 Gew. 0. ist der Gewerbeinhaber ver- 
pflichtet, dem ohne einen gesetzlichen Grund vorzeitig entlassenen 
Hilfsarbeiter den Lohn für die Kündigungsfrist zu „vergüten*. 

Diese Verpflichtung ist eine unbedingte; die Vergütung gebührt 
dem Arbeiter auch dann, wenn er durch die vorzeitige Entlassung nicht 
zu Schaden gekommen wäre. Diese Vergütung kann sich sohin, muß 
sich aber nicht immer als eine wirkliche Entschädigung darstellen; 
stets bildet sie jedoch eine Sühne, eine Genugtuung für die durch das 
vertragswidrige Verhalten herbeigeführte vorzeitige Auflösung des 
Arbeitsverhältnisses ; denn ihr Rechtsgrund liegt in dem Verschulden 
der Vertragsbrüchigen Partei. 

Der Anspruch des § 84 Gew. 0. beruht, ebenso wie jener des 
§ 83 und 85 Gew. 0. auch auf denselben legislativen Motiven, der 
Vertragstreuen Partei im Falle der Nichtzuhaltung des Vertrages das 
Recht auf einen Ersatz, sei es nun im engeren oder erweiterten Um- 
fange zuzuerkennen; wenn nun auch die Rechtsfolgen der Vertrags- 
verletzung sich verschieden gestalten, da ihr Umfang davon abhängig 
erscheint, ob derselben ein schuldloses oder schuldhaftes Verhalten 
der Partei zu Grunde liegt, so würde es doch dem Grundsatze der 
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vom Gesetzgeber intendierten Parität widersprechen, wenn die aus 
der vorzeitigen Auflösung des Arbeitsverhältnisses resultierenden 
Ansprüche rücksichtlich der Verjährungsfrist nach verschiedenen Normen 
beurteilt werden würden ; handelt es sich ja doch in allen --FSUen um 
Ersatzansprüche aus einer Vertragsverletzung und wenn § 84 Gew. 0. 
im Gegensätze au § 83 Gew. 0. von einer Vergütung spricht, so sollte 
damit nur statuiert werden, daß bei einer kulposen Vertragsverletzung 
durch den Gewerbeinhaber dieser die Pflicht hat, dem Hilfsarbeiter 
volle Genugtuung zu gewähren, eine Genugtuung, die in dem unbe- 
dingten und vollen Ersätze des demselben für die Kündigungsfrist 
zukommenden Lohnes und der etwaigen sonst vereinbarten Genüsse 
zu bestehen habe. 

Von dieser auch den praktischen Bedürfnissen des Verkehrslebens 
mehr Rechnung tragenden Ansicht ausgehend, hielt das Gericht dafür, 
dafi auch der im § 84 Gew. 0. vorgesehene Vergütungsanspruch 
seiner rechtlichen Nater nach sich als ein erweiterter, in der Verletzung 
der Vertragspflichten begründeter Entschädigungsanspruch darstellt 
und daher nicht der ordentlichen 30jährigen Verjährungsfrist des 
§ 1478 a. b. G. B., sondern der Triennalverjährung des § 1489 
a. b. G. B. unteriiegt. 

Da nun die gerichtliche Geltendmachung jenes Ersatzanspruches 
erst nach Ablauf von mehr als 3 Jahren erfolgte, erscheint derselbe 
erloschen, weshalb mit der Abweisung der Klage vorzugehen war. 

Nr. 724. 

Die Entlassung wegen Arbeitsunfähigkeit muH nicht sofort nach 

Ablauf der vierten Krankheitswoche dem erkrankten Hilfsarbeiter 

bekanntgemacht werden (§ 82 lit h Gew. 0.). 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Mährisch-Ostrau vom 26. Jänner 1901, 

Gr. I,r" ■ 



Der Kläger war bei dem Beklagten als Hotelportier beschäftigt. 
Er erkrankte am 10. Dezember 1900 und wurde am selben Tage in 
Spitalspflege übernommen, in welcher er bis zum 23. Jänner 1901 
verblieb; in der ersteren Zeit ließ sich der Beklagte einigemale 
nach dem Zustande des Klägers erkundigen und als sich letzterer 
nach seiner Genesung zum Dienstantritte meldete, wurde ihm unter 
Ausfolgung seines Arbeitsbuches bekanntgegeben, daß seine Stelle 
bereits besetzt sei. 

Die Klage auf Vergütung des Lohnes für die Kündigungsfrist 
wurde abgewiesen. 

VI* 
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Gründe: Dre Entlassung des Klägers ohne vorhergegangene 
Kündigung erpcheint im Grunde der Bestimmung des § 82, lit. h 
Gew. 0. gerechtfertigt, da die Krankheit und die mit derselben 
verbundene Arbeitsunfähigkeit über 4 Wochen dauerte. Die Recht- 
mäßigkeit dieser Entlassung kann der Kläger nicht deshalb anfechten, 
weil sie ihm erst nach der Wiedergenesung bekanntgegeben wurde. 
Eine verbindliche Zusage, daß Kläger weiter im Dienste belassen 
werde, ist nicht erfolgt, und kann eine solche auch aus den in der 
ersten Zeit eingeholten Erkundigungen nicht gefolgert werden, da der 
Beklagte sich nur vergewissern wollte, ob uqd um welche Zeit der 
eventuelle Dienstantritt zu gewärtigen sei. Ebensowenig kann in dem 
Umstände, daß dem Kläger nicht sofort nach Ablauf der vierten 
Krankheitswoche die Entlassung bekanntgegeben wurde, ein Verzicht 
auf das dem Beklagten zustehende Entlassungsrecht erblickt werden, 
da die Absicht des Beklagten, das Arbeitsverhältnis nicht fortsetzen 
zu wollen, aus der bereits vorher bei der Genossenschaft und der 
Krankenkasse erfolgten Abmeldung in unzweifelhafter Weise hervor- 
geht, die diesfällige sofortige Verständigung des Klägers, wenn auch 
möglich, so doch im vorliegenden Falle nicht angezeigt erschien und 
überdies auch nicht erforderlich war, da der im § 82, lit. h Gew. 0. 
normierte Entlassungsgrund erst mit dem 29. Tage der eingetretenen 
Arbeitsunfähigkeit existent wird und von da ab jederzeit während der 
weiteren Dauer der Arbeitsunfähigkeit in Anwendung gebracht werden 
kann, insofern sich der Unternehmer der Geltendmachung dieses 
Entlassungsrechtes, sei es ausdrücklich oder stillschweigend, nicht 
begeben hat. 

Da ein solcher Verzicht gegebenen Falles nicht angenommen 
werden kann, war das auf § 84 Gew. 0. gestützte Klagebegehren 
als unbegründet abzuweisen. 

Nr. 726. 

Der Baumeister, welcher einzelne Maurerarbeiten seinem Stellver- 
treter in Akkord Übergibt, bleibt zwar für die im Baugesetze ange- 
ordneten Vorsichtsmanregeln verantwortlich (§ 13, Gesetz vom 
19. März 1883, Nr. 62 L G. Bl. fUr Gaiizien), haftet jedoch nicht 
dem vom Akkordanten aufgenommenen Maurer fUr Forderungen aus 
dem Arbeitsverhältnisse. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Krakau vom 31. März 1903, Gr. I, 200/3. 

Kläger wurde für die Verputz arbeiten bei einem Hause von dem 
Stellvertreter des Baumeisters aufgenommen. Die betreffenden Arbeiten 
hatte der Stellvertreter in Akkord übernommen. 
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Der Maurer wurde entlassen und klagte den Baumeister. 

Die Klage wurde abgewiesen. 

Gründe: Der Beklagte als Leiter des Hausbaues ist für die im 
Baugesetze angeordneten Vorsichten verantwortlich (§.13 des Bau- 
gesetzeß vom 19. März 1883, Nr. 62 L. G. Bl. für Galizien) und muß 
zu diesem Zwecke die Ausführung der Arbeiten beaufsichtigen; als 
Bauleiter ist er auch berechtigt, den einzelnen Arbeitern die nötigen 
Anweisungen zu erteilen und ihre Verwendung zu prüfen. Diese Ver- 
antwortlichkeit für Sicherheitsmaßregeln bezüglich aller beim Baue 
beschäftigten Arbeiter übt jedoch keine Rückwirkung auf die privat- 
rechtlichen Vereinbarungen, welche bezüglich des Arbeitsverhältnisses 
geschlossen wurden. Der Meisterstell Vertreter war gemäß §§ 1027 
und 1028 a. b. G. B. berechtigt, im Namen des Bauführers die Arbeiter 
aufzunehmen und zu entlassen, es muß jedoch wenigstens aus den 
Nebenumständen zu entnehmen sein, daß er es im Namen des Bau- 
führers getan hat. Dann wäre der Bauführer aus dem Arbeitsvertrage 
verpflichtet (§§ 1017 und 863 a. b. G. B.). Im gegebenen Falle hat 
jedoch der Kläger zugegeben, daß der Beklagte mit dem Meisterstell- 
vertreter S. N. einen Vertrag abgeschlossen hat, womit sich S. N. ver- 
pflichtet hat, die Verputzarheiten gegen einen festgesetzten Akkordlohn 
auszuführen. Er hat auf eigene Rechnung den Kläger aufgenoDMnen 
und folglich kann der Kläger etwaige Ansprüche aus dem Arbeitsver- 
trage nur gegen S. N. geltend machen (§ 1151 a. b. G. B.). 

Nr. 726. 
Undeutliche Erklärung Über die Kündigungsfrist. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes W^ien vom 17. Juli 1903, Cr. IV, 1299/3. 

Dem Begehren des Klägers auf Verurteilung des Beklagten zur 
Zahlung des Lohnes für die gesetzliche 14tägige Kündigungsfrist 
wegen grundloser Entlassung wurde stattgegeben. 

Gründe; Der dem Kläger gemachte Vorhalt, „bei der Arbeit 
staubt und stinkt es, Sie können daher jeden Tag weggehen* enthält 
keine Vereinbarung über den Ausschluß der Kündigung, sondern es 
wurde dem Kläger bloß der Austritt vorbehalten, falls er diese Unan- 
nehmlichkeit nicht ertragen sollte. Dieß kann auch nur auf die ersten 
Tage bezogen werden, bis sich der Kläger mit der Arbeit bekannt 
gemacht haben wird, während für den weiteren Verlauf nichts fest- 
gestellt erscheint, nachdem der Kläger an der Arbeit keinen Anstand 
genommen hat und dabei verblieben ist. Auch die Nichtbefolgung des 
Verbotes, mit dem Nachbargreißler zu verkehren, ist kein Grund zur 
sofortigen Entlassung gewesen, da keine Gründe für dieses Verbot 
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bekanntgegeben wurden und bezuglich des priTatcn Verkehres des 
Klägers dem Beklagten nicht zusteht, Vorschriften zu machen. Es war 
deshalb bei Abgang einer Vereinbarung bezüglich der Kündigung dem 
Klagebegehren gemäß zu erkennen. 

Nr. 727. 

Bedeutung der bei Aufnahme der Hilfearbeiterin getroffenen Verein- 
barung: ,,Die Arbeit geht vom Samstag bis Samstag'^. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 14. Februar 1903, Cr. IV, 345/3. 

Das Begehren der Klägerin auf Verurteilung des Beklagten zur 
Vergütung des Lohnes für die gesetzliche Kündigungsfrist im Betrage 
von 30 K wegen grundloser Entlassung wurde abgewiesen. 

Gründe: Die als Zeuge vernommene Leopoldine M. hat aus- 
gesagt, daß sie der Klägerin gesagt hat, es geht vom Samstag zu 
Samstag, das heißt, daß an jedem Samstag von jeder Seite, ohne daß 
es einer Kündigung bedürfte, das Arbeitsverhältnis gelöst werden kann. 
Da die Aussage der Zeugin glaubwürdig ist, hält das Gericht sich von 
der besagten Vereinbarung überzeugt, es mußte daher das Klage- 
begehren abgewiesen werden. 

Nr. 728. 

Eine schriftliche Erldärung, sogenannter Lohnzettel, Über die Kün- 
digungsfrist macht Beweis fUr die im Lohnzettel erwähnte Verein- 
barung (% 294 Z. P. 0.). 

Urteil des Gewerbegerichtes Brunn vom 5. Februar 1900, Cr. I, 52/00. 

Dem Begehren eines entlassenen Kutschers auf Kündigungs- 
entschädigung für 14 Tage wurde nur hinsichtlich des auf 3 Tage 
entfallenden Betrages stattgegeben. 

Die beklagte Firma legle einen vom Kläger gefertigten Zettel 
vor, der die nachstehende Erklärung enthielt: »Ich will bei Ihnen 
gegen 7 fl. Wochenlohn dienen, mag ich nun bei Pferden oder bei 
was immer für einer Arbeit verwendet werden, und bin mit einer drei- 
tägigen Kündigung vollkommi^n zufrieden. '^ 

Der Kläger gab zu, daß seine Unterschrift echt sei, erklärte sich 
aber auf den Inhalt des Schrittstückes ebensowenig als auf die Art und 
den Zeitpunkt der Ausstellung desselben erinnern zu können. 

Bei der Entscheidung war davon auszugehen, daß der Kläger 
zufolge seines Geständnisses den von der belangten Firma vorgelegten 
Zettel, worin nebst der Höhe des Lohnes und der Art der zu verrich- 
tenden Arbeiten auch eine dreitägige Kündigungsfrist als gegenseitig 
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vereinbart angeführt erscheint, eigenhändig unterschrieben hat. Ange- 
sichts dieses Geständnisses wäre es Sache des Klägers gewesen, zu 
behaupten und darzutun, daß die in dem Zettel enthaltenen Erklä- 
rungen der Wahrheit widerstreiten und ohne sein Wissen hierin Auf- 
nahme gefunden haben, um dadurch im Sinne der §§ 272 und 296 
Z. P. 0. die dem Schriftstücke nach § 294 Z. P. 0. innewohnende 
volle Beweiskraft aufzuheben. Der Kläger war aber außer Stande, der- 
artiges zu behaupten. Sein Vorbringen blieb vielmehr auf die Abgabe 
der Erklärung beschränkt, daß er sich auf den Inhalt des Zettels 
ebensowenig, als auf die Art und den Zeitpunkt der Ausstellung des- 
selben entsinnen könne. 

Bei dieser Sachlage mußte auf Grund der in dem Schriftstücke 
enthaltenen Bestätigung eine dreitägige Kündigungsfrist als verab- 
redet angesehen und demgemäß die im Sinne des § 84 Gew. 0. ein- 
geklagte Lohnentschädigung auf den einem dreitägigen Lohnbezuge 
entsprechenden Betrag eingeschränkt werden. 

Nr. 729. 

Wenn der Arbeiter die Vornahme einer Arbeit mit der Erldärung 
verweigert, er wolle auf die Wanderschaft geben, und wenn er das 
ihm ausgefolgte Arbeitsbuch ohne Widerspruch entgegennimmt, kann 
0r sich nicht nachträglich darauf berufen, dalt er nicht willens war, 
sofort auszutreten (% 863 a. b. G. B.)- 

EntscheiduDg des Gewerbegerichtes Teplitz vom 2. Dezember 1903, Gr. I, 

385/3. 

f 

Die Klage eines Schneidergehilfen auf Lohnvergütung für die 
Kündigungsfrist wurde abgewiesen. 

Gründe: Trotz Leugnens des Klägers hat das Gericht auf Grund 
des durch die Zeugenaussagen der beiden Kinder und der Gattin des 
Beklagten unterstützten Vorbringens des letzteren als erwiesen ange- 
nommen, daß der Kläger die Umänderung der Weste verweigerte und 
zum Beklagten sich äußerte, er werde andern Tags auf die Wander- 
schaft gehen, daß hierauf Beklagter ihm das Arbeitsbuch ausfolgte, 
und daß Kläger dasselbe anstandslos annahm. Durch die obige 
Erklärung hat derselbe nun in klarer Weise zu erkennen gegeben, 
daß er unter Verzicht auf eine Kündigung das Arbeitsverhältnis 
sofort auflösen w^olle; durch die Ausfolgung des Arbeitsbuches 
anderseits hat Beklagter seinen Willen manifestiert, daß er gleichfalls 
unter Absehung von einer Kündigung dem Wunsche des Klägers 
Rechnung tragen will. Wenn nun die Erklärung des Klägers mit seiner 
wahren Absicht im Widerspruche stand, und Kläger nicht willens war, 
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sofort auszutreten, Beklagter aber in der Voraussetzung, wahrer Wille 
und Erklärung des Klägers decken sich, annahm, daß Kläger sofort 
austreten wolle und ihm deshalb das Buch ausfolgte, so war es Pflicht 
des Klägers, dem Beklagten eine mit seinem Willen übereinstim- 
mende Erklärung abzugeben und seine frühere Äußerung als miß- 
verstanden zu widerrufen. Da er dieß unterließ, vielmehr das Arbeits- 
buch stillschweigend annahm, wurde das Arbeitsverhältnis unter beider- 
seitigem Verzichte auf die Kündigungsfrist durch gegenseitige Ober- 
einkunft aufgelöst, denn wenn der versprechende Teil selbst und allein 
an seinem wie immer gearteten Irrtum schuld ist, so besteht der 
Vertrag (§ 876 a. b. G. B.). Hiemach behauptet Kläger mit Unrecht 
entlassen worden zu sein, was die Klageabweisung zur Folge hatte. 



Nr. 730. 

Ein vom Arbeitgeber dem Arbeiter zugerufener, von diesem zurUcl(- 

gegebener, gemeiniglich als Schimpfwort nicht gebrauchter Ausdruck 

(Knödel) berechtigt weder zur Entlassung noch zum Rücktritte (§ 82^ 

lit. g und 82 a, lit. b Gew. 0.). 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Teplitz vom 16. November 1903, Cr. I,. 



Kläger war bei dem beklagten Zimmermaler als Gehilfe beschäf- 
tigt. Als er am 12. November 1903 ein Zimmer malte und gerade 
auf der Leiter stand, machte ihm Beklagter wegen schlechter Arbeit 
Ausstellungen und nannte ihn hiebei einen »Knödel"; Kläger, welcher 
diesen Ausdruck als eine Beleidigung auffaßte, erwiderte darauf^ 
wenn er einer sei, so sei Beklagter auch ein solcher. Wegen dieser 
Äußerung forderte Beklagter den Kläger auf, er solle von der Leiter 
heruntersteigen und „schauen, daß er fortkomme". Der Beklagte nahm 
ihm dann den Farbentopf aus der Hand und als Kläger für 14 Tage 
Lohnvergütung verlangte, wies ihn Beklagter an das Gewerbegericht, 
wo Kläger schon bekannt sein werde. Gestützt auf diesen Vorgang 
strebte Kläger mit Klage Lohnvergütung füi* 2 Wochen an. 

Der Klage wurde stattgegeben. 

Gründe: Obwohl Beklagter leugnet, den Kläger entlassen zu 
haben, hat das Gericht in der Erwägung, daß Beklagter nach seinem 
eigenen Geständnisse den Kläger von der Leiter herabsteigen 
geheißen und ihm den Farbentopf aus der Hand genommen hat, 
die Überzeugung gewonnen und als erwiesen angenommen, da& 
Beklagter den Kläger auch zum Fortgehen aufgefordert, ihn also 
tatsächlich entlassen hat. Denn wenn Beklagter bloß die Absicht gehabt 
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hätte, dem Kläger das ungebührliche Benehmen vorzuhalten, so wäre 
es nicht notwendig gewesen, den letzteren zum Herabsteigen von der 
Leiter zu veranlassen, weil er ihm die beabsichtigte Ausstellung auch 
beim Stehen auf der Leiter hätte erteilen können. Ist sonach die Ent- 
lassung des Klägers ohne Kündigung erwiesen, so ist zu untersuchen, 
ob Beklagter hiezu ein Recht hatte. Ein solches lag aber nicht vor, 
denn die Äußerung des Klägers, wenn er einer (Knödel) sei, so sei 
Beklagter auch ein solcher, stellt sich bloß als eine, wenn auch takt- 
widrige und Mangel an Achtung gegen den Arbeitgeber verratende 
Abwehr wider einen von dem letzteren in der Absicht, den Kläger 
lächerlich zu machen, ausgegangenen, gleichfalls zu mißbilligenden 
Angriff dar, ohne daß behauptet werden könnte, daß der in Anwen- 
dung gebrachte, gemeiniglich als Schimpfwort nicht gebrauchte Aus- 
druck den Tatbestand der groben Ehrenbeleidigung nach § 82, lit. g, 
bezw. § 82 a, lit. b Gew. 0. erschöpft. 

Nr. 731. 

Zur Säuberung der Arbeitsräume ist der Gehilfe mangels besonderer 
Vereinbarung nicht verpflichtet. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 19. August 1903, Gr. IV, 1535/3. 

Kläger wurde von dem beklagten Schuhmacher entlassen, weil 
er sich weigerte, die Werkstätte auszureiben. 

Dem Kläger wurde die Entschädigung für die gesetzliche 14tägige 
Kündigungsfrist zuerkannt. 

Gründe: Es kommt nur zu erörtern, ob die Weigerung des 
Klägers, die Werkstätte aufzu waschen, eine unbefugte Arbeitsverweige- 
rung nach § 82 lit. f Gew. 0. enthält. Diese Frage findet das Gericht zu 
verneinen, denn eine Vereinbarung zwischen beiden Streitteilen, wo- 
nach der Kläger zur Säuberung der Arbeitsräume verpflichtet wäre, 
ist nicht erwiesen, und zum » Inordnunghalten ■ der Werkstätte gehört 
nach Ansicht des Gerichtes das Aufwaschen des Bodens überhaupt 
nicht. Auch ist das eine Arbeit, die nach Ansicht des Gerichtes einem 
Hilfsarbeiter nicht zukommt. Es kann daher unbefugte Verweigerung 
einer gewerblichen Arbeit nicht angenommen werden und war infolge 
dessen dem Klagebegehren stattzugeben. 

Nr. 732. 

Eine dem Dienstvertrag entsprechende, den Kräften des Arbeiters 
angemessene Arbeit darf nicht verweigert werden (§82, lit. f Gew. 0.). 
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Verführen von Waren durch den dazu aufgenommenen Laufburschen. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 31. Oktober 1903, 
Cr. IV, 2053/:J. 

Kläger, der bei dem Beklagten als Laufbursche bedienstet war, 
wurde entlassen, weil er sich weigerte, eine Kiste und zwei Ballen 
mittels Handwagens auf die Nordwestbahn zu führen. Kläger behauptet, 
er habe die Verrichtung dieser Arbeit verweigert, weil er an diesem 
Tage schon zwei solche Fuhren verrichten mußte und es ihm zu stark 
war, noch eine dritte Fuhr zu machen. 

Das auf Kündigungsentschädigung gerichtete Klagebegehren 
wurde abgewiesen. 

Gründe: Übermäßige, der Gesundheit sch^ädliche Anstrengung 
oder den physischen Kräften nicht angemessene Uberbürdung darf im 
allgemeinen von einem Arbeiter nicht gefordert werden. (§§ 82 a, 94, 
100 Gew. 0.) Wird aber im konkreten Falle erwogen, daß die zweite 
Fuhr (auf den Matzleinsdorfer Bahnhof) nur von geringer Entfernung 
und von ganz geringem Gewichte, überhaupt das Gewicht der mittels 
Handwagens zu verführenden Waren kein erhebliches war; daß eine 
Mehrleistung der besagten Art vom Kläger am Entlassungstage über- 
haupt nur ganz ausnahmsweise verlangt wurde ; daß der Kläger aus- 
drücklich zur Besorgung solcher Dienste aufgenommen wurde, bzw. 
sich verdungen hat; endlich, daß der KlUger kräftig und breit gebaut 
ist, so muß gesagt werden, daß die von ihm geforderte und von ihüi 
verweigerte Arbeit nicht über das Maß des Erlaubten hinausgeht, und 
daß er sie unbeschadet seiner Gesundheit auch hsitte verrichten können. 
Seine Weigerung stellt sich demnach als eine unbegründete, unbefugte 
dar, und war das Klagebegehren im Hinblick auf § 82 Gew. 0. abzu- 
weisen. 

Nr. 733. 

Verletzung einer wesentlichen Vertragsbestimmung liegt vor, wenn 
der als Kutscher in Verwendung stehende Hilfsarbeiter in der 
chemischen Färberei dauernd Arbeiten verrichten soll (§ 82 a, lit. d 

Gew. 0.). 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Teplitz vom 24. März 1903, Gr. I, 91/3. 

Kläger war von dem Beklagten als Ku! scher zur Verrichtung der 
Geschäflsfuhren seiner cheniischen Färberei und Waschanstalt auf- 
genommen worden. Kläger erkrankte. Nach seiner Genesung wollte ihn 
der Beklagte nicht mehr als Kutscher verwenden, weil sich sein Nach- 
folger zu diesem Dienste besser eignete, bot ihm aber an, sich als 
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Hilfsarbeiter in der Färberei verwenden zu lassen. Kläger lehnte diese 
Beschäftigung unter Hinweis auf seinen Gesundheitszustand, der ihm 
einen Aufenthalt in einem mit Ausdünstungen von Chemikalien 
geschwängerten Räume nicht gestatte und weil ihm ärztlich Bewe- 
gung in frischer Luft angeraten wurde, ab und blieb auf seinem Ver- 
langen,, seinen bisherigen Posten als Kutscher bekleiden zu dürfen, 
welches Begehren jedoch Beklagter abschlug. 

Diesen Vorgang nahm Kläger zum Anlasse, aus dem Dienstver- 
hältnisse zu scheiden. Seiner Klage auf Lohnvergütung und Kost- 
entschädigung ^rde stattgegeben. 

Gründe: Wenn man es dem Beklagten auch nicht verdenken 
kann, daß er sich zur Verrichtung seiner gewerblichen Arbeiten solcher 
Hilfskräfte bedient, welche seine Interessen nach seiner Meinung am 
besten zu fördern geeignet sind, so kann die Ausübung dieses Rechtes 
nur in der Art geschehen, daß hiedurch die Rechtssphäre anderer 
nicht verletzt wird. Voriiegend war Kläger als Kutscher und nicht als 
Hilfsarbeiter für Verrichtungen in der Färberei aufgenommen, hatte 
also bei dem Umstände, als ihm vom Beklagten dies versprochen 
worden war, das Recht, zu verlangen, nach seiner Wiedergenesung in 
der Eigenschaft als Kutscher verwendet zu werden. Aus diesem Grunde 
konnte er den Antrag des Beklagten, in der Färberei Arbeit zu nehmen, 
umsomehr ablehnen, als die Arbeiten in der Färberei erfahrungsgemäß 
für seinen augenscheinlich heute noch zerrütteten Gesundheitszustand 
nächteilig, dagegen die Bewegung in freier Luft, wie diese dem Kutscher 
möglich ist, zuträglich gewesen wäre, und als die ihm angetragene 
Beschäftigung überhaupt eine ganz andere Tätigkeit in sich begreift, 
als jene, für welche er ursprünglich aufgenommen war. In der dem 
Kläger angebotenen anderweitigen Beschäftigung lag also ein Antrag 
auf Änderung des Arbeitsverhältnisses in Rücksicht auf die zu leistende 
Arbeit, demnach ein Antrag auf Änderung einer wesentlichen Vertrags- 
bestimmung, welche der Beklagte gegen den Willen des anderen 
Vertragskontrahenten einseitig nicht durchzusetzen berechtigt war. Da 
Beklagter sich dennoch weigerte, den Kläger innerhalb der Kündigungs- 
frist als Kutscher weiter zu beschäftigen, so war dieser wegen Ver- 
letzung einer wesentlichen Vertragsbestimmung zur Auflösung des 
Arbeitsverhältnisses (§ 82 a; lit. d Gew. 0.) und zur Erhebung des 
Anspruches auf Lohn- und Kostvergütung berechtigt. 

Nr. 734. 

Der vorzeitig austretende Hilfsarbeiter hat Ersatz zu leisten fUr den 
hSheren Lohn des an seiner Stelle aufgenommenen Aushelfers und 
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für die mit der Beschaffung dieser Hilfskraft sonst verbundenen 
Kosten (§ 85 Gew. 0.). 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 31. Oktober 1903, G. Z. Cr. IV, 

2061/3. 

Eine Büglerin trat vorzeitig aus der Arbeit aus und klagte ihr 
Lohnguthaben ein. Der Beklagte rechnete eine Entschädigungsforderung 
auf, die teilweise als kompensabel anerkannt wurde. 

Gründe: Der Anspruch der Klägerin auf den vor dem Austritt 
verdienten Lohn wird durch den Austritt insoweit berührt, als nach 
§ 85 Gew. 0. der Gewerbeinhaber berechtigt ist, dentrsalz des durch 
den vorzeitigen Austritt erlittenen Schadens zu begehren. Insofeme der 
Aushelferin ein um 1 K höherer Lohn bezahlt werden mußte, erleidet 
die Beklagte einen Schaden von 1 K. Die Zeit, die ihr Gatte durch 
das Beischafifen eines Ersatzes aufwenden mußte und die für seine 
Verwendung im Geschäfte verloren war, ist zweifellos auch zu 
ersetzen, weil der Zeitverlust durch das Verhallen der Klägerin ent- 
standen ist. 

Denselben kann aber das Gericht bei der geringen Entfernung 
des Geschäftes von der Geblergasse höchstens mit P/g Stunden 

annehmen und dafür entspricht ein Betrag von 1 K 60 h 

(§ 273 G. P. 0.) Der Gesamtschaden beträgt also nur . . 2 K 60 h, 
um welchen Betrag sich die Lohnforderung bei der Kompensabilität 
beider Forderungen (§ 1438 a. b. G. B.) verringert. 

Nr. 736. 

Bei mehrjähriger Dauer des Dienstverhältnisses Icann dieses nicht 
als ein aushilfsweises angesehen werden. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 13. November 1903, Cr.V, 999/3. 

Dem auf Kündigungsentschädigung gestellten Klagebegehren 
wurde stattgegeben. 

Gründe: Nachdem der Kläger mit kurzen Unterbrechungen seit 
9. Oktober 1901 beim Beklagten in Arbeit stand, kann diese Ver- 
wendung nicht mehr als eine aushilfsweise bezeichnet werden, sie 
stellt sich vielmehr als eine regelmäßige von unbestimmter Dauer dar, 
daher auf dieselbe die Bestimmungen bezüglich der Kündigung An- 
wendung finden. Derzeit handelt es sich nicht um ein Aussetzen mit 
der Arbeit, womit der Kläger einverstanden gewesen wäre, sondern 
mn eine endgiltige Entlassung. Bei Abgang einer Vereinbarung bezügUch 
der Kündigung war der Kläger daher berechtigt, die Vergütung für die 
Utägige Kündigungsfrist in Anspruch zu nehmen, weshalb dem Klage- 
begehren gemäß zu erkennen war (§§ 77 und 84 Gew. 0.). 
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Nr. 736. 

Ein Uhrmachergehilfe, der für eigene Rechnung Uhren repariert, 
betreibt ein der Verwendung beim Gewerbe abträgliches Neben- 
geschäft (§ 82, lit. e Gew. 0.). 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 1. Dezember 1903, Cr 1,1025/3. 

Das Klagebegehren eines entlassenen Uhrmachergehilfen wurde 
abgewiesen. 

Gründe: Auf Grund der Aussage des Zeugen Sigmund L. wurde , 
als erwiesen angenommen, daß Kläger zwei Uhren während der Arbeits- 
zeit auf seine Rechnung repariert hat. 

Dieser Nachweis berechtigt zu der Annahme, daß Kläger offenbar 
auch die Uhr, die er am 23. November vor dem Beklagten in seiner 
Tasche versteckt hatte, zur Reparatur auf eigene Rechnung übernommen 
habe. Denn, wenn Kläger tatsächlich an dieser Uhr, welche er vom 
Beklagten nicht übergeben erhielt, nichts gemacht hat, dann brauchte 
er dieselbe beim Erscheinen des Beklagten in der Werkstätte nicht 
zu verstecken. Gerade dieser Umstand, sowie auch, daß diese Uhr, 
wie der Zeuge Gottlieb Z. angab, • mit einem Reparaturzettel ver- 
sehen war, obwohl dieselbe sein (des Klägers) Eigentum sein soll, 
müssen zu der Annahme führen, daß diese Uhr mit einem Reparatur- 
zettel nur versehen wurde, um sie als eine Reparatursarbeit auf Kosten 
des Beklagten zu kennzeichnen. 

Das Gericht hat nun angenommen, daß durch das Vornehmen 
von Reparaturen an Uhren auf eigene Rechnung von Seite des Klägers 
ein Nebengeschäft getrieben wurde, welches seiner Verwendung beim 
Gewerbe des Beklagten abträglich ist, da hiedurch dem Beklagten 
Kunden entzogen wurden und derselbe auch insoferne geschädigt 
wurde, als Kläger diese Reparaturen während der Arbeitszeit, für 
welche er den Wochenlohn bezog, ausgeführt hat. Es wurde daher 
der Entlassungsgrund des § 82, lit. e Gew. 0. als vorliegend ange- 
nommen und demnach die Entlassung als gerechtfertigt erkannt. 

Nr. 737. 

Die Vornahme einer einzelnen unbedeutenden Reparatur an einem 
Kleidungsstücke durch einen Schneidergehilfen ist nicht Betrieb 
eines seiner Verwendung beim Gewerbe abträglichen Neben- 
geschäftes (% 82, lit. e Gew. 0.). 

Entscheidung des Gewerbegericlites Leoben vom 21. Februar 1903, Cr I. 24/3, 

Der als Schneidergehilfe beim Beklagten beschäftigte Kläger 
wurde vom Beklagten am 16. Februar 1903 entlassen, weil dieser 



94 6«weri>egenchtliche Entscheidungen. Nr. 737—738. 

gerade dazu kam, als ElSger i^Mcb nach dem Mittagessen an einer 
fremden Hose eine aufgegangene Naht zusammennähte. Er erblickte 
darin eine auf Nebenerwerb gerichtete Bes^chäfligung des Klägers, 
während derselbe die betrefiTende Arbeit nur fiir einen Kameraden 
unentgeltlich vorgenommen haben will. 

Der Beklagte wurde nach dem Klagebegehren zur Zdihuig der 
Entschädigung für die gesetzliche Kündigungsfrist verurteilt. 

Gründe: Die vereinzelte Vornahme einer so unbedeutende» 
Ausbesserung eines Kleidungsstückes, wie sie durch den Kläger 
während einer noch zur Mittagspause gehörigen Zeit erfolgte, kann als 
der Betrieb eines der Verwendung des Klägers beim Gewerbe des 
Beklagten abträglichen Nebengeschäftes gewiß nicht aufgefaßt werden, 
weshalb der vom Beklagten berufene Entlassungsgrund nach § 82, 
lit. e Gew. 0. nicht vorliegt. Beklagter ist daher gemäß § 84 Gew. G. 
dem Kläger ersatzpflichtig. 

Nr- 738. 

Zeitweiliges Verlassen des Gastzimmers durch eine Kellnerin, die 

sich dem verletzenden Auszanken ihres Dienstgebers vor den Gästen 

zu entziehen suchte, ist nicht unbefugtes Verlassen der Arbeit. 

(§ 82, lit. f Gew. 0.). 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Leoben vom 5. Oktober 1903, Cr. I, 187/3. 

Die als Kellnerin beim Beklagten beschäftigt gewesene Klägerin 
wurde von diesem entlassen, weil sie eines Abends aus dem Gast- 
zimmer wegging und ihre Arbeit stehen ließ. Nach dem Vorbringen 
der Klägerin wurde sie vom Beklagten wegen ihrer Arbeitsverrichtung 
in einer rohen, ihr Ehrgefühl verletzenden Weise vor allen Gästen 
ausgezankt, so daß sie sich auf einige Zeit aus dem Gastzimmer ent- 
fernte und der Beklagte inzwischen selbst die Gäste bedienen mußte. 
Dieser Sachverhalt wird zwar vom Beklagten als richtig zugegeben, 
jedoch mit dem Beifügen, daß Klägerin ihm gegründeten Anlaß 
gegeben habe, sie tüchtig auszuzanken, was diese bestreitet. 

Dem auf § 84 Gew. 0. gestützten Begehren der Klägerin auf 
Verurteilung des Beklagten zur Zahlung der Entschädigung für die 
entgangenen Bezüge während der vereinbarten Kündigungsfrist von 
1 4 Tagen wurde Folge gegeben mit der Begründung, daß der Beklagte, 
wenn er auch Grund zum Auszanken der Klägerin gehabt hätte, dies 
nicht vor seinen Gästen in einer die Klägerin vor diesen beschämenden 
Weise tun durfte, und daß die Klägerin, welche sich lediglich, um 
sich diesem ungehörigen Vorgehen ihres Dienstgebers zu entziehen, 
aus dem Gastzimmer entfernte, mit Grund, also nicht »unbefugt*, ihre 
Arbeit einstweilen verließ. 
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Nr. 739. 

Bedeutung der in der Arbeitsordnung enthaltenen Bestimmung, dafl 
Einwendungen gegen die Lohnabrechnung sofort am Samstage nach 
der Lohnauszahlung oder längstens bis Montag Früh 10 Uhr anzu- 
bringen sind und daß die Fabriksleitung spätere Beschwerden nicht 
anzunehmen verpflichtet ist. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 21. April 1903, Cr. I, 300/3. 

Der Kläger (Eisengießer) war mit dem ihm gewährten Akkord- 
lohn nicht zufrieden und verlangte Zahlung eines weiteren Lohn- 
betrages von 22 K 42 h. 

Dem Klagebegehren wurde stattgegeben. 

Gründe. Der Bestimmung des § 5 der Arbeitsordnung kann 
nur der Sinn beigelegt werden, daß Beschwerden zur eventuellen 
gütlichen Beilegung entweder gleich bei der Lohnauszahlung oder 
spätestens am nächstfolgenden Montag vorgebracht werden müssen, 
keineswegs kann aus denselben ein Verzicht seitens des Arbeiters auf 
das Recht, einen eventuellen Anspruch im Klagewege geltend zu 
machen, abgeleitet werden. 

Nachdem Kläger zu den von ihm ausgeführten Arbeiten bestellt 
worden war, von beklagter Seite die Verpflichtung zur angemessenen 
Entlohnung übernommen wurde (§ 1152a.b.G.B.), erschien der Lohn, 
der dem Kläger ausbezahlt wurde, nicht den geleisteten Arbeiten 
angemessen, weil der bezogene Lohn nicht einmal .einem Taglohn von 
2 K entspricht, während es bei der Akkordarbeit der Arbeiter doch so 
gehalten werden soll, daß er mindestens den ortsüblichen Taglohn 
ins Verdienen bringt. Mit Rücksicht hierauf wurde der vom Kläger 
angesprochene Betrag von 22 K 42 h, welcher einschließlich des 
erhaltenen Lohnes einem Taglohn per 3 K entspricht, als den gelei- 
steten Arbeiten und der darauf verwendeten Arbeitszeit angemessen 
erachtet und dieser Betrag gemäß § 11 52 a. b. G. B. zugesprochen. 

Hr. 740. 

Ein genereller Tarifvertrag gilt nur f(lr die vertragschließenden 
Parteien. Mit später aufgenommenen Arbeitern können ab- 
weichende Vereinbarungen getroffen werden. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Krakau vom 26. Mai 1903, Gr. I, 389/3. 

Der Schneidermeister A nahm am 18. Mai 1903 einen Gehilfen 
gegen Taglohn mit dem Vorbehalt auf, daß er erst nach zwei Wochen die 
Leistungsfähigkeit des Gehilfen beurteilen und darnach die Höhe des 
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Lohnes bestimmen könne. Nach der ersten Woche gab A dem Grehilfen 
eine Anzahlung von 10 K. Der Gehilfe begehrt nun auf Grund desi 
für das Schneidergewerbe vereinbarten Tarifvertrages den Minimallohn 
von 20 K. 

Dem Kläger wurde nur der Betrag von 4 K 40 h, das ist der 
Rest des für sechs Tage mit 2 E 40 h täglich berechneten Lohnes 
zugesprochen. 

Gründe: Der Tarifvertrag ist kein Arbeitsvertrag, weil durch 
ihn niemand zur Arbeit und niemand zur Lohnzahlung verpflichtet 
wird (g 1151 a. b. G. B.), er ist kein Vergleich, weil durch ihn weder 
streitige noch zweifelhafte Rechte im Wege gegenseitigen Nachgebens 
bestimmt werden (§ 1380 a. b. G. B.). 

Den wesentlichen Inhalt eines Tarifvertrages machen Be- 
stimmungen über die Lohn- und Arbeitsbedingungen aus. Sie werden 
im Tarifvertrage generell vereinbart und haben die Rechtswirkung, 
daß sie von jedem Arbeitgeber imd Arbeitnehmer, der am AbschluB 
des Tarifvertrags teilgenommen hat, als Bestandteile des Arbeits- 
vertrages angesehen werden müssen (§ 869 a. b. G. B.). Diese Rechts- 
wirkung kann jedoch nur dann zutreffen, wenn ein vom Tarifvertrag 
betroffener Arbeitgeber mit einem ebensolchen Arbeiter kontrahiert, 
denn der Tarifvertrag hat nicht die Kraft eines Gesetzes, sondern 
begründet nur ein privatrechtliches Vertragsrecht. Es besteht also kein 
Verbot, im Geltungsbereich des Tarifvertrages die Arbeitsverträge zu 
anderen als den im Tarifvertrag festgesetzten Bedingungen abzu- 
schließen. Ein außenstehender Arbeiter hat kein Recht auf Einhaltung 
des Tarifvertrages, wenn nicht beim Abschlüsse des Arbeitsvertrages 
auf den Tarifvertrag, wenn auch nur stillschweigend (§ 863 a. b. 6. B.) 
Bezug genommen wurde. Auch kann die Fertigung des Vertrages 
den Gewerbeinhaber nicht dazu verpflichten, die weniger leistungs- 
fähigen Gehilfen aufzunehmen und verhältnismäßig teuer zu bezahlen. 

Da A den Tarifvertrag innerhalb seiner Werkstätte nicht ange- 
schlagen hat, hat er dadurch seinen Willen kundgemacht, den Inhalt 
des Tarifvertrages für alle künftig eintretenden Arbeiter als rechtlich 
maßgebend nicht erscheinen zu lassen ; er hat sich hingegen ausdrücklich 
vorbehalten, die Höhe des Lohnes der Leistungsfähigkeit des Klägers 
angemessen zu bestimmen und hat auf den Minimalsatz des Tarifs 
nicht Bezug genommen. Deswegen wurde dem Kläger gemäß § 1 152 
a. b. G. B. ein seiner bisherigen Leistungsfähigkeit entsprechender 
Lohn mit 2 K 40 h täglich als angemessen zugesprochen. Für das 
Gericht kann der in einem Gewerbe vereinbarte Tarif wohl als der 
übliche Lohn gelten, er ist jedoch nicht verbindlich, wenn nachgewiesen 
erscheint, daß eine andere Verabredung bezüglich des Lohnes abge- 
schlossen wurde (§ 1152 a. b. G. B.). 
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Nr. 74L 

Trotz Freisprechung des wegen Veruntreuung angeklagten Hand- 
lungsgehilfen kann im Verfahren vor dem Gewerbegerichte fest- 
gestellt werden, daß der Handlungsgehilfe durch Zueignung von für 
den Prinzipal in Empfang genommenen Geldbeträgen das Vertrauen 
verwirkt hat. (§ 2«8 Z. P. 0., Art. 64, Z. 1, H. G. B.) 

Urteil des Gewerbegerichtes Pilsen vom 25. Juli 1901, Gr. II, 20/1. 

Der Kläger, Handlungsgehilfe der Beklagten, verlangt Bezahlung: 

1. des rückständigen Gehaltes per 153 K 80 h, 

2. des entgangenen Verdienstes für die Kündigungs- 
frist von 3 Monaten (ä 120 K) 360 „ — ,, 

3. eines Schadensersatzes für ihm zugefügte 
Schande (anläßlich seiner Verhaftung) und für Vernichtung 

seiner künfÜgen Existenz .... • 540 , — „ , 

4. auf Ausstellung eines ordnungsmäßigen Zeug- 
nisses und Kostenersatz. 

Dem Kläger wurde der Betrag von 153 K 80 h zugesprochen 
und die beklagte Firma zur Ausstellung eines ordnungsmäßigen Zeug- 
nisses und zur Bezahlung von Prozeßkosten per 2 K 50 h an den 
Kläger verurteilt. 

Mit dem übrigen Klagsanspruche wurde Kläger abgewiesen. 

Gründe: Auf Grund der beeideten Zeugenaussagen der Gattin 
des Firmainhabers, eines Handlungsgehilfen der Beklagten und zwei 
anderer Zeugen hat das Gericht als erwiesen angenommen, daß der 
Kläger als Handlungsgehilfe im Geschäfte öfters von der Gattin des 
Firraainhabers und von dem zweiten Handlungsgehilfen dabei betreten 
wurde, als er bei Bedienung der Kunden und bei Empfangnahme des 
Geldes von dem Erlöse mit der linken Hand etwas Kleingeld (Kronen- 
oder Guldenstücke) sich zueignete, während er das übrige Geld in die 
Schublade warf. 

Da nun der Kläger entgegen seiner Verpflichtung, alles gelöste 
Geld ordentlich in die Schublade abzuführen, sich mehrere Beträge 
zueignete, hat derselbe das Vertrauen seines Prinzipals mißbraucht 
und war der Letztere nach Art. 62 und 64, Abs. 1, H. G. B. berechtigt, 
den Kläger sofort zu entlassen. 

Unentscheidend ist dabei der Umstand, daß Kläger für seine 
obigen Handlungen nicht gestraft wurde, weil der Zivilrichter nach 
§ 268 Z. P. 0. nur an den Inhalt eines rechtskräftigen verurteilen- 
den Erkenntnisses des Strafgerichtes gebunden ist, jedoch nicht 
gebunden ist an den Inhalt eines freisprechenden Erkenntnisses, 
in welchem Falle der Zivilrichter die der strafbaren Handlung zu 

VII 
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Grunde liegenden Umstände nach freiem Ermessen zu beur- 
teilen hat. 

Infolgedessen wurde der Klagsanspruch auf Vergütung des Ge- 
haltes für die Kündigungsfrist (§ 84 Gew. 0.) abgewiesen. 

Der Kläger beansprucht den Ersatz des ihm durch grobe Ehren - 
beleidigung und durch Verhaftung verursachten Schadens sowie den 
Ersatz des Schadens für seine künftige Versorgung. Allein auch in 
dieser Beziehung wurde die Klage als unbegründet abgewiesen, da sich 
aus den beeideten Zeugenaussagen ergibt, daß der Firmainhaber hin- 
reichende Gründe hatte, den Kläger strafbarer Handlungen für ver- 
dächtig zu halten und gemäß § 86 St. P. 0. berechtigt war, den 
Kläger wegen der obigen strafbaren Handlungen (bei der Polizei) an- 
zuzeigen und kann der Beklagte gemäß §§ 1294, 1295 und 1305 
a. b. G. B. für den dem Kläger hieraus angeblich entstandenen Schaden 
nicht verantwortlich gemacht werden. 

Die Verpflichtung des Beklagten zur Ausstellung eines ordnungs- 
mäßigen Zeugnisses wurde von dem Beklagten anerkannt, weshalb in 
dieser Beziehung der Klage stattgegeben wurde. 

Nr. 742. 

Die im Genüsse einer Provision auä einer ArbeiterunterstUtzungs- 

kasse stehende Arbeiterin icann nach dem Ableben ihres Gatten 

neben ihrer eigenen, auch die ihr als Witwe gebührende Provision 

verlangen. (§ 4, lit. e Gew. Ger. G.) 

Eatscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 20. März 1903, Cr. V. 148/3. 

Klägerin bezog seit Juni 1901 von dem Unters tu tzungs vereine 
der Arbeiter und Bediensteten der Wienerberger Ziegelfabriks- und 
Baugesellschaft eine Provision von monatlich 8 K Ol h zufolge § 5, 
Abs. 4 der Statuten, während ihr Gatte seit April 1901 eine eben- 
solche Provision von monatlich 21 K 97 h bezog. Als am 3. Jänner 
1903 ihr Gatte starb, wurde jedoch vom Beklagten mit Februar 1903 
ihre eigene Provision per 8 K Ol h eingezogen und ihr nur die Hälfte 
der Provision ihres Gatten mit 10 K 98 h angewiesen, bloß für den 
Monat Jänner 1903 wurden noch beide Provisionen von zusammen 
29 K 98 h bezahlt, wogegen die Klägerin mit Berufung auf § 5, 
Abs. 4 der Statuten die Forlzahlung ihrer eigenen Provision per 
S K Ol h und außerdem die Zahlung der halben Provision ihres 
"Gatten beansprucht. 

In Staltgebung des von der Klägerin gestellten Begehrens 
wurde durch Urteil festgestellt, daß der beklagte Unterstützungs- 
verein schuldig sei, der Klägerin vom Februar 1903 ab nachhinein die 
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eigene Provision von monatlich 8 K Ol h und die Hälfte der Provision 
des am 3. Jänner 1903 verstorbenen Gatten der Klägerin mit monat- 
lieh 10 K 98 h, zusammen daher 18 K 99 h zu bezahlen. 

Gründe. Der hier vorliegende Fall, daß die Witwe beim Ab- 
leben ihres Gatten bereits im Bezüge einer eigenen Provision stand, ist 
in den Statuten nicht ausdrücklich hervorgehoben und spricht insbe- 
sonders § 5, Abs. 5 nur von dem Falle, als die Witwe nach dem 
Ableben des Gatten weiter in Diensten der Gesellschaft verbleibt und 
daher erst nachträglich bei eintretender Erwerbsunfähigkeit ihre Pro- 
visionierung in Frage kommt, wobei es nach § 5, Abs. 4 zweifellos ist, 
daß sie insolange, als sie selbst noch erwerbsfähig ist und bei der 
Gesellschaft verbleibt, überhaupt keinen Provisionsanspruch hat und 
die wahlweise Zuerkennung der Provision nach § 5, Abs. 5, daher 
nur dann zutrifft, wenn ihre Pro visionierung erst nach dem Ableben des 
Gatten zu veranlassen ist. 

Im vorliegenden Falle bezog die Klägerin jedoch auf Grund 
ihrer eigenen Dienstzeit vom 17. April 1872 bis 26. September 1896 
seit Juni 1901 eine Provision von monatlich 8 K Ol h, weiters war 
sie beim Ableben ihres Gatten schon längst nicht mehr in Diensten der 
Gesellschaft. Es ist daher mit dem Ableben der Fall der Provisionierung 
nach § 5, Abs. 4 eingetreten. Dabei hat ganz außer Betracht zu 
blcyben, daß die Klägerin schon eine eigene Provision bezieht, da dies 
ein bereits erworbenes Recht ist und daran nichts mehr geändert 
werden kann; die Einziehung dieser persönlich erworbenen Provision 
war demnach nicht gerechtfertigt. Es ist vielmehr nach dem Wort- 
laute der Statuten vollkommen entsprechend, daß der Klägerin die 
beiden Provisionen nebeneinander bezahlt werden, da hier die Behand- 
lung der Klägerin nach § 5, Abs. 5 der Statuten ausgeschlossen ist. 

Nr. 743. 

Der Hilfsarbeiter darf nicht deshalb den Antritt des Dienstes ver- 
weigern, weil er zu gewärtigen hat, daß ihm unverzüglich gekündigt 

werden wird. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 5. Februar 1903, Gr. II, 77/3. 

Die beklagte Firma hatte den in Leipzig bediensteton Kläger in 
der Absicht, die Konzession auf ihn zu übertragen, ab 1 . Jänner 1 903 
als ersten Akzidenzsetzer aufgenommen. 

Mit Schreiben vom 20. Dezember 1902 verständigte sie ihn, 
daß nach den eingezogenen Erkundigungen die Konzession nicht auf 
ihn übertragen werden könne, weshalb sie auf sein Offert verzichte. 

VII* 
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Kläger antwortete postwendend, daß er auf Zuhaltung des Arbeits- 
vertrages- bestehe, worauf ihn die beklagte Firma mit Schreiben vom 
22. Dezember 1902 aufforderte, sieinen Posten am 2. Jänner 1903 
anzutreten. 

Kläger trat den Posten nicht an, weil aus dem Briefe vom 
20. Dezember 1 902 zu schließen sei, daß ihn die Firma nicht behalten 
wolle, da der Grund für sein Engagement für sie weggefallen war. 

Das Klagebegehren des Hilfsarbeiters auf Entschädigung für 
den Entgang der Kündigungsfrist und Ersatz der Reiseauslagen wurde 
abgewiesen. 

Gründe: Nachdem sich aus dem Tatbestande ergibt, daß nicht 
die beklagte Firma, sondern der Kläger selbst den vereinbarten 
Arbeitsvertrag nicht zuhielt und das Vorgehen des Klägers weder aus den 
Bestimmungen des § 82 a Gew. 0. noch durch die ihm drohende 
14tägige Kündigung gerechtfertigt werden kann, weil der beklagten 
Firma mangels einer andern über die Kündigung getroffenen Verein- 
barung nach § 7 des Normäl-Lohntarifes für alle gelernten und 
qualifizierten Buchdruckerei- imd Schriftgießereigehilfen und nach 
§ 77 Gew. 0. das Recht zustand, den geschlossenen Arbeitsvertrag 
14tägig zu kündigen, so mußte das auf Zahlung einer Kündigungsent- 
schädigung per 72 K gerichtete Begehren als unbegründet abgewiesen 
werden. 

Ebenso konnte dem weiteren Begehren auf Ersatz von Baraus- 
lagen per 30 K behufs Arbeitsantrittes keine Folge gegeben werden, 
weil Kläger, der übrigens, wie wiederholt hervorgehoben werden muß, 
selbst den Vertrag grundlos nicht zugehalten hat, mit der beklagten 
Firma wegen Ersatzes der Auslagen anläßlich seiner Übersiedlung 
keine Vereinbarung getroffen hatte und auch sonst keine gesetzlichen 
Bestimmungen existieren, um die beklagte Firma zur Zahlung irgend 
eines Betrages in dieser Richtung verurteilen zu können. 

Nr. 744. 

Der Arbeitgeber ist nicht verpflichtet, dem austretenden Arbeiter 
das Arbeitsbuch nachzusenden. (§ 80 c Gew. 0.) 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 14. November 1903, 
Gr. m, 2221/3. 

Am 1. November 1903 nachmittags wurde das Dienstverhältnis 
zwischen Kläger und Beklagten infolge eines Wortwechsels eiover- 
ständlich gelöst. Beklagter bedeutete dem Kläger, er möge sein Arbeits- 
buch am nächsten Morgen abholen, worauf Kläger sich entfernte. Kläger 
begehrte, da ihm das Arbeitsbuch erst infolge seiner Klage bei der ersten 
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Tagsatzung am 18. November 1903 ausgefolgt wm'de, einen Ent- 
schädigungsbetrag von 42 K. 

Das Klagebegehi-en wm-de abgewiesen. 

Gründe: Bei Auflösung des Lohn Verhältnisses forderte der 
Beklagte den Kläger auf, dieser solle sich sein Arbeitsbuch am nächsten 
Tage abholen. Kläger verließ dagegen, ohne irgend eine Einwendung zu 
erheben, den Beklagten. Mit Rücksicht auf dieses Verhalten des Klägers 
mußte der Beklagte ohneweiters zur Annahme gelangen, daß Ersterer 
damit einverstanden sei, sich sein Buch am andern Tage abzuholen. 
Übrigens hat auch Kläger selbst zugegeben, daß er mit dem Vorschlage 
des Beklagten einverstanden gewesen sei. 

Wenn nun Kläger infolge angeblicher Beschimpfungen seitens 
des Beklagten andern Sinnes wurde und beschloß, nicht mehr zum 
Beklagten zu gehen, so hätte er unter allen Umständen den Letzteren 
hie von verständigen müssen. 

Da aber der Kläger dem Beklagten hievon keine Mitteilung 
machte, da Letzterer nicht verpflichtet war, dem Kläger das Arbeits- 
buch in seinen Aufenthaltsort nachzutragen oder dasselbe bei der 
Polizei oder am magistratischen Bezirksamte zu hinterlegen, da Kläger 
seit der am 1. November 1903 erfolgten Auflösung des Lohnverhält- 
nisses erst am 18. November 1903 mit dem Beklagten wieder 
zusammentraf und damals das Arbeitsbuch sofort ausgefolgt erhielt, da 
sonach von einem Zuwiderhandeln des Beklagten gegen die ihm 
obliegende Pflicht zur rechtzeitigen Ausfolgung des Arbeitsbuches 
keine Rede sein kann, war das Klagebegehren mangels der Voraus- 
setzungen des § 80g Gew. 0. als unbegründet abzuweisen. 

Nr. 745. 

Wenn ein Gewerbeinhaber das ihm Ubergebene Arbeitsbuch verloren 
hat, so ist es Sache des Arbeiters, die Ausstellung eines neuen 
Arbeitsbuches bei der Gemeindebehörde seines Aufenthaltsortes 
zu beanspruchen. Im Falle eines Säumnisses seinerseits hat er die 
nachteiligen Folgen aliein zu tragen. (§ 80 g Gew. 0.) 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Brunn vom 13. März 1901, Gr. I, 114/1. 

Das Klagebegehren auf Ersatzleistung wegen Nichtausfolgung 
des Arbeitsbuches wurde abgewiesen. 

Gründe: Ist das Arbeitsbuch eines Hilfsarbeiters bei dem 
Gewerbeinhaber verloren gegangen, so kann gemäß § 80 g Gew. 0. 
die Ausstellung eines neuen Arbeitsbuches auf Kosten des Gewerbe- 
inhabers bei der Gemeindebehörde des Aufenthaltsortes des Hilfs- 
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arbeiters beansprucht werden. Nun hat der Beklagte dem Kläger schon 
am Tage seines Abganges, nebst dem nach Vorschrift des § 81 Gew. 0. 
ausgestellten Dienstzeugnisse eine Bestätigung über den Verlust seines 
Arbeitsbuches und die Anschaffungskosten eines neuen Arbeitsbuches 
übergeben. Er hat also alles getan, was dem Kläger die sofortige 
Erhebung eines neuen Arbeitsbuches bei der Gemeindebehörde seines 
Aufenthaltsortes ermöglicht hätte. Hiemach war das untätige Verhalten 
des Klägers allein die Ursache davon, daß er wochenlang ohne Arbeits- 
buch und angeblich auch ohne jede Arbeit war. Daß er sich in dieser 
Zeit ein neues Arbeitsbuch hätte beschaffen können, ging nicht allein 
aus den vom Beklagten vorgelegten gemeindeämtlichen Bestätigungen, 
sondern auch aus der Tatsache hervor, daß der Beklagte während der 
wenigen Stunden zwischen der Zustellung der Klage und der Ver- 
hau dlungstagsatzung in der Lage gewesen ist, dem Kläger ein Duplikat 
seines Arbeitsbuches zu beschafiFen. Nicht den Beklagten, sondern 
den Kläger trifft daher das ausschließliche Verschulden an der so ver- 
späteten Ausstellung eines neuen Arbeitsbuches. 



Nr. 746. 

Wenn der Hilfsarbeiter es unterläßt, sich für das verlorene Arbeits- 
buch ein neues zu verschaffen, so hat er den dadurch entstandenen 
Schaden selbst zu tragen, (§ 80g Gew. 0.) 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 25. Juni 1903, Gr. II, 744^. 

Kläger ist am 15. August 1900 bei der Firma Gebrüder St. 
(Klavierfabrik), deren öffentliche Gesellschafter damals die Brüder 
Wilhelm, Ignaz und Gustav St. waren, als Gehilfe eingetreten und hat 
damals sein Arbeitsbuch abgegeben. 

Der Beklagte Gustav St. trat am 1. Jänner 1903 aus dieser 
Gesellschaft aus und gründete selbständig eine Musikautomatenfabrik, 
in die Kläger mit noch andern Arbeitern am 21. Jänner 1903 
eintrat. Am 25. Mai 1903 trat Kläger gemäß der Vereinbarung ohne 
vorhergegangene Kündigung aus, weil er bei H. & G., einer Kon- 
kurrenzfirma, einen besser bezahlten Posten gefunden hatte. 

Als er sein Arbeitsbuch verlangte, konnte dieses nicht auf- 
gefunden werden und Beklagter wies ihn an seine frühere Arbeit- 
geberin die Firma Gebrüder St., von welcher Beklagter angeblich sein 
Buch nicht erhalten hatte. Aber auch bei der Firma Gebrüder St. 
konnte sein Buch nicht eruiert werden. Er trat dann ohne Buch und 
ohne Zeugnis bei der Firma H. & G. am 26. Mai 1903 mit dem 
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Versprechen in Arbeit, sein Arbeitsbuch, auf dessen Auffindung er 
noch immer hoffte, nachtragen zu wollen. 

Als er dasselbe bis 19. Juni 1903 noch nicht erhalten hatte, 
erklärte die Firma H. <fe C, ihn ohne Buch nicht weiter behalten zu 
können. Obwohl er nicht behaupten, geschweige denn erweisen könne, 
daß die Firma Gebrüder St. seinerzeit dem Beklagten das Arbeitsbuch 
übergeben hatte, so glaube er doch, daß dieser bei seiner Übernahme 
hierauf hätte sehen und dringen sollen. 

Er verlange nunmehr vom Beklagten : 

1. Die Ausfolgung seines Arbeitsbuches, 2. die Ausstellung eines 
Zeugnisses gemäß § 81 Gew. 0. für die Zeit vom 15. August 1900 
bis 25. Mai 1903, 3. die Zahlung eines Ersatzes von 6 K per Tag 
vom 19. Juni 1903 bis 25. Juni 1903 als dem Tage der Urteils- 
schöpfiing, weil er durch den Nichtbesitz des Arbeitsbuches in der 
Fortsetzung der Arbeit bei H. & G. gehindert wurde. 

Dem Begehren auf Ausstellung eines Zeugnisses für die Zeit 
vom 15. August 1900 bis 25. Mai 1903 wurde stattgegeben und dem 
Kläger ein Entschädigungsbetrag von 6 K zuerkannt. Sein Mehr- 
begehren vnirde abgewiesen. 

Gründe: Bezüglich des zugesprochenen Arbeitszeugnisses stützt 
sich dieses Urteil auf die Bestimmungen des § 81 Gew. 0., bezüglich 
des zugesprochenen Ersatzteilbetrages von 6 K aber gemäß § 395 
Z. P. 0. auf das Anerkenntnis des Beklagten. 

Das Begehren um Ausfolgung des Arbeitsbuches war abzu- 
weisen, weil Beklagter bestreitet, dasselbe übernommen zu haben und 
Kläger, welcher dasselbe seinerzeit bei der Firma Gebrüder St. unbe- 
stritten deponiert hat, nicht behaupten und noch weniger erweisen 
kann, daß diese Firma dem Beklagten das klägerische Arbeitsbuch 
irgendwann übergeben habe. 

Aber selbst unter der Annahme, daß Beklagter das klägerische 
Arbeitsbuch besessen und verloren habe, erschien der Ersatzanspruch 
wegen der am 19. Juni 1903 von der Firma H. & G. verfügten provi- 
sorischen Entlassung nicht gerechtfertigt. 

Wenn nämlich ein Arbeitsbuch bei dem Gewerbsinhaber ver- 
loren gegangen ist, so kann gemäß § 80 g Gew. 0. von dem Arbeiter 
die Ausstellung eines neuen Arbeitsbuches auf Kosten des Gewerbe - 
inhabers bei der Gemeindebehörde des Aufenthaltsortes des Arbeiters 
beansprucht werden. 

Kläger hätte daher sofort die Ausstellung eines neuen Arbeits- 
buches veranlassen sollen, als er zur Kenntnis gelangte, daß sein 
Arbeitsbuch weder bei dem Beklagten, noch bei der Firma Gebrüder St. 
aufgefunden werden konnte. Nachdem er inzwischen am 26. Mai 1903 
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bei der Firma H. & G. gegen nachträgliche Beibringung seines Arbeits- 
buches Arbeit gefunden hatte und daselbst bis 19. Juni 1903 in 
Arbeit behalten wurde, war vorläufig kein Schaden entstanden und 
wäre es dem Kläger nach Ansicht des Gewerbegerichtes (§ 272 Z. P. O.) 
gewiß gelungen, sich während dieses Zeitraumes ein Duplikat seines 
Arbeitsbuches zu verschaffen und hiedurch seine provisorische Ent- 
lassung zu vermeiden. Kläger bat aber bis heute keine Schritte zur 
Beschaffung eines neuen Buches unternommen, weshalb das Gewerbe- 
gericht zur Überzeugung gelangte, daß der von ihm bezeichnete 
Schade nur durch diese Unterlassung nicht aber durch den Verlust 
seines Arbeitsbuches entstanden ist. 

Nr- 747. 

Umfang der Entschädigungspflicht eines Gewerbeinhabers, bei dem 
ein Arbeitsbuch in Verlust geraten ist. (§ 80g Gew. 0.) 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien, vom 5. Juni 1903, Gr. V 381/3. 

Bei der Entlassung am 2. Mai 1903 konnte dem Kläger das 
Arbbitsbuch nicht ausgefolgt werden, da es beim Beklagten in Verlust 
geraten ist. Mit Urteil vom 12. Mai wurde der Beklagte zur Zahlung 
einer Entschädigung bis zum Tage der Urteilsschöpfung verurteilt und 
festgestellt, daß der Beklagte auch bis zur Beschaffung eines neuen 
Buches entschädigungspflichtig sei. Nachdem nun dem Kläger das 
neue Arbeitsbuch erst am 22. Mai behändigt wurde, beansprucht 
Kläger die Entschädigung für Verdienstentgang vom 13. bis 22. Mai. 

Dem Klagebegehren wurde stattgegeben. 

Gründe: Die Entschädigungspflicht des Beklagten für den vom 
Kläger infolge Verlustes des Arbeitsbuches zugegangenen Verdienst- 
entgang ist nicht mit 12. Mai, dem Tage der Behändigung der 
Bestätigung über den Verlust des Buches erloschen, sondern erstreckt 
sich auch auf jene Zeit, welche notwendig ist, um auf Grund dieser 
Bestätigung ein neues Arbeitsbuch zu erlangen, wobei vorausgesetzt 
werden muß, daß von Seite des Arbeiters die erforderlichen Schritte 
zur Erlangung eines neuen Buches ohne Verzug eingeleitet werden 
(§ 80g Gew. 0.). Dies ist geschehen, denn das von der Heimats- 
gemeinde ausgestellte neue Arbeitsbuch ist vom 15. Mai datiert, wurde 
am 18. Mai von der Bezirkshauptmannschaft bestätigt und es entspricht 
daher das Einlangen in W^ien am 22. Mai den gegebenen Verhältnissen, 
da das Buch aus Schlesien hieher gesendet wurde. Es ist auch anzu- 
nehmen, daß es dem Kläger möglich gewesen wäre, in der gegenwärtigen 
Jahreszeit einen gleichen Verdienst, wie er ihn beim Beklagten hatte, 
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zu erlangen, wenn er im Besitze eines Arbeitsbuches sich befunden 
hätte, während andrerseits diese Möglichkeit ausgeschlossen war, 
so lange er sich nicht mit einem solchen ausweisen konnte, da die 
Aufnahme eines Gehilfen ohne Arbeitsbuch von der Gewerbeordnung 
mit Strafe bedroht wird. 



Nr. 748. 

Hat der Gewerbeinhaber sich mit dem vorzeitigen Austritte eines 
Hilfsarbeiters einverstanden erklärt, so darf er nicht die Ausfolgung 
des Arbeitsbuches von der Erfüllung einer weder im Arbeitsvertrage 
noch im Gesetze vorgesehenen Bedingung abhängig machen. 

(§ 80 g Gew. 0.) 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Brunn vom 21. März 1902, Gr. I 117/2. 

Der in der Drogen- und Ghemikalienhandlung des Beklagten 
als Magazinsarbeiter beschäftigte Kläger hatte bei einem nächtlichen 
Raufhandel der^Polizei Anlaß zum Einschreiten gegeben. Der Beklagte 
äußerte seinen Unwillen darüber und forderte von dem Kläger, als 
dieser sich auf die Erstattung der Strafanzeige gegen seine Angreifer 
berief, daß er sich dies amtlich bestätigen lassen solle. Der Kläger 
konnte die verlangte Bestätigung nicht beibringen. Um weiteren Un- 
annehmlichkeiten auszuweichen, bat er nach einigen Stunden um 
seine Entlassung. Der Beklagte willigte ein, erklärte aber, daß er ihm 
Arbeitsbuch und Zeugnis nicht früher ausfolgen werde, als bis er die 
verlangte Bestätigung in Händen habe. Der Kläger belangte nun den 
Prinzipal auf Herausgabe des Arbeitsbuches und Zeugnisses, sowie 
auf Ersatz des Verdienstentganges für die Zeit bis zur Aushändigung 
seiner Papiere. 

Dem Klagebegehren wurde stattgegeben. 

Gründe: Der Beklagte hat, wie er selbst zugesteht, in den 
kündigungslosen Austritt des Klägers eingewilligt und an demselben 
Tage auch bereits das Abgangszeugnis ausgestellt. Er vermeint aber, 
daß er berechtigt gewesen sei, seine Einwilligung von der Erfüllung 
obiger Bedingung abhängig zu machen und bis dahin die Heraus- 
gabe des Arbeitsbuches und Zeugnisses zu verweigern. Nun läßt sich 
wohl nicht bestreiten, daß die Zustimmung zu einer vorzeitigen 
Lösung des Arbeitsverhältnisses für die Dauer der Kündigungsfrist an 
eine Bedingung geknüpft werden kann. Allein eine derartige Absicht 
muß dem Arbeiter erkennbar sein. Der Arbeitgeber wird sich also 
mittelbar oder unmittelbar darüber auszusprechen haben, daß er bis 
zur Erfüllung der Bedingung das Arbeitsverhältnis als ungelöst betrachte 
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und auf dessen Fortsetzung bestehe. Dies unterblieb jedoch im gegen- 
wärtigen Falle. Der Beklagte hat von dem Kläger nur die Vorlage der 
mehrerwähnten Bestätigung, nicht aber auch eine weitere Arbeits - 
leistung verlangt, sondern im Gegenteile das, Abgangszeugnis noch 
am Tage des Austrittes ausgestellt. Er hatte sonach kein Recht, das 
Arbeitsbuch zurückzuhalten. Ja er hatte nicht einmal einen Anlaß 
hiezu, da die von ihm verlangte Bestätigung nach dem Austritte kein 
Interesse mehr für ihn haben konnte. Das Klagebegehren erwies sich 
demnach, insoweit es die Ausfolgung des Arbeitsbuches und Zeug- 
nisses zum Gegenstande hatte, gemäß § 80 d und 81 Gew.O., insofern 
es aber auf Ersatz des Verdienstentganges gerichtet war, nach § 80 g 
Gew. 0. als gerechtfertigt. Demselben war also im vollen Umfange 
stattzugeben. 

Nr. 749. 

Wenn das Arbeitsbuch nicht rechtzeitig ausgefolgt werden l(onnte, 

weil es in der Filiale liegen blieb, während sonst die BUcher im 

Kontor der Zentrale verwahrt wurden, hat der Arbeitgeber Ersatz 

zu leisten. (80 g Gew. 0.) 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Brunn vom 5. Juni 1902, Cr. 1 230/2. 

Der Kläger (Kutscher) hat bei seiner Aufnahme in den Dienst 
der beklagten Fabriksfirma das Arbeitsbuch im Kontor einer. Filiale 
abgegeben. Als er nach mehrraonatlicher Verwendung ausschied, 
wurde sein Arbeitsbuch im Kontor der Zentrale gesucht. Daran, daß 
es im Kontor der Filiale sein könnte, wurde nicht gedacht. Erst nach 
einiger Zeit wurde auch in der Filiale nachgeforscht. Dadurch ver- 
zögerte sich die Herausgabe des Arbeitsbuches um elf Tage. Der 
Kläger begehrte nun Entschädigung für Verdienstentgang vom Tage 
seines Ausscheidens bis zum Tage der Ausfolgung des Arbeitsbuches. 

Dem Klagebegehren wurde stattgegeben. 

Gründe: Die beklagte Firma behauptet, daß der Kläger bei 
seinem Eintritte das Arbeitsbuch im Kontor der Filiale abgegeben 
habe, und vermeint, daß er bei seinem Abgange auch die Verpflichtung 
gehabt hätte, sich das Arbeitsbuch dort abzuholen. Da es ihm in der 
Filiale schon am Abgangstage anstandslos ausgefolgt worden wäre, so 
lehnt sie jede Verantwortung für die verspätete Herausgabe des 
Arbeitsbuches ab. Nach der Auffassung der Firma würde sich also der 
Kläger im Annahmeverzuge befunden haben. Dies war aber keines- 
wegs der Fall. Wie die beklagte Firma zugesteht, sprach der Kläger 
wiederholt wegen seines Arbeitsbuches bei der beklagten Firma vor. 
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Von einem Annahmeverzuge kann also keine Rede sein. Daß der 
Kläger sich nur im Kontor der Zentrale und nicht auch in jenem der 
Filiale nach seinem Arbeitsbuche erkundigte, kann ihm nicht als ein 
schuldbares Versäumnis zur Last gelegt werden; denn einerseits 
wurde er nicht aufgefordert, sich wegen seines Arbeitsbuches in die 
Filiale zu begeben, anderseits konnte er nach Erhalt der ihm im 
Kontor der Zentrale erteilten Auskunft, daß sein Arbeitsbuch in 
Verstoß geraten sei, nicht annehmen, daß es sich im Kontor der 
Filiale befinde. Die beklagte Firma war hienach allein im Verzuge. Sie 
hat deshalb auch alle Folgen desselben zu tragen und insbesondere 
gemäß § 80 g Gew. 0. dem Kläger für den Verdienstentgang vom 
Tage seines Austrittes bis zum Tage der Ausfolgung des Arbeitsbuches 
Ersatz zu leisten. 



Nr. 760. 

Bedeutung der in das Arbeitsbuch eingetragenen Worte ,,wurde 
gesund entlassen^'. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien, vom 27. Juni 1903, Gr. III. 1222/3. 

Die Klage eines Stallburschen auf Kündigungsentschädigung 
wurde abgewiesen. 

Gründe: Auf Grund der beschworenen Aussage des Zeugen 
Rudolf S. im Zusammenhange mit den Angaben der Beklagten hat das 
Gericht als erwiesen angenommen, daß der Kläger am 6. Juni 1903 
der Beklagten und ihrem Schwiegersohn trotz Aufforderung, seine 
Arbeit zu verrichten, wiederholt erklärte, daß er nicht mehr 
arbeiten wolle. 

Wenn daraufhin das Lohnverhältnis gelöst wurde, so muß an- 
genommen werden, daß diese Lösung auf W^unsch des Beklagten, 
also mit dessen Zustimmung erfolgt ist. Keineswegs aber liegt eine 
Entlassung im Sinne des § 84 Gew. 0., das heißt eine einseitig, ohne 
Willen des Klägers, von der Beklagten verfügte Auflösung des Lohn- 
verhältnisses vor. 

Wenn in das Arbeitsbuch des Klägers eingetragen wurde, daß 
er gesund entlassen wurde, so ist dies für die vorliegende Rechtssache 
ohne Belang, da nach dem allgemein üblichen Sprachgebrauche mit 
diesen Worten bloß gesagt werden wollte, daß Kläger bei Endigung 
des Lohnverhältnisses gesund war, nicht aber, daß das Lohnverhältnis 
durch Entlassung im Sinne des § 84 Gew, 0. gelöst wurde. 
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' Nr. 761. 

Zeugnis über die Art der Verwendung des Hilfsarbeiters als ,,Erster 
Maschinenmeister'^ (§ 81 Gew. 0.) 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 16. April 1903, Gr. II, 387/3. 

Die Klage eines Maschinenmeisters, seinen Arbeitgeber, zu ver- 
halten, daß er ihm im Zeugnisse die Eigenschaft eines »ersten 
Maschinenmeisters* beilege, wurde abgewiesen. 

Gründe: Nach § 81 Gew. 0. ist der Gewerbeinhaber ver- 
pflichtet, sich in dem dem Hilfsarbeiter erteilten Zeugnisse auch über 
den Wert der Leistungen auszusprechen, worunter nach Ansicht des 
Gewerbegerichtes auch die Art der Verwendung des Hilfsarbeiters zu 
verstehen ist. 

Nachdem Kläger behauptet, als „Erster Maschinenmeister* im 
Betriebe des Beklagten tätig gewesen zu sein, war zu untersuchen, 
ob er tatsächlich oder vereinbarungsgemäß die Funktion eines solchen 
hatte. 

Das Gewerbegericht hat vor Allem infolge seiner fachmännischen 
Zusammensetzung gemäß § 364 und 269 Z. P, 0. als feststehend 
angenommen, daß es in dem Steindruckergewerbe nicht üblich ist, 
die einzelnen Maschinenmeister durch Beisetzung von Ordnungszahlen, 
wie Erster, Zweiter etc. Maschinenmeister, in Bezug auf ihre Arbeits- 
leistung zu unterscheiden, daß vielmehr aus der Höhe des Lohnes zu 
ersehen ist, welcher Maschinenmeister den gestellten Anforderungen 
am besten entspricht. Schon hieraus geht hervor, daß Kläger auf 
Grund der im Steindruckergewerbe herrschenden Übung auf eine 
Qualifikation als „Erster Maschinenmeister" keinen Anspruch erheben 
kann. 

Aber auch aus der Verwendung des Klägers im Betriebe des 
Beklagten kann der klägerische Anspruch nicht begründet werden, 
weil Kläger keine Aufsicht über die übrigen Maschinenmeister führte, 
im Gegenteile mit diesen einem Obermaschinenmeister unterstand, 
und endlich ein zweiter Maschinenmeister den gleichen Lohn wie 
Kläger bezog, und somit nicht erweislich ist, daß Kläger sich in seiner 
Stellung von den übrigen Maschinenmeistern unterschieden, geschweige 
denn eine „Erste" eingenommen habe. 

Sollte schließlich aber Beklagter bei Aufnahme des Klägers 
auch den Ausdruck „Erster Maschinenmeister", was er bestreitet, 
gebraucht haben, so konnte nach der Überzeugung des Gerichtes 
damit nur eine erstklassige Arbeitskraft gemeint sein, was aus der 
bedungenen Probezeit und auch aus der dem Gerichte offenkundigen 
Tatsache zu schließen ist, daß im Wege der Zeitungsannoncen derlei 
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Kräfte stets unter den Worten »Erster Maschinenmeister*, »Erster 
Umdrucker* etc. angeboten oder gesucht werden. 

Nr. 762. 

Der Gewerbeinhaber, der dem Hilfsarbeiter eine ordnungsmäDige 
Arbeitsbestätigung ausgestellt hat, ist nicht verpflichtet, das Dienst- 
zeugnis in das nachträglich beigebrachte Arbeitsbuch einzutragen. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 26. Mai 1903, Ct. V. 347/3. 

Das Begehren des Klägers auf Ausstellung eines Zeugnisses im 
Arbeitsbuche und Entschädigung für Verdienstentgang wegen Nicht- 
ausstellung des Zeugnisses würde abgewiesen. 

Gründe: Der Beklagte hat seiner Verpflichtung zur Ausstellung 
des Zeugnisses durch Erteilung der dem Kläger bereits am 9. Mai 
zugeschickten Arbeitsbestätigung vollkommen Genüge geleistet, da 
nach der bestehenden Übung die Eintragung dieses Zeugnisses in das 
im Besitze des Klägers befindliche Arbeitsbuch bei der Genossen- 
schaft hätte erwirkt werden können. Eine unmittelbare Eintragung des 
Zeugnisses in das Arbeitsbuch durch den Beklagten war im vorliegen- 
den Falle gar nicht möglich, da das Arbeitsbuch nicht beim Beklagten 
erlag, sondern beim Kläger sich befand. Die sodann am 14. Mai vom 
Kläger begehrte Eintragung des Zeugnisses in das vom Kläger am 
1 5. Mai gelöste neue Arbeitsbuch konnte vom Beklagten mit Grund 
abgelehnt werden, da das Arbeitsverhältnis bereits am 8. Mai gelöst 
worden ist und daher das neue am 15. Mai ausgestellte Arbeitsbuch • 
nur zur Aufnahme der nach dem Ausstellungstage vorkommenden 
Arbeitsbestätigungen bestimmt ist. Demgemäß war das Klagebegehren 
in allen Punkten abzuweisen. 

Nr. 763. 

Das Ausstreichen des in das Arbeitsbuch eingetragenen Zeugnisses 
durch den Unternehmer macht diesen ersatzpflichtig. (§ 81 Gew. 0.) 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 17. Februar 1903, Gr. V. 60/3. 

Kläger (Monteur) beansprucht Ersatz des Schadens, weil er 
infolge Durchstreichung des in das Arbeitsbuch eingetragenen Zeug- 
nisses, keine Arbeit finden konnte. 

Der Klage wurde stattgegeben. 

Gründe: Wie aus dem Arbeitsbuche des Klägers zu ersehen 
ist und auch vom Beklagten zugegeben wird, wurde das ursprünglich 
eingetragene Zeugnis vom Beklagten mit Rotstift durchstrichen und 
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lediglich der Beisatz hinzugefügt, daß der Kläger auf eigenes Ansuchen 
entlassen wurde. 

Diese Eintragung entspricht nicht der Vorschrift des § 81 
Gew. 0. und kommt einer Verweigerung des Zeugnisses gleich, da 
das bereits vorhandene Zeugnis wieder durchstrichen wurdfe. Es ist 
offenbar, daß diese Eintragung dem Kläger bei Aufsuchung eines 
neuen Postens hinderlich sein mußte, da sich Jedermann die Meinung 
aufdrängen muß, es müsse irgend ein besonderer Vorfall oder ein Ver- 
schulden des Klägers die Ausslreichung des Zeugnisses herbeigeführt 
haben. Der Beklagte hat auch die Fehlerhaftigkeit dieser Eintragung 
selbst anerkannt und sich zur Ausstellung eines neuen Zeugnisses, 
eventuell in einem auf seine Kosten zu beschaffenden neuen Arbeits- 
buche bereit erklärt, daher in diesem Punkte dem Klagebegehren 
stattzugehen war. 

Aber auch der vom Kläger gestellte Entschädigungsanspruch 
wegen Verdienstentgang erscheint gerechtfertigt, da es dem Kläger tat- 
sächlich nicht möglich war, einen neuen Posten zu finden, solange 
ihm nicht ein ordnungsmäßiges Zeugnis zur Verfügung gestellt wurde. 
Eine Korrektur durch den Beklagten war niclit zu erwarten, da die 
Ordnungswidrigkeit der Eintragung in die Augen springend ist und 
überhaupt nicht hätte vorkommen sollen, daher auf eine plötzliche 
Sinnesänderung des Beklagten nicht gerechnet werden konnte. Der 
Beklagte mußte sich von vorneherein über die möglichen Folgen seiner 
Handlungsweise im Klaren sein und hat trotz Anbringung der Klage 
seinen Fehler bis zur Verhandlung nicht gut gemacht, daher ihm auch 
gemäß § 80 g Gew. 0. obliegt, den Kläger für den Verdienstentgang 
in dieser Zeit schadlos zu halten. 



Nr. 764. 

Die Aufdingung des Lehrlings bei der Genossenschaft ist {(eine 

Voraussetzung für die Einreohnung der Lehrzeit, die auf Grund 

eines der GewerbebehOrde angemeldeten schriftlichen Lehrvertrages 

zurückgelegt wird. (§ 98 a, 99 Gew. 0.) 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 7. November 1903, Cr. IV 

2058/3, bestätigt mit Entscheidung des k. k. Landesgerichtes Wien vom 

7. Dezember 1903, Cg. VI, 639/3. 

Kläger wurde im Jänner 1898 durch seine Mutter bei dem 
Beklagten als Taschnerlehrling für eine dreijährige Lehrzeit unter- 
gebracht. Die ordnungsmäßige Aufdingung bei der Taschnergenossen- 
schaft hatte der Beklagte zu besorgen. Am 28. Mai 1898 wurde ein 



Gewerbegerichtliche Entscheidungen. Nr. 754. 11 1 

schriftlicher Lehrvertrag geschlossen und dem raagistratischen Bezirks- 
amte zur Bestätigung vorgelegt. Am 23. Jänner 1899 kam der Lehrling 
mit der Mitteilung nachhause, er sei von dem Werkführer geschlagen 
worden. Der Beklagte lehnte es ab, den Kläger weiter in der Lehre 
zu beKalten. Am 28. Februar 1899 trat der minderjährige Kläger bei 
einem andern Taschner in die Lehre. Es wurde abermals eine drei- 
jährige Lehrzeit bedungen. Dadurch, daß Kläger von dem Beklagten 
verabredungswidrig nicht ordnungsmäßig aufgedungen und so um 
ein Jahr später freigesprochen wurde, behauptet er, einen Verdienst- 
en tgang von 8 1 6 K zu erleiden, den er einklagt. 

Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Die Klage beruht auf der Behauptung eines Ver- 
schuldens des Beklagten, welches darin gelegen sein soll, daß er den 
Kläger, obwohl er versprochen hatte, ihn bei der Genossenschaft der 
Taschner aufzudingen, beim magistratischen Bezirksamte aufgedungen 
liabe, infolge dessen Kläger, da die Genossenschaft das Lehrverhältnis 
nicht anerkannte und beim nachb*äglichen Übertritt zu einem andern 
Lehrherrn nicht einrechnete, statt drei Jahre vier Jahre als Lehrling 
zubringen mußte. Die Behauptung einer ausdrückUchen Vereinbarung 
auf Aufdingung bei der Genossenschaft hat bei der mündlichen Ver- 
handlung insoferne eine Abschwächung erlitten, als die Mutter des 
Klägers angibt, sie habe mit dem Beklagten nur vereinbart, daß der 
Kläger »anständig* aufgedungen werde. Es erscheint gleichgiltig, ob 
die Vereinbarung in dieser oder jener Weise oder ob gar nichts 
darüber vereinbart wurde, denn, auch wenn die vertragsmäßige oder 
gesetzHche (§ 99 Gew. 0.) Verpflichtung des Beklagten zur Auf- 
dingung des Klägers bei der Genossenschaft als feststehend ange- 
nommen werden. müßte, so konnte trotzdem dem Klagebegehren aus 
folgendem Grunde nicht stattgegeben werden. Das Lehrverhältnis 
wurde von dem Beklagten im Jänner 1899 gelöst. Es kann dahin- 
gestellt bleiben, ob diese Lösung aus Verschulden des einen oder 
andern Teiles erfolgt ist, bzw. ob die Lösung durch einen der Gründe 
des § 101 Gew. 0. gedeckt ist, denn es ergibt sich aus dem Verhalten 
der Vormundschaft des Klägers, daß diese sich nach anfänglichem 
Widerstreben der Lösung gefügt hat. Sonst hätte die Vormundschaft 
die Klage auf Fortsetzung des Lehrverhältnisses erheben müssen. Das 
hat sie nicht getan, sondern sie schloß einen neuen Vertrag mit 
Anton L. ab. Die Vormundschaft des Klägers war also mit der Auf- 
lösung des mit dem Beklagten bestehenden Lehrverhältnisses still- 
schweigend einverstanden (§ 863 a. b. G. B.) und es geht nicht an, 
bei einverständlicher Auflösung des Lehrvertrages Ersatzansprüche 
zu stellen, die, wenn das Lehrverhältnis (nötigenfalls im Klagewege) 
aufrecht erhalten worden wäre, nie hätten entstehen können. 
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Ferners hat die Verhandlung ergeben, daß es für die Ein- 
rechnung eines früheren Lehrverhältnisses in ein späteres ganz gleich- 
gültig ist, ob das frühere Lehrverhällnis von der Genossenschaft oder 
von der Gemeindebehörde bestätigt worden ist. Nach der Aussage 
des Ferdinand Seh., Obmannes der Taschnergenossenschaft, kann 
die Einrechnung erfolgen, muß aber nicht erfolgen. Ob sie erfolgt, 
hängt nur von der Parteienvereinbarung ab. Die Schuld, daß die 
Einrechnung der früheren Lehrzeit in das Lehrverhältnis mit L. nicht 
erfolgt ist, fällt nicht auf den Beklagten, sie fällt auf die Vormund- 
schaft zurück; die auf die Einrechnung hätte dringen sollen, umso- 
mehr, als das Statut der Taschnergenossenschaft Bestimmungen über 
die Einrechnung nicht enthält, das Gesetz aber im § 98 a Gew. 0. 
bei ordnungsmäßigen Übertritt die Einrechnung normiert. Der Über- 
tritt ist aber ein ordnungsmäßiger, weil, wie oben ausgeführt, die 
Lösung des ersten Lehrverhältnisses einverständlich erfolgt ist und 
ein gesetzliches Hindernis gegen den Übertritt z. B. im Sinne des 
§ 102, Abs. 3 und 4 Gew. 0. nicht besteht. Wenn die Vormund- 
schaft des Klägers mit Anton L. einfach eine neuerliche dreijährige 
Lehrzeit vereinbart hat, so kann die Schuld dem hiebei gar nicht 
beteiligten Beklagten nicht beigemessen werden; es fehlt mithin der 
ursächliche Zusammenhang, Aus diesen Gründen war das Klage- 
begehren überhaupt abzuweisen. Übrigens hat sich der Schaden gar 
nicht im Vermögen des minderjährigen Klägers, sondern jenem seiner 
Mutter, F., ereignet. Letztere hat auch den Schaden laut G. IV, 1259/3 
beim k. k. Bezirksgerichte für Handelssachen allerdings vergeblich 
geltend gemacht. 

Der Berufung des Klägers wurde mit Entscheidung des Landes- 
gerichtes Wien keine Folge gegeben. 

Gründe: Das Berufungsgericht hat nicht finden können, daß 
der Berufungsgrund, den Kläger geltend macht, vorliege, indem das- 
selbe, gleichwie das Gewerbegericht insbesondere mit Rücksicht auf 
die Zeugenaussage des Ferdinand Seh. zur Überzeugung gelangt ist, 
daß die Aufdingung des Klägers durch die beklagte Firma bei der 
Genossenschaft für die Bestimmung des dreijährigen Lehrkontraktes 
des Klägers mit Anton L. ohne Bedeutung war, und daß die Angabe, 
es habe eine einseitige Auflösung des Lehrverhältnisses durch die 
beklagte Firma stattgefunden, unrichtig sei, indem aus den Angaben 
der Parteien selbst und der Mutter des Klägers, F., sich ergibt, daß eine 
einverständliche Lösung des Lehrverhältnisses stattgefunden hat, so 
daß Kläger den Beweis nicht erbracht hat, daß die behauptete 
Schadenersatzforderung von 816 K auf ein Verschulden der beklagten 
Firma zurückzuführen sei. 
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Nr. 765. 

Im Falle grundloser Auflifsufig des Lehrverhältnisses durch den 
Lehrling ist der Gewerbeinhaber zur Ausstellung eines Zeugnisses 
und zur Ausfolgung der Dokumente nicht verpflichtet. (§ 104 Gew. 0.) 

Entscheidung des Gewerbegerichles Wien vom 19. Mai 1903, Gr. I, 402/3. 

Das Begehren des Klägers, der am 20. März 1902 bei dem 
beklagten Schlossermeister in die Lehre eintrat, auf Verurteilung des 
Beklagten zur Ausstellung eines Lehrzeugnisses über die Zeit vom 
20. März 1902 bis 6. Mai 1903 und zur Ausfolgung des Schul- 
zeugnisses, Aufdingscheines und Arbeitsbuches wurde abgewiesen. 

Gründe: Nach § 104 Gew. 0. hat der Lehrherr bei Auflösung 
des Lehrverhältnisses dem Lehrling ein Zeugnis über die zugebrachte 
Lehrzeit, sein Betragen während derselben und die gewonnene Aus- 
bildung im Gewerbe auszustellen. 

Die Auflösung tritt von selbst ein durch ordnungsmäßige Beendi- 
gung des Lehrverhältnisses, d. i. durch Ablauf der vereinbarten Lehr- 
zeit; sie kann vor Ablauf dieser Zeit eintreten, jedoch nur dann, 
wenn einer der im § 101 Gew. 0. angeführten Gründe vorliegt. 

Wenn daher im vorliegenden Falle das Lehrverhältnis, welches 
am 20. März 1902 begonnen hat, von Seite des Lehrlings, respektive 
seines Vaters am 6. Mai d. J. zur Lösung gebracht wurde, bedurfte 
es zur Begründung des Begehrens auf Ausstellung des Lehrzeugnisses 
des Nachweises, daß zu dieser vorzeitigen Lösung des Lehrverhält- 
nisses ein Grund im Sinne des § 101, Z. 2, lit. a bis e Gew. 0. vor- 
gelegen war. Ein solcher wurde aber nicht gegeben, denn die 
Züchtigungen, welche dem Lehrling nach seinen Angaben zukamen, 
waren solcher Art, daß von einem Mißbrauche des väterlichen 
Züchtigungsrechtes keine Rede sein kann, wobei das Gericht sich des 
Eindruckes nicht verschließen konnte, daß die Angaben des Lehrlings 
über die Züchtigung am 6. Mai übertrieben erscheinen. Die vom 
Lehrling angegebene drohende Äußerung des Beklagten, die ofTenbaf 
nur vorgebracht wurde, um die Wegnahme des Lehrlings auch nach 
dieser Richtung zu rechtfertigen, kann als Lösungsgrund im Sinne des 
§ 101, Z. 2 Gew. 0. nicht aufgefaßt werden; desgleichen konnte in 
der Verwendung des Lehrlings zu Gängen — es wurde nicht be- 
hauptet, daß es keine Geschäftsgänge waren — nicht eine gröbliche 
Vernachlässigung der dem Beklagten nach § 100, Absatz 1, Gew. 0. 
obliegenden Pflichten erblickt werden, daher wie bereits erwähnt 

VIII 
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wurde, für die vorzeitige Lösung des Lehrverhältnisses kein gesetz- 
licher Grund vorlag. 

Bei dieser Sachlage ist aber der Lehrling verpflichtet, das Lehr- 
verhältnis bei dem Beklagten fortzusetzen und der Beklagte berechtigt, 
die Ausstellung des Lehrzeugnisses, sowie die Ausfolgung der in 
seiner Verwahrung befindlichen auf das Lehrverhältnis bezughabenden 
Dokumente des Lehrlings zu verweigern. 

Das Klagebegehren wurde aus diesen Erwägungen als unbe- 
gründet abgewiesen. 

Nr. 766. 

Der Gewerbeinhaber, der es unterläOt, dem Lehrling mit Ablauf der 

Lehrzeit ein Zeugnis auszustellen, wird dadurch entschSdigungs- 

pflichtig. (§ 104 Gew. 0.) 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 30. Juni 1903, Cr. V, 468/3. 

Dem Klagebegehren auf Verurteilung des Lehrherm zur Aus- 
stellung eines Lehrzeugnisses und zur Schadensersatzleistung, wurde 
stattgegeben. 

Gründe: Die Ausstellung eines Lehrzeugnisses nach voll- 
streckter Lehrzeit gehört zu den Verpflichtungen des Lehrherm. 
(§ 1 04 Gew. 0.) Sie hat sofort zu geschehen, ohne Rücksicht auf den 
in der Regel erst einige Zeit nachher eintretenden Freisprechtermin, 
da die Freisprechungen nur zu bestimmten Zeiten im Jahre erfolgen. 
Mit der vollstreckten Lehrzeit erlangt der Lehrling seine Selbständig- 
keit, wenn auch die Freisprechung sich nicht unmittelbar anschließt. 
Der Beklagte anerkannte auch seine Verpflichtung zur Ausstellung des 
Zeugnisses. Es war demnach im Sinne des Klagebegehrens zu 
erkennen. Die Nichtbeibringung der Freisprechgebühr seitens des 
Klägers bildet keinen Grund, die Ausstellung des Zeugnisses zu 
verweigern, nachdem im vorliegenden Falle das fragliche Zeugnis 
nicht nur als Grundlage für die Freisprechung, sondern auch als 
Ausweis für den Kläger zu dienen hatte, da das Arbeitsbuch des 
Klägers im Oktober 1903 beim Beklagten verbrannte und ein neues 
Arbeitsbuch bisher nicht beschafft wurde. Ohne dieses Zeugnis war 
Kläger nicht in der Lage, bis zur Freisprechung Arbeit zu finden, 
anderseits konnte Kläger auch nicht verhalten werden, über die voll- 
streckte Lehrzeit hinaus noch länger beim Beklagten zu verbleiben. 
Es war daher dem Kläger auch die angesprochene Entschädigung für 
Verdienstentgang infolge der Vorenthaltung des Zeugnisses für die 
Zeit vom Austritte (15. Juni) bis zur Urteilsschöpfung (30. Juni) 
zuzuerkennen. 
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Nr. 767. 

Teilnahme von Lehrlingen am Gruppenakkord und Einbehalten eines 
Teiles des auf den Lehrling entfallenden Lohnes. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Brunn vom 14. Mai 1902, Gr. I, 195/2. 

Der Kläger (Metalldruckerlehrling) arbeitete während der letzten 
32 Wochen seiner dreijährigen Lehrzeit mit einem andern Lehrlinge 
und vier ausgelernten Arbeitern im Gruppenakkord. Der von der be- 
klagten Aktiengesellschaft (Emailwarenfabrik) nach einem bestimmten 
Einheitssatze berechnete Akkordlohn vnirde unter die sechs Teilhaber 
gleich geteilt. Doch erhielten nur die ausgelernten Arbeiter den vollen 
Anteil (ein Sechstel) ausbezahlt; von den Anteilen der Lehrlinge 
wurden I2V2 Prozent abgerechnet und eingezogen. Nach beendeter 
Lehrzeit belangte der Kläger die Gesellschaft auf Herauszahlung der 
von seinem Sechstelanteile einbehaltenen Beträge in der Gesamthöhe 
von 63 K. 

Die Klage wurde abgewiesen. 

Gründe: Die Behauptung des Klägers, daß ihm als Gruppen- 
arbeiter ein Sechstel des Akkordlohnes gebührt habe und daß der 
Abzug von I2Y2 Prozent ohne jeden Grund erfolgt sei, ist durchaus 
unbegründet. Denn die Gesellschaft hat im Lehrvertrage dem Kläger 
nur einen Lehrlingslohn von 1 K pro Tag zugesichert. Ihre Ver- 
pflichtung reichte also auch nicht weiter, wenn sie den Kläger im 
Gruppenakkord beschäftigte und am Akkordlohne partizipieren ließ. 
Da nun der Kläger selbst zugeben mußte, daß er im Akkord mehr als 
1 K täglich verdiente, so hat die beklagte Gesellschaft ihren vertrags- 
mäßigen Verpflichtungen entsprochen. Ein Recht des Klägers auf ein 
Sechstel des Akkordlohnes hat niemals bestanden ; es kann daher auch 
von einem Abzüge keine Rede sein. Der Anspruch entbehrt mithin 
jeder Grundlage und war deshalb abzuweisen. 

Nr. 768. 

Die im Strafgesetze für bestimmte Arten von Ehrenbeleidigungen 
vorgesehene Ausschlienung des Wahrheitsbeweises gilt auch im 
Verfahren vor den Gewerbegerichten, wenn derartige Beleidigungen 
zur vorzeitigen Auflösung des Arbeitsvertrages geführt haben und 
die Rechtmänigkeit der Lösung angefochten wird. (§ 82, lit. g und 
82 a, lit. b Gew. 0., § 490, 496 und 497 St. G.) 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Brunn vom 13. Mai 1902, Gr. I, 196/2. 

Der Kläger (Drechslergehilfe) hat in einem Arbeiterblatte seinen 
Meisler in der gröblichsten Weise herabgesetzt. Unter andern war 

Vlll* 
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hierin zu lesen, daß die Werkstätte ein Schinderhaus sei, daß der 
Meister gegenüber den Hilfsarbeitern Worte wie: ,Ihr Diebe und Fau- 
lenzer, ich gebe Euch ein paar übers Maul ! • gebrauche und daß er die 
Lehrlinge auf einen Haufen von Fetzen und in einem Schwärme von 
Ungeziefer schlafen lasse. Als der Meister erfuhr, daß der Kläger der 
Urheber der ehrenrührigen Notiz sei, entließ er ihn auf der Stelle. Der 
Kläger beanspruchte nun Lohnentschädigung für die Kündigungsfrist 
und bot Beweise über die Wahrheit der nach seinen Schilderungen ver- 
faßten und in das Arbeiterblatt aufgenommenen Notiz an. Der ange- 
botene Wahrheitsbeweis wurde als unerheblich abgelehnt. Der Klage- 
Anspruch wurde abgewiesen. 

Gründe: Die in dem vorgelegten Zeitungsblatte enthaltenen 
-ehrenrührigen Ausfälle betreffen die Behandlung und Unterbrinfrung des 
Arbeitspersonales seitens des Beklagten. Sie haben also Tatsachen zum 
•Gegenstände, die das Interesse des Publikums nicht berühren, sondern 
als ausschließlich dem Privatleben des Beklagten an gehörig zu betrachten 
sind. Außerdem sind hierin Beschuldigungen vorgebracht, die nur auf 
Verlangen eines Dritten strafgerichtlich verfolgt werden können. Gemäß 
§ 490 St. G. ist hinsichtlich solcher Tätsachen und Beschuldigungen 
der Wahrheitsbeweis ausgeschlossen. Die Anwürfe in der obigen 
Zeitungsnotiz wären demnach selbst, wenn sie sich auf wahre Tat- 
sachen gründen sollten, strafrechtlich verfolgbar. Da nun strafbare 
Vergehen oder Übertretungen gegen die Sicherheit der Ehre unter 
allen Umständen als grobe Ehrenbeleidigungen im Sinne des § 82, 
lit. g Gew. 0, angesehen werden müssen, so war dpr Beklagte ohne 
Rücksicht auf die Wahrheit oder Unwahrheit des Inhaltes der Zeitungs- 
notiz berechtigt, den Kläger sofort zu entlassen. Aus diesem Grunde 
war der vom Kläger angebotene Wahrheitsbeweis gemäß § 275 Z. P. 0. 
als unerheblich abzulehnen und der Kläger mit seinem wegen Nicht- 
einhaltung der Kündigungsfrist erhobenen Entschädigungsanspruche 
(§ 84 Gew. 0.) abzuweisen. 

Nr. 759. 

Bei gegenseitigen groben Beleidigungen von [Mitarbeitern kann jeder, 

der sich einer derartigen Ehrenbeleidigung schuldig gemacht hat, 

ohne Kündigung entlassen werden. (§ 82, lit. g. Gew. 0.) 

.Entscheidung des Gewerbegerichtes Brunn vom 21. Jänner 19C2, Gr. I, 13/2. 

Der Kläger (Maschinenschlosser) hat die Schimpfreden eines 
Mitarbeiters mit Ohrfeigen und Rippenstößen vergolten. Deswegen 
entlassen, belangte er seinen Arbeitgeber auf Lohnentschädigung für 
die Kündigungsfrist. 

Die Klage wurde abgewiesen. 
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Gründe: Die Gewerbeordnung bestimmt im § 82, lit» g ohne 
jede Einschränkung, daß Arbeiter, die sich gegen die übrigen Hilfs- 
arbeiter einer groben Ehrenbeleidigung schuldig machen, ohne Kündi- 
gung entlassen werden können. Es genügt also das Vorhandensein 
einer gröblichen Beleidigung. Eine solche war im vorliegenden Falle 
gegeben. Denn die vorausgegangenen Beschimpfungen berechtigten 
den Kläger keineswegs, hiefür durch Austeilen von Ohrfeigen und, 
Rippenstößen Vergeltung zu üben. Er konnte sich durch Anrufung des 
Meisters, eventuell bei Gericht Genugtuung verschaffen, er durfte aber 
nicht zu Mißhandlungen schreiten und dadurch auch seinerseits die 
Vorschrift des § 76 Gew. 0., die ein verträgliches Benehmen gegen 
die Mitarbeiter zur Pflicht macht, verletzen. Die Mißhandlungen, deren 
er sich schuldig gemacht hat, blieben also, ungeachtet hiemit Be- 
schimpfungen des mißhandelten Teiles vergolten wurden, eine grobe 
Ehrenbeleidigung. 

Im gleichen Sinne erging die Entscheidung vom 25. Februar 
1902, Gr. I, 80/2. 

Nr. 760. 

Nach allgemeinem Handelsgebrauche erwirbt der gegen Gehalt und 
Provision angestellte Reisende das Recht auf die Provision nicht 
schon durch den Verkauf der Ware, sondern erst durch deren 
Bezahlung oder durch sonstige Begleichung der Kaufpreisforderung. 
(Art. 57, H. G. B.) 

Entscheidung des Gewerbegerkhtes Biünn vom 3. Mai 1902, Gr. I, 173/2. 

Der von der Firma Seh. & N. (Gummi- und Asbestwarenhand- 
lung) gegen Gehalt, Provision und Diäten versuchsweise angestellte und 
nach Beendigung der Probetour entlassene Geschäftsreisende Josef Seh. 
belangte die Firma auf Bezahlung der vom erzielten Umsätze entfallen- 
den Provision. 

Seine Klage vmrde für dermalen abgewiesen. 

Gründe; Es ist unbestritten, daß die Parteien über die Zeit, 
wann die bedungene fünfprozentige Provision zu entrichten ist, nichts 
unter einander vereinbart haben. In Ermanglung einer Übereinkunft 
entscheidet gemäß Art. 57 H. G. B. der Ortsgebrauch. Es war also 
festzustellen, wann Verkaufsprovisionen usancemäßig ausbezahlt werden. 
Nach dem bei dem Gewerb egerichte vermöge seiner Zusammensetzung 
als Fachgericht bekannten Handelsgeb rauche (§269 und 364 Z. P. 0.) 
hat der gegen festen Gehalt und Provision angestellte Reisende An- 
spruch auf die verabredete Provision nicht schon nach Ausführung des 
Geschäftes,, sondern erst dann, wenn der bedungene Kaufpreis wirklich 
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gezahlt ist. Da nun der Kläger ausdrücklich zugegeben hat, daß von 
den durch ihn vermittelten Verkäufen die Fakturenbeträge bisher nicht 
eingegangen sind, so erscheint die eingeklagte Provisionsforderung 
noch nicht fähig. Die Klage war demnach als verfrüht dermal abzu- 
weisen. 

Nr. 761. 

Haben zu dem Abschlüsse eines Verkaufes mehrere Vermittler bei- 
getragen, so gebührt jedem von ihnen nur der seiner Tätigkeit 
entsprechende Anteil der versprochenen Provision. (§ 888, 889, 
1151 und 1152 a. b. G. B., Art. 1 H. G. B. und § 72 Gew. 0.) 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Brunn vom 14. Februar 1902, Gr. I, 64/2. 

Die Eheleute Z. erkundigten sich behufs Ankaufes einer Näh- 
maschine bei Bekannten nach einem reellen Geschäftsmanne. Hievon 
erlangte der Provisionsagent des Beklagten Franz H. Kenntnis. Ohne 
mit den Eheleuten Z. gesprochen zu haben, zeigte er dieselben am 
30. Dezember 1901 dem Beklagten (Nähmaschinenhändler) als mut- 
maßliche Käufer an. Der Beklagte nahm die Anzeige in Vormerkung, 
behielt sich aber vor, den Verkauf mit den Eheleuten Z. persönlich 
abzuschließen. Die Eheleute hatten sich inzwischen an den zweiten 
Agenten des Beklagten Vinzenz W. gewendet und ihn als Wohnungs- 
nacbbar und guten Bekannten um die Auswahl und den Ankauf einer 
preiswürdigen Nähmaschine ersucht. Vinzenz W. setzte den Beklagten 
am 31. Dezember hievon in Kenntnis. Der Beklagte entgegnete, er 
wisse schon davon, begab sich sofort zu den Eheleuten und schloß 
noch vormittags den Verkauf zum Preise von 170 K ab. Vinzenz W. 
beanspruchte nun die vereinbarte Provision von 10% des Kaufpreises. 
Der Beklagte wendete ein, daß der Agent Franz H. von diesem 
Geschäfte die volle Provision von 10% <les Kaufpreises erhalten habe 
und daß also nicht auch noch dem Kläger ein Provisionsanspruch 
zustehen könne. 

Der Beklagte wurde zur Zahlung der halben Provision im 
Beirage von 8 K 50 h verurteilt. 

Gründe: Der Hinweis des Beklagten auf die Tatsache, daß der 
Agent Franz H. vor dem Kläger die Eheleute Z. als Käufer namhaft 
gemacht hat, war nicht geeignet, dem Kläger den Anspruch auf 
Provision zur Gänze zu benehmen. Allerdings hat der Kläger dem 
Beklagten nicht mehr mitgeteilt, als was dieser bereits tagszuvor von 
Franz H. in Erfahrung gebracht hatte. Auch hat der Beklagte von ihm 
keine Dienste verlangt, sondern in Ausführung seiner vorher dem Franz 
H. gegenüber geäußerten Absicht, den Kauf persönlich abgeschlossen. 
Allein nichtsdestoweniger war der vorausgegangenen Tätigkeit dps 
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Klägers eine zum mindesteas nicht geringere Bedeutung für das 
Zustandekommen des Verkaufes beizulegen als jener des Franz H. 
Während dieser sich darauf beschränkt hat, die ihm von dritter Seite 
zugekommene Nachricht, daß die Eheleute Z. eine Nähmaschine zu 
kaufen beabsichtigen, dem Beklagten zu überbringen, ohne je mit den 
Eheleuten Z. gesprochen zu haben, hat der Kläger sich in das Ver- 
trauen dieser Eheleute gesetzt und dadurch erreicht, daß sie ihm die 
Auswahl und den Ankauf der Nähmaschine überließen. Tatsächlich 
brachte also der Einfluß, den der Kläger auf die Eheleute erworben 
hatte, den Verkauf zustande, mag auch der förmliche Abschluß des 
Geschäftes durch den Beklagten persönlich erfolgt sein. Diese Mit- 
wirkung war zu entgelten. Da aber der Kläger nicht allein, sondern im 
Vereine mit dem Agenten Franz H. zu dem Geschäftsabschlüsse bei- 
getragen hat, so mußte sich der Kläger als Mitgenosse einer teilbaren 
Sache gemäß § 889 a. b. G. B. und Art. 1 H. G. B. mit dem ihm 
gebührenden Teile begnügen. Nach § 839 a. b. G. B. wird im Zweifel 
jeder Anteil als gleich groß angesehen. Dementsprechend war auch im 
gegebenen Falle mangels jedweden Anhaltes für ein Abgehen von 
dieser Regel die Provision zu teilen und dem Kläger die Hälfte der- 
selben zuzuerkennen, sein Mehranspruch aber abzuweisen. 

Nr. 762, 

Die durch Differenzen mit dem Prinzipale veranlafite Erldärung 
eines Handlungsgehilfen: ^^Unter diesen Umständen kann ich nicht 
bleiben !<< hat ohne nachfolgende Verweigerung oder dauernde Ein- 
stellung der zu leistenden Dienste nicht die sofortige Vertrags- 
auflttsung zur Folge. (Art. 64, Z. 3 H. G. B.) 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Brunn vom 14. März 1902, Cr. I. 106/2, 
bestätigt mit Entscheidung des k. k. Landesgerichtes Brunn vom 9. April 

1902, Gg. I, 105/2. 

Der Kläger (Komptoirist) wurde von dem Beklagten (Inhaber 
eines Speditionsgeschäftes und Reisebureaus) nach auswärts entsendet, 
um die Übernahme eines vom Adressaten zurückgewiesenen Spedi- 
tionsgutes im gütlichen Wege durchzusetzen. Der Kläger entledigte 
sich des Auftrages mit Erfolg, sollte aber wegen Vollmachtsüberschrei- 
tung behufs Deckung des dadurch verursachten Schadens in den 
Abzug von nahezu zwei Dritteln seines demnächst fälligen Gehaltes 
von 120 K willigen. Zur teilweisen Schadensgutmachung war er 
bereit. Darauf wollte jedoch der Beklagte nicht eingehen. Der Kläger 
erklärte infolgedessen, daß er unter diesen Umständen nicht bleiben 
könne, stellte die Komptoirarbeit ein und erklärte, daß er zum Ge- 
werbegerichte gehen müsse, um sich Rats zu erholen. Belehrt, daß er 
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seinen Dienst weiter versehen müsse und erst nach vollzogenem 
Gehaltsa,bzuge Klage führen könne, begab sich der Kläger in das 
Komptoir zurück und wollte die Beschäftigung wieder aufnehmen. Der 
Beklagte ließ ihn aber unter Hinweis auf seine obige Erklärung 
nicht mehr zur Arbeit zu und wies ihn trotz aller Versicherungen, 
daß die Worte anders gemeint waren, zurück. Der Kläger belangte 
ihn nun auf Gehaltsentschädigung für die handelsrechtliche Kündi- 
gungsfrist. 

Dem nach Anerkennung der Gegenansprüche des Beklagten auf 
Zahlung von 407 K 94 h eingeschränkten Klagebegehren wurde in 
beiden Instanzen stattgegeben, von dem Berufungsgerichte aus 
nachstehenden Gründen: 

Die Entscheidung des vorliegenden Rechtsfalles ergibt sich durch 
die Beantwortung der Frage, welcher yon beiden Streitteilen das Ver- 
tragsverhältnis einseitig gelöst habe, mit andern Worten, ob in dem 
Benehmen des Klägers am Vormittage des 12. März mit Rücksicht auf 
die von ihm getane Äußerung: „Unter solchen Umständen kann ich 
nicht bleiben!" eine Arbeitseinstellung, respektive einseitige Auf- 
lösung des Arbeitsverhältnisses erblickt werden kann oder nicht. Der 
Gerichtshof hat auf Grund der Zeugenaussagen angenommen, daß 
zwischen beiden Streilteilen die Verhandlungen lediglich darüber 
gepflogen wurden, ob der Beklagte auf seiner Ersatzforderung an den 
Kläger weiter beharren oder in eine Herabminderung seines Ersatz- 
anspruches gegen den Kläger einwilligen wolle, daß aber eine Eini- 
gung nicht erzielt wurde, daß Beklagter auf dem vollständigen Ersätze 
von 72 K bestand und daß der Kläger diesen Ersatz bis auf einen 
Betrag von 34 K leisten zu wollen sich bereit erklärte. In diesem 
Momente wurden die Verhandlungen abgebrochen und* es hat Beklagter 
dem Kläger zugerufen: »Gehen Sic, machen Sie Ihre Arbeil!** Darauf 
hat Kläger erwidert: „Unter diesen Umständen kann ich nicht bleiben ! ** 
nahm seine Manschetten, zog seinen Gehrock an, blieb aber ungefähr 
eine halbe Stunde bei seinem Schreibtische stehen. Es fragt sich nun, 
ob in diesen Worten und Handlungen tatsächlich eine Arbeitsein- 
stellung erblickt werden kann, welche das Arbeitsverhältnis momentan 
lösen sollte oder ob diese Worte bloß die Androhung einer künftigen 
Kündigung beinhalten. Der Gerichtshof mußte im Zweifel der milderen 
Auffassung zustimmen und in dieser jedenfalls nicht vollständig klaren 
Äußerung nur die Androhung einer künftigen Kündigung erbUcken, 
und dies umsomehr, als der Kläger nach einer halben Stunde mit dem 
Beklagten wiederum über den Ersatz zu sprechen begann, sonach 
zum Gewerbegerichte ging und nach dort gepflogener Rücksprache 
Nachmittags dem Beklagten seine weiteren Dienste zur Verfügung 
stellte. Eine einseitige Auflösung des Dienstverhältnisses von Seite des 
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Klägers konnte sonach nicht angenommen werden. Dagegen mußte 
das Vorgehen des Beklagten, der am Nachmittage den Kläger, als 
dieser sich wieder an seine Arbeit begeben wollte, zu der Arbeit nicht 
mehr zuließ, als einseitiges Abgehen vom Dienstvertrage aufgefaßt 
werden, wodurch das Berufungsgericht zu der gleichen Konklusion 
gelangte, wie sie das erstrichterliche Urteil ausspricht. Da auch die 
Berechnung des eingeklagten Betrages dem Gesetze und der Sachlage 
entsprechend erscheint, so war die Berufung des Beklagten abzuweisen 
und das angefochtene Urteil zu bestätigen. 

Nr. 763. 

Die nach § 80 d Gew. 0. vorgeschriebene Bestätigung des Arbeits- 
buches durch den Genossen Schaftsvorsteher hat der Gewerbeinhaber 
selbst einzuholen; fUr den durch Unterlassung der vorschriftsmäRlgen 
Eintragung zugefügten Schaden ist der Gewerbeinhaber entschä- 
digungspflichtig. (§ 80 g Gew. 0.) 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Teplitz vom 17. Mai 1901, Cr. I, 161/1. 

Der Schneidergehilfe V. S. belangte den Schneidermeister A. P. 
auf Bezahlung des Schadensersatzbetrages von 20 K und stützte 
diesen Anspruch auf nachstehenden, von der Gegenseite zugegebenen 
Sachverhalt: Kläger ersuchte am Freitag, den 10. Mai 1901 den 
Beklagten, ihn ohne Kündigung sofort aus der Arbeit austreten zu 
lassen. Beklagter entließ den Kläger und händigte ihm das ordnungs- 
mäßig ausgefüllte Arbeitsbuch mit der Weisung ein, sich die Be- 
stätigung der Arbeit von dem Vorsteher der Genossenschaft der Kleider- 
macher in T. selbst zu besorgen. Als nun Kläger am 1 1 . Mai 1 90 1 
den Genossenschaflsvorsteher um die Bestätigung anging, lehnte dieser 
die Amtshandlung mit der Begründung ab, daß der Beklagte nicht Mit- 
ghed der Genossenschaft sei, weil er wohl das Gewerbe als Schneider- 
meister bei der k. k. Gewerbebehörde angemeldet habe, die Genossen- 
schaft jedoch die von ihm beigebrachten Lehrzeugnisse als Schneider 
nicht anerkenne und gegen die Erteilung des Gewerbescheines Stellung 
genommen habe. Als Kläger diese Mitteilung des Genossenschafts Vor- 
stehers dem Beklagten hinterbrachte, gab letzterer dem Kläger den Auf- 
trag, dieser solle auf die Verantwortung des Beklagten hin trachten, die 
Bestätigung sich zu beschaffen. Infolge dieses Auftrages hat sich Kläger 
noch am 11. Mai 1901 an die k. k. Bezirkshauptmannschaft in T. 
gewendet, welche Behörde jedoch anfangs die Vidierung verweigerte 
und erst auf neuerliches Anlangen des Klägers das Arbeitsbuch am 
16. Mai 1901 mit der Vidierungsklausel versah. Mittlerweile hat sich 
Kläger um eine andere. Arbeit umgesehen, die ihm von dem Werk- 
führer des Schneiders G. T. unter der Bedingung zugesagt wurde, daß 
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Kläger die Bestätigung seines Arbeitsbuches durch den Genossen- 
schaflsvorsteher beibringe. Da Kläger auf diese Weise durch fünf Tage 
ohne Arbeit War und erst am 17. Mai 1901 bei G. T. in die Arbeit 
eintreten konnte, verlangte Kläger vom Beklagten für das durch 
Verschulden des letzteren herbeigeführte Arbeitsversäumnis Schadens- 
ersatz in der oben angegebenen Höhe des Lohnes von fünf Arbeits tagen. 

Der Beklagte v^rurde verurteilt dem Kläger Lohnentschädigung 
für vier Arbeitstage per 1 6 K zu bezahlen. 

Gründe: Nach § 80 d Gew. 0. hat der Gewerbeinhaber die 
Rubriken des AAeitsbuches auszufüllen und zu unterfertigen und die 
Bestätigung des Genossenschaftsvorstehers einzuholen. Daß diese Ver- 
pflichtung den Gewerbeinhaber selbst und nicht den Hilfsarbeiter trifft, 
ergibt sich aus der Tendenz dieser Gesetzesvorschrift, wahrheitswidrigp 
Eintragungen, welche auf Grund der bloßen Angabe des Hilfsarbeiters 
allein leicht vorkommen könnten, hintanzuhalten. Daraus folgt, daß der 
Beklagte selbst verpflichtet war, für die rechtzeitige Bestätigung des 
Arbeitsbuches zu sorgen, wenn ihn nicht die in § 80 g Gew. 0. nor- 
mierte Entschädigungspflicht treffen sollte. Da nun dem Beklagten 
bekannt war, daß die Genossenschaft beziehungsweise der Genossen- 
schaftsvorsteher die Mitgliedschaft des Beklagten nicht anerkennt, so 
konnte er auch annehmen, daß der Genossenschaftsvorsteher die ihm 
statutarisch zustehende Bestätigung der Arbeitsbücher der beim 
Beklagten beschäftigten Hilfsarbeiter verweigern werde und war es 
deshalb Sache des Beklagten, rechtzeitig für die suppletorische 
Bestätigung seitens der Gewerbebehörde zu sorgen, zumal ihm bekannt 
sein mußte, daß ein Gewerbeinhaber, welcher einen Hilfsarbeiter ohne 
den vorschriftsmäßig ausgefüllten Ausweis in Verwendung nimmt, 
sich einer Übertretung der Gew. 0. schuldig macht. (§79 Abs. 2 
Gew. 0.) Die Rechtfertigung des Beklagten, daß den Genossenschafts- 
vorsteher die Schuld an der Verzögerung der erteilten Bestätigung 
treffe, ist für die Entscheidung dieses Streitfalles belanglos, 
weil der Gehilfe nach § 80 g Gew. 0. berechtigt ist, die recht- 
zeitige Aushändigung des mit der vorschriftsmäßigen Eintragung, 
demnach auch mit der Bestätigung des Genossenschaftsvorstehers ver- 
sehenen Arbeitsbuches von dem Gewerbeinhaber zu begehren, ander- 
seits aber dem Hilfsarbeiter auf die Lösung der Frage bezüglich der 
Mitgliederschaft der Genossenschaft gar keine Ingerenz zusteht. Hat 
demnach nach der Anschauung des Beklagten der Genossenschafts- 
vorsteher mit Unrecht die Bestätigung verweigert, so kann er vom 
Beklagten auf Regreßleislung belangt werden; dagegen haftet dem 
Kläger der letztere für den Nachteil, der dem Kläger aus Mangel 
der gehörigen Aufmerksamkeit und des gehörigen Fleißes seitens des 
Beklagten erwachsen ist. (§ 1294 a. b. G. B.) 
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Nr. 764. 
Bedeutung der Zusicherung einer ^^dauernden Anstellung'^. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 2. Oktober 1903, Cr. II, 1172/3 
bestätigt mit Entscheidung des k. k. Landesgeiichtes Wien 21. Oktober 1903, 

Cg. VI, 564/3. 

Der Schadensersatzanspnich eines Modezeichners wurde abge- 
wiesen. 

Gründe: Der Kläger beschuldigt die beklagte Firma der Über- 
tretung einer Vertragspflicht, indem er behauptet, sie habe ihm einen 
dauernden Posten versprochen und sei daher nicht berechtigt gewesen, 
ihn nach einer nur 2 Monate und 14 Tage währenden Arbeitszeit zu 
entlassen. Der Kiagetitel des Klägers stützt sich daher auf die Bestim- 
mungen des § 1295 a. b. G. B. 

Dieser Ansicht konnte jedoch das Gewerbegericht nicht bei- 
pflichten. 

Nach den Bestimmungen des § 77 Gew. 0., kann jedes Arbeits- 
verhältnis durch vorausgehende 14tägige Kündigung ordnungsgemäß 
gelöst werden, falls nicht eine andere Vereinbarung getroffen wurde. 

Eine solche Vereinbarung liegt aber unbestritten nicht vor. 
Das Wort „dauernd* ist nur im Gegensatze zu „aushilfsweise" auf- 
zufassen und es unterliegt daher mangels einer besonderen Verein- 
barung auch ein dauerndes Arbeitsverhältnis den Bestimmungen des 
§ 77 Gew. 0. 

Daß eine ausdrückliche Vereinbarung über die Unkündbarkeit 
des Arbeitsverhältnisses weder schriftlich noch mündlich getroffen 
wurde, wird vom Kläger nicht behauptet und seine Behauptung, daß 
er den Posten bei der beklagten Firma mit dem nach seiner Ansicht 
geringen Lohn nur unter der Voraussetzung einer länger dauernden 
Beschäftigung akzeptiert habe, ist gemäß § 901 a. b. G. B. rechtlich 
ohne Bedeutung, weil er nicht behauptet, eine solche längere Dauer 
ausdrücklich als Bedingung gesetzt zu haben. 

Das zwischen den beiden Parteien bestandene Arbeitsverhältnis 
konnte daher nach Ansicht des Gewerbegerichtes beiderseits unter 
Beobachtung der Bestimmungen des § 77 Gew. 0. zu jeder Zeit gelöst 
werden. 

Die Berufung des Klägers wurde verworfen. 

Gründe: Die Behauptung des Klägers, er sei von der beklagten 
Firma „dauernd* angestellt worden, wurde nicht bestritten. 

Aber in der Vereinbarung einer dauernden Anstellung ist an 
sich nicht die Unkündbarkeit des Vertragsverhältnisses enthalten, 
sondern bloß ausgesprochen, daß der Arbeiter nicht bloß aushilfs- 
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weise verwendet und nicht mit Beendigung der ihm übertragenen 
Arbeit entlassen werden soll. 

Wenn daher die Firma, nachdem Kläger . 2 Yg Monate bei ihr 
gearbeitet hatte, von ihrem Kündigungsrechte gemäß § 77 Gew. 0. 
Gebrauch macht, begeht sie damit keinen Vertragsbruch, der sie nach 
§ 1295 a. b. G. B. schadensersatzpflichtig machen würde, da auch 
dem Kläger bekannt sein mußte, daß die Basis für das in Aussicht- 
stellen einer Beschäftigung von längerer Dauer eine zufriedenstellende 
Dienstleistung bildet. 

Es liegt demnach kein Verschulden der Beklagten, mithin keine 
Schadensersatzpflicht vor. 

Aber auch der Eintritt eines Schadens auf Seite des Klägers 
ist nicht bewiesen oder auch nur wahrscheinlich gemacht. Denn seiner 
unbewiesenen Behauptung, er hätte bei aushilfsweiser Anstellung 
einen größeren Lohn erhalten, steht die ebenso glaubwürdige Behaup- 
tung der Beklagten gegenüber, wonach der Kläger infolge seiner 
geringen Verwendbarkeit — er habe bloß die minderwertige Arbeit 
des „Egalisierens" verstanden — auch im Falle einer aushilfsweisen 
Anstellung nicht mehr Lohn bekommen hätte. 

Das angefochtene Urteil war daher unter Hinweis auf dessen 
der Sach- und Rechtslage vollkommen entsprechende Gründe zu 
bestätigen. 

Nr. 766. 

Wenn ein Arbeiter bei mangelnder Beschäftigung auf Arbeit wartet, 

ohne während dieser Zeit Ansprüche zu stellen, so erklärt er sich 

mit unentgeltlichem Aussetzen der Arbeit einverstanden. (§ 863 und 

1160 a. b.G. B. und § 72 Gew. 0.) 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Brunn vom 4. Februar 1902, Gr. I, 54/2. 

Der Kläger (Appreturarbeiter) meldete sich nach einer längeren 
Krankheit am 5. November 1901 zur Arbeit, wurde aber nicht sofort 
beschäftigt, sondern angewiesen, das Freiwerden einer Stelle und 
seine Einberufung abzuwarten. Er wartete bis 3. Dezember, erhob an 
diesem Tage Vorstellungen, weil inzwischen eine Stelle freigeworden 
und anderweitig besetzt worden war, ließ sich jedoch abermals mit 
dem Versprechen seiner Einberufung vertrösten. Es vergingen weitere 
zwei Monate, ohne daß obiges Versprechen erfüllt worden wäre. Als 
endlich der Kläger am 3. Februar erklärte, daß er nicht länger warten 
könne, und den Lohn für die Zeit vom 3. Dezember 1901 bis 
3. Februar 1902 beanspruchte, erhielt er wohl Arbeit, nicht aber 
auch den Lohn für die abgelaufenen zwei Monate der Wartezeit. 
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Die auf Vergütung des Lohnes für zwei Monate gerichtete 
Klage wurde abgewiesen. 

Gründe: Der Kläger hat die Aufforderung des Beklagten, seine 
Einberufung abzuwarten, sowohl am 5. November als auch am 
3. Dezember v. J. vorbehaltlos zur Kenntnis genommen und auf seine 
Verwendung gewartet. Er war auch nicht im Zweifel darüber, daß der 
Beklagte nicht die Absicht hatte, ihm während der Wartezeit Arbeits- 
lohn zu zahlen; denn er hätte sonst gewiß wöchentlich Zahlung bean- 
sprucht. Der Kläger wußte ferner, daß er nicht feiern muß; denn 
wenn ihm der Beklagte entweder keine Arbeit geben wollte oder eine 
solche nicht geben konnte, so war er gemäß §§ 82 a lit. e und 84 
Gew. 0. berechtigt, auszutreten und Lohnentschädigung für die 
Kündigungsfrist zu fordern. Der Kläger hat aber von diesem Rechte 
keinen Gebrauch gemacht. Werden alle diese Umstände berücksichtigt, 
so findet sich kein vernünftiger Grund, daran zu zweifeln, daß der 
Kläger bis zum 3. Februar mit unentgeltlichem Feiern einver- 
standen gewesen ist. (§ 863 und 1160 a. b. G. B. und § 72 
Gew. 0.). Sein für die Zeit bis dahin erhobener Vergütungsanspruch 
war also abzuweisen. 

Nr. 766. 

Wurde zeitweises Aussetzen der Arbeit bei gleictizeitiger Einstellung 
des Lohnbezuges vereinbart, nachher aber das Arbeitsbuch aus- 
gefolgty so kann der Arbeiter keine Ersatzansprüche wegen vor- 
zeitiger Entlassung stellen, sobald er das Arbeitsbuch nur für die 
Dauer des Aussetzens erhält, dann aber wieder Beschäftigung 
findet. (§ 84 Gew. 0.) 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Brunn vom 15. März 1902, Gr. I, 107/2. 

Dem Kläger (Weber) wurde der Fabriksordnung gemäß auf 
drei Tage gekündigt. Als die andern Arbeiter hievon erfuhren, 
drohten sie mit sofortiger Arbeitseinstellung für den Fall, als die 
Kündigung des Klägers nicht zurückgenommen werden sollte. Der 
Beklagte (Webereibesitzer) ließ sich nun in Unterhandlungen mit dem 
Kläger ein. Er versicherte ihm, daß die Kündigung lediglich in einer 
vorübergehenden Betriebsreduktion ihre Ursache habe, daß es sich 
hiebei nur um ein Aussetzen der Arbeit während einiger Tage handle 
und daß sodann wieder Beschäftigung für ihn vorhanden sein werde. 
Mit dem Aussetzen erklärte sich der Kläger einverstanden. Nach Ab- 
lauf der drei Kündigungstage erhielt der Kläger sein mit einem 
Abgangszeugnisse versehenes Arbeitsbuch. Er belangte nun den 
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Webereibesitzer auf Vergütung des Lohnes für 14 Tage, behauptend, 
daß er nach Zurücknahme der dreitägigen Kündigung ohne neuerliche 
Kündigung entlassen worden sei und daß ihm der Anspruch auf 
14tägige Kündigung zustehe, weil er weder eine Arbeitsordnung ein- 
gehändigt erhalten, noch in anderer Weise von ihrem Inhalte Kenntnis 
erlangt habe. 

Der Beklagte wendete ein, daß er entsprechend der mit dem 
Kläger getroffenen Abrede, wonach dieser eine Zeitlang auszusetzen 
habe, dann aber wieder werde beschäftigt werden, vorgegangen sei. 
Zugleich erklärte er sich bereit, dem Kläger Arbeit zu geben und für 
14 Tage auf sein Kündigungsrecht zu verzichten. Der Kläger wollte 
nur gegen Zusage einer halbjährigen, ununterbrochenen Beschäftigung 
die Arbeit wieder aufnehmen. Darauf ging der Beklagte nicht ein. 
Beantragt wurde vom Kläger Verurteilung des Beklagten zur Bezahlung 
des Lohnes für die Kündigungsfrist von 14 Tagen, vom Beklagten 
Abweisung der Klage. 

Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Es ist wohl richtig, daß der Kläger sich nur mit dem 
Aussetzen der Arbeit für kurze Zeit einverstanden erklärt, demnach 
nicht in die Lösung des Arbeitsverhältnisses, sondern bloß in eine zeit- 
weise Unterbrechung desselben eingewilligt hat. Es ist weiters auch 
richtig, daß durch die Ausfolgung des mit einem Entlassungszeuguisse 
versehenen Arbeitsbuches das bestehende Arbeitsverhältnis aufgehoben 
wurde. Allein dessenungeachtet kann hierin ein Vertragsbruch seitens 
des Beklagten nicht erblickt werden. Denn wenn auch bei verein- 
bartem Aussetzen der Arbeit regelmäßig das bestehende Arbeitsver- 
hältnis unter Einstellung des Lohnbezuges aufrecht erhalten und dem- 
zufolge auch das Arbeitsbuch vom Unternehmer weiter aufbewahrt 
wird, so ist doch nicht einzusehen, warum eine Arbeitsunterbrechung 
nicht auch in der Art stattfinden könnte, daß der Arbeiter in aller Form 
entlassen wird, gleichzeitig aber den Anspruch auf seine Wiederein- 
stellung erwirbt, sobald die Ursache der Arbeitsunterbrechung entfällt. 
Der Arbeiter legt auf die vertragsmäßige Zusage, daß er nach einer 
gewissen Zeit in demselben Betriebe wieder Beschäftigung finden 
werde, das Hauptgewicht. Ob in der Zwischenzeit das Arbeitsverhält- 
nis fortbesteht oder nicht, ist zumeist für den Arbeiter belanglos und 
gewinnt erst bei länger anhaltendem Aussetzen der Arbeit Bedeutung. 
In einem solchen Falle wird in der Regel der Arbeiter selbst, um in 
der Zwischenzeit anderweitigen Erwerb zu finden, die Ausfolgung des 
Arbeitsbuches, ohne das keine gewerbliche Arbeit zu erhalten ist (§79 
Gew. 0.), anstreben. Im gegebenen Falle sollte nun allerdings das 
Aussetzen nur einige Tage dauern. Auch hat der Kläger sein Arbeits- 
buch nicht verlangt. Andrerseits hat aber auch der Beklagte weder bei 
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der Aushändigung des Arbeitsbuches, noch später sich geweigert, dem 
Kläger nach einigen Tagen wieder Arbeit zu geben. Der Kläger hatte 
also gar keinen Grund zur Klageführung. Bei Gericht erklärte sodann 
der Beklagte ausdrückhch, daß er dem Kläger sofort eine Beschäftigung 
zuweisen wolle und für die Dauer von 14 Tagen auf sein Kündigungs- 
recht verzichte. Diese Erklärung entsprach durchaus der durch die 
Vereinbarung über ein zeitweises Aussetzen der Arbeit zwischen den 
Parteien geschaffenen Rechtslage. Wenn nun der Kläger den Wieder- 
eintritt unter den früheren Arbeitsbedingungen verweigerte, so war er 
derjenige Teil, der die Arbeit nach einem kurzen, von ihm ausdrücklich 
zugestandenen Aussetzen nicht mehr aufnehmen wollte. Seine Klage 
erwies sich sonach als unbegründet und war deshalb abzuweisen. 



Nr. 767. 

Der Arbeitgeber hat den Aushelfer zu entlohnen, der vom Hilfs- 
arbeiter für den Ersatzruhetag beigestellt wird. Eine entgegen- 
stehende Vereinbarung zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer ist 

giltig. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 12. September 1903, 
Gr. m, 1754/3. 

Der Zahlkellner A. mußte auf Verlangen seines Arf)eitsgebers 
an jenen Tagen, an welchen er die Ersatzruhe für die Sonntagsarbeit, 
den Ausgang, hatte, einen Aushelfer beistellen. Kläger entlohnte den 
Aushelfer und klagte schließlich den für 36 Tage an die Aushelfer 
gezahlten Lohn von je 4 K 60 h ein. Sein Klagebegehren wurde 
abgewiesen. 

Gründe: Mit Rücksicht auf die Bestimmungen des Gesetzes 
vom 16. Jänner 1895, R. G. El. Nr. 21, betreffend die Regelung der 
Sonn- und Feiertagsruhe im Gewerbebetriebe, sovde mit Rücksicht auf 
den Geist und die ganze Tendenz dieses Gesetzes kann es zunächst 
keinem Zweifel unterliegen, daß der Dienstgeber, welcher dafür zu 
sorgen hat, daß seinem Arbeiter die Sonntagsruhe, beziehungsweise 
Ersatzruhe zuteil werde, auch die Kosten der hiedurch allenfalls 
erforderlichen Arbeitsaushilfe zu tragen habe. 

Zwischen dem Arbeitgeber und Arbeitnehmer kann aber in 
giltiger Weise vereinbart werden, daß die Kosten einer solchen Aus- 
hilfe zu einem Teile vom Arbeitnehmer, zum andern Teile vom 
Arbeitgeber zu tragen sind. Bei einer solchen Vereinbarung verringert 
sich dann eben der Lohn des Arbeitnehmers um jenen Betrag, den er 
für die Aushilfe zu zahlen hat. 
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Wird nun im gegebenen Falle erwogen, daß der Kläger nach 
seinen eigenen Angaben durch mehr als 2 Jahre und 3 Monate beim 
Beklagten bedienstet war, daß er während dieser Zeit stets an die an 
seinen Ersatzruhetagen bediensteten Aushelfer Zahlungen leistete, daß 
er während der ganzen Zeit niemals vom Beklagten eine Rückzahlung 
der geleisteten Beträge verlangte, wird berücksichtigt, daß nach Aus- 
sage des Zeugen R. auch Zahlkellner, die vor dem Kläger im Dienste 
des Beklagten standen, solche Zahlungen aus Eigenem an die Aus- 
hilfskellner leisteten und daß dieser Umstand dem Kläger während 
der Zeit, als er beim Beklagten bedienstet war, kaum unbekannt 
geblieben sein kann, so muß im Hinblicke auf die Bestimmungen des 
§ 863 a. b. G. B. gesagt werden, es sei zwischen beiden Teilen still- 
schweigend ein Übereinkommen dahin zustande gekommen, daß die 
den Aushilfskellnern für ihre Dienstleistung während der Ersatzruhe 
des Klägers gebührende Entlohnung zu einem Teile (nämlich mit 1 K 
und der Kost) vom Beklagten, zum andern Teile aber vom Kläger zu 
leisten sei. Es kann daher Kläger eine Rückzahlung der von ihm 
geleisteten Beträge nicht verlangen. Aber auch wenn von dieser 
Argumentation abgesehen wird, erscheint das Begehren des Klägers 
unbegründet. Allerdings kann nach § 1431 a. b. G. B. auf Rück- 
erstattung des aus einem Irrtum, auch aus einem Rechtsirrtum 
Geleisteten, geklagt werden. Diese Klage ist aber nur zulässig gegen 
den Empfänger der geleisteten Sache oder gegen denjenigen, der 
einen andörn mit der Empfangnahme beauftragt, beziehungsweise 
diese nachträglich genehmigt hat. (Siehe Stubenrauch, Kommentar, 
Bd. II, S. 862.) 

Im vorliegenden Falle ist aber der Beklagte nicht der Empfänger 
der vom Kläger geleisteten Zahlungen und liegt auch gar nicht vor, 
daß die Aushilfskellner vom Beklagten zur Empfangnahme beauftragt 
wurden, beziehungsweise daß die Empfangnahme von ihm genehmigt 
wurde. 

Weiters tritt allerdings nach § 1358 a. b. G. B. derjenige, der 
die Schuld eines andern bezahlt, in die Rechte des Gläubigers und 
ist befugt, von dem Schuldner den Ersatz der bezahlten Schuld zu 
fordern. Allein ein solcher Eintritt in die Rechte des Gläubigers setzt 
Zahlung der fremden Schuld mit Absicht voraus. (Entsch. des Ob. 
Ger. Hofes vom 26. Oktober 1882, Z. 11526, Sammlung Nr. 9153.) 
Der Kläger gibt nun vorliegend selbst zu, daß er bei Zahlung der 
Aushilfskellner keineswegs die Absicht gehabt habe, eine fremde 
Schuld zu bezahlen, daß er vielmehr der Meinung gewesen sei, er 
selbst sei zu dieser Zahlung gesetzlich verpflichtet gewesen. Dem 
Gesagten zufolge war daher das Klagebegehren als unbegründet ab- 
zuweisen. 



Gewerbegerichtliche Entscheidungen. Nr. 768—769. 1 29 

Nr. 768. 

Kündigung und Entlassung eines Hilfsarbeiters sind auch unmittelbar 
vor oder während einer Waffenllbung desselben zulässig. Läuft die 
Kündigungsfrist während der Waffenllbung ab, so hat der entlassene 
Arbeiter kein Recht auf Lohnentschädigung für die Kündigungsfrist. 

(§ 84 Gew. 0.) 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Brunn vom 2. Juni 1902, Gr. I, 224/2. 

Der Ladendiener Josef G. wurde am Tage vor dem Antritte 
einer dreizehntägigen Waffenübung ohne vorgängige Kündigung ent- 
lassen. Nach beendeter Waffenübung belangte er seinen Dienstgeber 
(Modewarenhändler) auf Vergütung des Lohnes für die bei seiner 
Aufnahme verabredete achttägige Kündigungsfrist. 

Die Klage wurde abgewiesen. 

Gründe: Es besteht keine gesetzliche Vorschrift, daß einem 
gewerblichen Hilfsarbeiter vor oder während seiner Waffenübung nicht 
gekündigt werden könnte. Der Beklagte wäre also berechtigt gewesen, 
dem Kläger vor Antritt der Waffenübung auf acht Tage zu kündigen. 
Das Dienstverhältnis hätte in diesem Falle nach Ablauf der achttägigen 
Kündigungsfrist noch während der Waffenübung geendet. Ein Lohn- 
anspruch würde dem Kläger für diese Zeit nicht zugekommen sein, 
da keine Dienste geleistet worden wären. Wenn nun der Beklagte 
dem Kläger nicht gekündigt, sondern ihn sofort entlassen hat, so 
wurde dadurch der Kläger nicht ungünstiger gestellt. Ebensowenig als 
ihm bei ordnungsmäßiger Kündigung ein Lohn zugekommen wäre, 
konnte ihm wegen kündigungsloser Entlassung ein solcher ent- 
gehen. Sein im Sinne des § 84 Gew. 0. erhobener Anspruch auf Ersatz 
des für die Kündigungsfrist entfallenden Lohnes war demnach abzu- 
weisen. 

Nr. 769. 

Wird die Arbeit zur Nachtzeit hOher als die Arbeit bei Tage entlohnt 
und wird ein bisher bei Nacht verwendeter Arbeiter weiterhin nur 
am Tage beschäftigt, so verliert er den Anspruch auf den für die 
Nachtarbeit bestimmten höheren Lohn erst nach Ablauf der 
Kündigungsfrist. (§ 1155 a. b. G. B., §§ 72 und 77 Gew. 0.) 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Brunn vom 28. Jänner 1902, Cr. I, 34/2^ 

und Gr. I, 35/2. 

Die in der SchafwoUwarenfabrik der Firma Emanuel J. H. seit 
14 Jahren ausschließlich in der Nachtschicht arbeitenden Tuchscherer 
Josef H. und Peter S. wurden, nachdem sie in der dritten Lohnwoche 

IX. 
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zwei Nächte gearbeitet hallen, angewiesen, am nächsten Morgen in die 
bei Tage beschäftigte Arbeiterschicht einzutreten. Sie kamen der 
Weisung nach, verlangten aber am. Lohnauszahlungstag denselben 
Lohn, wie wenn sie während der ganzen Woche bei Nacht gearbeitet 
hätten. Da die Firma jedem von beiden nur den auf zwei Nächte zu 
1 K 50 h und auf drei Tage zu 1 K 30 h entfallenden Lohnbetrag von 
6 K 90 h auszahlen wollte, so belangten sie nach Zurückweisung des 
angebotenen Betrages die Firma auf Bezahlung von je 9 K. 

Dem Klagebegehren wurde stattgegeben. 

Gründe: Durch die von der beklagten Firma mitten in der 
Woche einseitig verfügte Änderung der Arbeitszeit konnten die Kläger 
auf keinen Fall zu Schaden kommen. Denn ebenso wie die Aufhebung 
des Arbeitsverlrages kann auch die Umänderung desselben zum Nach- 
teile des Arbeiters ordnungsmäßig nur durch Kündigung und Ein- 
haltung der Kündigungsfrist erfolgen (§ 77 Gew. 0.). Der Beklagte 
hätte also, da laut Arbeitsordnung gegenseitig auf drei Tage zu 
kündigen ist, den Schichtwechsel und die damit verbundene Lohn- 
kürzung drei Tage früher ankündigen sollen. Da dies unterblieben ist 
und da sich überdies der Schichtwechsel unter Ausfall einer ganzen 
Arbeitsschicht vollzog, so hatte der Beklagte gemäß § 1155 a. b. G. B. 
und § 72 Gew. 0. die Kläger bis zur vollen Höhe des ihnen durch 
seine Verfügung entgangenen Verdienstes schadlos zu halten. Er war 
df^mnach antragsgemäß zu verurteilen. 



Nr. 770, 

Die Erklärung des Arbeitgebers, dem Hilfsarbeiter nur mehr 
während der Kündigungsfrist den früheren Wochenlohn zu bezahlen, 
darnach aber einen niederen Wochenlohn oder nach Wahl des 
Arbeiters Stücklohn, ist eine bestimmte und verständliche Willens- 
äunerung wegen Auflösung des bestehenden Vertragsverhältnisses, 
verbunden mit dem Antrage auf dessen Fortsetzung unter neuen 
Lohnbedingungen. (§ 869 a. b. G. B.) 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Leoben vom 24. März 1903, Cr. 1, 52/3. 

Kläger stand beim Beklagten als Uhrraachergehilfe gegen 
Wochenlohn und I4tägige Kündigung in Arbeit. Bei der letzten Lohn- 
zahlung erklärte der Beklagte, daß er wegen der nicht ganz ent- 
sprechenden Arbeitsleistung dem Kläger nur mehr 14 Tage hindurch 
den bisherigen Lohn auszahlen werde, dann aber entweder einen 
niederen Wochenlohn oder Stücklohn, wie es der Kläger haben wolle. 
Dieser erklärte, daß fir auf dem bisherigen Wochenlohn beharre; weil 
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der Beklagte ebenfalls bei seiner Erklärung verblieb, trat Kläger sofort 
aus der Arbeit. 

Das Begehren des Klagers auf Bezahlung des Verdienstentganges 
für die vereinbarte 14tägige Kündigungsfrist vsrurde abgewiesen. 

Gründe: Der Arbeitsaustritt des Klägers ist gesetzlich nicht be- 
gründet. Denn die Äußerung des Beklagten vsrar eine bestimmte und 
verständliche Willenserklärung desselben dahin, den Arbeitsvertrag mit 
der bisherigen Lohnverabredung bloß mehr durch die vereinbarte 
Kündigungsfrist zuzuhalten (§ 869 a. b. G. B.>. 

• Zugleich enthielt sie den Antrag, das Vertragsverhältnis unter 
einer neuen Lohnbedingung fortzusetzen. Keineswegs trat die beab- 
sichtigte Lohnherahsetzung sofort ein, sondern dem Kläger stand es 
frei, den bezüglichen Antrag anzunehmen oder abzulehnen. Die Ver- 
letzung einer wesentlichen Vertragsbestimmung seitens des Beklagten 
und daher der Auflösungsgrund nach § 82 a, lit. d Gew. 0. für den 
Kläger lag nicht vor. Kläger hat also selbst die Arbeit vor Ablauf der 
Kündigungsfrist verlassen und kann den Entschädigungsanspruch im 
Sinne des § 84 Gew. 0. nicht stellen. 

Nr. 771. 

Wurden vom Arbeitgeber dem Hilfsarbeiter für die Dauer der Kün- 
digungsfrist die vereinbarten Bezüge angeboten, so l(ann der Letztere, 
wenn er die Annahme der Naturalbezüge ohne Grund ablehnte, an 
deren Stelle nicht Entschädigung begehren. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Leoben vom 22. Jänner 1903, Cr. I, 7/3. 

Der Klägerin, die im Hotel der Beklagten als Wäscherin mit dem 
Monatslohn von 36 K nebst freier Kost und Wohnung bedienstet war, 
wurde vertragsmäßig auf 14 Tage gekündet und ihr gleichzeitig der 
Lohn für diese Zeit ausbezahlt mit dem Bedeuten, daß sie auch Kost 
und Wohnung noch weiter im Hause habe, jedoch nicht mehr zu 
arbeilen brauche. Klägerin lehnte die Annahme der Kost und Wohnung 
mit der Begründung ab, daß sie sich vordem »Sekiertwerden* fürchte, 
veriieß das Haus der Beklagten und klagte auf Zahlung der Ent- 
schädigung von 28 K wegen Entganges der Kost und Wohnung für die 
Dauer der Kündigungsfrist. 

Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Der Beklagten stand der Verzicht auf die Arbeits- 
leistung der Klägerin für die Dauer der Kündigungsfrist jedenfalls frei. 
Dieser Verzicht bildete insbesondere nicht die Verletzung einer wesent- 
lichen Vertragsbeslimmung, da die vereinbarten Bezüge der Klägerin 
trotzdem aufrecht erhallen wurden (§ 82 a, lit. d Gew. 0.). Klägerin 
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hatte also keinen gesetzlichen Grund, das Vertragsverhältnis für auf- 
gelöst anzunehmen und die Entschädigung für Kost und Wohnung 
während der Kündigungsfrist im Sinne des § 84 Gew. 0. zu bean- 
spruchen. Ein solcher Anspruch wäre nur dann gerechtfertigt gewesen, 
wenn ihr durch irgend ein Verschulden seitens der Beklagten der Be- 
zug von Kost und Wohnung in deren Hause unmöglich gemacht 
worden wäre (§ 1 295 a. b. G. B.). Durch die bloße Besorgnis der 
Klägerin, .sekiert zu werden*, ist aber ein derartiges Verschulden der 
Beklagten nicht dargetan, vielmehr hat Klägerin durch ihr Vorgehen 
sich selbst den Entgang von Kost und Wohnung zugezogen. 

Nr. 772. 

Die einem Provisionsreisenden zugesicherte monatliche Zulage ist 
nicht eine Entlohnung für einzelne Tage, an welchen der Reisende 
geschäftlichen Erfolg hatte, sondern ein fester Bezug flir seine inner- 
halb eines Monates überhaupt entfaltete dienstliche Tätigkeit. 

Entscheidung des Ge Werbegerichtes Leoben vom 31. Jänner 1903, Cr. 11, 1/3. 

Kläger war von Anfang April bis Ende Mai 1 902 als Reisender 
für das Kaufmannsgeschäft des Beklagten angestellt. Seine vereinbarten 
Bezüge waren je 1 Prozent Provision von den verkauften Waren und 
einkassierten Geldern, überdies 20 K Zulage pro Monat und Ersatz der 
Reisekosten. Nebst anderen Ansprüchen macht Kläger auch die ihm 
verweigerte Bezahlung der Zulage für die beiden Monate seiner 
Anstellung geltend. Der Beklagte wendete dagegen ein, daß Kläger 
während dieser Zeit nicht täglich für ihn tälig war, indem derselbe im 
April bloß an 7 Tagen und im Mai bloß an 5 Tagen Bostellimgen von 
Kunden einsandte. Der Beklagte erklärte sich bei der Verhandlung 
bereit, hiefür dem Kläger einen Pauschalbetrag von höchstens 20 K zu 
bezahlen. Der Beklagte wurde zur Zahlung der Zulage für die ganze 
Dienstzeit des Klägers von 2 Monaten mit 40 K verurteilt. 

Gründe: Die Zulage von monatHch 20 K hatte nach der Verein- 
barung der Parteien einen fixen Bezug des Klägers für die während 
des Zeitraumes von einem Monate dem Beklagten überhaupt geleisteten 
Dienste zu bilden, nicht aber bloß eine Entlohnung für einzelne Tage, 
an welchen die geschäftliche Tätigkeit des Klägers auch von Erfolg 
begleitet war, zumal der Erfolg nicht allein vom Kläger und dessen 
Tätigkeit im Interesse des Beklagten abhing. 

Nr. 773. 

Ein Bäclcergehilfe, den der Geschäftsinhaber bei der Gewerbe- 
behOrde als seinen Stellvertreter bezeichnet, hat aus diesem Grund 
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noch nicht Anspruch auf einen hSheren Lohn und eine längere 

Kündigungsfrist. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Leoben vom 19. November 1903, Gr. I, 

212/3. 

Der Beklagte, welcher als Müller nicht bloß die Schwarzbrot- 
erzeugung, sondern auch die Weißbäckerei betrieb und mangels des 
Befähigungsnachweises für das letztere Gewerbe von der Gewerbe- 
behörde beanständet wurde, machte derselben den gerade bei ihm als 
Bäckergehilfen beschäftigten Kläger mit dessen Einverständnis als 
seinen Stellvertreter für das Weißbäckergewerbe namhaft. Die Ver- 
wendung und die Entlohnung des Klägers blieben jedoch ungeändert. 
Er hatte wie früher 14 K Wochenlohn nebst freier Station. Zwar bat 
Kläger anläßlich seiner gewerbebehördKchen Anmeldung als Stell- 
vertreter um die Aufbesserung seines Lohnes mit 1 K wöchentlich, 
wurde aber damit vom Beklagten auf späterhin vertröstet und wie 
früher entlohnt. Bezüglich der Kündigung bestand keine Vereinbarung. 
Dieser Sachverhalt ist unbestritten. 

Infolge der 14tägigen Kündigung des Arbeitsverhältnisses durch 
den Beklagten beanspruchte der Kläger mit der Begründung, daß ihm 
als Stellvertreter des Geschäftsinhabers überhaupt eine höhere Ent- 
lohnung und eine dreimonatliche Kündigungsfrist gebühre, die Be- 
zahlung 

1. der Lohnaufbesserung von wöchentlich 1 K für die Zeit von 
der Anzeige seiner Stellvertretung für die Weißbäckerei bei der 
Gewerbebehörde bis zur Beendigung des Vertragsverhältnisses, 

2. der Entschädigung an Lohn und den sonstigen Bezügen für 
eine dreimonatUche Kündigungsfrist. 

Dieses Begehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Beide Ansprüche des Klägers erscheinen als unbe- 
gründet. Die Lohnaufbesserung von 1 K wöchentHch kann Kläger aus 
den> Titel des Vertrages nicht beanspruchen. Denn diese Aufbesserung 
wurde von ihm zwar angestrebt, ihm jedoch von dem Beklagten nicht 
zugesagt. War ihm das Hingehaltenwerden mit der Aufbesserung nicht 
genehm, so stand es ihm frei, das Arbeitsverhältnis zu lösen; er hat 
aber bis zu seiner Kündigung durch den Beklagten den früher verein- 
barten Lohn anstandslos weiter bezogen, muß daher als mit dieser 
Entlohnung stillschweigend einverstanden angesehen werden (§863 
a. b. G. B.). Aber auch auf Grund der Bestimmung des § 1152 
a. b. G. B. kann dem Kläger nichts zugebilUgt werden, weil er eine 
Mehrarbeit seit seiner Anmeldung als Stellvertreter des Geschäfts- 
inhabers für die Weißbäckerei gegen früher nicht verrichtete und sein 
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Fungieren als bloßer Strohmann überhaupt keine Arbeitsleistung be- 
inhaltet. 

Die Entschädigung wegen Nichteinhaltung einer dreimonatlichen 
Kündigungsfrist kommt dem Klag er deswegen nicht zu, weil er auf eine 
solche Frist gesetzlich keinen Anspruch hat. Er war trotz seines Titels 
als Geschäftsführer doch nur gewerblicher Hilfsarbeiter und hat 
mangels einer Vereinbarung bloß auf 14tägige Kündigung Anspruch 
(§ 73 und 77 Gew. 0.), die von dem Beklagten ohnehin eingehalten 
wurde. 

Nr. 774. 

Der Arbeitgeber wird nicht von der Lohnzahlung befreit, wenn der 

Besteller der Arbeit deren Fortsetzung nicht gestattet, und der 

Arbeitgeber dem Hilfsarbeiter auch andere Arbeit nicht geben kann. 

(§ 82 a, lit.e Gew. 0.) 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Aussig vom 25. September 1902, Cr. If, 

180,2. 

Kläger, der beim Beklagten als Lackierergehilfe gegen einen 
Wochenlohn von 25 K 20 h beschäftigt war, mußte am 23. September 
eine bereits begonnene Lackiererai beit unterbrechen, weil der Eigen- 
tümer der Wohnräume, in denen im Auftrag des Beklagten die Arbeit 
zu verrichten war, wegen des Umschwunges der Witterung und der 
kälteren Temperatur die Fortsetzung nicht gestattete und Beklagter 
für ihn gerade keine aridere Beschäftigung hatte. Dem eingeschränkten 
Begehren auf Ersatz eines Wochenlohnes wurde stattgegeben aus 
nachstehenden Gründen: 

Nachdem bei Abschluß des Lohnvertrages zwischen dem Ge- 
werbeinhaber und seinem Hilfsarbeiter auf die Eventualität des Aus- 
setzens der Arbeit wegen Mangels an Beschäftigung oder wegen 
ungünstiger Witterungsverhältnisse kein Bedacht genommen wurde 
und dem Arbeiter der Anspruch auf Lohn nur gegen den Gewerbe- 
inhaber nicht aber gegen dessen Kundschaft zusieht, unterliegt es. 
keinem Zweifel, daß die seitens der Kundschaft erfolgte Einstellung 
der Lackiererarbeit auf das rechtliche Verhältnis zwischen den Kontra- . 
henten des Arbeitsvertrages keinen Einfluß nimmt und den Gewerbe- 
-Jnhaber von der Verpflichtung der Lohnzahlung für die Dauer dieses 
Vertrages nicht befreit. Die Vertragsdauer ist im vorliegenden Fall 
eine unbestimmte, die Auflösung des Arbeitsverhältnisses demnach 
von der vertragsmäßigen oder der gesetzlichen Kündigungsfrist ab- 
hängig, weshalb sich die Berechtigung des Klägers auf Anspruch des 
Lohnes für die Htägige Kündigungsfrist schon aus dem Inhalte des 
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Arbeitsvertrages ergibt. Nach § 82 a, lit. e Gew. 0. ist der Hilfsarbeiter 
berechtigt, vor Ablauf der vertragsmäßigen Zeit und ohne Kündigung 
die Arbeit zu verlassen, wenn der Gewerbeinhaber außer stände ist 
oder sich weigert, dem Hilfsarbeiter Verdienst zu geben. 

Nachdem auch diese Voraussetzungen gegeben sind, war dem 
«ingeschränkten Kiagebegehren stattzugeben. 

Nr. 776. 

Die Verwendung des als Pferdeknecht für ein Speditionsgeschäft 
aufgenommenen Hilfsarbeiters zur Arbeiteines Hebers enthält wegen 
der Verschiedenartigkeit der Dienstleistungen die Verletzung einer 
wesentlichen Vertragsbestimmung durch den Arbeitgeber (§ 82 a, 

lit. d, Gew. 0.) 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Leoben vom 7. Februar 1903, Cr. I, lS/3. 

Ein als Pferdeknecht für ein Speditionsgeschäft aufgenommener 
Hilfsarbeiter lehnte es ab, sich dauernd als Heber verwenden zu lassen, 
und verließ den Dienst. Seiner Klage auf Entschädigung für die 
Kündigungsfrist wurde stattgegeben. 

Gründe: Durch das Vorbringen der Parteien ist festgestellt, daß 
der Beklagte den Kläger bei der Aufnahme über dessen Verwendbar- 
keit als Pferdeknecht befragte und daß Kläger am 1. Februar ein 
bestimmtes Pferd übernehmen sollte. Aus diesen Umständen gewann 
das Gericht die Überzeugung von der Richtigkeit der Angaben des 
Klägers und nahm als feststehend an, daß Kläger als Pferdeknecht vom 
Beklagten aufgenommen %vurde, als solcher aber infolge Verbleibens 
seines Vorgängers nicht verwendet werden sollte. Da nun die Arbeilen 
eines Pferde- und eines Heberknechtes wesentlich verschieden sind, so 
hat der Beklagte infolge der NichtVerwendung des Klägers zur verein- 
barten Arbeit eine wesentliche Vertragsbestimmung verletzt (§ 82 a, lit. d, 
Gew. 0.), weshalb Kläger zur sofortigen Auflösung des Arbeitsver- 
hältnisses berechtigt war. 

Nr. 776. 

Ein Angesteliter, dem gekündigt wurde, ist nicht verpflichtet, während 
der Kündigungsfrist sich zu untergeordneten Diensten, die der 
gekündigten Stellung nicht entsprechen, verwenden zu lassen. Die 
Verweigerung dieser Dienste bietet keinen Grund zur Entlassung 
(§ 82, lit. f Gew. Ö. und Art. 64 H. G. B.). 
Entscheidung des Gewerbegerichtes Brunn vom 4. Juni 1902, Cr. 1 227/2. 

Der Kläger war in der Möbielfabrik des Beklagten als Platzmeister 
gegen achtläge Kündigung angestellt und bezog als Entlohnung 100 K 
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monatlich. Seine Dienste bestanden in der Vei'wahrung und Evidenz- 
haltung der Holzvorräte. Der Werkföhrer des Beklagten ist bei der 
Übernahme einer zur Ergänzung der Vorräte gelieferten größeren Holz- 
menge unredlich vorgegangen und wiurde deswegen entlassen. Gleich- 
zeitig wurde der Kläger von der Stellung eines Platzmeisters enthoben, 
es wurde ihm auf acht Tage gekündigt, weil er es unterlassen hatte, 
den Beklagten sofort nach Einlangen des von dem Werkführer über- 
nommenen Holzes auf die vorhandenen Mängel aufmerksam zu machen ; 
Während der Kündigungsfrist sollte der Kläger in der Fabrikswerk- 
stätte Tischlerarbeiten verrichten. Er weigerte sich, dies zu tun, und 
wurde deswegen entlassen. Er klagte nun auf Ersatz des Lohnent- 
ganges während der achttägigen Kündigungsfrist (28 K 57 h). 

Der Klage wurde stattgegeben. 

Gründe: Der Kläger war in Ermanglung einer besonderen 
Übereinkunft als Platzmeister nur zu solchen Dienstleistungen ver- 
pflichtet, die sich herkömmlich aus seiner Stellung ergaben. Werk- 
stättenarbeit fällt aber in der Regel nicht in den Pflichtenkreis eines 
Platzmeisters. Der Kläger durfte also die Verrichtung dieser Arbeit 
ablehnen, ohne sich dadurch dem Vorwurf einer Dienstes Verweigerung 
auszusetzen. Allerdings ist es richtig, daß der Kläger, bevor er Platz- 
meister wurde, in der Fabrik als Tischlergehilfe, beschäftigt war, und 
daß er bei der Einlagerung des von dem Werkführer übernommenen 
fehlerhaften Holzes die vorhandenen Mängel dem Beklagten nicht 
angezeigt, demnach seine Verläßlichkeit einigermaßen in Frage gestellt 
hat. Allein, dies war kein Grund, ihn für die restlichen acht Tage 
seiner Dienstzeit von der Stellung eines Platzmeisters zu entheben und 
ihm eine andere mindere Arbeit zuzuweisen. Denn der Beklagte gab 
einerseits selbst zu, daß er den Kläger seit seiner Erhebung zum 
Platzmeister nicht mehr für Tischlerarbeiten herangezogen habe; 
anderseits zweifelte er auch nicht an seiner Ehrlichkeit. Insbesondere 
glaubte er selbst, daß der Kläger die Mängelanzeige nur aus Rücksicht 
für den ihm vorgesetzten Werkfülirer unterlassen habe. Die Annahme 
des Beklagten, daß der Kläger durch die Zurückweisung der ihm auf- 
getragenen Tischlerarbeiten sich einer Dienstesverweigerung und eines 
unbefugten Einsteilens der Arbeit im Sinne des § 82, lit. f. Gew. O. 
schuldig gemacht habe, ließ sich hienach auf keinen Fall aufrecht 
iialten. Die vorzeitige Entlassung des Klägers war also unter allen Um- 
ständen unbegründet ; sie berechtigt gemäß § 84 Gew. 0. den Kläger, 
Lohnersatz für die Kündigungsfrist zu beanspruchen. 

Nr. 777. 

Die im Dienstvertrage enthaltene Bestimmung, der angestellte 
Werkmeister habe sich den einschlägigen Bestimmungen der behSrd- 
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lieh genehmigten Arbeitsordnung zu fügen, findet auf einseitig ver- 
fügte neue Anordnungen keine Anwendung. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 26. Februar 1903, Cr. II, 

232/3, bestätigt mit Entscheidung des Landesgerichtes Wien vom 24. März 

1903, Cg. VI, 154/3. 

Das von der klagenden Gummifabriksaktiengesellschaft gestellte 
Begehren, Beklagter sei bei sonstiger Exekution schuldig, in Gemäß- 
heit der behördlich genehmigten Arbeitsordnung die ihm von der 
Direktion jeweilig angeordnete Dienstpflicht, bestehend in der Aus- 
wahl der vor dem Verlassen der Fabrik zu visitierenden Arbeiter aus 
der Reihe der Arbeiterschaft, zu erfüllen, wurde abgewiesen.* 

Gründe: Es ist festgestellt, daß Beklagter am 17. Mai 1900 
die damals bestandene und behördlich genehmigte Arbeitsordnung 
anerkannte, daß aber diese keine Bestimmung über die Visitierung der 
Arbeiter durch Fabriksbeamte und Meister enthielt, daß diese Zusatz- 
bestimmung vielmehr erst im Jänner 1903 behördlich genehmigt und 
angeschlagen wurde. Das Gewerbegericht mußte sich daher die Frage 
stellen, ob Beklagter verpflichtet sei, die Arbeitsordnung auch hin- 
sichtlich der mehrerwähnten Zusatzbestimmung einzuhalten und den 
diesbezüglichen Aufträgen der Direktion Folge zu leisten und glaubte 
dieselbe aus den nachstehenden Gründen verneinen zu müssen: 

1. In der von dem Beklagten am 17. Mai 1900 anerkannten 
Arbeitsordnung war die strittige Zusalzbestimmung nicht enthalten 
und bildete dieselbe daher keinen Teil des zwischen beiden Sireit- 
teilen geschlossenen Arbeitsvertrages (§§72 und 88 a Gew. 0.) 

2. Es wird von Seite der klägerischen Gesellschaft nicht 
behauptet, daß Beklagter die neugeschaffene Bestimmung der Arbeits- 
ordnung anerkannt und sich derselben unterworfen habe. 

3. Ein Arbeitsvertrag ist ein zweiseitig verbindlicher Vertrag 
lind kann ein Kontrahent ohne Zustimmung des andern den Vertrag 
weder abändern noch etwas zusetzen. 

4. Aus § 8 der Arbeitsordnung ergibt sich, daß die Ausübung 
der Fabrikspolizei (Visitierung der die Fabrik verlassenden Arbeiter) 
ursprünglich dem Fabriksportier überlassen war, daher die Pflicht des 
Beklagten zur Besorgung der von ihm in dieser Richtung geforderten 
Dienste auch nicht aus den Bestimmungen des § 5 der Arbeits- 
ordnung gefolgert werden kann, weil es sich nicht um eine ge- 
werbliche und fachliche Arbeit, sondern um fabrikspolizeiliche Dienste 
handelt. 

Das Gewerbegericht war daher der Ansicht, daß die klägerische 
Gesellschaft weder vertragsmäßig noch auf Grund gesetzlicher 
Bestimmungen berechtigt sei, die von dem Beklagten geforderte 
Leistung zu verlangen und war daher das Klageverfahren abzuweisen. 
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Der Berufung der Klägerin wurde mit Entscheidung des k. k. Landes-, 
gerichtes Wien als Berufungsgericht in gewerblichen Bechtsstreitig- 
keiten vom 24. März 1903, Gg. VI, 154/3, keine Folge gegeben. 

Gründe: Beiderseits wird zugegeben, daß das Dienstverhältnis 
des Beklagten zur Klägerin durch den schriftlichen Vertrag vom 
17. Mai 1900 geregelt wird. In demselben heißt es, daß der 
Beklagte al^ Werkmeister sich den einschlägigen Bestimmungen der 
behördlich genehmigten Arbeitsordnung zu fügen habe. Die erste 
Instanz hat nun nach den Regeln der Interpretation (§§ 914, 915, 
6 a. b. G. B.) ganz richtig erklärt, daß hierunter nur die damals gültige 
Arbeitsordnung zu verstehen sei, denn es ist nicht anzunehmen, daß 
die Kontrahenten etwas noch nicht Bestehendes im Auge hatten. 
Sache der Klägerin, welche dem Beklagten die Anstellungsbedingungen 
laut dieses Briefes vorgeschrieben hat, wäre es gewesen, wenn sie 
etwas anderes wollte, dies klar zu sagen, was durch Einschaltung der 
Worte: ,der jeweils genehmigten Arbeitsordnung* oder ähnliches 
leicht geschehen konnte. Es ist allerdings richtig, daß mit Rücksicht 
auf die technischen Fortschritte im Betriebe, auf dessen Ver- 
größerung etc. bei einem fünfjährigen Kontrakte eine Änderung der 
Arbeitsordnung schon damals als möglich vorausgesehen werden 
konnte, aliein, eben mit Rücksicht auf die fünfjährige Dauer des 
Vertrages, dessen Unkündbarkeit und den Umstand, daß die Arbeits- 
ordnungen einseilig von der Unternehmerin fixiert zu werden pflegten, 
kann, wie schon im ersten Urteil ausgeführt ist, durch eine neue 
Arbeitsordnung dem Beklagten nicht eine noch dazu mit dem Betriebe 
nicht unmittelbar zusammenhängende neue Leistung auferlegt werden. 
Dies gibt übrigens die Klägerin selbst zu, nur erblickt sie in der 
Pflicht, Arbeiter behufs Visitation zu nominieren, keine neue Leistung, 
aber im vorliegenden Fall mit Unrecht. Nach § 12 der im Jahre 1900 
gültigen Arbeitsordnung hat der Werkmeister die Arbeiter nur ^bei 
Ausführung der Arbeiten zu überwachen* und für die Aufrechthaltung 
„dieser", d. h. wie oben gesagt, der damals gültigen Arbeitsordnung 
zu sorgen. Eine eventuelle Visitation oblag im Jahre 1900 und bis 
zum Jahre 1903 dem Portier, also einem untergeordneten Organe. Es 
ist nun ohne weiters zuzugeben, daß schon im Begriffe eines Beamten 
der Fabrik und in der leitenden Stellung eines Werkmeisters auch die 
Pflicht gelegen ist, jede Schädigung des Unternehniers als des Arbeits- 
gebers zu meiden, geschehe dies durch eigene Handlungen oder durch 
die von dritten. Der Werkmeister wird daher schon kraft seiner 
Stellung die Arbeiter zu überwachen haben, damit keine Diebstähle 
vorkommen. Er hat untreue Arbeiter zu beanständen, eventuell der 
Fabriksleitung namhaft zu machen und dadurch auch jede Schädigung 
des Unternehmers durch Diebstähle hintanzuhalten. 
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Alles dies liegt schon im Wesen seiner Stellung, hiezu bedarf 
es keiner besonderen Anordnung. Was aber durch die Änderung der 
Arbeitsordnung nunmehr vom Beklagten begehrt wird, geht sowohl 
über den Rahmen seines Vertrages, als über den oben erwähnten 
Pflichtenkreis hinaus. Er soll nämlich nunmehr, gleichgültig ob Dieb- 
stähle vorkommen oder nicht, selbst dann, wenn er überzeugt ist, daß 
unter den Arbeitern nur redliche Personen sind, denen kein Diebstahl 
zuzumuten ist, also auch wenn sich nicht der geringste Anlaß, einen 
Diebstahl zu vermuten, ergibt, doch, so oft ihn die Reihe trifft, unter den 
Arbeitern eine Auswahl treffen und die Nominierten der Visitation 
zuzuführen. Es soll also diese Tätigkeit prohibitiv gegen eventuelle 
Diebstähle wirken, hauptsächlich um vor solchen abzuschrecken. Eine 
derart weitgehende und neue Pflicht kann ihm aber ohne seine 
Zustimmung durch einseitige Änderung der Arbeitsordnung nicht auf- 
erlegt werden. Der erste Richter hat daher das Klagebegehren mit 
Recht abgewiesen. 

Hr. 778. 

Das Vorhandensein eines Zuwiderhandelns gegen die Arbeitsordnung 
sowie die Angemessenheit der in der Arbeitsordnung vorgesehenen 
Konventionalstrafe unterliegen der richterlichen Prüfung, wenn der 
Arbeiter den ihm zur Strafe vorgeschriebenen Lohnabzug einklagt 

(§ 90 Gew. 0.). 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Brunn vom 28. Jänner 1902, Cr. I, 33/2. 

Die Arbeitsordnung in der Tuchfabrik des Beklagten enthält unter 
anderem nachstehende Bestimmungen: Die Arbeiter haben die ihnen, 
übertragenen Arbeiten ordnungsmäßig auszuführen und sind für absicht- 
lich verursachte oder grobe Fehler und Schäden verantwortlich (§ 9). 
Übertretungen der Bestimmungen der Arbeitsordnung werden bestraft, 
und zwar 1. mit Verweis, 2. mit Geldbußen von 20 h bis zur Höhe 
eines halben Taglohnes. im Zeiträume einer Woche, bei Akkordlöhnen 
bis zur Hälfte des durchschnittlichen Tagesarbeitsverdienstes, 3. mit 
Kündigung (§ 10). 

Dem Kläger (Trockner) ist eine Geldbuße von 1 K auferlegt 
und von seinem Wochenverdienste per 14 K 21 h abgezogen worden, 
weil er es unterlassen hatte, bei einem auf dieTrockenmaschine gebrach - 
ten Stücke das gehörige Eingreifen der Stiftein die Ränder (Leisten) zu 
überwachen, wodurch mehrfach sichelförmige Ausbauchungen an den 
Stückrändern entstanden sind. Der Kläger hat die Rechtmäßigkeit der 
Straf Verfügung angefochten und Herauszahlung des vom Beklagten ein- 
gezogenen Strafbetrages begehrt. 
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Sein Begehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Sobald unter den vielen Stücken Tuch, welche die 
von dem Kläger bediente Trockenmaschine passiert haben, eines die 
obenbezeichneten Fehler auswies, ließ sich dies bei der Gleichartigkeit 
der Stücke nur darauf zurückführen, daß der Kläger die ihm über- 
tragene Arbeit nicht ordnungsmäßig ausgeführt, demnach der 
Bestimmung des § 9 der Fabriksordnung zuwider gehandelt hat. Es 
lag also eine Übertretung des § 9 der Arbeitsordnung vor, die den 
Beklagten gemäß der Bestimmung 4es nachfolgenden § 10 zur Ver- 
hängung einer Geldbuße berechtigte. Die Höhe der auferlegten Buße 
hielt sich innerhalb der in den bezogenen Paragraphen festgesetzten 
Grenzen und war angesichts der dem Arbeitsergebnisse anhaftenden 
Mängel auf keinen Fall unangemessen. Danach hatte der Kläger nicht 
die geringste Ursache, sich durch die Strafverhängung und durch den 
deswegen verfügten Lohnabzug für beschwert zu erachten (§ 90 Gew. 0.). 
Seine Klage war also abzuweisen. 

Nr. 779. 

Klagen auf grundbUcherliche Lttschung von Kautionshypotheken, die 
für Verpflichtungen ans einem gewerblichen Arbeitsverhältnisse aus- 
haften, gehSren nicht vor das ordentliche Gericht, in dessen Sprengel 
die belastete unbewegliche Sache gelegen ist, sondern vor das 
Gewerbegericht, in dessen Sprengel sich die Betriebsstätte befindet, 
bzw. die Arbeit zu leisten ist oder die Lohnauszahlung zu geschehen 
hat (§ 81 J. N. und §§ 1, 3, 4, 5 und 23 Gew. Ger. G.). 

Hat ein Handlungsgehilfe den Verkauf von Waren auf Rechnung 
genommen und sich mit dem Prinzipal darüber geeinigt, wie' viel 
ihm als Schwendung (Kalo) zu passieren ist, so folgt daraus noch 
nicht, dal) er bei nachgewiesener grttDerer Schwendung für den 
dadurch entstandenen Abgang Ersatz zu leisten hat (Art. 1, 278 und 
279 H. G. B. und § 915 a. b. G. B.). 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Brunn vom 7. Juni 1902, Cr. I, 102/2; 
bestätigt mit Entscheidung des Landesgerichtes Brunn vom 4. Juli 1902, Gg. I, 

207/2. 

Der Kläger wurde am 14. Jänner 1901 von dem beklagten 
Arbeiterkonsumvereine als Verkäufer angestellt und übergab am 
3. Februar 1901 dem Vereine eine von ihm und seiner Gattin aus- 
gestellte Kautionsbestellungsurkunde, auf Grund deren bei den ihm und 
seiner Frau gehörigen Realitäten das Pfandrecht für eine Dienstkaution 
im Betrage von 2800 K simultan einverleibt wurde. Laut schriftlichen 
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Dienstvertrages übernalim der Kläger das Warenlager auf Rechnung 
mit der Verpflichtung, den Detailverkauf zum Übernahmspreise zu 
besorgen und den Erlös abzüglich eines Viertelprozentes, das auf das 
natürHche Kalo, d. i. auf den bei der Lagerung der Ware und beim 
Kleinverschleiße eintretenden Schwund an Maß und Gewicht, abge- 
rechnet wurde, abzuführen. Bei »den vierteljährigen Inventuraufnahmen 
und Abrechnungen ergaben sich stets Abgänge. Der Kläger bestritt 
wohl die Möglichkeit des Vorhandenseins eines von ihm zu verant- 
wortenden Abganges, leistete aber infolge Andrängens des Vereins- 
vorst.andes Abschlagszahlungen hierauf. Dessenungeachtet stieg das 
Defizit von einem Quartal zum anderen. Mit Jahresschluß erreichte es 
die Höhe von 2897 K 60 h. Der Verein entließ nun den Kläger und 
eröffnete ihm, daß er die Dienstkaution für verfallen ansehe. Der Kläger 
verwahrte sich dagegen und belangte den Verein auf Ausstellung einer 
Löschungserklärung bis zur vollen Höhe des Kautionsbetrages. 

Der belangte Verein wendete ein: 1. zur Entscheidung sei nicht 
das Gewerbegericht, sondern die Realinstanz zuständig; 2. Kläger sei 
auf Grund des Dienstvertrages für jeden über ein Viertelprozent des 
Übernahmspreises hinausgehenden Abgang ersatzpflichtig; 3. Kläger 
habe seine Ersatzpflicht durch Leistung von Abschlagszahlungen auf 
das in den vorausgegangenen drei Quartalen festgestellte Defizit an- 
erkannt. 

Die Einrede der Unzuständigkeit wurde verworfen. 

Dem Klagebegehren wurde stattgegeben. 

Gründe: Durchaus ungerechtfertigt war die Einrede der Unzu- 
ständigkeit. Denn hätte auch unter anderen Verhältnissen die vor- 
liegende Klage bei dem Gerichtsstande des § 81 J. N. eingebracht 
werden müssen, so trifil dies doch im gegenwärtigen Falle nicht zu. 
Hier vereinen sich in der Beschaffenheit des Streitgegenstandes und in 
der Person der Prozeßparteien alle jene Voraussetzungen, die nach 
§ 4 lit. c und § 5 lit. d Gew. Ger. G. die Zuständigkeit des Gewerbe- 
gerichtes begründen. Sind aber sämtliche vom Gewerbegerichtsgesetze 
für die Zuständigkeit aufgestellten Erfordernisse gegeben, so ist gemäß 
§ 3 dieses Gesetzes die Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte aus- 
geschlossen. Dieser Ausschluß ist im Gewerbegerichtsgesetze auf keine 
Weise eingeschränkt; es kann also nicht zwischen den einzelnen 
Gerichtsständen der ordentlichen Gerichte unterschieden und für den 
einen oder den anderen, mag dieser auch ein ausschließlicher sein, 
eine Ausnahme gemacht v/erden. Die Inkompetenzeinrede war sonach 
als im Gesetze nicht begründet zu verwerfen. 

In der Sache selbst war davon auszugehen, daß dem Kläger bei 
einem Warenumsätze in der Gesamthöhe von 133.282 K 96 h auf den 



14f2 Gewerbegerichtliche Entscheidungen. Nr. 779. 

natürlichen Verderb und Schwund der Ware (Kalo) nur 768 K 59 h, 
und zwar 333 K 27 h (ein Viertelprozent) auf Grund des Dienst- 
vertrages und weitere 435 K 32 h auf Grund der Feststellungen bei 
den vierteljährigen Aufnahmen des Warenlagers abgeschrieben worden 
sind. Diese Abschreibungen erwiesen sich indes als durchaus unzu- 
länglich. Das Gewerbegericht hat, gestützt auf die Fachkunde der Bei- 
sitzer (eines Spezereiwarenhändlers und eines Konsumvereinsange- 
stellten), gemäß § 269, 273 und 364 Z. P. 0. und § 22 Gew. Ger. G. 
als feststehend angenommen, daß der bei der Schlußabrechnung kon- 
statierte Abgang von 2897 K 60 h, d. i. etwas über zwei Prozent des 
gesamten Umsatzes, zm* Gänze auf diejenigen Verluste zurückzuführen 
ist, die bei den in Detailgeschäften zum Verkaufe gelangenden Waren 
einerseits durch inneren Verderb, Schwinden (Eintrocknen oder Ver- 
dunsten), Beschädigung u. dergl. eintreten, andrerseits durch Ver- 
kleinern, Schneiden, Verstreuen, Zuwägen und Zumessen entstehen. 
Das obige Defizit war also lediglich eine unvermeidbare Folge der 
Abgänge an Maß und Gewicht, denen alle Konsumartikel beim Lagern 
und Kleinverschleiße mehr oder weniger ausgesetzt sind. Daß der 
Kläger dieses Defizit zu vertreten und für dessen Deckung mit seiner 
Dienstkaution aufzukommen hätte, geht aus dem Inhalte des Dienst- 
vertrages und der als Instruktion bezeichneten Beilage desselben 
keineswegs hervor. Mag auch hierin dem Kläger nur ein Kalo im Aus- 
maße eines Viertelprozents des Übernahmspreises zugestanden und 
ausdrücklich hervorgehoben sein, daß der Kläger Abgänge an dem 
nach Abzug dieses Viertelprozentes berechneten Übernahmswerte zu 
verantworten und sowohl für sein eigenes Verschulden, als auch für 
jenes seiner Hilfskräfte einzustehen hat, so ist hiemit doch noch nicht 
gesagt, daß den Kläger bei Konstatierung von in der bezeichneten Art 
und Weise ermittelten Abgängen unter allen Umständen eine Ersatz- 
pflicht trifft. Die vertragsmäßige Festsetzung eines Viertelprozentes auf 
Schwendung sollte nur den Kläger von einer Haftung für Abgänge in 
dieser Höhe ohne weitere Nachforschungen nach ihrer Ursache befreien. 
Dagegen sollte hiemit dem Kläger durchaus keine Haftpflicht für die- 
jenigen Abgänge auferlegt werden, bezüglich deren der Kläger seine 
Schuldlosigkeit darzulun in der Lage war. Diese Art der Auslegung 
hat auch der beklagte Konsumverein insofern anerkannt, als bei den 
Inventierungen des Warenlagers dem Kläger für verdorbene Ware 
außer dem vertragsmäßigen Viertelprozent (333 K 27 h) noch mehr 
als ein weiteres Viertelprozent (435 K 32 h) abgeschrieben worden ist. 
Darnach hatte der Kläger nur zu beweisen, daß die von ihm über- 
nommene Ware an Maß und Gewicht ohne sein Verschulden so viel 
verloren hat, daß dadurch das Defizit aufgewogen wird (§ 1 298 a. b. 
G. B., Art. 1 H. G. B. und § 13 des Gesetzes vom 9. April 1873, 
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R. G. Bl. Nr. 70). Dieser Beweis wurde aber, wie den die Urteils- 
begründung einleitenden Ausführungen zu entnehmen ist, im vollen 
Umfange erbracht. 

Der beklagte Verein hat auch noch eingewendet, daß der Kläger 
das Defizit aus den ersten drei Vierteljahren anerkannt und hierauf 
Abschlagszahlungen in der Höhe von 1 300 K geleistet habe. Hierin 
erblickter einen weiteren Rechtsgrund für die Ersatzpflicht des Klägers. 
Seine Annahme ist aber unrichtig. Denn der Kläger hatte als Schuh- 
macher ohne jede kaufmännische Bildung keine Vorstellung von der 
Größe des im Detailhandel bei Konsumartikeln vorkommenden Ab- 
ganges an Maß und Gewicht. Wenn er demnach auch bei den 
periodischen Aufnahmen des Warenlagers das aus den Rechnungs- 
abschlüssen resultierende Defizit jeweils anerkannt und Abschlags- 
zahlungen darauf geleistet hat, so kann hieraus der beklagte Verein 
noch keineswegs Ansprüche herleiten. Denn nach den obigen Aus- 
führungen war das Defizit zur Gänze auf die natürliche Schwendung 
im Kleinverschleiße zurückzuführen. Der Kläger hat also eine Ver- 
bindlichkeit anerkannt, die, wie gleichfalls bereits im vorstehenden 
festgestellt erscheint, weder im Vertrage noch im Gesetze begründet 
war. Da nun nicht anzunehmen ist, daß der Kläger wissentlich eine 
Nichtschuld hätte anerkennen oder bezahlen wollen, so kann nur in 
einem auf den Mangel jedweder kaufmännischen Bildung und Erfahrung 
zurückzuführenden Irrtume über die Ursachen des Abganges der Er-, 
kläjningsgrund für sein Anerkenntnis und für die geleisteten Abschlags- 
zahlungen gefunden werden. Dem Anerkenntnisse des Defizits seitens 
des Klägers muß demnach, selbst wenn ihm die Bedeutung eines 
zwischen den Parteien zu stände gekommenen Vergleiches beigelegt 
wird, wegen vorliegenden Hauptirr tum es. (§ 1385 a. b. G. B.) recht- 
liche Wirksamkeit versagt und ebenso wie den geleisteten Abschlags- 
zsftilungen (§ 1431 a. b. G. B.) jede Einflußnahme auf die Entscheidung 
dieses Rechtsfalles abgesprochen werden. 

Hienach bestehen aus dem Dienstverhältnisse zwischen dem 
Kläger und dem beklagten Konsumvereine für den ersteren keine wie 
immer gearteten Verpflichtungen. Der beklagte Verein war demnach 
zur Ausstellung einer Löschungserklärung über die freigewordene 
Dienstkaution zu verurteilen. 

Der Berufung des beklagten Vereines wurde von dem k, k. Landes- 
gerichte keine Folge gegeben. 

Gründe: Die Inkompetenzeinrede wurde mit Recht verworfen. 
Denn gegebenenfalls handelt es sich um eine Rechtsstreitigkeit aus dem 
gewerblichen Dienstverhältnisse zwischen einer Genossenschaft, deren 
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Unternehmen Handelsgeschäfte zum Gegenstande hat (§ 13 des 
Gesetzes vom 9. April 1873, R. G. BL Nr. 70) und einem Angestellten, 
der zu kaufmännischen Diensten verwendet worden ist. Deriei Streitig- 
keiten sind, sobald die Betriebsstätte des Unternehmers im Sprengel 
eines Gewerbegerichtes gelegen ist (§23 Gew. Ger. G.) nach den in 
der angefochtenen Entscheidung bezogenen Gesetzesstellen ausnahms- 
los vor dem Gewerbegerichte auszutragen. Die Zuständigkeit der 
ordentlichen Gerichte ist in diesem Falle ohne Unterschied des Gerichts- 
standes unbedingt ausgeschlossen (§ 3 Gew. Ger. G.). 

Anlangend die in der Sache selbst erhobenen Einwendungen, 
hat schon das Gewerbegericht in zutreffender Weise angeführt, daß 
aus der vertragsmäßigen Festsetzung eines Viertelprozentes auf 
Schwendung noch durchaus nicht folgt, daß bei nachweisbarer größerer 
Schwendung den Nachteil der lediglich auf den vereinbarten Gehalts- 
bezug angewiesene Kläger zu tragen hat. Die Annahme einer so weit 
gehenden Belastung des Klägers ohne jede Gegenleistung hiefür stände 
im Gegensatze zu der Auslegungsregel des § 915 a. b. G. B. (Art. 1 
H. G. B.), wonach im Zweifel vorausgesetzt wird, daß der Verpflichtete 
sich eher die geringere als die schwerere Last auflegen wollte und 
wonach bei zweiseitig verbindlichen Verträgen eine undeutliche 
Äußerung zum Nachteile desjenigen erklärt wird, der sich derselben 
bedient hat. Da nun das Gewerbegericht und übereinstimmend mit ihm 
auch das Berufungsgericht vermöge ihrer Zusammensetzung als Fach- 
gerichte gemäß §§ 273 und 364 Z, P. 0. und § 22 Gew. Ger. G. als 
erwiesen angenommen haben, daß der Abgang, dessen Ersatz der 
beklagte Verein vom Kläger beansprucht, zur Gänze auf die natürliche 
Schwendung im Kleinverschleiße zurückzuführen ist, so ersc*iiien es 
als vollständig ausgeschlossen, daß der Kläger zum Ersätze dieses 
Abganges herangezogen werden könnte. Daran vermochte auch die 
Tatsache nichts zu ändern, daß der Kläger bei den vorausgegangenen 
drei Rechnungsabschlüssen die Höhe des jeweiligen Abganges aner- 
kannt und Zahlungen hierauf geleistet hat. Wenn auch eine Aner- 
kennung insoweit vorliegen mag, als vom Kläger Zahlungen geleistet 
wurden, so kann doch darüber hinaus eine solche nicht sls bestehend 
angenommen werden, da andernfalls der Kläger nicht den Ursachen 
des Defizits unter Zuziehung eines Sachverständigen nachgeforscht und 
den von ihm verlangten Ersatz des Abganges abgelehnt hätte. Hienach 
erwdes sich die Berufung in allen Teilen als unbegründet. 
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Nr. 780. 

Nachhaltiger Widerstand gegen die Weisung des Arbeitgebers zur 

Verrichtung einer bestimmten Arbeit begründet eine beharrliche 

PRichtvernachlässigung (§ 82, lit. f, Gew. 0.). 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Brunn vom 12. März 1902, Gr. I. 103/2. 

Die Klage eines entlassenen Magazinsarbeiters auf Vergütung 
des Lohnes für die Kündigungsfrist wurde abgewiesen. 

Gründe: Für den Talbestand der beharrlichen Pflichtvernach- 
iässigung kommt es nicht darauf an, daß zwischen den einzelnen Auf- 
forderungen zu einer Handlung oder Unterlassung ein größerer Zeit- 
raum liegt; anderseits ist nicht schon jedes Unbeachtetlassen eines 
wiederholten Befehles eine beharrliche Weigerung. Das Wesen der 
letzteren liegt vielmehr in der Nachhalligkeit des Widerstandes gegen 
Anordnungen des Arbeitgebers. 

In dem vorliegenden Fall hat der Kläger zuerst einem Ange- 
stellten gegenüber die Verrichtung der ihm aufgetragenen Arbeit ver- 
weigert und, als der Prinzipal wegen dieser Weigerung persönlich an 
ihn die Frage richtete, ob er die aufgetragene Arbeit machen wolle 
oder nicht, mit einem entschiedenen ,Nein" geantwortet. Ja, er schickte 
sich zur InangrifiFnahme der Arbeit nicht einmal nach den Worten des 
Prinzipals: »Dann sind Sie entlassen!* an, obwohl er aus diesen 
Worten ersah, daß die Entlassung nur eine Folge seiner Weigerung 
ist und daß die Folge ausbleibt, wenn deren Ursache beseitigt wird. 
Die Weigerung des Klägers war also wegen der Nachhaltigkeit des 
hierin zum Ausdruck gebrachten Willens unstreitig eine beharrliche. 
Sie rechtfertigte daher die sofortige Entlassung und entzog dem einge- 
klagten Entschädigungsanspruch seine Grundlage (§ 84 Gew. 0.). 

Nr. 781. 

Es ist kein Entlassungsgrund, wenn sich ein Hilfsarbeiter in der 

Zeit, während deren er wegen Mangels an Beschäftigung mit der 

Arbeit aussetzen mufl, aushilfsweise in einem Konkurrenzgeschäfte 

verwenden läflt (§ 82, lit. e, Gew. 0.). 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Brunn vom 28. Jänner 1902, Gr. I, 39/2. 

Dem auf Lohnersatz für die Kündigungsfrist gerichteten Klage 
begehren einer Büglerin wurde stattgegeben. 

Gründe: Die Klägerin hat dadurch, daß sie sich während des 
Aussetzens der Arbeit ohne Einwilligung des Beklagten in einem 

X 
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Konkurrenzunternehmen verwenden ließ, um sich für den mit den 
Aussetzen verbundenen Lohnausfall schadlos zu halten, in keiner 
Weise der Bestimmung des § 82, liL e, Gew. 0. zuwidergehandelt. 
Denn sie verriet weder ein Geschäfts- oder Betriebsgeheimnis des 
Beklagten, da sie nur die als Büglerin erworbene Ausbildung ver- 
wertete, noch betrieb sie ein ihrer Verwendung in der Anstalt des 
Beklagten abträgliches Nebengeschäft,- sobald sie bloß für die Zeit des 
Aussetzens in einer anderen Waschanstalt aushilfsweise Arbeit nahm. 

Nr. 782. 

Haben in einem Betriebe, wo die Verlegung und Verteilung der 
gesetzlichen Ruhepausen auf die sich während der Arbeit ergebende 
freie Zeit gestattet ist, die hierin beschäftigten Arbeiter sich sowohl 
mit der Regelung der Arbeitszeit als auch mit dem ihnen aus- 
bezahlten Lohne zufriedengegeben, so kttnnen sie nicht nachträglich 
Überstundenlohn deshalb fordern, weil sie in ihrem Rechte auf 
Gewährung von Arbeitspausen verkürzt worden seien (§§ 74a und 
96a, Gew. 0. und Ministerialverordnung vom 27. Mai 1885, R. G. Bl. 

Nr. 82). 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Brunn vom 31. Mai 1902, Cr. I, 212/2y 
Cr. I, 215/2, Gr. I, 216/2 und Gr. I, 217/2. 

Vier Walker haben den Inhaber einer Tuchappretur wegen 
Nichteinhaltung der vormittägigen Ruhepause auf Bezahlung roh 
Überstundenlobn belangt. Sie betrachteten die Arbeitszeit in der Ruhe- 
pause als Überzeit und gaben hienach die Zahl der Überstunden mit 
305 an. Für jede Überstunde beanspruchten sie 40 h. 

Ihre Klagen wurden abgewiesen. 

Gründe: Gemäß § 1 der Ministerialverordnung vom 27. Mai 
1885, R. G. Bl. Nr. 82, können in Appreturen (Z. 7) die im § 74 a. 
Gew. 0. vorgeschriebenen Arbeitspausen auf jene Zeitabschnitte, wo 
der Gang der Arbeit Ruhepausen gestattet, verlegt und verteilt werden. 
Die Kläger halten also gar kein Recht auf eine fix begrenzte Früh- 
stückspause. Nach dem Schlußabsatze des § 1 der bezogenett 
Ministerialverordnung war es ausreichend, wenn ihnen im Laufe der 
gesamten Arbeitspflicht hinlänglich Muße zum Einnehmen der Mahlzeit 
und zum entsprechenden Ausruhen gewährt wurde. Nun stellen die 
Kläger selbst nicht in Abrede, daß sie an jedem Tag in der Fabrik 
gefrühstückt haben. So viel Zeit erübrigte ihnen also jedesmal. Ob- 
ihnen hiezu gerade eine Viertelstunde zur Verfügung stand, mag dahin 
gestellt sein, ist aber auch belanglos; denn zufolge obiger Bestimmung 
genügt es, wenn die freie Zeit zum Einnehmen der Mahlzeit auslangte 
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und wenn sich auch sonst vorübergehend Gelegenheit zum Ausruhen 
ergab. Eine Viertelstunde freier Zeit ist bei öYg stundiger Vormittags- 
beschäftigung bald erreicht. Die Hauptsache blieb die einstündige 
Mittagspause. Diese wurde aber, wie die Kläger zugestehen, vom 
Beklagten gewissenhaft eingehalten. Indes selbst dann, wenn der 
Beklagte den Bestimmungen der bezogenen Ministerialverordnung in 
Bezug auf die vormittägige Ruhepause nicht ganz entsprochen hätte, 
wäre der Klageanspruch nicht aufrecht zu erhalten. Denn sobald die 
Kläger während der Dauer ihrer Verwendung weder gegen die Regelung 
der Arbeitszeit Vorstellungen erhoben, noch die Lohnauszahiung 
bemängelt, noch auch eine besondere Entlohnung für den angeblichen 
Entgang der vormittägigen Ruhepause und für die Arbeitsleistung 
während derselben beansprucht haben, waren sie mit allem zufrieden. 
Auch konnten sie nicht im Zweifel darüber sein, daß der Beklagte bei 
den allwöchentlichen Lohnzahlungen die bis dahin geleistete Arbeit zur 
Gänze ablohnen wollte und nicht daran dachte, ihnen einen Teil des 
Lohnes aufzusparen. Sie konnten daher nicht erst bei ihrem Abgange 
einen Teil der von ihnen geleisteten Arbeit aus dem Ganzen als bisher 
nicht entlohnt ausscheiden und hiefür Überstundenlohn im Sinne des 
§ 96 a Gew..O. fordern. Ihr Anspruch war also durchaus unbegründet 
und deshalb abzuweisen. 

Nr. 783. 

Wird ein probeweise eingegangenes Arbeitsverhältnis während der 
Probezeit im gegenseitigen Einverständnisse auf acht Tage 
gel(Uni)igt, so ist eine LOsung vor Ablauf der Kündigungsfrist auch 
dann unzulässig, wenn die ursprünglich bedungene Probezeit noch 
nicht um ist (§ 77, Gew. 0.). 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Brunn vom 28. Jänner 1902, Cr. I, 38/2. 

Der Beklagte (Tuchappreteur) hat bei der Aufnahme des Klägers 
eine siebentägige Probezeit vereinbart. Am dritten Tage der Probezeit 
erklärte der Kläger (Maschinenwärter), daß er am Abende austreten 
wolle. Der Beklagte war darüber ungehalten und äußerte unter 
anderem: »Was fange ich denn an, wenn ich keinen Ersatz .finde?* 
Der Kläger entgegnete, daß ihm innerhalb der Probezeit das Recht 
zustehe, ohne Kündigung auszutreten, daß er aber auf seinem Rechte 
nicht bestehe und der Arbeitsordnung gemäß auf acht Tage kündige. 
Beruhigt durch diese Erklärung, entfernte sich der Beklagte, ohne 
etwas zu sagen. Der Beklagte fand zufällig noch an demselben Tag 
Ersatz und entließ infolgedessen den Kläger am Abend. Der Kläger 
protestierte gegen seine Entlassung und beanspruchte wegen Nicht- 
Einhaltung der Kündigungsfrist den Lohn für acht Tage. 

X* 
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Dem Klagebegehren wurde stattgegeben. 

Gründe: Es ist wohl richtig, daß am Tage der Entlassung des 
Klägers die bei seiner Aufnahme vereinbarte Probezeit noch nicht 
abgelaufen war. Auch ist es richtig, daß der Beklagte sieh darüber 
nicht ausgesprochen hat, ob und inwieweit er eine Abänderung der 
Aufnahmsbedingungen seinerseits zugestehe. Allein so viel steht fest, 
daß der Kläger zuerst von seinem in der Vereinbarung einer Probezeil 
begründeten Austrittsrechte Gebrauch machen wollte, dann aber der 
ihm von dem Beklagten entgegengehaltenen Schwierigkeit, in so 
kurzer Zeit einen entsprechenden Ersatz zu finden, Rechnung tragend, 
von seinem Austrittsrechte abstand und dem Beklagten durch Kündi- 
gung des Arbeitsverhältnisses auf acht Tage den Antrag stellte, das 
Arbeitsverhältnis acht Tage bestehen zu lassen. Wenn der Beklagte 
sich darauf schweigend entfernte, so konnte sein Schweigen nicht 
anders als eine Annahme der Kündigung und des hierin enthaltenen 
Antrages auf Abschluß eines Arbeitsvertrages für die Dauer von acht 
Tagen ausgelegt werden. Denn der Kläger hat den Antrag nur gestellt, 
weil in dem auf seine Austrittserklärung vom Beklagten erhobenen 
Einwände der Wunsch zum Ausdrucke kam, daß er sich seines Aus- 
triltsrechtes als einer Folge der probeweisen Verwendung begebe und 
einen entsprechenden Abäüderungs Vorschlag mache. Hat sodann der 
Beklagte sich durch den vom Kläger gleich darauf gestellten 
Abänderungsvorschlag beruhigt und gegen die hierin proponierte neue 
Art der Lösung des Arbeitsverhältnisses keinen Einwand erhoben, so 
hat er hiemit in unzweifelhafter Weise sein Einverständnis kund- 
gegeben (§ 863 a. b. G. B.). Mit der dadurch zu stände gekommenen 
Vereinbarung einer achttägigen Vertragsdauer war die Aufrechthaltung 
der Probezeit unvereinbar und demnach auch die Entlassung vor 
Ablauf der acht Tage unzulässig. Da der Kläger dessenungeachtet ent- 
lassen wurde, so war ihm gemäß § 84, Gew. 0. der Lohn bis zum 
Ablauf der Vertragsdauer zuzuerkennen. 

Nr. 784. 
Wenn ein Hilfsarbeiter mit einem Gewerbeinhaber einen Dienst- 
vertrag schiient, ohne dafl dabei die mit dem früheren Dienstgeber 
getroffene Vereinbarung Über die Kündigungsfrist eingehalten wurde, 
so ist das ohne EinfluD auf die Gültigkeit des neuen Dienstvertrages 
und der frühere Arbeitgeber kann das weitere Verbleiben des Hilfs- 
arbeiters nur für die Dauer derKUndigungszeit fordern (§86, Gew. 0.). 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Wien vom 26. Jänner 1903, Gr. VI, 89/3. 

Nach Inhalt des am 30. Dezember zwischen dem Kläger und 
dem Beklagten abgeschlossenen Dienstvertrages hatte letzterer sich ver- 
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pflichtet, am 15. Jänner 1903 im Handelsbetriebe des Klägers den 
Dienst eines Reisenden anzutreten. Der Beklagte hatte vorgebracht, daß 
er nach der mit dem bisherigen Dienstgeber bestehenden Abmachung 
jederzeit austreten könne. Beklagter trat am 15. Jänner 1903 den 
Dienst nicht an, erklärte bei seinem früheren Dienstgeber verbleiben 
zu wollen und bestritt die Gültigkeit des am 30. Dezember 1902 ab- 
geschlossenen Dienstvertrages. Mit der am 18. Jänner eingebrachten 
Klage stellte Kläger das Begehren, den Beklagten zu verurteilen, seinen 
Posten als Reisender in kürzester Frist anzutreten. Bei der Verhandlung 
stellte sich heraus, daß im Verhältnisse des Beklagten zu seinem 
früheren Dienstgeber eine sechswöchentliche Kündigungsfrist ver- 
einbart war. Infolgedessen berichtigte Kläger sein Klagebegehren dahin, 
es werde festgestellt, daß der Beklagte verpflichtet sei, den Posten 
eines Reisenden bei dem Kläger am 15. Februar 1903 anzutreten. 
Diesem Begehren wurde stattgegeben. 

Gründe: Nach den gemäß § 92 Gew. 0. (und § 25 des Ein- 
führungsgesetzes zum H. G. B.) auch auf Handlungsgehilfen anwend- 
baren Bestimmungen der § 85 und 86 Gew. 0. ist der Gewerbe- 
inhaber berechtigt, den Hilfsarbeiter, wenn dieser den Dienst ohne 
gesetzlich zulässigen Grund vorzeitig verläßt, durch die Behörde in die 
Arbeit für die noch fehlende Zeit zu verhalten (und Ersatz des 
erlittenen Schadens zu begehren); ferner macht sich ein Gewerbeinhaber, 
der einen Hilfsarbeiter in Verwendung nimmt, obwohl ihm bei der 
Aufnahme des letzteren bekannt war, daß derselbe sein Arbeits- 
verhältnis mit seinem letzten Arbeitgeber nicht regelmäßig gelöst hat 
oder welcher einen solchen Hilfsarbeiter in der Arbeit 
behält, nachdem ihm diese unrechtmäßige Lösung bekannt 
geworden ist — einer Übertretung der Gewerbeordnung schuldig 
und haftet mit dem früheren Hilfsarbeiter für den durch eigenmächtigen 
Austritt des Hilfsarbeiters erwachsenen Schaden. Das Gleiche gilt von 
jenem Gewerbeinhaber, welcher einen Hilfsarbeiter zum Vertragsbruche 
seinem Arbeitgeber gegenüber, verleitet hat und es steht dem früheren 
Arbeitgeber auch das Recht zu den Wiedereintritt des eigenmächtig 
ausgetretenen Hilfsarbeiters für die noch fehlende Zeit zu fordern. 

Aus diesen Bestimmungen ergibt sich, was für den vorliegenden 
Fall von Wichtigkeit ist^ daß, wenn ein Hilfsarbeiter während des 
Bestehens eines Dienstverhältnisses mit einem anderen Gewerbeinhaber 
einen neuen Dienst- oder Arbeitsvertrag eingeht, das nar zur Folge hat, 
daß der Hilfsarbeiter bei einem Dienstverhältnis von unbestimmter 
Dauer nicht vor Ablauf der in Betracht kommenden Kündigungsfrist 
austreten, bzw. daß der frühere Dienstgeber auf Einhaltung der Kündi- 
gungsfrist bestehen und der neue Dienstgeber den Eintritt nicht vor 
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Ablauf der Kündigungsfrist fordern darf, der neue Dienstvertrag selbst 
aber sonst gültig und wirksam ist. Nach dem vorausgeschickten Sach- 
verhalte ist unbestritten, daß zwischen dem Kläger und dem Beklagten, 
der bei der Firma Josef T. im Dienste stand, am 30. Dezember 1902 
ein Vertrag zu. stände kam, wonach der Beklagte, der angegeben 
hatte, daß er das bestehende Dienstverhältnis jederzeit ohne Kündigung 
lösen könne, sich verpflichtete, am 15. Jänner 1903 beim Beklagten 
als Reisender in den Dienst einzutreten. 

Auf Grund der Aussage des vernommenen Zeugen und der 
schrifüichen Erklärungen ddo. 11. Mai 1899 und 20. April 1899 
wurde aber als erwiesen angenommen, daß für das zwischen der 
gedachten Firma und dem Beklagten begründete Dienstverhältnis eine 
sechswöchentliche Kündigungsfrist zu gelten hatte. Aus diesen 
Erwägungen und Feststellungen folgt, daß der zwischen dem Kläger 
und Beklagten am 30. Dezember 1902 geschlossene Dienstvertrag 
rechtsgültig ist, daß jedoch der Beklagte das zwischen ihm und Josef T. 
bestehende Dienstverhältnis nur unter Einhaltung einer sechswöchent- 
lichen Kündigungsfrist aufheben konnte, daher vor Ablauf der vom 
31. Dezember 1902 als dem Tage der Kündigung zu berechnenden 
Kündigungsfrist nicht austreten dürfte, bzw. der Kläger für diese Dauer 
das Verbleiben des Beklagten im Dienste der Firma Josef T. gestatten 
mußte, wie anderseits aber auch der Beklagte verpflichtet ist, nach 
Ablauf dieser Kündigungsfrist beim Kläger den Dienst anzutreten. 
Wenn der Beklagte in der Zwischenzeit wieder mit Josef T. ein Über- 
einkommen auf Fortsetzung des Dienstverhältnisses geschlossen hat, 
und zwar auch bezüglich des letzteren in Kenntnis des am 
30. Dezember 1902 mit dem Kläger eingegangenen Dienstvertrages, 
so fmden auch auf dieses Übereinkommen die obigen Bestimmungen 
der Gewerbeordnung Anwendung. Auch Josef T. kann also nicht un- 
mittelbare Fortsetzung des Dienstes verlangen, muß vielmehr gestatten j 
daß in Ausführung des Dien st Vertrages vom 30. Dezember 1902 der 
Beklagte auf die Dauer der in Betracht kommenden Kündigungsfrist 
im Dienste des Klägers verbleibe, bzw. am 15. Februar 1903 den 
Dienst antrete. Beim Vorhandensein der gesetzlichen Voraussetzungen 
war also dem berichtigten (abgeänderten) Klagebegehren gemäß zu 
erkennen und urteilsmäßig festzustellen, daß der Beklagte verpflichtet 
ist, am 15. Febi-uar 1903 beim Kläger den Dienst anzutreten. 

Bei der infolge Berufung des Beklagten vor dem k. k. Landes- 
gerichte Wien angeordnetenBerufungsverhandlung am 26. Februar 1903 
kam eine Einigung dahin zu stände : 

Der Beklagte anerkennt, daß er verpflichtet gewesen wäre, am 
15. Februar 1903 bei Gemäßheit der mit dem Kläger getroffenen Ver- 
einbarung einzutreten. Es erklären jedoch beide Teile den zvviscliea 
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ihnen geschlossenen Diensivertrag einversländlich als aufgehoben, so 
daß Beklagter nicht verpflichtet ist, den Dienst behn Kläger anzutreten 
und auch kein Recht hat, zu begehren, daß er von dem Kläger weiter 
in Verwendung genommen werde. Dagegen verpflichtet sich Beklagter, 
dem Kläger zum Ersätze des demselben durch Nichtantritt des Dienstes 
entstandenen Schadens einen verglichenen Betrag von 1 00 K sovne 
die mit 107 K pauschalierten Gerichtskosten binnen acht Tagen zu 
Händen des klägerischen Vertreters in Wien bei Exekution zu bezahlen. 
Mit Rucksicht auf diesen Vergleich wird die Berufung als gegen- 
standslos zurückgezogen. 

Nr. 786. 

Die infolge eines verschuldeten Raufhandels eingetretene Arbeits- 

Unfähigkeit eines Hilfsarbeiters bildet den Entlassungsgrund nach 

§ 82, lit. h, Gew. 0. 

'Entscheidung des Gewerbegerichtes Leoben vom 7. April 1903, Cr. I, 63/3. 

Kläger, ein Schneidergehilfe, wurde anläßlich eines Rauf handeis 
körperlich leichtverletzt und mußte durch 14 Tage in Spitalspflege 
verbleiben. Als er sich zum Wiederantritte der Arbeit meldete, erklärte 
ihn sein Meister, der Beklagte, als entlassen. 

Das auf Zahlung des Verdienstentganges für die gesetzliche 
Kündigungsfrist gerichtete Klagebegehren wurde abgevnesen, weil 
durch die Aussagen der vernommenen Zeugen nachgewiesen wurde, 
daß Kläger in seiner Trunkenheit lind stänkerischen Stimmung den 
Raufhandel selbst herbeiführte, daher auch seine Verletzung und die 
hiedurch bedingte Arbeitsunfähigkeit selbst verschuldete und deshalb 
vom Arbeitgeber ohne Kündigung entlassen werden konnte (§82 lit. h, 
Gew. 0.). 

Nr. 786. 

Wenn bei Stückarbeit eine Vereinbarung Über den Lohn nicht 
zu Stande kommt, ist der Arbeiter nicht berechtigt, aus diesem 
Grunde den Arbeitsvertrag zu Ittsen, sondern es ist die Bestimmung 
des Lohnes in solchem Falle dem Gerichte überlassen (§ 82 a, 
Gew. 0. und § 1152, a. b. G. B.). 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Erakau vom 11. Juli 1903, Cr. II, 439/3. 

A. war als Tischlergehilfe in der Fabrik des B. vom 1 1 . Mai 1 903 . 
an im Stücklohne beschäftigt und verließ am 19. Mai 1903 die Arbeit. 
Am 2. Juni 1903 begehrte er mittelst Klage: 
a) den resllichein Lohnbetrag von 30 K, 
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h) die Ausfolgung des Arbeitsbuches und 

c) eine Entschädigung von 40 K für Zurückhaltung des Arbeits- 
buches. 

Mit Urteil des hiesigen Gerichtes vom 5. Juni 1903, Gr. II, 339/3, 
wurde die Klage abgewiesen. Es hat sich nämlich herausgestellt, 
daß Kläger nicht rechtzeitig, wie es die Arbeitsordnung der Fabrik 
vorschreibt, kündigte, daß er die Stückarbeit nicht fertigstellte und voll- 
kommen grundlos die Arbeit verlassen hat. Nach Verkündung des 
Urteils wollte der Beklagte dem Kläger das Arbeitsbuch zurückstellen, 
dieser hat jedoch die Annahme verweigert und bemerkt, daß er sich 
dem Urteile fügen und die acht Tage abzuarbeiten die Absicht habe. 
Er meldete sich aucli am 8. Juni in der Fabrik. Der Werkmeister wies 
ihm die Zusammensetzung .einfacher Militärtische mit dem an, daß der 
in der Fabrik übliche Lohn 1 K 40 h per Stück betrage. Der Kläger 
verlangte jedoch 10 K vom Stück. Eine Einigung in Bezug auf die Ent- 
lohnung kam nicht zustande; der Kläger nahm die Arbeit nicht iu 
Angriff, sondern forderte die Aushändigung des Arbeitsbuches, die ihih 
verweigert wurde. Er erstattete bei der Staatsanwaltschaft eine Straf- 
anzeige gegen den bei der Verhandlung vom 5. Juni vernommenea. 
Zeugen, welche jedoch nach Durchführung von Erhebungen zurück- 
gelegt wurde. Am 7. Juli 1903 wendet sich P. W. wieder an das 
Gewerbegericht und klagt: 

1. auf Zurückstellung des Arbeitsbuches und 

2. auf Entschädigung für unbegründetes Vorenthalten des Arbeits- 
buches vom 20. Mai bis 7. Juli 1903 (49 Tage) im Betrage 
von 196 K. 

Während der Verhandlung hat der Beklagte freiwillig das 
Arbeitsbuch dem Kläger zurückgestellt^ worauf die Forderung einver- 
ständlich auf den Betrag von 196 K beschränkt wurde. 

Der einvernommene Zeuge (Zeichner der Fabrik) bestätigte, daß 
der Arbeiter die einfachen Militärtische schon zugeschnitten und vor- 
bereitet bekommt und daß der übliche Stücklohn für Zusammen- 
setzung der Teile 1 K 40 h betrage. Der Tisch salnt Material sei 
höchstens 9 K wert. 

Bezüglich eines Teiles der eingeklagten Forderung von 40 K 
wurde das Verfahren wegen rechtskräftig entschiedener Sache ein- 
gestellt; mit der Restforderung von 156 K wurde der Kläger abge- 
wiesen. 

Gründe: Die Entschädigung wegen des Zurückbehaltens des 
Arbeitsbuches während der Zeit vomi 20. Mai bis zum 5. Juni 1903 
war Gegenstand der mit hiesigem Urteil vom 5. Juni 1903 rechts- 
kräftig abgeschlossenen Verhandlung und darf gemäß § 239 und 240 
Z. P. 0. nicht mehr in Erörterung gezogen werden. 
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Der Beklagte hat die Aushändigung des Arbeitsbuches am 8. Juni 
verweigert. 

Der Kläger hat das ihm am 5. Juni angebotene Arbeitsbuch 
nicht annehmen, also das Arbeitsverhältnis ohne Kündigung nicht auf- 
lösen wollen; anderseits hat er am 8. Juni die Arbeit ohne Kündigung 
verlassen. Der Umstand, daß bezüglich des Stücklohnes eine Einigung 
der Parteien nicht zu stände gekommen ist, bildet gemäß § 82 a. Gew. 0. 
keinen gesetzlichen Auflösungsgrund. Obwohl der Lohn bei Bestellung 
einer Arbeit vorausgesetzt wird, kommt dei- Arbeitsvertrag zustande 
durch bloße Einigung der Parteien über diie Art der Arbeit, ohne daß 
die Höhe des Lohnes im voraus bestimmt werden müßte (§ 1151 und 
1 152 a. b. G. B.). Im Falle, daß bezüglich der Höhe des Lohnes keine 
nachträgliche Verabredung getroffen wird, bestimmt sie der Richter. 

Der Kläger, welcher wegen strittiger Lohnbeslimmung den 
Arbeitsvertrag gebrochen hat, hat ihn niöht ordnungsmäßig gelöst und 
kann weder die Aushändigung des Arbeitsbuches, noch eine Ent- 
schädigung wegen nicht rechtzeitiger Aushändigung verlangen (§ 80 c 
und g. Gew. 0.). 

Nr. 787. 

Die beim Bau einer Straflenbahn beschäftigten Erdarbeiter haben 
keinen Anspruch auf eine Utägige Kündigungsfrist (Art. V, lit. d, 
Kundmachungspatent zur Gew. 0.) Ihr Dienstverhältnis endet nach 
§ 1160 a. b. G. B. mit dem im vorhinein festgesetzten Ablohnungs- 

termine. 

Entscheidung des Gewetbegerichtes Aussig vom 1 . Dezember 1902, Gr. II, 

232/2. 

Dem von 25 Arbeitern erhobenen Klageanspruch von je 28 K 
80 h gegen eine Bauunternehmung in Wien wurde rücksichtlich des 
Teilbetrages von jel2K stattgegeben, mit dem Restbetrag wurden 
die Kläger abgewiesen. 

Gründe: Das Gewerbegericht nahm an, daß die mit dem Auf- 
reißen und Aufhacken des Bahnuntergrundes beschäftigten Arbeiter 
nicht als Hilfsarbeiter im Sinne des § 73 Gew. 0., sondern als Tag- 
löhner im Sinne des Art. V, lit. d des Kundmachungspatentes zur 
Gew. 0. zu behandeln sind, weil es sich tatsächlich nur um eine 
Arbeit der gemeinsten Art handelt, wobei eine gewerbliche Befähigung 
hezw. die Ausübung irgend eines Handwerkes nicht beansprucht wurde 
und aus der Art und der voraussichtlichen Zeitdauer der Arbeits- 
leistung auf eine regelmäßige andauernde Beschäftigung nicht ge- 
schlossen werden konnte. 
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Nachdem nur der Hilfsarbeiler im Sinne der Gew. 0. nach § 77 
Anspruch auf eine 14 tägige Kündigungsfrist hat, ist das Klage- 
begehren aus diesem Rechtstitel haltlDs. 

Die Einwendung des Poliers M., daß der Ausschluß der 
Kündigung in gültiger Weise vereinbart worden wäre, ließ sich 
nicht erweisen, Mangels einer Arbeitsordnung ist zu einer derartigen 
Abmachung die individuelle Willensübereinstimmung des Arbeiters mit 
dem Arbeitgeber erforderlich. Nachdem die Arbeiter nicht in ihrer 
Gesamtheit, sondern jeder einzeln und zumeist auch zu verschiedenen 
Zeiten und teilweise auch mit verschiedener Zahlung, wie die ver- 
nommenen Zeugen behaupten, schwankend zwischen 2 K und 2 K 40h, 
aufgenommen wurden, ist zur Erbringung des Beweises des verein- 
barten Kündigungsausschlusses notwendig, Tatsachen vorzubringen, aus 
denen auf die ausdrückhche oder stillschweigende Einwilligung jedes 
einzelnen Arbeiters mit Überzeugung geschlossen werden könnte, ins- 
besondere schon deshalb, weil sämtliche Kläger eine derartige Ver- 
einbarung mit Entschiedenheit in Abrede stellen. 

Wird nun erwogen, daß weder der Polier M. noch die von 
ihm geführten Zeugen bestätigen können, daß nur einer von den 
25-Klägern bei der betreffenden Abmachung bezüglich der Kündigungs- 
frist zugegen war, so läßt sich aus der vorgebrachten Tatsache, es sei 
von dem Kündigungsausschlusse am Morgen des 28. Oktober ge- 
sprochen worden, auf eine die Kläger bindende Abmachung nicht 
schließen, selbst wenn ein großer Teil der Kläger behauptete, am 
ersten Tage, d. i. am 28. Oktober, eingetreten zu sein. 

Bei Abgang einer Vereinbarung, daß der Taglöhner zur be- 
liebigen Zeit entlassen werden kann, ergibt sich die Erlöschung des 
mit dem Kläger abgeschlossenen Lohnvertrages aus den Bestimmungen 
des § 1160 a. b. G. B., wonach der Lohnvertrag wie jeder andere 
Vertrag nach Ablauf der Vertragsdauer erlischt. Hienach können 
Arbeiter, welche auf eine bestimmte Zeit oder bis zur Vollendung 
eines gewissen Werkes bestellt worden sind, ohne rechtmäßigen 
Grund vor verlaufener Zeit und vo;' vollendetem Werke weder die 
Arbeit aufgeben noch verabschiedet werden. Nun lassen die einhellig 
vorgebrachten Tatsachen, daß allwöchentlich Samstag abgelohnt 
wurde, daß jedem Arbeiter der Lohn für Samstag als sogenannter 
Stehtag für die nächstfolgende Auszahlung rückbehalten wurde, daß 
die am 28. Oktober begonnene Arbeit vor Ablauf der neuen Arbeits- 
woche nicht beendet werden konnte, da hiezu noch mindestens 8 Tage 
Arbeit erforderlich waren, daß ferner die Kälte eine gleichmäßig an-' 
haltende war, daß die Arbeiter Samstag den 22. November nach 
Schluß der Arbeitswoche nicht entlassen wurden, nur die eine Schluß- 
folgerung zu, daß der Lohnvertrag von Samstag den 22. November ab, 
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einverständlich auf eine weitere Woche, also auf eine ganz bestimmte 
Zeit stillschweigend verlängert wurde und Beklagter nicht berechtigt 
war, die Arbeiter ohne rechtlichen Grund vor Ablauf dieser Zeit zu 
entlassen. 

Eine derartige Entlassung bedeutet zwar die einseitige Verzicht- 
leistung auf die Arbeit für die Vertragsdauer, bedingt aber keinesfalls 
auch die Verzichtleistung des gegnerischen Arbeiters auf die Bezahlung 
des Lohnes für die vereinbarte Zeit. Nachdem nun den Arbeitern für 
die letzte Arbeitswoche lediglich der Lohn für einen Tag, d. i. Mon- 
tag bezahlt wurde, haben dieselben noch den rechtlichen Anspruch 
auf den Lohn für die weiteren 5 Arbeitstage der W^oche, woraus sich 
die Stattgebung des Klagebegehrens bezüglich des Teilbetrages von 
ö X2 K 40 h iz: 12 K und die Abweisung des restlichen Betrages für 
jeden Kläger ergibt. 



Nr. 788. 

Anspruch des hShere Dienste verrichtenden Vertreters des Kessel- 
schmiedemeisters einer Maschinenfabrik auf die handelsrechtliche, 
sechswttchentliche Kündigungsfrist zum Quartalsersten (Art. 61 
H. G. B. und § 73, letzter Absatz, Gew. 0.). 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Brunn vom 5. Mai 1902, Cr. I, 176/2. 

Der Kläger stand in der Maschinenfabrik der beklagten Aktien- 
gesellschaft seinem daselbst als Kesselschmiedemeister angestellten 
Vater zur Seile und bezog einen Wochenlohn von 37 K 60 h. Am 
8. März v\rurde er entlassen, nachdem kurz zuvor sein Vater aus dem 
Dienste ausgeschieden vrar. Er beanspruchte von der Gesellschaft 
Lohnentschädigung für die handelsrechtliche Kündigungsfrist, erhielt 
aber zur Antwort, daß er nicht bei der Gesellschaft, sondern bei seinem 
Vater beschäftigt gewesen sei, daher sich mit seinen Ansprüchen an 
diesen wenden müsse. Er belangte nun die Gesellschaft auf Vergütung 
des Lohnes bis 30. Juni im Betrage von 612 K 34 h. Dem Klage- 
begehren wurde stattgegeben. 

Gründe: Es ist unbestritten, daß der Kläger vom 1, Mai 1897 
bis zu seinem Ausscheiden am 8. März d. J. in der Kesselschmiede 
der beklagten Gesellschaft beschäftigt gewesen ist und bei der Werks- 
kasse als Entgelt für seine Dienste wöchentlich 37 K 60 h bezogen 
hat. Die beklagte Gesellsohaft hat auch das Recht des Klägers auf 
Kündigung anerkannt und sich wegen Verletzung dieses Rechtes zum 
Ersätze seiner Bezüge für die Dauer der Kündigungsfrist bereit erklärt. 
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Doch beschränkte sie ihr Zugeständnis auf die gewerberechtliche 
Kündigungsfrist von 1 4 Tagen und auf den dieser Frist entsprechenden 
Lohnbetrag von 75K 20 h. Ein weiteres Anerkenntnis lehnte sie mit 
der Begründung ab, daß der Kläger nicht Betriebsbeamter, sondern 
als Stütze seines Vaters, des Kesselschmiedemeisters Josef L., nur 
Hilfsarbeiter gewesen sei. 

Anlangend die Stellung des Klägers im Fabriksbetrieb der l)e- 
langten Gesellschaft, sah das mit fachlich befähigten Beisitzern besetzte 
Gericht als ausschlaggebend die Tatsache an, daß der Kläger nicht 
wie ein Hilfsarbeiter durch den Abteilungsmeister (§ 50 der Arbeits- 
ordnung), sondern wie jeder höhere Angestellte durch die Direktion 
mit Genehmigung des Präsidenten der Aktiengesellschaft aufgenommen 
worden ist, und daß sich seine Tätigkeit sowohl im großen und 
ganzen als auch im einzelnen über jene der andern in der Kessel- 
schmiede beschäftigten Hilfspersonen hinaus erhoben hat. Wie von 
der beklagten Gesellschaft zugegeben wurde, geholten zu dem 
Wirkungskreise des Klägers die Leitung und Beaufsichtigung der 
Arbeiten in der Kesselschmiede, die Detailkalkulation der Löhne, 
deren Akkordierung mit den Arbeitern, die Eintragung derselben in 
die Akkordlisten, die Aufnahme und Entlassimg von Arbeitern, die 
selbständige Besorgung von Skizzen und Messungen bei Repara- 
turen u. dgl. Der Kläger nahm also dauernd, nicht etwa bloß vorüber- 
gehend, eine leitende und aufsichtführende Stellung in einer der 
größten und wichtigsten Betriebsabteilungen des Werkes ein und war 
hierin sowohl mit geistigen Arbeiten als auch höheren technischen 
Verrichtungen betraut. Diese Art der Tätigkeit erschöpft den Begriff 
der höheren Dienstleistungen im Sinne des § 73 Gew. 0. vollständig. 
Deswegen, weil der Kläger seinem Vater als Stütze beigegeben war, 
wurde weder der Charakter noch der Wert der Dienste ein anderer. 
Übrigens hat die beklagte Gesellschaft bei Gericht unumwunden zu- 
gegeben, daß sie sich auf den Kläger mehr als auf seinen Vater habe 
verlassen können. Sie hat ferner in dem Abgangszeugnisse vom 
8. März den Kläger als Stellvertreter ihres Kesselschmiedemeisters be- 
zeichnet, und ihm hierin bescheinigt, daß er sich tadellos benommen 
und ihre vollste Zufriedenheit erworben hat. Sie hat also selbst aner- 
kannt, daß der Kläger die Stelle eines Kesselschmiedemeisters ver- 
treten und den in dieser Eigenschaft an ihn gestellten Anforderungen 
in jeder Hinsicht entsprochen hat. Der Umstand, daß der Kläger einen 
Wochenlohn bezog, war für die obige Auffassung seiner dienstlichen 
Stellung ohne Belang, da § 73 Gew. 0, lediglich erwähnt, daß für 
höhere Dienstleistungen bestimmte Personen in der Regel mit Jahres- 
oder Monatsgehalt angestellt sind, folglich Ausnahmen von der Regel 
nicht ausschließt. Nach alle dem mußte als feststehend angenommen 
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werden, daß der Kläger für höhere Dienstleistungen im Sinne des 
§ 73 Gew. 0. angestellt gewesen ist und für die Kündigungsfrist keine 
Entschädigung erhalten hat. Als höheren Angestellten stand aber dem 
Kläger nicht die Kündigungsfrist des § 77 Gew. 0., sondern jene des 
Art. 61 H. G. B. (6 Wochen vor Schluß eines Kalenderviertel- 
jahres) zu. 

Hienach war dem Kläger die Vergütung seines Lohnes nicht 
allein in dem anerkannten Umfange (§ 395 Z. P. 0.) für die Dauer 
der Kündigungsfrist des § 77 Gew. 0., sondern darüber hinaus bis 
zum Ablaufe der Kündigungsfrist des Art. 61 H. G. B. in dem der 
Dauer dieser Frist entsprechenden Betrage von 612 K 34 h 
zuzuerkennen (§ 84 Gew. 0. und § 25 E. G. z. H. G. B.). 

Nr. 789. 

Das dem Arbeitgeber von den Arbeitern abgeheischte Versprechen, 

einem Arbeiter zu kündigen, gegen den kein begründeter Vorwurf 

zu erheben war, widerspricht den guten Sitten und ist nach § 878 

a. b. G. B. ungültig. 

Urteil des Gewerbegerichtes Prag vom 30. April 1904, Cr I, 375/4 und des 
Landesgerichtes Prag vom 7. Juni 1904, Gg. II. 16/4. 

In der Kartonagenwarenfabrik des Geklagten waren die Kläger 
als Lithographen seit Oktober 1903 u. zw. A. mit 18 K und B. mit 
22 K Wochenlohn in Arbeit und behaupten, Geklagter habe zwei 
tüchtigen Arbeitern gekündigt und anstatt derselben den unfähigen 
Arbeiter G. aufgenommen und ihn bei Steindruckereien verwendet. 

Auf Grund Beschlusses der Gehilfenversammlung hat eine zum 
Geklagten entsendete, aus zwei Ausschußmitgliedern bestehende 
Deputation ihm am 13. März 1904 vorgehalten, warum er einen nicht 
ausgelemten Steindrucker halte, welcher als Gehilfe nicht qualifiziert 
sei und die Standesinteressen der Arbeiter schädige? Hierauf sei 
zwischen diesen Ausschußmitgliedern — zugleich als Machthabern der 
Kläger — und dem Beklagten verabredet worden, daß letzterer dem 
Arbeiter G. sofort zu kündigen habe, widrigens die Kläger nach frucht- 
losem Ablauf der Kündigungsfrist berechtigt wären, die Arbeit zu ver- 
lassen. 

Überdies habe sich der Geklagte verpflichtet, die Kläger 
wenigstens durch 8 Wochen nach dem Austritt des Arbeiters G. in 
Arbeit zu belassen, ohne ihnen während dieser Zeit kündigen zu 
dürfen. 

Geklagter habe dem G. gleich am folgenden Tage gekündigt, 
ihn aber nach Ablauf der Kündigungsfrist in Arbeit weiter belassen, 
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das den Klägern sodann gegebene Versprechen, Arbeiter C. werde am 
2. April aus der Arbeit austreten, wieder nicht eingehalten, habe 
daher nach der Anschauung der Kläger den Arbeitsvertrag rück- 
sichtlich der wichtigsten Bedingung verletzt. Sie verließen daher die 
Arbeit und belangten den Beklagten auf Lohnvergütung für 8 Wochen, 
daher U4K und 176 K. 

Der Geklagte wendet ein, er sei mit dem Arbeiter G. vollkommen 
zufrieden, er legte auch dessen Ausweise vor, nämlich den Heimat- 
schein, das Sittenzeugnis, femer die Zeugnisse über die ununter- 
brochene Beschäftigung dieses Arbeiters in zwei lithographischen 
Anstalten uud Steindruckereien in Prag durch 18 Jahre und recht- 
fertigt den Vertragsbruch damit, daß er für G. bis jetzt keinen anderen 
fähigen Arbeiter fmden konnte. Übrigens hätten die Kläger, wenn sie 
freiwillig die Arbeit einstellen, nicht aach das Recht auf Lohn- 
vergütung. 

Die Klage wurde abgewiesen. 

Gründe: Das Gewerbegericht hat zunächst die Frage erwogen, 
ob ein Vertrag obgeschilderten Inhaltes rechtsverbindlich sei und hiebei 
an dem Grundsatze festgehalten, daß ein solcher Vertrag nicht unbedingt 
als unerlaubt, im Sinne des § 878 a. b. G. B. bezeichnet werden 
kann, weil der Schutz gegenseitiger Literessen, auch der Arbeiter 
geboten erscheint und niemals versagt werden darf. Es kann jedoch 
eine solche Vereinbarung unter Umständen unerlaubt, weil sittenwidrig 
erscheinen, falls nämlich kein hinreichender Grund zur Entfernung des 
Arbeiters vorhanden ist. 

Wenn eine Vertragsbedingung, durch welche ein Arbeiter in 
seiner wirtschaftlichen Existenz eingeschränkt wird, einer recht- 
fertigenden Grundlage entbehrt und namentlich kein Grund vorliegt, 
warum der zu beseitigende Arbeiter" entlassen werden könnte (§82 
Gew. 0.), verstößt die Vertragsbestihimung nach Ansicht des Gewerbe- 
gerichtes gegen die guten Sitten. 

Das Bestreben der Mitarbeiter auf Beseitigung des G. war auch 
ungerecht, weil die Beurteilung der Fähigkeit zur vereinbarten Arbeit 
und der Arbeitskraft dem Arbeitgeber überlassen werden muß, welcher 
einen unfähigen Arbeiter nicht behalten würde. In seinem Gewerbe 
hat nur der Gewerbeinhaber allein hierüber zu entscheiden. 

Die beabsichtigte Beseitigung des bis nun wohlverhaltenen und 
wie nachgewiesen in zwei ähnlichen Betrieben ununterbrochen durch 
18 Jahre beschäftigten Arbeiters widerspricht aber den sozial- 
poHtischen Grundsätzen, von welchen der Gesetzgeber bei Erlassung 
der aUgemeinen und der gewerblichen Normen zum Schutze ins- 
besondere auch der Arbeiterklassen geleitet wurde (§§ 114 und 120 a 
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Gew. 0.) und ist daher die belrefifende den Arbeiter in seiner wirt- 
schaftlichen upd sozialen Stellung einschränkende Vertragsbestimmung 
nach § 878 a. b. G. B. zweifellos unerlaubt, daher ungültig. 

Überdies muß der Ansicht des Beklagten beigepflichtet werden, 
daß aus dem stipulierten Rechte der Kläger, die Arbeit zu ver- 
lassen, die Verpflichtung des Geklagten, den Klägern für den Fall des 
Gebrauches dieses Rechtes den Lohn für noch 8 Wochen bezahlen 
zu müssen, nicht gefolgert werden könne. 

Die Kläger bezeichnen nämlich den Vertrag über die Beseitigung 
des Arbeiters G. als die wichtigste Bedingung des Arbeitsvertrages 
selbst; allein diese Anschauung ist unrichtig, weil die Erfüllung der- 
artiger und später erst verabredeter Nebenbestimmungen zur Aufrecht- 
erhaltung des bestehenden Lohn- und Arbeitsverhältnisses nicht 
wesentlich erforderlich war, daher die Beziehung auf den § 82 a, lit. d, 
Gew. 0. unzutreffend erscheint (vgl. § 882 a. b. G. B.). 

Das Landesgericht in Prag als Berufungsgericht in Gewerbe - 
Sachen hat dieses Urteil unter Hinweis auf dessen Begründung 
(wegen Ungültigkeit des Nebenvertrages) bestätigt. 



Nr. 790. 

Ungeachtet des Bestandes einer für die Mitglieder einer Genossen- 
schaft eingeführten Arbeitsordnung kann hinsichtlich der Kündigungs- 
frist eine von dieser Arbeitsordnung abweichende Vereinbarung 
getroffen werden (§88a, Gew. 0., Gesetz vom 22. Juli 1902, R. G. Bl. 

Nr. 155). 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Teplitz vom 18. November 1903, 

Gr. I 355/3. 

Die Klage eines Maurergehilfen gegen den Baumeister auf Lohn- 
vergütung für die Kündigungsfrist wurde abgewiesen. 

Gründe: Auf Grund des eigenen Vorbringens des Klägers in 
Verbindung mit der glaubwürdigen Aussage des uobedenklichen Zeugen 
L. Seh., Poliers des Beklagten, und des vorgelegten, von dem Kläger 
als echt anerkannten Reverses, wurde als festgestellt angenommen, 
daß Kläger, noch bevor er zur Arbeit zugelassen wurde, folgenden 
Revers eigenhändig mit seinem Namen unterschrieben hat. 

Der Revers lautet wörtlich: 

.Herrn W. P. Baumeister in T. 
Bestätige hiemit, daß Sie mich in die Arbeit aufgenommen 
haben und hiebei ausdrücklich vereinbart wurde, daß jede Kündigungs- 
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frist enüallt, somit ich jederzeit aus der Arbeit austreten kann und 
Sie mich jederzeit aus der Arbeit entlassen können. • 

Der zweite Absatz des Reverses regelt die Lohnzahlung. 

Nach dem Gesetze vom 22. Juli 1902, R. G. Bl. Nr. 155 findet 
die Bestimmung des § 88 a Gew. 0. auf Bauunternehmungen, welche 
mehr als 20 Hilfsarbeiter bei einer Bauführung beschäftigen, An- 
wendung. Da hiemach die Vorschrift des § 88a Gew. 0. bei Zutreffen 
der bezeichneten Voraussetzungen obligatorisch ist, und da der 
Beklagte unbestritten auf dem fraglichen Baue in K. mehr als 20 Hilfs- 
arbeiter beschäftigt hat, ohne daß dortselbst nach der Behauptung des 
Klägers eine Arbeitsordnung eingeführt ist, so liegt wohl ein als Über- 
tretung gegen die Gew. 0. zu ahndendes Zuwiderhandeln vor; allein 
daraus folgt noch keinesfalls, daß die mit dem Kläger getroffene Sonder- 
abmachung ungültig ist, denn nach § 88 a, lit. h, Gew. 0. ist die Fest- 
stellung der Kündigungsfristen der besonderen Regelung durch die 
Arbeitsordnung vorbehalten. Wenn aber Kläger darauf hinweist, daß 
er nur die Kolleklivarbeitsordnung der Teplitzer Baugenossenschaft 
als für ihn wirksam anerkenne, so könnte er auch von diesem Gesichts- 
punkte aus die als erwiesen angenommene Entlassung als gesetzlich 
unzulässig nicht anfechten. Denn nach § 10 dieser dem Gerichte be- 
kannten Arbeitsordnung besteht ebenfalls keine Kündigungsfrist, wenn 
auch die Entlassung und der Rücktritt unter der Woche nicht statthaft 
ist und beides nur am Samstag geschehen kann. Kläger ist eben 
auch nur am Samstag entlassen worden. Anlangend schließUch die 
Einwendung des Klägers, er habe den Revers nicht durchgelesen, so 
vermochte das Gericht bei dem Umstände, als Kläger des Lesens und 
Schreibens wohl kundig ist, als er ferner in seiner fi-üheren Eigen- 
schaft als Maurerpolier selbst wiederholt Gelegenheit hatte, derartige 
Reverse unterschreiben zu lassen, und als endlich die Worte »jede 
Kündigung entfällt" in fetler Schrift gedruckt sind, und daher dem 
Kläger sofort in die Augen springen mußten, einerseits von der Wahr- 
heit dieser Behauptung sich nicht zu überzeugen, nahm vielmehr als 
erwiesen an, daß Kläger schon vor Unterfertigung des Reverses dessen 
Inhalt gekannt hat. Zudem wäre die Tatsache der Unkenntnis des Ver- 
tragsinhaltes nicht geeignet, der Einwendung Erfolg zu sichern, denn 
wenn Kläger den Revers ohne Kenntnis seines Inhaltes unterschrieben 
hat, gab er durch seine Unterschrift zu erkennen, daß er mit dem, was 
im Vertrage steht, ohne weiters einverstanden sei (§ 863 a. b. G. B.). 
Es wäre auch unbillig^ dem anderen Verlragsteil den oft gar nicht mehr 
möglichen Beweis über die Kenntnis des Inhaltes des schriftlichen 
Vertrages seitens des zweiten Vertragsgenossen aufzulasten. 
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Nr. 791. 

Es ist unzulässig, durch eine besondere Form des Arbeltszeugnisses 
(Überschreiben des Textes mit roter Tinte) auf die politische 
Haltung des Arbeiters aufmericsam zu machen (§ 80 d, 80 g 

Gew. 0.). 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Aussig vom 16. Februar 1903, Gr. II, 45/8; 

bestätigt mit Urteil des Kreis- als Berufungsgerichtes Leitmeritz vom 

21. März 1903, Gg. U, 57/3. 

Der Klage eines Schlossers auf Ersatz des Schadens, der ihm 
durch eine unzulässige Eintragung im Arbeitsbuch entstanden ist^ 
wurde stattgegeben. 

Grunde: Bei der Prüfung der Frage der Entschädigungspflicht 
im Sinne des § 80 g, Gew. 0. hat der Gerichtssenat vor allem als 
feststehend angenommen, daß eine Schädigungsabsicht von Seite des 
Gewerbeinhabers nicht vorliegt, daß der Inhalt des Arbeitszeugnisses 
im Buche nur infolge der Korrektur des Wortes ,, Schlosser* in 
„Dreher" der tatsächlichen Beschäftigung des Klägers in der Fabrik 
des Beklagten entspricht, also wahrheitsgetreu ist, daß nach § 80 c 
und d, Gew. 0. die Aushändigung, Ausfüllung der Rubriken des Arbeits- 
buches und die ünterfertigung Sache des Gewerbeinhabers ist, daher 
dieser auch für die betrefifenden Eintragungen die Verantwortung trägtj 
selbst wenn er sie nicht geschrieben und unterschrieben hätte. 

Nach § 80 d. Gew. 0. ist das Zeugnis nur insoweit aufzunehmen, 
als es für den Hilfsarbeiter günstig lautet. Wie Kläger glaubwürdig 
vorbringt und durch das schriftliche Zeugnis des Schlossers R. auch 
nachweist, hatte die mit roter Tinte vorgenommene Korrektur zur 
Folge, daß hierin auch das Zeugnis über das politische Verhalten in 
einer ganz speziellen Richtung, nämlich der der sozialdemokratischen 
Partei erblickt wurde, was für den Arbeiter mit Rücksicht auf die 
derzeit obwaltenden offenkundigen Parteiströmungen gewiß von Nach- 
teil, also ungünstig ist, weil er hinsichtlich der Arbeitssuche einge- 
schränkt wird und tatsächlich Schaden erlitten hatte, nachdem er 
weder vom Schlosser R. in K., noch von der Firma R. und G. in B. 
unter Hinweis auf sein politisches Verhalten in die Arbeit aufgenommen 
wurde. Die Rubriken des Arbeitsbuches sind nach § 80 d, Abs. 1, 
Gew. 0. mit Tinte auszufüllen^ hiebei wird vorausgesetzt, daß die 
kurze Eintragung nur mit ein und derselben, nicht aber mit zweierlei 
Tinte geschrieben wird, weshalb die Schrift mit zweierlei Tinten natur- 
gemäß auffallen muß und Veranlassung gibt, in dem auffällig 
geschriebenen Worte außer der eigentümlichen Bedeutung dieses 
Wortes noch etwas anderes, einen sogenannten Merks, einen Makel 

XL 
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oder Mangel zu suchen, was gewiß nicht geeignet ist, die Arbeitssuche 
zu erleichtern, was doch das Arbeitsbuch bezwecken soll. 

Nachdem nun feststeht, daß die Eintragung im Arbeitsbuche für 
den Kläger ungünstig, demnach nach § 80 d, Abs. 2, Gew. 0. unzu- 
lässig war, erscheint der Beklagte nach § 80 g, Abs. 2, Gew. 0. ent- 
schädigungspflichtig. 

Das Berufungsgericht Leitmeritz hat der Berufung keine Folge 
gegeben. 

Gründe: Das Berufungsgericht gelangt auf Grund derselben 
Beweise und Erwägungen, wie sie das Gewerbegericht in seinen dies- 
bezüglichen, dem Gesetze und der Sachlage entsprechenden Ent- 
scheidungsgründen anführt, zu der Überzeugung, daß die beanständete 
Eintragung eine unzulässige ist, weil, wie die Folgen gelehrt und wie 
der Beklagte durch die Eintragung eines dem Gesetze entsprechenden 
Zeugnisses in dem neuen Arbeitsbuche implizite selbst zugestanden 
hat, das alte Arbeitsbuch des Klägers durch die beanständete Ein- 
tragung unbrauchbar geworden ist. 

Nr. 792. 

1. Das den Hilfsarbeitern gegebene Versprechen des Gewerbe- 
inliabers, einen bestimmten Hilfsarbeiter wieder aufzunehmen und 
die Streil(brecher zu entlassen, kann als eine wesentliche Vertrags- 
bestimmung im Sinne des § 82 a, iit. d, Gew. 0. nicht angesehen 
werden. Der Bruch dieses Versprechens berechtigt die Arbeiter nicht 

zur sofortigen Aufittsung des Arbeitsverhältnisses. 

2. Die vertragsmäRige Zusicherung des Arbeitgebers, dalt er die 
Streikbrecher entlassen werde, verstttltt gegen die guten Sitten und 

ist nach § 878 a. b. G. B. ungiltig. 

Urteil des Gewerbegerichtes Prag vom 24. Mai 1904, G. Z. Cr. IV, 539/4. 

In der Maschinenfabrik der beklagten Firma haben die Tischler- 
gehilfen — darunter auch der Kläger — am 26. April 1904 die 
Arbeit eingestellt. Das Arbeitsverhältnis konnte dem Vertrage gemäß 
beiderseits ohne Kündigung aufgelöst werden. Dieser Streik wurde 
durch den am 13. Mai 1904 vor der politischen Behörde zwischen 
der Firma und den Abgeordneten der streikenden Arbeiter abge- 
schlossenen schriftlichen Vergleich dahin beigelegt, daß unter anderem 
die Lohnverhältnisse geregelt und die beiderseitige Kündigungsfrist auf 
8 Tage festgesetzt wurde, und daß die Arbeit am 17. Mai 1904 wieder 
aufgenommen werden solle. Der Beklagte hat sich nebst den schrift- 
lichen Vertragsbestimmungen mündlich auch verpflichtet, den 
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streikenden Arbeiter X. wieder in die Arbeit aufzunehmen und sämt- 
liche Streikverderber am 14. Mai 1904 aus der Arbeit zu entlassen. 
Der Beklagte hat jedoch die letzteren am 14. Mai 1904 nicht entlassen 
und verweigerte überdies am 17. Mai 1904 die Aufnahme des X. in 
4ie Arbeit und die von diesem neuerdings geforderte Entlassung der 
Streikverderber, mit Einschluß derjenigen, welche sich dem Streik nicht 
angeschlossen haben. 

Infolgedessen traten weder Kläger noch die anderen streikenden 
Arbeiter die Arbeit an und unter Berufung auf dieBestimmung des § 82 a, 
iit. d, Gew. 0. (Bruch von wesentlichen Vertragsbestimmungen) belangt 
.Kläger den Fabrikanten auf Lohnvergütung für die 1 4tägige Kündigungsfrist. 
Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 
Gründe: Die Verabredung, daß der Gehilfe Xv in die Arbeit 
.aufzunehmen ist und die Streikverderber entlassen werden sollen, 
kann als eine wesentliche Bestimmung des zwischen Kläger und 
Beklagten abgeschlossenen Vertrages nicht angesehen werden, weil im 
Sinne des § 82 a, Iit. d. Gew. 0. nur eine solche Bestimmung als eine 
-wesentliche angesehen werden kann, welche eben die Wesenheit des 
Vertrages betrifft, ohne welche der abgeschlossene Vertrag als solcher 
sieht bestehen könnte, z. B. die Bestimmung über die Höhe des 
Lohnes, Arbeitszeit, Gattung der Arbeit u. dgl. Zur Wesenheit des 
zwischen den Streitteilen abgeschlossenen Arbeitsvertrages gehört 
jedoch weder die Nebenbestimmung, daß ein bestimmter Arbeiter 
neben dem Kläger in die Arbeit aufgenommen werden muß, noch die 
Bestimmung, daß die sogenannten Streikverderber entlassen werden 
müssen, da auch ohne diese Bestimmungen der Lohn- und Arbeits- 
vertrag in Rücksicht auf den Hauptgegenstand existieren kann und 
•durch Verletzung derselben nicht alteriert würde, zumal der Beklagte 
in seiner Fabrik gegen 400 Arbeiter beschäftigt und nach Ansicht des 
-Oewerbegerichtes bei dieser großen Zahl der Arbeiter dem Kläger aus 
wirtschaftlichen Rücksichten gleichgiltig sein muß, ob ein bestimmter 
Arbeiter in der Fabrik mitarbeitet oder nicht. Überdies verstößt die 
oberwähnte Vertragsbestimmung in Ansehung der Streikverderber 
gegen die guten Sitten, weil der Streik nach § 2, Ges. vom 7. April 
1870, R. G. Bl. Nr. 43, keine rechtliche Wirkung hat, daher unerlaubt 
ist, die Streikschädiger, welche dem Beispiele der anderen nicht 
folgten und das gesetzliche Verbot achteten, durch die Vertrags- 
bestimmung in ihrer wirtschaftlichen Existenz eingeschränkt würden, 
daher diese Nebenbestimmung nach § 878 a. b. G. B. aus sozial- 
politischen Gründen als unerlaubt, daher ungültig sich darstellt. 

Der Kläger war sonach zum Austritte aus der Arbeit (respektive 
:zum Nichtantritte derselben) gesetzlich nicht berechtigt, weshalb der 

XI* 
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Ansprach auf Lohnentschädigung beim Abgange der Eifordernisse 
des § 84 Gew. 0. abzuweisen war. 

Nr. 793. 
Das im § 78, Abs. 4, Gew. 0. normierte Verbot, wonach bei 
sonstiger Nichtigiceit (§ 78 c, Gew: 0.) nicht vereinbart werden 
darf, daß Hilfsarbeiter Gegenstände ihres Bedarfes aus gewissen 
Vericaufsstätten beziehen müssen, ist auch auf die Verabredung 
zwischen dem Gewerbeinbaber und seinem Gehilfen anzuwenden, 
dan der erstere den Kaufpreis fUr die vom letzteren bei einem be* 
stimmten Handelsmann während der Woche auf Borg bezogenen 
Gegenstände des täglichen Bedarfes vom Lohne in Abzug bringen 

darf. 

Urteil des Gewerbegerichtes Prag vom 22. März 1904, Gr. IV, 291/4. 

Zwischen dem Maurermeister und seinen Gehilfen wm*de 
schriftlich vereinbart, daß der erstere den Kaufpreis für die von den 
letzteren während der Woche beim Handelsmanne Z. auf Borg abge- 
nommenem Getränke und Nahrungsgegenstände bei Auszahlung des 
Lohnes am Samstag vom Lohne abziehen dürfe und an den Kauf- 
mann Z. abzuführen habe. 

Infolge dieser Vereinbarung hat der Maurermeister dem Kläger 
den Gesamtbetrag pro 22 K vom Lohne abgezogen. 

Der Klage auf Zahlung dieses rückständigen Lohnes im Betrage von 
22 K wurde stattgegeben, weil die Vereinbarung über das Becht des 
Lohnabzuges in der obbezeichneten Weise stillschweigend die Verein- 
barung enthält, daß der Gehilfe Gegenstände seines täglichen Bedarfes 
bei dem bestimmten Kaufmann Z. abnehmen müsse und diese Verein- 
barung nach § 78, Abs, 4, Gew. 0. verboten, dalier nach § 78, Abs. 4 
und 78 c, Gew. 0. ungiltig ist, folglich der Beklagte nach den Be- 
stimmungen des § 78d des zitierten Geselzes zu verurteilen war. 

Nr. 794. 

Die Ausfolgung von Anweisungen (Maricen) auf den Bezug von Ge^ 
tränicen und Speisen in einem bestimmten Gasthaus durch den 
Gewerbeinhaber an die Gehilfen gegen Abzug vom Lohne kommt 
der nach § 78, Abs. 4, Gew. 0. verbotenen Nötigung der Gehilfen 
zum Bezüge von Gegenständen des Bedarfes in einer bestimmten 
Verkaufsstelle gleich, die diesbezügliche Verabredung ist daher nadi: 
§ 78 c, Gew. 0. ungültig und der Lohnabzug unzulässig. 

Urteile des Gewerbegerichtes Prag vom 9. Juni 1904, Cr. IV, 622—632/4. 
Der Maurerpolier pflegte in Vertretung des Baumeisters den 
Arbeitern während der Woche Marken, d. h. Anweisungen auC.den 
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Bezug von Getränken und Speisen in einem bestimmten Wirtshause 
zu geben, welche er dann einlöste; den hiefür entfallenden Betrag 
brachte er den Arbeitern von ihrem Lohne in Abzug. 

In der letzten Woche des Monates Mai 1904 haben 10 Arbeiter 
wenig verdient, hingegen an Marken viel behoben, so daß an einzelne 
bei der Auszahlung an Barlohn gar nichts und an einzelne ^ehr wenig 
entfiel. 

Die Arbeiter ersuchten deshalb den Polier, er möge ihnen diese 
Woche nur einen Teil und den Rest erst nächste Woche abziehen. 
Der Polier verweigerte dies und es wurden den Arbeitern die ganzen 
Beträge für die Marken in Abzug gebracht. 

Die 10 Arbeiter klagten den Baumeister auf Bezahlung des 
restlichen Lohnes. Das Gewerbegericht hat den Klagen aus dem Grunde 
stattgegeben, weil die im Gewerbe des Geklagten übliche Ausfolgung 
von Bier- und Speisemarken an die Arbeiter der Nötigung derselben, 
Gegenstände ihres Bedarfes in einer bestimmten Verkaufsstelle abzu- 
nehmen, gleichkommt. Die diesbezügliche Verabredung ist daher nach 
§ 78, Abs. 4, Gew. 0. verboten und nach § 78 c, Gew. 0. ungiltig, 
daher der Geklagte nach § 78 d. Gew. 0. zu verurteilen war. 

Nr. 796. 

Auch vor politische Behttrden verwiesene strafbare Handlungen 

(Tierquälerei) können das Recht auf Entlassung des Hilfsarbeiters 

ohne Kündigung begründen. § 82, lit. d, Gew. 0., Verordnung der 

Statthalterei für Böhmen, vom 31. Mai 1902, L G. Ol. Nr. 45. 

Urteil des Gewerbegerichtes Prag vom 26. März 1904, Gr. I, 268/4. 

Der im Frachtfuhrwerksgewerbe des Geklagten bedienstete 
Kläger belangt diesen wegen grundloser Entlassung auf Bezahlung 
des Lohnes für die gesetzliche Kündigungsfrist. 

Der Geklagte wendet ein, Kläger habe am Tage der Entlassung 
— wie schon früher einmal — das ihm anvertraute Zugpferd 
mit dem Peitschenstiel dermaßen geschlagen, daß das Pferd mit 
eiternden Wunden bedeckt war und der Tierarzt geholt werden mußte, 
welcher nach den Verletzungen am Kopf, Bauch und an den Füßen 
des Tieres eine grausame Behandlung desselben bei der Verwen- 
dung zur Arbeit konstatierte. 

Kläger entschuldigt sich damit, daß das Pferd nicht , ziehen' 
wolle und er deshalb von dem Peitschenstiel Gebrauch machen mußte, 
zumal ihn dazu auch der Sohn des Geklagten aufzufordern pflegte. 

Die Klage wurde abgewiesen, weil das Gewerbegericht auf 
Grund der Ergebnisse der mündlichen Verhandlung, namentlich auch. 
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auf Gnind des eigenen Geständnisses des Klägers und des tierärztliche» 
Zeugnisses für erwiesen hält, daß Kläger das ihm zur Arbeit anver- 
traute Zugpferd am 21. März 1904 roh und übermäßig auf Kopf, 
Bauch und Fuße geschlagen und der entkräfteten Stute größere offene- 
Wunden beigebracht hat. 

Hiedurch hat sich Kläger der im § 4 der Kundmachung der 
k. k. Statthalterei für das Königreich Böhmen vom 31. März 1902,, 
Z. 255507 von 1901, L. G. Bl. Nr. 45, betreffend die Hintanhaltung^ 
von Tierquälereien, normierten Übertretung zu schulden komme» 
lassen, welche gemäß § 12 zitierter Kundmachung nach den Be- 
stimmungen der kaiserlichen Verordnung vom 20. April 1854, R.G.BL 
Nr. 96, von den politischen Behörden, bzw. in Prag und im Prager 
Polizeirayon von der Polizei direktion zu bestrafen ist. 

Der Kläger hat sich daher einer strafbaren Handlung schuldig^ 
gemacht, welche ihn mit Rücksicht auf die besondere Roheit und mit 
Rücksicht auf den verursachten Schaden des Vertrauens de& 
Gewerbeinhabers unwürdig erscheinen läßt, er konnte daher nach § 82,. 
lit. d. Gew. 0. mit Recht ohne Kündigung entlassen werden. 

Der Einwand des Klägers, daß ihn zmn Schlagen des Pferdes 
mit dem Peitschenstiel auch selbst der Sohn des Geklagten anzutreiben 
pflegte, ist aber deshalb hinfällig, weil Kläger sein Tun uud Handela 
zu verantworten hat, auch wenn er dazu verleitet wurde. 

Nr. 796. 

Im Schankgewerbe Angestellte sind nicht als Handlungsgehilfen an- 
zusehen (§ 1 und 17 Gew. 0.). 

Urteil des Gewerbegerichtes Prag vom 13. April 1904, Gr. 1,301/4. 

Kläger war im Schankgewerbe des Geklagten zur Verabreichung 
von geistigen Getränken und Wein „an Sitz- und Stehgäiste und 
über die Gasse** in unverschlossenen Gefäßen mit Gehalt von 60 K 
monatlich und 2% Provision vom Bruttoertrage angestellt, ohne daß 
rücksichtlich der Kündigungsfrist eine Vereinbarung getroffen worden 
wäre. Der Geklagte war wegen zufäUiger Hindernisse nur selten in der 
Lage, dieses Gewerbe persönlich auszuüben, hat daher den ganzen 
Betrieb dem Kläger zumeist zur alleinigen Besorgung anvertraut. 
Genehmigter Stellvertreter im Sinne des § 19, Abs. 3, Gew. 0. war 
Kläger nicht. 

Anfangs Februar 1 904 hat Geklagter dem Kläger das Dienst- 
verhältnis auf 14 Tage gekündigt, den Einwand, es gebühre dem 
Kläger als Handlungsgehilfen das Recht auf die Kündigungsfrist gemäß 
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der im Artikel 61 H. G. B. normierten Bestimmung, unbeachtet ge- 
lassen und den Kläger nach Ablauf der 14tägigen Frist entlassen. 

Dieser belangt ihn auf Bezahlung des Lohnes samt durch- 
schnittlicher 2»/o Provision für noch weitere 4 Wochen im Betrage 
von 70 K. 

• Die Klage wurde abgewiesen, weil Geklagter nach Angabe 
beider Streitteile nur die Konzession zur Ausübung des Schank- 
gewerbes erlangt, das Handelsgewerbe aber gar nicht angemeldet hat 
(§ 38 Gew. 0.), daher als Inhaber eines Handelsgewerbes nicht 
angesehen werden kann. Die Schankberechtigten sind allerdings auch 
zum gewöhnlichen Handel mit den in der Konzession angeführten 
Getränken befugt (§ 17, Ges. vom 15. März 1883, R. G. BL Nr. 39). 
Allein nur die Natur des Betriebes bringt es mit sich, daß Schank- 
berechtigte mit den zur Ausübung des Gewerbes angeschafften 
Getränken Handel treiben; ihr Handelsbetrieb erscheint daher nur 
als Ausfluß des ihnen als Inhabern des konzessionierten Schank- 
gewerbes zustehenden Rechtes zum gewöhnlichen Handel mit den 
betreffenden Getränken. Der Inhaber eines Schankgewerbes, der das 
Recht zum Betriebe eines Handelsgewerbes (im engeren Sinne § 1 , 
Abs. 3 Gew. 0.) nicht erlangt hat, ist daher als Handelsmann im 
Sinne der Gewerbeordnung nicht zu betrachten. War aber Geklagter 
kein Handelsmann, konnte auch Kläger nicht als sein Handlungs- 
gehilfe im Sinne des I. Buches, 6. Titels des H. G. B., sondern aus- 
schließlich nur als Gewerbegehilfe im Schankgewerbe angesehen 
werden. Mangels einer besonder&n Vereinbarung wurde demnach dem 
zeitweise zur Besorgung der sämtlichen in das Schankgewerbe ein- 
schlagenden Geschäfte unbefugt (§ 19, Abs. 3 Gew. 0) heran- 
gezogene Kläger nach § 77 Gew. 0. richtig auf 14 Tage gekündigt, 
der im Sinne des Artikels 61 H. G. B. erhobene Anspruch entbehrt 
also der gesetzlichen Grundlage und war abzuweisen. 

Nr. 797. 

Für Ansprüche der Angestellten eines Konsumvereines ist das 
Gewerbegericht auch dann zuständig, wenn sich der Geschäfts- 
betrieb des Vereines statutenmäflig und tatsächlich auf seine 
eigenen Mitglieder beschränkt {% 1 Gew. Ger. G.). 



Entscheidungdes Gewerbegerichtes Brunn vom 2. Oktober 1902, Gr. I, 3! 

In der Streitsache des Verkäufers Anton S. gcjgen den Arbeiter- 
konsumverein B., reg. Genossenschaft ro. b. H., wegen Rückstellung 
einer Barkaution von 600 K hat sich das Gewerbegericht für sachlich 
zuständig erklärt. 
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« 
Gründe: Der beklagte Konsumverein bestreitet, daß ihm die 
Eigenschaft eines gewerblichen Unternehmens zukomme und erachtet 
deshalb das Gewerbegericht für unzuständig. Als Gewerbetreibender 
will der Konsumverein aus dem Grund nicht gelten, weil er statuten- 
mäßig seinen Geschäftsbetrieb auf die eigenen Mitglieder beschränkt 
und nicht die Erzielung eines kaufmännischen Gewinnes bezweckt^ 
sondern nur die Minderung der Kosten des Haushaltes seiner Mit- 
glieder, sowie die Ansammlung von Ersparnissen für dieselben 
beabsichtigt. So zutreffend es indes auch sein mag, daß den Vereins- 
mitgliedern die angeführten Vorteile aus der genossenschaftlichen 
Geschäftsführung zufallen, so unrichtig ist es, daß dies ohne gewerbs- 
mäßige Gewinnerzielung geschieht. Aus den Bestimmungen der 
Statuten geht hervor, daß der Konsimiverein aus dem Betriebe seines 
Unternehmens die Erzielung eines Reingev^nnes beabsichtigt. „Die 
Verteilung der Jahresüberschüsse alsDividenden an die Vereinsmitglieder 
ist nicht lediglich eine Rückzahlung der aus dem Unterschiede 
zwischen dem Einkaufspreis der Waren und dem Verkaufspreis sich 
ergebenden Überschüsse. In diesen Dividenden liegt nicht eine Rück- 
vergütung der für bestimmt bezogene Waren von den betreffenden 
Vereinsmitgliedem geleisteten Mehrzahlungen, sondern es stellt sich 
die Zahlung dieser Dividenden als Verteilung des Reingewinnes des 
Unternehmens dar, dessen Träger, der Konsumverein, gemäß § 1 2 
des Gesetzes vom 9. April 1873, R. G. Bl. Nr. 70, als selbständige 
juristische Person seinen einzelnen Mitgliedern gegenübersteht. Wenn 
sich auch der Betrieb bloß auf Mitglieder des Vereines beschränkt, so 
wird demselben dadurch der gewerbliche Charakter nicht genommen.* 
(Erkenntnis des k. k. Verwaltungsgerichtshofes vom 19. Dezember 
1900, Z. 8961, Budwinskis Sammlung Nr. 14979.) Tatsächlich sind 
auch die Vertreter der Konsumvereine und ihre Angestellten bei den 
Gewerbegerichtswahlen unterschiedslos wahlberechtigt (§ 2 und 4 
der Ministerialverordnung vom 23. April 1898, R. G. Bl. Nr. 56) und 
derzeit in der für Streitigkeiten zwischen Handeltreibenden und ihren 
Bediensteten gebildeten besonderen Abteilung des Gewerbegerichtes 
(§21 Gew. Ger. G.) durch zwei Mitglieder vertreten. Die sachliche Zu- 
ständigkeit des Gewerbegerichtes zur Verhandlung und Entscheidung 
des vorliegenden Rechtsstreites kann hienach nicht in Frage kommen. 
Sie ist gemäß §1,4, lit. c und 5, lit. d, Gew. Ger. G. begründet. 

Nr. 798. 

Die von dem Besitzer einer Dampfwäscherei bei dem Engagement 
eines Meisters abgegebene Ericlärung: ,,Sie belcommen 5 Prozent 
vom Umsätze, haben ein garantiertes Mindesteinkommen von 60 K 
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monatlich und können zu jedem sagen, dall Sie mein Kompagnon 
sind!^' hat im Falle der Erweiterung des Unternehmens durch Er- 
richtung einer separat geleiteten Zweiganstalt nicht zur Folge, daß 
sodann auch von dem Umsätze des Zweiggeschäftes 5 Prozent an 
den Meister abgegeben werden munten (Art. 278 und 279 H. G. B.). 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Brunn vom 26. September 1902, Gr. I, 

385/2, bestätigt mit Entscheidung des k. k. Landes- als Berufungsgerichtes 

Brunn vom 26. Oktober 1902, Gg. I, 330/2. 

Der Kläger war in der Dampfwäscherei des Beklagten vom 
1. August 1901 bis 13. September 1902 als Meister beschäftigt und 
erhielt 5 Prozent vom Umsätze als Entlohnung. Garantiert war ein 
Mindestbezug von 60 K monatlich. Im April 1902 erwarb der Beklagte 
die Wäsche aus der Landesgebäranstalt. Hiefür richtete er in einem 
anderen Stadtteil einen vollständig abgesonderten Betrieb ein, mit dem 
der Kläger nichts zu tun hatte. Nachdem der Kläger aus dem Dienst- 
verhältnisse geschieden war, stellte er in einer bei dem Gewerbe- 
gerichte eingebrabhten Klage das Begehren, den Beklagten zur eidlichen 
Angabe der ziffermäßigen Höhe des Umsatzes von der Wäsche- 
reinigung für die Gebäranstalt und zur Bezahlung von 5 Prozent des 
beschworenen Umsatzes zu verurteilen. 

Das Begehren wurde in beiden Instanzen abgewiesen, von 
dem Berufungsgerichte aus nachstehenden Gründen. 

Die Parteien konamen darin überein und es ist dies auch ein- 
leuchtend, daß die Wäschereinigung für die Gebäranstalt aus sanitären 
Gründen nicht in der damals bestandenen Betriebsstätte erfolgen 
konnte und daß zu diesem Zwecke eine neue Betriebsstätte hergestellt 
werden mußte. Die Trennung war übrigens auch durch geschäftliche 
Rücksichten geboten, da zweifelsohne der Kundenkreis sich verringert 
hätte, wenn die Wäsche der Gebäranstalt mit der Privatwäsche in 
einer Betriebsstätte gereinigt worden wäre. 

Die Zusicherung einer Provision an den Kläger konnte unter 
solchen Umständen nur auf den damals bestandenen Betrieb bezogen 
werden und ließ sich unmöglich auf einen Betrieb ausdehnen, der erst 
später eröfifnet wurde, eine durchaus selbständige Einrichtung und 
Leitung hatte, mit dem übrigen Wäschereibetriebe nicht einmal ver- 
einigt werden durfte und den Kläger auch gar nichts anging. 

Die angebliche Äußerung des Beklagten, Kläger könne jeder- 
mann sagen, daß er Kompagnon des Geschäftes sei, hatte keine solche 
Bedeutung, daß hieraus Rechte abgeleitet werden könnten. 

Der Spruch der Vorinstanz ist demnach rechtlich begründet; 
der Berufung des Klägers konnte deshalb keine Folge gegeben 
werden. 
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Nr. 799. 

FUr den Anspruch auf Erstattung irrtümlich zu viel gezahlten Lohnes 
ist das Gewerbegericht zuständig (§ 1, 3 und 4, lit. c, Gew. 0.). 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Brunn vom 27. Dezember 1902, Cr. 1, 

527/2. 

Der Klage eines Manufakturwarenhändlers auf Zurückerstattimg 
des dem Provisionsreisenden zu viel gezahlten Provisionsbetrages 
wurde stattgegeben. 

Gründe: Der Kläger fordert eine versehentlich zu viel gezahlte 
Provision zurück, verlangt also Erstattung dessen, was er als eine ver- 
meintliche Schuld aus dem Dienstvertrage gegeben hat, tatsächlich 
aber wegen Mangels einer Gegenleistung niemals schuldig geworden ist. 
Hienach geht wohl der geltend gemachte Anspruch nicht unmittelbar 
aus dem Dienstvertrage, sondern aus einer ungerechtfertigten 
Bereicherung des Dienstnehmers hervor (§ 1431 a. b. G. B. und Art. 
1 H. G. B.). Allein die Bereicherung hat in dem bestandenen Dienst- 
verhältnisse ihren Grund und einen Teil der Leistung des Dienst- 
berechtigten aus diesem Verhältnisse zum Gegenstande. Es handelt 
sich also tatsächhch um eine Streitigkeit über Leistungen und Ent- 
schädigungsansprüche aus dem Arbeits- oder Dienstverhältnisse, für 
deren Austragung das Gewerbegericht sachlich (§1,3 und 4, lit. c, 
Gew. Ger. G.) und, da sich die klägerische Betriebsstätte in dessen 
Sprengel befindet, auch örtlich (§ 23 Gew. Ger. G.) zuständig ist. Das 
Gewerbegericht hat sich demnach für kompetent erklärt. 

Nr. 800. 

Wenn ein Gewerbeinhaber dem Arbeiter Gelegenheit zur Erlangung 
eines Verdienstes bei dritten Personen in der erkennbaren Absicht 
darbietet, die Entlohnung auf das, was der Arbeiter von dritten 
Personen erhält/ zu beschränken, so kann der Gewerbeinhaber zu 
keiner weiteren Zahlung verhalten werden (§ 72 und 78 Gew. 0.). 

Eijtscheidung des Gewerbegerichtes Brunn vom 13. November 1902, Cr. I, 

461/1 

Der Lastenfuhrwerksbesitzer Johann H. pflegt bei der Ausführung 
von Möbeltransporten mit den die Wohnung wechselnden Parteien zu 
vereinbaren, daß sie ihm nur für das Fuhrwerk und Gespann Zahlung 
zu leisten, die von ihm beigestellten Transportarbeiter aber unmittel- 
bar zu entlohnen haben. Der von Johann H. zur Ausführung der 
Übersiedlung einer Partei aufgenommene Arbeiter Anton H. besorgte 
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dieselbe mit Hilfe des Kutschers in 3 Stunden und erhielt hierauf 
von der Partei zunächst 1 K und, als er hiemit nicht zufrieden war, 
noch weitere 20 h. Anton H. will beide Beträge nur als ein auf den 
Lohn nicht anrechenbares Trinkgeld empfangen haben, beanspruchte 
von Johann H. eine angemessene Entlohnung (1 K 20 h) und klagte 
ihn, als sein Anspruch unberücksichtigt blieb. 

Die Klage wurde abgewiesen. 

Gründe: Es ist in einzelnen Gewerben keine ungewöhnliche 
Erscheinung, daß der Gewerbeinhaber die von ihm in Verwendung 
genommenen Arbeiter nur durch Darbietung der Gelegenheit, von 
dritten Personen einen Verdienst zu erlangen, entlohnt. In dieser Lage 
befinden sich manche Gastwirtsgehilfen, die Zahlmarqueure in den 
meisten Kaffeehäusern, Hotelbedienstete, Lohn- und Badediener, die 
ausschließlich auf Trinkgelder angewiesen sind, u. a. Hieher gehören 
auch »die sogenannten Ziehmänner, die bei Umzügen als Arbeitnehmer 
des Fuhrherrn (welcher aus dem Arbeitsvertrage dem Umziehenden 
zum Möbeltransporte verbunden ist) die Ein- und Ausladung • und 
Wiederaufstellung des Hausrats zu vollbringen haben und als Ver-^ 
gütung erhalten sie Gelegenheit zum Erwerbe von Trinkgeldern aus der 
Hand des Umziehenden" (Lotmar, der Arbeitsvertrag, S. 714, Anm. 2). 
Hienach konnte es sich im gegebenen Falle nur um die Frage handeln, ob 
der Kläger bei seiner Aufnahme gewußt hat, daß er seinen Lohn von 
der umziehenden Partei erhält. Diese Frage war zu bejahen. Denn der 
Kläger ist nicht allein durch den Kutscher von der bei dem Beklagten 
bestehenden Einrichtung in Kenntnis gesetzt worden, sondern hat auch 
mit der Partei über seine Entlohnung unterhandelt und sich erst nach 
Erhöhung des ihm angebotenen Betrages zufrieden gegeben; er hat sich 
also entsprechend der Unterweisung des Kutschers mit der Partei 
über die ihm zu zahlende Vergütung geeinigt (§ 861 und 1152 a. b. 
G. B.). Hienach ist der Kläger nic^t berechtigt, an den Beklagten 
weitere Ansprüche zu stellen. Seine Klage war deshalb abzuweisen. 

Nr. 801. 

Eine die freie Übereinkunft einschränkende Vorschrift, daR Über- 
stunden besser als Normalstunden zu entlohnen seien, besteht 
mcht. D^r allgemeine Brauch, fUr Überstunden einen httheren Lohn 
zu zahlen, ist nicht maßgebend, wenn ein entgegenstehendes Über- 
einkommen vorliegt (§ 72 und 96 a, Gew. 0.). 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Brunn vom 22. Juli 1902, Gr. I, 297/2. 

Die Klage eines gegen Stücklohn beschäftigten Weifers auf 
Nachzahlung von 14 K für 70 Überstunden wurde abgewiesen. 
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Gründe: Der Kläger hat für die während der letzten 7 Wochen 
geleistete Überstundenarbeit bei den wöchentlichen Lohnauszahlungen 
weder mehr als seinen Stücklohn bezogen noch einen höheren Lohn 
beansprucht. Er hat sich also mit dem ausbezahlten Überstundenlohne 
jedesmal zufrieden gegeben. Hierin lag eine stillschweigende Annahme- 
erklärung auf das in der angebotenen Lohnzahlung enthaltene Lohn- 
versprechen; der Lohn war somit verabredet (§§ &61 und 863 a. b. 
G. B.). Daß, wie der Kläger meint, der Überstundenlohn höher sein 
muß als der Normallohn, läßt sich aus dem Gesetze nicht herleiten. 
Wenn § 96a, letzter Absatz, Gew. 0. bestimmt, daß Überstunden 
„besonders** zu entlohnen seien, so hat dies nur die Bedeutung, daß 
auf Überstunden ein von dem übrigen Lohne gesonderter Anteil ent- 
fallen soll, nicht aber, daß diese Entlohnung eine besondere Höhe 
haben müsse. Auch der nahezu in allgemeiner Übung stehende Brauch, 
für Überstundenarbeit eine Lohnzulage von 20 bis 100 Prozent des 
Normallohnes zu gewähren, kann zur Begründung der klägerischen 
Ansicht nicht herangezogen werden. Denn dieser Brauch kann eine 
Berücksichtigung nur in jenen Fällen finden, in denen der Überstunden- 
lohn mangels einer besonderen Abrede vom Richter zu bestimmen ist 
(§ 1152 a. b. G. B.). Im gegebenen Falle, wo eine Lohnvereinbarung, 
wenn auch bloß stillschweigend zustande kam, hat diese allein Geltung. 
Der Anspruch des Klägers läßt sich also weder in der einen, noch in 
der anderen Richtung aufrechthalten und war deshalb abzuweisen. 

Nr. 802. 

Eine probeweise Beschäftigung geht bei nicht fixierter Probezeit in 
ein festes Arbeitsverhältnis über, sobald aus den Umständen zu 
folgern ist, daR der Verwendung des Arbeiters nicht die 
Absicht, seine Eignung zu erproben, sondern eine erprobte Arbeits- 
kraft zu behalten, zu Grunde liegt (§ 863 a. b. G. B.). 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Brunn vom 9. Juli 1902, Gr. I, 273/2. 

Kläger (Geschäftsdiener) ist vom Beklagten (Möbelhändler) auf 
Probe aufgenommen worden. Über die Dauer der Probezeit wurde 
nicht gesprochen. Am zweiten Tage der fünften Woche wurde Kläger 
ohne Kündigung entlassen . Er klagte deshalb auf Lc^nentschädigung 
für 14 Tage. 

Der Klage wurde stattgegeben. 

Grunde: In der Annahme auf Probe kommt wohl die Absicht 
jederzeitiger. Lösbarkeit des Arbeitsverhältnisses zum Ausdrucke, ohne 
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daß Eündigungsausschluß noch besonders vereinbart zu werden 
braucht. Diese Absicht besteht aber nur für die Dauer der probe- 
weiseri Verwendung, um sich bei unzulänglichen Fähigkeiten des 
Arbeiters die Möglichkeit sofortiger Entlassung zu sichern. Sie hört 
also auf, wenn der Arbeiter sich erprobt hat und deshalb in dauernde*«? 
Verwendung genommen wird. Ist zur Erprobung nicht von vornherein 
eine bestimmte Zeit festgesetzt, so sind für deren Dauer die nach- 
träglichen Erklärungen und Handlungen der Parteien maßgebend. 
Unterbleiben ausdrückliche Erklärungen, wird aber das Arbeitsver- 
hältnis so lange und in solcher Weise fortgesetzt, daß der Verwendung 
des Arbeiters nicht mehr die Absicht, seine Eignung zu erproben, 
sondern die Absicht, eine erprobte Arbeitskraft zu behalten, zu Grunde 
gelegt werden kann, so hat sich die Umwandlung der probeweisen 
Beschäftigung in ein festes Aibeits Verhältnis vollzogen. Dies trifft auch 
im gegebenen Falle zu. Die Eignung des Klägers für Dienste unter- 
geordneter Art, wie solche ein Geschäflsdiener zu versehen hat, mußte 
spätestens am Schlüsse der zweiten Woche außer Zweifel stehen. Der 
Kläger wurde aber darüber weit hinaus noch in der fünften Woche 
verwendet, ohne daß seine dienstlichen Leistungen jemals bemängelt 
worden wären. Es war also anzunehmen, daß die anfanglich probe- 
weise Beschäftigung stillschweigend (§ 863 a. b. G. B.) in ein festes 
Arbeitsverhältnis übergegangen ist. Der Kläger hatte daher Anspruch 
auf 14tägige Kündigung (§77 Gew. 0.) und, da diese unterblieb, 
Lohnentschädigung für 14 Tage zu Recht (§ 84 Gew. 0.). 

Nr. 803. 

Bei Abschlun eines Arbeitsvertrages unter Abwesenden ist in der 
dem Bewerber brieflich zugekommenen Mitteilung, er werde aufge- 
nommen werden, wenn er sich als brauchbar erweisen und bleiben 
sollte, vorerst nur eine Aufnahme zur Probe gelegen (§ 77 Gew. 0. 
und Art. 61 H. G. B.). 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Brunn vom 21. August 1902, Gr. I, 320/2. 

Klara P. bewarb sich brieflich von Tetschen aus um die Stelle 
einer Verkäuferin bei der Tabaktrafikantin Marie W. in Brunn und er- 
hielt nach Einsendung ihrer Photographie die Mitteilung, daß sie 
dauernd aufgenommen und Ersatz für die Reisekosten erhalten werde, 
wenn sie sich als brauchbar erweisen und bleiben sollte. Klara P. trat 
am 12. Mai den Dienst an. Nach 8 Tagen (am 20. Mai) gab ihr Marie 
W. bekannt, daß in ihrem Geschäfte eine dreitägige Kündigungfrisst 
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besteho. Klara P. entgegnete darauf: ,In drei Tagen finde ich keinen 
Posten*. 

Am 3. August wurde Klara P. entlassen, nachdem ihr am 
31. Juli auf drei Tage gekündigt worden war. Sie behauptete mangels 
einer besonderen Abrede Anspruch auf die handelsrechtliche Kündi- 
gungsfrist zu haben, und klagte als Lohn-, Kost- und Logisentschä- 
digung bis 30. September den Betrag von 152 K 20 h ein. 

Die Klage wurde abge wiesen. 

Gründe: In der Mitteilung der Beklagten an die Klägerin, sie 
werde dauernd aufgenommen werden, wenn sie sich als brauchbar 
erweisen und bleiben sollte, lag unzweifelhaft der Antrag auf 
Eingehung eines zunächst nur probeweisen Dienstverhältnisses; denn 
in anderer Weise kann der an die Bedingung der Brauchbarkeit und 
des Verbleibens im Dienste geknüpfte Vorbehalt späterer dauernder 
Aufnahme (»ich werde Sie dauernd aufnehmen") gar nicht aufgefaßt 
werden. Da die Klägerin diesen Antrag akzeptiert hat, so erübrigte ihr 
nach einer Probe von 8 Tagen nichts andere«, als die Bedingungen, 
unter denen die Beklagte ein dauerndes Dienstverhältnis zu begründen 
gewillt war, anzunehmen oder die Stellung aufzugeben. Dessen war 
sich Klägerin bei Bekanntgabe der Kündigungsfrist auch bewußt; denn 
sie hätte sonst nicht resigniert entgegnet, daß sie in 3 Tagen keinen 
Posten finden könne. Wenn die Klägerin gegenwärtig behauptet, daß 
sie mit ihrer Aufnahme den Anspruch auf die handelsrechtliche Kün- 
digungsfrist erworben und obige Äußerung in der Absicht getan habe, 
um die ihr gestellte Zumutung, sich mit einer dreitägigen Kündigungs- 
frist zufrieden zu geben, zurückzuweisen, so entspricht dies nicht den 
Tatsachen. Wie oben ausgeführt wurde, war die Klägerin vorerst nur 
zur Probe aufgenommen. Sie hatte also anfangs überhaupt keinen An- 
spruch auf Kündigung, sondern hätte jederzeit entlassen werden können. 
Die Frage, was für eine Kündigungsfrist nach der Probe zu gelten habe, 
blieb bei der Aufnahme offen. Erst nach der Probe wurde die Kün- 
digungsfrist von der Beklagten auf 3 Tage bestimmt und unter dieser 
Bedingung das probeweise Dienstverhältnis in ein endgültiges 
umgewandelt. Hat darauf die Klägerin durch ihr Verbleiben ihre end- 
gültige Aufnahme akzeptiert, so hat sie auch die zur Bedingung 
gemachte Kündigungsfrist stillschweigend genehmigt (§ 863 a. b. G. B.). 
Sie kann also nunmehr nicht die lediglich in Ermanglung einer beson- 
deren Abrede geltende Kündigungsfrist des Art. 61 H. G. B. für sich 
in Anspruch nehmen, beziehungsweise wegen Nichteinhaltung dieser 
Frist Entschädigung verlangen. Ihre Klage war demnach abzu- 
weisen. 
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Nr. 804. 
Die vor dem Übergange des Betriebes an einen anderen Inhaber vom 
Werkmeister den Stuckarbeitern gemachte Mitteilung, dies sei das 
letzte StUcky er werde aber nach seiner Übernahme trachten, dafl 
auch sie aufgenommen werden, enthält wohl eine Kündigung des 
bisherigen Arbeitsverhältnisses, nicht aber auch die bindende Zusage 
derBegrUndung eines neuen Arbeitsvertrages mit dem nachfolgenden 
Betriebsinhaber (§ 77 Gew. 0.). 

Entscheidung des Gewerbegerichles Brunn vom 20. September 1902, Gr. I, 
375/2 und Cr. I, 376/2. 

Die mechanische Weberei der Firma Rud. St. & Komp. ist im 
September 1902 an die Firma B. & E. übergegangen. Der Fabriks- 
meister Alexander 0. hat den bevorstehenden Übergang des Betriebes 
an die Firma B. & E. jedem Weber bei Zuweisung der letzten Ketle 
mit den Worten angezeigt, dies sei die letzte Kette, die Firma B. & E. 
brauche aber auch Leute, er werde daher schauen, daß sie die bisher 
im Betriebe verwendeten Arbeiter aufnehme. Die Weber Eduard P. 
und Franz R. wurden, nachdem sie die letzte Ketle abgewoben hatten, 
entlassen. Sie klagten nun die Firma Rud. St. & Komp. auf Lohn- 
entschädigung für die Kündigungsfrist, behauptend, daß die oben an- 
geführte Äußerung des Meisters keine Kündigung enthalten hätte. 

Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Die Mitteilung des Meisters Alexander 0. enthielt in 
ihrem ersten Teile eine Kündigung des bestehenden Arbeitsverhältnisses 
bis zum Abweben der Kette, in ihrem zweiten Teile das Versprechen, 
sich dafür einzusetzen, daß die Kläger von der die Fortführung des 
Betriebes übernehmenden Firma aufgenommen werden. Die Worte, 
welche die Kündigung zum Ausdrucke brachten, waren so bestimmt 
und verständlich, daß an dem Erlöschen des Arbeitsvertrages mit der 
Firma Rud. St. & Komp. in dem Zeitpunkte der Ablieferung des vom 
Meister als letzte Kette bezeichneten Stückes niemand im Zweifel sein 
konnte (§ 869 a. b. G. B.). Da bei dieser Art der Kündigung in allen 
Fällen auch die bedungene Kündigungsfrist eingehalten worden ist, so 
war jeder einzelne Weber nach Übergabe des letzten Stückes von der 
Firma Rud. St. & Komp. ordnungsmäßig entlassen (§77 Gew. 0.). 
Mit dem bei der Kündigung von Alexander 0. den Arbeitern gegebenen 
Versprechen, er werde schauen, daß sie von der Firma B. & E. in 
Arbeit genommen werden, hat Alexander 0. weder namens der Firma 
Rud. St. & Komp., noch in Vertretung der Firma B. & E. eine Garantie 
dafür übernommen, daß sie tal sächlich bei dieser Firma wieder Arbeit 
finden werden. Soweit übrigens Alexander 0. in die Lage kam, für die 
Firma B. & E. Weber aufzunehmen, hat er sein Versprechen auch 
gehalten. Die Firma B. & E. besetzte nicht alle Stühle auf einmal, 
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sondern nimmt die Besetzung sukzessive vor. Infolgedessen werden 
noch gegenwärtig Arbeiter aufgenommen und werden Aufnahmen auch 
weiterhin stattfinden. Es kann also nicht einmal behauptet werden, daß 
Alexander 0. in den Arbeitern aussichtslose Hoffnungen geweckt hätte. 
Jedenfalls erscheint es ausgeschlossen, daß die Kläger an die Firma 
Rud. St. Sc Komp. deswegen Entschädigungsansprüche stellen könnten, 
weil sie die Firma B. & E. bisher nicht in Arbeit genommen hat. Sie 
waren demnach mit ihren Ansprüchen abzuweisen. 

Nr. 806. 
Die handelsrechtliche Bestimmung, daß die auf einen Sonntag oder 
allgemeinen Feiertag fallende ErfUllungszeit für den nächsten Werk- 
tag gilt, länt sich auf die an einem arbeitsfreien Sonn- oder Feier- 
tage endende Kündigungsfrist nicht anwenden (Art. 329 H. G. B.). 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Brunn vom 10. Oktober 1902, Cr. I, 394/2. 

Der im Kontor der beklagten Handelsgesellschaft als Maschin- 
schreiber gegen ein Taggeld von 3 K 80 h und dreitägige Kündigung 
beschäftigte Kläger wurde am 27. September (Samstag) entlassen, 
nachdem ihm am 25. September (Donnerstag) gekündigt worden war. 
Er beanspruchte Vergütung des Taggeldes für den 29. September 
(Montag) mit der Begründung, daß die dreitägige Kündigungsfrist wegen 
des arbeitsfreien Sonntages erst am Montag abgelaufen sei. 

Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Der Kläger stützte seinen Entschädigungsanspruch auf 
Art. 329 H. G. B., wonach in allen Fällen, in denen der Zeitpunkt der 
Erfüllung auf einen Sonntag oder allgemeinen Feiertag fällt, der nächste 
Werktag als Tag der Erfüllung gilt. Die Bezugnahme auf diesen Artikel 
ist indes verfehlt. Denn die hierin enthaltene Vorschrift betrifft lediglich 
die Erfüllungszeit, sie könnte also bei einem Dienstvertrage nur für 
die Frage in Betracht kommen, wann die an einem arbeitsfreien Sonn- 
oder Feiertage fällige Dienstleistung vom Dienstnehmer auszuführen, 
beziehungsweise das an einem solchen Tage fallige Entgelt vom Dienst- 
geber zu zahlen ist. Die Kündigungsfrist, die einen Teil der Vertrags- 
zeit bildet, steht aber weder zur Arbeitszeit noch zur Zahlungszeit ia 
einer Beziehung, sondern setzt unabhängig davon der Vertragsdauer 
ein Ende. Läuft diese an einem Sonn- oder Feiertage ab, ohne daß an 
einem solchen Tage gearbeitet wird, so endet wohl der Vertrag erst an 
diesem Tage, die Arbeit vrird jedoch schon am letzten Werktage 
vollbracht und ist deshalb auch nocii an demselben Tage zu entlohnen 
(§ 1156 a. b. G. B., Art. 1 und 330 H. G. B.). Der Kläger ist also im 
Unrecht, wenn er deswegen, weil die Kündigungsfrist an einem arbeits- 
freien Sonntag endete, annimmt, daß das Dienstverhältnis noch am 
nächsten Werktage fortbestand. 
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Nr. 806. 

Beendigung des Arbeitsverhältnisses durch Vollendung der Arbeit, 
für die die Arbeiter aufgenommen wurden. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Brüim vom 9. Oktober 1902, Cr. I, 410/2 

und£!r. 1,411/2. 

Die Klage von Erdarbeitern auf Vergütung des Lohnes für die 
gesetzliche Kündigungsfrist von 14 Tagen wurde abgewiesen. 

Gründe: Die Kläger sind lediglich für die mit einer genau 
bezeichneten Rohrlegung verbundenen Erdarbeiten aufgenommen 
worden. Die Dauer des Arbeitsvertrages war also schon durch die Art 
und den Umfang der Arbeiten bestimmt. Sie war wohl nicht kalender- 
mäßig begrenzt, aber doch insoweit festgesetzt, als sie mit der Fertig- 
stellung der Erdarbeiten endete. Die Ansicht der Kläger, daß die 
Vertragszeit unbestimmt gewesen wäre und daß es deshalb zur 
ordnungsmäßigen Lösung des Arbeitsverhältnisses der im § 77 Gew. 0. 
vorgesehenen Kündigung bedurft hätte, läßt sich demnach nicht auf- 
rechthalten. 

Nr. 807. 

Die gesetzlichen KUndigungsvorschriften gelten auch für Lohn- 

^verträge mit Arbeitern, die nur einzelne Tage in jeder Woche oder 

einige Stunden täglich beschäftigt sind (§§ 73 und 77 Gew. 0. und 

Art. 61 H. G. B.). 

1. 
Entscheidung des Gewerbegerichtes Brunn vom 14. Oktober 1902, Gr. I, 415/2. 

Der Beklagte (Friseur) hat den Kläger für die Samstage und 
Sonntage als Gehilfen aufgenommen und ihn seit dem Monate Mai 
regelmäßig an diesen beiden Tagen in jeder Woche beschäftigt. Als 
Entlohnung erhielt der Kläger 2 K 40 h wöchentlich nebst Frühstück 
und Mittagessen an den Tagen seiner Verwendung. Am 10. Oktober 
(Freitag) ließ ihm der Beklagte sagen, daß er nicht mehr zu kommen 
brauche. Der Kläger fand sich am nächsten Tage (Samstag) ein und 
verlangte, entweder noch 14 Tage (die gesetzliche Kündigungsfrist) 
an den beiden letzten Tagen der Woche beschäftigt oder für Lohn- und 
Kostentgang an zwei Samstagen und zwei Sonntagen entschädigt zu 
werden. Der Beklagte verweigerte eines wie das andere. Auf Ver- 
gütung des Lohn- und Kostentganges für vier Arbeitstage belangt, 
wendete der Beklagte ein, daß ihm Kläger an den bezeichneten Tagen 
nur ausgeholfen habe, sonach kein in einem dauernden Arbeitsver- 
hältnisse stehender Arbeiter gewesen sei. 

Dem Klagebegehren wurde stattgegeben. 

XII 
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Grunde: Der Kläger stand vom Mai bis Oktober bei dem 
Beklagten in regelmäßiger Beschäftigung, war also gewerblicher Hilfs- 
arbeiter im Sinne des § 73 lil. a Gew. 0. und hatte als solcher Anspruch 
auf die Kündigungsfrist des § 77 Gew. 0. Daß der Kläger nur an zwei 
Tagen in jeder Woche beschäftigt war, vermochte hieran nichts zu 
ändern. Deswegen hörte er nicht auf, ständiger Arbeiter zu sein. Denn 
seine Beschäftigung war weder ihrer Natur nach eine nur vorüber- 
gehende, noch durch den Arbeitsvertrag im voraus auf einen Zeitraum 
von weniger als eine Woche beschränkt (§ 37, Abs. 2 des Gesetzes 
vom 30. März 1888, R. G. Bl. Nr. 33). Nur .vorübergehend mit vor- 
übergehenden Dienstleistungen* beschäftigte Personen sind unständige 
Arbeiter. Ein Engagement, welches eine Woche überschreitet, aber 
den Arbeiter nur einen Teil jeder Woche oder auch an jedem Tage 
nur einige Stunden in Anspruch nimmt, ist kein vorübergehendes 
(Rosin, „Das Recht der Arbeiterversicherung*, § 28, Abs. II, Z. 1 und 
Anm. 22). Die gesetzlichen Kündigungsfristen, die ein Teil der Vertrags- 
zeit sind, haben^ nichts zu tun mit der Arbeitszeit. Es gilt demnach die 
gesetzliche Kündigungsfrist des § 77 Gew. 0. auch für denjenigen 
Arbeitsvertrag, bei welchem die Arbeitszeit so geregelt wird, daß der 
Arbeitnehmer nur alle Samstage und Sonntage zu arbeiten hat. Hier 
ist nur die Arbeitszeit beschränkt, die Dauer des Arbeitsverhältnisses 
(Vertrags zeit) wird hievon nicht berührt (Lotmar, Arbeitsvertrag, Band I, , 
Seite 586, Anm. 22). Tatsächlich ist auch unter den Parteien über die 
Verwendungsdauer nichts vereinbart worden. Der Arbeitsvertrag war 
also für unbestimmte Zeit, d. i. gegen Kündigung eingegangen. 

Der Kläger hat daher mit Recht Einhaltung der bei dem Abgange 
einer besonderen Abrede geltenden 14tägigen Kündigungsfrist (§77 
Gew. 0.) begehrt und, da dies nicht geschehen ist, Lohn und Kost- 
entschädigung im Sinne des § 84 Gew. 0. beansprucht. 



Entscheidung des Gewerbegerichtes Brunn vom 19. März 1903, Gr. 1, 125/3. 

Der Kläger war bei dem beklagten Tuchhändler seit dem 
Jahre 1899 täglich nach 6 Uhr abends beschäftigt, um als Dolmetsch 
die Geschäftskorrespondenz, soweit sie in russischer oder polnischer 
Sprache geführt wurde, zu erledigen. Hiefür bezog er monatüch 30 K 
und halbjährig etwas über 3 Meter Tuch auf einen Anzug. 

Am 1 . März d. J. wurde ihm eröffnet, daß auf seine Dienste 
nicht weiter reflektiert werde. 

Er verlangte Einhaltung der handelsrechtlichen Kündigungsfrist 
und stellte, als ihm dies nur unter der Bedingung eines die Ver- 
pflichtung hiezu aussprechenden Urteiles zugestanden vnirde, vor dem 
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Gewerbegerichte den Antrag auf urteilsmäßige Feststellung, daß es zur 
ordnungsmäßigen Lösung des bestehenden Dienstverhältnisses einer 
sechswöchentlichen Kündigung zum Quartalsersten bedürfe (Art. 61 
H. G. B.). 

Dem Feststellungsbegehren wurde im wesentlichen aus den der 
vorausgehenden Entscheidung beigefügten Gründen stattgegeben. 

Nr- 808. 
Bekanntmachen der Kündigung durch einen Boten. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Brunn vom 18. November 1902, 
Cr. I, 



Dem Kläger (Schlosser) wurde an einem Samstage von der 
Frau des Meisters mitgeteilt, daß sie ihm auftragsmäßig auf 14 Tage 
kündige. Auf die Frage nach dem Grund der Kündigung entgegnete 
die Frau: „Danach müssen Sie meinen Mann fragen, ich habe nur 
ausgerichtet, was mir aufgetragen worden ist". Nach 14 Tagen wurde 
der Kläger entlassen. Er behauptete nun, daß ihm nicht rechtmäßig 
gekündigt worden sei, weil der Frau des Meisters im gewerblichen 
Betriebe keine Vertretungsbefugnis zustehe, begehrte vom Meister 
nochmalige Kündigung und klagte, als der Meister darauf nicht ein- 
gehen wollte, den Lohn für weitere 14 Tage ein. 

Die Klage wurde abgewiesen. 

Gründe: Es ist wohl richtig, daß eine Kündigung nur dann als 
solche wirkt, wenn sie von einer dazu bestimmten Person ausgeht und 
daß hiezu in der Regel nur die Partei selbst legitimiert erscheint. 
Deswegen kann aber noch nicht behauptet werden, daß die Partei 
persönlich kündigen müsse. Die Gültigkeit einer Kündigung ist im 
Gesetze durch keine besonderen Förmlichkeiten bedingt. Die Partei 
kann sich also bei derselben wie bei andern Willenserklärungen der 
Botschaft oder Stellvertretung bedienen. Hienach ist es dem Gewerbe - 
Inhaber unbenommen, die seinerseits verfügte Kündigung dem hievon 
betroffenen Arbeiter ausrichten zu lassen und hierait seine Frau oder 
jemanden von seinen Angehörigen oder Angestellten als Boten zu 
beauftragen. Zweifelt der Arbeiter an der Richtigkeit der Kündigung, 
so steht es ihm frei, bei dem Gewerbeinhaber selbst anzufragen. Die 
Einwendung des Klägers, daß ihm nicht von einer hiezu legitimierten 
Person gekündigt worden sei, ist daher hinfällig, zumal die Frau des 
Meisters ausdrücklich erklärt hat, daß sie nur einen erhaltenen Auftrag 
als Botschaft ausrichte und über den Grund keinen Aufschluß geben 
könne. Der Kläger war deshalb mit seiner Klage abzuweisen. 

XII* 
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Hr. 8Ö9. 

Auch wenn der gewerbliche Hilfsarbeiter mit einem Dienstboten- 
buch in den gewerblichen Betrieb eingetreten ist, so sind auf das 
Dienstverhältnis die Vorschrifen der Gewerbeordnung, nicht jene der 
Dienstbotenordnung anzuwenden. (§ 72 und 73 Gew. 0.) 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Brunn vom 25. November 1902, Gr. I, 

483/2. 

Der Kutscher Johann M. ist aus herrschaftlichen Diensten mit 
einem Dienstbotenbuche als Ausweis bei dem Bierexporteur Robert L. 
eingetreten und hat mit ihm mündlich eine 24 ständige Kündigungs- 
frist vereinbart. Nach einiger Zeit wurde er entlassen und für die 
24 stündige Kündigungsfrist entschädigt. Er klagte nun auf Lohn-, 
Kost- und Quartierentschädigung für weitere 13 Tage und stützte seinen 
Anspruch auf § 10 der in seinem Dienstbotenbuch abgedruckten 
Dienstbotenordnung für Mähren vom 2. Mai 1886, L. G. Bl. Nr. 53, 
wonacli die Kündigungsfrist 1 4 Tage beträgt und ein besonderes Über- 
einkommen bezüglich der Aufkündigung zu seiner Gültigkeit der Ein- 
tragung in das Dienslbotenbuch bedarf. 

Die Klage wurde abgewiesen. 

Gründe: Der Kläger ist dadurch, daß er in das Bierexport- 
geschäft des Beklagten als Kutscher eintrat und ausschließlich im 
Gewerbebetriebe verwendet wurde, gewerblicher Hilfsarbeiter im Sinne 
des § 73, lit. a.. Gew. 0. geworden. Gemäß § 72 Gew. 0. ist die 
Festsetzung der Verhältnisse zwischen den selbständigen Gewerbe- 
treibenden und ihren Hilfsarbeitern innerhalb der durch die Gesetze ge- 
zogenen Grenzen Gegenstand freier Übereinkunft. Unter den Gesetzen, 
die der freien Übereinkunft Schranken ziehen, können die Dienst- 
botenordnungen nicht gemeint sein; denn diese sind ausschließlich 
dazu bestimmt, das Dienstverhältnis des städtischen und ländlichen 
Gesindes zu regeln, können also auf gewerbliche Arbeitsverhältnisse 
keine Anwendung finden. Demgemäß ließ sich die Gültigkeit der ohne 
eine Eintragung imDienstbotenbuche getroffenen Kündigungsabrede nicht 
mit dem Hinweis auf § 10 der mährischen Dienstbotenordnung anfechten. 
Das Klagebegehren war daher als in der Gewerbeordnung und in den 
dieselbe ergänzenden Gesetzen nicht begründet abzuweisen. 

Nr, 810- 

Der dem Arbeiter bei der Aufnahme gemachte Vorbehalt: y,Wenn das 
Geringste vorkommen sollte, so sind Sie entlassen !'< hat, insoweit 
er eine Ausdehnung der EntlassungsgrUnde des § 82 Gew. 0. be- 
zweckte, keine rechtliche Wirkung. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Brunn vom 22. August 1902, Cr. 1, 331/2. 
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Der Kläger (Buchbindergehilfe) hat eine Mitarbeiterin während 
der Beschäftigung geneckt und wurde deswegen ohne Kündigung 
entlassen. Gegen die auf Vergütung des Lohnes für die Kündigungs- 
frist gerichtete Klage wendete der Beklagte ein, daß er sich bei der 
Aufnahme des Klägers das Recht zur sofortigen Entlassung desselben 
-für den Fall, als das Geringste vorkommen sollte, ausbedungen habe. 

Dem Klagebegehren wurde stattgegeben. 

Gründe: Gemäß § 72 Gew. 0. ist die Festsetzung der Ver- 
hältnisse zwischen den selbständigen Gewerbetreibenden und ihren 
Hilfsarbeitern lediglich innerhalb der durch die Gesetze gezogenen 
Grenzen Gegenstand freier Übereinkunft. Der Beklagte hätte also allen- 
falls vereinbaren können, daß die Kündigungsfrist des § 77 Gew. 0. 
ausgeschlossen sei, demnach der Lösung des Arbeitsverhältnisses eine 
Kündigung überhaupt nicht vorauszugehen brauche, er durfte aber 
nicht über die im Gesetze (§82 Gew. 0.) erschöpfend aufgezählten 
Entlassungsgründe hinausgehen und sich auch für geringere Versehen 
ein Entlassungsrecht ausbedingen. Insoweit er dies getan hat, war 
sein Vorbehalt als die gesetzlichen Schranken durchbrechend, ohne 
rechtliche Wirkung. Er konnte daher mit dem Hinweis auf diesen 
Vorbehalt weder die wegen einer geringfügigen Ungehörigkeit aus- 
gesprochene Entlassung des Klägers rechtfertigen, noch den deshalb 
auf Grund der Bestimmungen des § 84 Gew. 0. erhobenen Ent- 
schädigungsanspruch abwehren. 

Nr. 811. 
Grobe Ehrenbeleidigung oder ungebührliche Äuflerung? 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Brunn vom 19. September 1902, Cr. 1,379/2. 

Der Tischlergehüfe Heinrich Z. wurde von seinem Meister 
zurechtgewiesen , weil er eine ihm übertragene Arbeit nicht nach der 
vorgelegten Zeichnung ausgeführt hatte. Heinrich Z. bemängelte 
darauf die Zeichnung. Als der Meister bemerkte, er habe die Zeich- 
nung selbst entworfen, entgegnete Heinrich Z., er seh .... auf seine 
Zeichnung. Der Meister entließ Heinrich Z. und wurde deswegen von 
ihm auf Lohnentschädigung für die Kündigungsfrist belangt. 

Die Klage vmrde abgewiesen. 

Gründe: Der Kläger hat mit den obigen Worten eine Arbeit 
(Zeichnung) des Meisters nicht, wie er behauptet, bloß auf eine unan- 
gemessene Weise bekrittelt, sondern in einer den Meister gröblich 
verletzenden Form herabgesetzt. Er hat sich also einer groben Ehren- 
beleidigung gegen seinen Meister schuldig gemacht und dadurch 
gemäß § 82, lit g. Gew. 0. Ursache zu sofortiger Entlassung gegeben. 
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Nr. 812. 

Vorschubleistung bei einem tätlichen Angriffe auf einen Mitarbeiter 
bietet Grund zu sofortiger Entlassung. (§ 82, lit. g. Gew. 0.) 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Brunn vom 20. September 1902, Cr. I, 
368/2 und Cr. I, 373/2. 

In der Tuchfabrik des Beklagten streikten die Appreturarbeiter. 
Nach Beilegung der Differenzen überfielen mehrere Arbeiter den 
während des Ausstandes aufgenommenen Presser Jakob §. als Streik- 
brecher und schlugen ihn blutig. Jakob §. konnte nur zwei von den 
Teilnehmern namhaft machen. Diese wurden darauf ohne Kündigung 
entlassen. Sie klagten nun auf Lohnentschädigung für die Kündigungs- 
frist, behauptend, daß sie nur zufällig hinzugekommen wären, Jakob §. 
nicht angerührt hätten und auch nicht wüßten, wer ihn geschlagen 
habe. Jakob S. als Zeuge unter Eid vernommen, gab an, er habe die 
Kläger unter den Angreifern erkannt, wisse aber nicht, ob sie 
ihn schlugen, da er unter den von allen Seiten einfallenden 
Hieben das Gesicht zur Erde wandte und die Hände ober dem 
Kopfe hielt. 

Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Die Kläger sind laut Zugeständnis sowohl unter den 
Streikenden als auch mit jenen Arbeitern beisammen gewesen, die den 
Mitarbeiter Jakob §. als Streikbrecher überfallen und blutig geschlagen 
haben. Dies reichte aus, um als feststehend anzunehmen, daß sich die 
Kläger zum mindesten mittelbar einer Körperverletzung an einem Mit- 
arbeiter im Sinne des § 82,lit.g.Gew.O.^ schuldig gemacht haben; denn 
selbst wenn sie, wie von ihnen behauptet wird, nur zufällig in die 
vorderste Reihe der Angreifer geraten wären, so hätten sie doch 
sowohl die Mißhandlung des Jakob §. verhindern als auch dazu bei- 
tragen können, daß die Teilnehmer des Überfalles bekannt werden, 
zumal ihrer im ganzen nicht mehr als höchstens sieben waren. Inso- 
weit sie dies unterlassen haben, geschah es zweifellos vorsätzlich, da 
sie am Ausstande beteiligt waren und dadurch allein einerseits in eine 
Interessengemeinschaft mit den Angreifern als Streikgenossen, ander- 
seits in einen Gegensatz zu Jakob S. als Streikbrecher kamen. Die 
Kläger haben also zum wenigsten den Angreifern bei dem Überfalle 
des Jakob §. Vorschub geleistet und dadurch die Körperverletzung 
desselben mitverschuldet. Der Beklagte hat sie daher rechtmäßig ent- 
lassen und kann demnach nicht zu einer Ersatzleistung für den Ent- 
gang der Kündigung (§ 84 Gew. 0.) verhalten werden. 
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Nr. 813, 

Zurücknahme der Entlassung durch wahlweises Anbieten der Fort- 
dauer des Arbeitsverhältnisses bis zum Ablauf der Kündigungsfrist. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Biünn vom 7. Oktober 1902, Cr. I, 407/2. 

Der bei dem Bäckermeister und Gemischtwarenhändler Gustav Seh. 
bedienstete Kutscher Wenzel M. wurde wegen des Naßwerdens einer 
Wagenplache zurechtgewiesen und im Verlaufe des Wortstreites, der 
aus diesem Anlasse entstand, aufgefordert, den Dienst augenblicklich 
zu verlassen. Als Wenzel M. sich gleich darauf zum Fortgehen 
anschickte und nebst dem verdienten Anteile seines Wochenlohnes 
auch Lohn-, Kost- und Quartierentschädigung für 14 Tage verlangte, 
erklärte sein Dienstgeber: »So war es nicht gemeint, Sie können wohl 
sofort^ehen, Sie können aber auch Ihre 14 Tage machen!* Wenzel M. 
entgegnete, er halte sich an die erste Äußerung, und belangte 
Gustav Seh. auf Bezahlung des im Zeitpunkte seines Abganges bereits 
verdienten Lohnes sowie auf Ersatzleistung für die Kündigungsfrist. 

Dem Kläger wurde der Lohn bis zu seinem Ausscheiden zuer- 
kannt, hingegen wurde sein Entschädigungsanspruch für die Kün- 
digungsfrist abgewiesen. 

Gründe: Mit der Aufforderung, den Dienst augenblicklich zu 
verlassen, hat wohl der Beklagte die Entlassung des Klägers ausge- 
sprochen. Er hat aber, als der Kläger die Aufforderung nicht ohne- 
weiters hinnahm, sondern volle Genugtuung für Kündigungsentgaug 
beanspruchte, seinen Ausspruch nicht verwirklicht, sondern sich im 
Gegenteile ausdrücklich zur Fortsetzung des Dienstverhältnisses bereit 
erklärt und hinzugefügt, daß seine Worte anders gemeint waren und 
dem unbotmäßigen Kläger nur den sofortigen Austritt ermöglichen 
sollten. Wenn der Kläger sich darauf aus dem Dienste entfernt hat 
und in denselben nicht mehr zurückgekehrt ist, so ist der Dienst- 
vertrag zwar ordnungsmäßig gelöst worden; denn der Beklagte hat 
im voraus seine Einwilligung hiezu gegeben. Allein der plötzliche 
Abbruch des Dienstverhältnisses war nicht mehr eine Folge des ein- 
gangs bezogenen Ausspruches des Beklagten, sondern eine Folge der 
Weigerung des Klägers, weitere Dienste zu leisten. Es lag also keine 
vollzogene Entlassung des Klägers, sondern eine Vertragsaufhebung 
vor, die der Kläger, ohne daß er hiezu einen Grund (§ 82 a. Gew. 0.) 
gehabt hätte, selbst gewollt und bewirkt hat. Hienach mangelten dem 
eingeklagten Entschädigungsanspruche die gesetzlichen Voraussetzungen 
einer wirklichen Entlassung (§ 84 Gew. 0.). Es war deshalb lediglich 
dem als richtig anerkannten Begehren um Auszahlung des Lohnes bis 
zum Zeitpunkte der Vertragsauflösung stattzugeben (§395 Z. P. 0.), 
das auf Ersatzleistung für die Kündigungsfrist gerichtete Begehren 
aber als unbegründet abzuweisen. 
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Nr. 814. 
Der Arbeiter ist nicht berechtigt, die Übernommene Arbeit lediglich 
deshalb einzustellen, weil er über die HOhe seiner Entlohnung im 
ungewissen gelassen wird. (§ 82, lit. f, Gew. 0.) 

Entscheidung des Gewerbegerichtes vom 14. Oktober 1902, Cr. 1, 416/2. 

Der Kläger (Bandmacher) hat seit seinem Eintritte in die 
Posamentierwarenfabrik der beklagten Firma Vorstoßborten gewebt und 
liiebei im Stücklohn durchschnittlich einen Tagesverdienst von 2 K 
erzielt. Vom 3. Oktober angefangen, hatte er Teppichborten zu 
weben. Er besorgte, daß er bei dem ihm bekannt gegebenen Lohn- 
satze nicht soviel wie bisher verdienen könne und verlangte vor Über- 
nahme der Arbeit Besserung des Lohnsatzes. Die beklagte Firma ging 
wohl darauf nicht ein, versprach aber dem Kläger bei geringeftn Ver- 
dienste Gewährung einer Lohnzulage, deren Bestimmung sie sich von 
Fall zu Fall vorbehielt. Der Kläger übernahm die Arbeit, verdiente 
nach 6 Tagen 7 K 20 h und wollte nun erfahren, wie viel er an Lohn- 
zulagc eriialten werde. Der Fabriksdirektor versprach ihm, deren Höhe 
nach Rücksprache mit den Firmainhabern mitzuteilen. Der Kläger war 
über den Verzug ungehalten, verlangte Zuweisung einer anderen 
Arbeit und verließ die Fabrik, als ihm andere Arbeit nur versprochen, 
aber nicht sofort zugeteilt wurde. Deswegen entlassen, klagte er auf 
Lohnentschädigung für die Kündigungsfrist. 

Die Klage wurde abgewiesen. 

Gründe: Der Kläger wußte nach Zusicherung einer von Fall 
zu Fall zu bestimmenden Lohnzulage allerdings nicht ziffermäßig 
genau, was für ein Entgelt er für seine Arbeitsleistung erhalten werde. 
Allein er wußte doch wenigstens, daß der Lohn angemessen sein 
muß und daß bei einem Streite über die Angemessenheit des ange- 
botenen Betrages das Gewerbegericht den Lohn zu bestimmen hat 
(§ 1152 a. b. G. B. und § 72 Gew. 0.). Der Kläger war also dadurch, 
daß sich die beklagte Firma die Lohnfes tselzung von Fall zu Fall 
vorbehielt, noch nicht verkürzt. 

Der Anspruch auf ein angemessenes Entgelt blieb ihm unter 
allen Umständen gewahrt. Er hatte auch kein Recht, im vorhinein 
auf die Festsetzung der Lohnzulage zu dringen; denn deren Höhe 
hing im wesentlichen von dem Arbeitserfolge und den Ursachen, 
weswegen dieser hinter dem Durchschnitte zurückblieb, ab. Der Kläger 
durfte daher die Arbeit nicht deswegen einstellen, weil ihm die Höhe 
der Zulage vor deni für die Lohnauszahlung bestimmten Zeitpunkte 
nicht bekannt gegeben wurde. Ebensowenig durfte er dies deshalb 
tun, weil ihm die Firma wegen des unbefriedigenden Arbeitserfolges" 
bereits eine andere Arbeit versprochen hat. Bevor deren Zuweisung 
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erfolgte, war es selbstverständlich Pflicht des Klägers, die bisherige 
Arbeit fortzusetzen. Das Stehenlassen des Webstuhles mit den 
Tcppichborten war demnach eine nicht entschuldbare Pflichtver- 
säumnis und, da der Kläger sich zugleich entfernte, als ein unbefugtes 
Verlassen der Arbeit im Sinne des § 82, lit. f Gew. 0., aufzufassen. 
Es war also nicht geeignet, das Entlassungsrecht der Firma in Frage 
zu stellen imd für den Kläger Entschädigungsansprüche (§ 84 Gew. 0.) 
zu begründen. 

Nr. 815, 

Fabriksarbeiter, die noch nicht 14 Jahre alt sind, haben im Falle 
Ihrer kUndigungslosen Entlassung keinen Anspruch auf Lohnent- 
schädigung für die Kündigungsfrist. (§§ 84 und 96 b Gew. 0.) 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Brunn vom 11. November 1902, 

Cr. I, 454/2. 

Der noch nicht 14 Jahre alte Kläger (Tuchscherer) wurde nach 
einer mehrwöchentlichen Beschäftigung in der Tuchfabrik der beklagten 
Firma ohne Kündigung entlassen. Er belangte die Firma auf Bezahlung 
des in der letzten Woche verdienten Lohnes und auf Vergütung des 
für die Kündigungsfrist entfallenden Anteiles der vereinbarten Ent- 
lohnung. 

Der Verdienst ist ihm zuerkannt worden, der Anspruch auf 
Lohnentschädigung für die Kündigung wurde abgewiesen. 

Gründe: Der Kläger ist laut vorliegenden Taufscheines noch 
nicht 14 Jahre alt, darf also in fabriksmäßig betriebenen Gewerbs- 
unlernehmungen zu regelmäßigen gewerblichen Beschäftigungen nicht 
verwendet werden (§ 96 b, Abs. 1 Gew. 0.). 

Wenn ungeachtet dieses Verbotes von der beklagten Tuch- 
fabiiksfirma dem Kläger als Tuchscherer gewerbliche Arbeit gegeben 
und von dem Kläger solche Arbeit regelmäßig verrichtet worden ist, 
so handelte der eine wie der andere Teil unerlaubt. Was auf diese 
Weise beiderseits geleistet und vom Kläger verdient wurde, bestand 
allerdings zu Recht, allein der Arbeitsvertrag als solcher war ungültig, 
d. h. er begründete weder für den Kläger einen Anspruch auf Arbeil, 
noch für die beklagte Firma ein Recht auf die klägerische Arbeitskraft 
(§§ 878 und 1174 a.b. G. B.). Die kündigungslose Lösung des 
Arbeitsverhältnisses bewirkte also nur die Beseitigung eines unerlaubten 
Zustandes, auf dessen Erhaltung — wäre es auch nur für die Dauer 
der Kündigungsfrist — niemand ein Recht erworben haben konnte. 
Demgemäß war dem Kläger nur der unbestrittene Verdienst bis zum 
Tage seines Ausscheidens im Betrage von 6 K zuzuerkennen (§395 
Z. P. 0.), seinAnspruch auf Lohnentschädigung für die Kündigungsfrist 
hingegen abzuweisen. 
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Nr. 816. 

Vertrauensmiflbrauch berechtigt, insoweit er nicht einem Handlungs- 
gehilfen zur Last fällt, nur dann zur sofortigen Entlassung, wenn 
entweder eine strafbare Handlung oder eine beharrliche Pflichten- 
vernachlässigung vorliegt. (Art. 64, Z. 1 H. 6. B., § 82 lit. d und f 

Gew. 0.) 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Brunn vom 25. November 1902, 
Cr. I, 484/2. 

Der Kläger (Buchbindergehilfe) hatte Zeitlingsabschnitte, die 
einen Roman enthielten, einzubinden. Er nahm dieselben, um den 
Roman zu lesen, in seine Wohnung, wo ein Teil verloren ging. Der 
Kläger meldete den Abgang dem Meister und erbot sich zum Ersätze. 
Der Meister entließ ihn darauf ohne Kündigung. Der Kläger begehrte 
Lohnentschädigung für 14 Tage, abzüglich des zur Ergänzung des 
Romanes erforderlichen Betrages. 

Dem Klagebegehren V7urde stattgegeben. 

Gründe: Vertrauensmißbrauch bietet in den nach der Gewerbe- 
ordnung zu beurteilenden Fällen nur dann einen Grund zur Entlassung, 
wenn entweder eine strafbare Handlung oder eine beharrliche 
Pflichtenvernachlässigung vorliegt (§ 82, lit. d und f Gew. 0.). Bloß 
gegenüber Handlung>gehilfen bedarf es bei begangenem Vertrauens- 
mißbrauche nicht des Nachweises der Strafbarkeit oder der beharr- 
lichen Pflichtversäumnis, sondern es reicht aus, wenn der Richter den 
Vertrauensbruch als einen genügend wichtigen Grund zur sofortigen 
Aufhebung des Dienstverhältnisses erachtet (Art. 62 und 64, Z. 1, 
Z. P. 0.). 

Im gegenwärtigen Falle hat sich der in einem handwerksmäßig 
betriebenen Gewerbe beschäftigte Kläger durch das eigenmächtige 
Ausleihen der zum Einbinden erhaltenen Romanblätter und durch 
seine Unachtsamkeit bei der Verwahrung derselben wohl eines Ver- 
trauensmißbrauches, aber nicht einer Veruntreuung oder einer beharr- 
lichen Pflichtenvernachlässigung schuldig gemacht. 

Der Beklagte war demnach zu einer kündigungslosen Lösung 
des Arbeitsverhältnisses nicht berechtigt und aus ^ diesem Grunde 
(§ 84 Gew. 0.) antragsgemäß zu verurteilen. 

Nr. 817. 
ZurUckversetzung einer Arbeiterin in das Lehrverhälfnis. (§ 82 a, 

lit. d Gew. 0.) 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Brunn vom 2. Oktober 1902, 
Gr. I, 399/2. 

Die Klägerin ist in die mechanische Weberei der beklagten 
Firma auf einige Wochen als Lehrmädchen aufgenommen worden, 
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um sich im Spulen von Garn auszubilden. Während der Lehrzeit 
erhielt die Klägerin keinen Lohn. Nach Verlauf von sieben Wochen 
vmrde sie zunächst bei zwei Dampfstülilen als Spulerin verwendet und 
am Lohnauszahlungstage tarifmäßig mit 32 h pro Stuhl und Tag 
entlohnt. In der folgenden Woche spulte die Klägerin anfangs für drei, 
später für vier Stühle. Sie vermochte aber den Bedarf an Schußspulen 
für vier Stähle nicht zu decken, was Störungen und Beschwerden der 
beteiligten Weberinnen zur Folge hatte. Der Webmeister rief des- 
wegen die Klägerin ab, setzte an ihre Stelle eine andere Spulerin und 
ließ sie ohne Beschäftigung. Wie die Klägerin behauptet, hat der 
Webmeister auch erklärt, daß sie entlassen sei. Der Webmeister will 
aber nur gesagt haben, sie müsse, wenn sie Arbeit erhalten wolle, 
imentgeltlich weiter lernen. Die Klägerin begehrte Lohnen tschädiguug 
im Betrage des bei dem Spulen für drei Stühle erreichbaren Arbeits- 
verdienstes von 96 h täglich. 

Dem Klagebegehren wurde stattgegeben. 

Gründe: Es ist unbestritten, daß die Klägerin seit 25. September 
bei der beklagten Firma als Spulerin gegen Zahlung des im Tarife 
pro Webstuhl und Tag festgesetzten Lohnes beschäftigt war. Daß sie 
unmittelbar nach einer sieben Wochen langen Lehre nicht dieselbe 
Fertigkeit im Spulen haben konnte wie eine seit Monaten oder Jahren 
verwendete Spulerin, ist selbstverständlich. Darauf hatte die beklagte 
Firma, bezw. ihr Vertreter (Webmeister) bei Heranziehung der Klä- 
gerin und Verteilung der Arbeit gebührende Rücksicht zu nehmen. 
Reichte die Ausbildung der Klägerin nicht aus, um sie zur Fertig- 
stellung der für vier Stühle erforderlichen Schußspulen zu befähigen, 
so war sie anzuweisen, sich auf zwei oder drei Stühle zu beschränken, 
oder es war eine andere geeignetere Verfügung zu treffen, eventuell 
mit der Kündigung des Arbeitsverhältnisses vorzugehen; keineswegs 
durfte ihr aber die Möglichkeit eines Verdienstes entzogen werden. 
Mag also die Klägerin entlassen worden sein oder mag sie wegen 
Lohnentziehung die Arbeit verlassen haben, in dem einen wie in dem 
anderen Falle hat sich die beklagte Firma ihr gegenüber ins Unrecht 
gesetzt. Denn ein unzulänghcher Arbeitserfolg ist noch kein Ent- 
lassungsgrund. Nur Unfähigkeit hätte zur ijptlassung berechtigt (§82, 
lit. b Gew. 0.). Unfähigkeit lag aber nicht vor, da die Klägerin das 
Spulen erlernt und einige Tage ohne Beihilfe auch gespult hat. Wohl 
aber begründet die Einstellung des Lohnbezuges in Verbindung mit 
der an die Klägerin gestellten Zumutung, das beendete Lehrverhältnis 
zu erneuern, den Austrittsgrund des § 82 a, lit. d Gew. 0. und den 
Anspruch auf Lohnentschädigung für die Kündigungsfrist im Sinne des 
§ 84 Gew. 0. 

Es war also antragsgemäß zu erkennen. 
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Nr. 818. 

Aufittsung des Dienstverhältnisses wegen Verweigerung der Heizung 
des Schlaf raumes bei grofler Kälte. (§ 82 a, lit. a Gew. 0.) 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Brunn vom 11. Dezember 1908, 
Gr. I, 515/2. 

Der Klägerin (Gasthausköchin) wurde bei 10** Kälte eine 
ungeheizte Bodenkammer als Schlafstätte zugewiesen. Sie verlangte, 
daß bei strenger Kälte die Kammer vor dem Schlafengehen geheizt 
werde. Als ihr dies rundweg abgeschlagen wurde, verließ sie den 
Dienst und klagte auf Lohnen! Schädigung für die Kündigungsfrist. 

Ihrer Klage wurde stattgegeben. 

Gründe: Es ist unbestritten, daß die der Klägerin als Schlaf- 
raum zugewiesene Bodenkammer ungeachtet ihrer dem Eindringen der 
Kälte besonders ausgesetzten Lage und trotz der täglichen Zunahme 
der Kältegrade nicht geheizt wurde, und daß die von der Klägerin 
dagegen erhobenen Vorstellungen unberücksichtigt geblieben sind. 
Daß ein derartiges Vorgehen des Beklagten die Gesundheit der Klägerin 
zu gefährden geeignet war, kann bei einer untertags der Sparherdhitze 
ausgesetzten und aus diesem Grunde gegen eine Verkühlung weniger 
widerstandsfähigen Person keinem Zweifel begegnen. Die Klägerin hat 
daher mit Recht behauptet, daß sie ohne Schaden für ihre Gesundheit 
die Arbeit nicht habe fortsetzen können. Es war also ihr sofortiger 
Austritt begründet (§ 82 a, lit. a Gew. 0.) und demzufolge auch ihr 
Anspruch auf Lohnentschädigung für die Kündigungsfrist gerechtfertigt 
(§ 84 Gew. 0.). 

Nr. 819. 
Es liegt keine ungebührliche Vorenthaltung des Lohnes vor, wenn 
der Arbeitgeber bei der Lohnauszahlung eine Reklamation nicht 
sofort berücksichtigt, sondern sich deren Prüfung vorbehält (§ 82 a, 

lit. d Gew. 0.) 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Brunn vom 23. Dezember 1902, Gr. I, 
535/2 und Gr. I, 536/2. 

Zwei in einer Spinnerei beschäftigte Spulerinnen haben bei der 
Lohnauszahlung den ihnen angebotenen Lohn als zu gering zurück- 
gewiesen und die Fabrik verlassen, als ihnen bedeutet wurde, daß 
sie warten müssen, damit die Lohnberechnung überprüft werden kann. 
Sie belangten den Spinnereibesitzer auf Bezahlung des verdienten 
Lohnes und wegen angeblichen Vorhandenseins eines gesetzlichen 
Austrittsgrundes auch auf Lohnentschädigung für die Kündigungsfrist. 
Inzwischen ist sowohl bei dem Nachwägen des von den Klägerinnen 
gespulten Garnes ein Mehrgewicht als auch bei der nach dem Gewichte 
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vorgenommenen Lohnberechnung ein Rechnungsfehler konstatiert 
worden. Der Beklagte erklärte sich bereit, den Klägerinnen den 
richtiggestellten Verdienst auszubezahlen, bestritt aber das Vorhanden- 
sein eines Austrittsgrandes und lehnte aus diesem Grunde die weiteren 
Ansprüche ab. 

Den Klägerinnen wurde ihr Verdienst zuerkannt. Das Begehren 
um Lohnentschädigung wurde abgewiesen. 

Gründe: Der Beklagte geriet allerdings mit der Auszahlung 
des Verdienstes in Verzug; denn eine Teilzahlung brauchten die 
Klägerinnen nicht anzunehmen (§ 1415 a. b. G. B.), volle Bezahlung 
wurde ihnen aber nicht angeboten. Allein deswegen kann noch nicht 
behauptet werden, daß der Beklagte bedungene Bezüge ungebührlich 
vorenlialten habe und daß der Austrittsgrund des § 82 a, lit. d Gew. 0. 
vorliege. Die Klägerinnen haben bei der Lohnauszahlung Einsprache 
gegen die Lohnberechnung erhoben und darauf das Versprechen 
erhalten, daß ihre Reklamation werde geprüft werden. Es wurde 
ihnen also die Ausbezahlung ihres Lohnes nicht ungebührlich vor- 
enthalten, sondern nur hinausgeschoben, um die für die Ermittlung 
von Irrtümern erforderliche Zeit zu gewinnen. Solange hierin keine 
unbillige Verzögerung eintritt, kann der Arbeiter allenfalls Ersatz des 
ihm durch das V^arten auf die Zahlung nachweisbar verursachten 
Schadens fordern, ein Austriltsrecht steht ihm aber nicht zu. Dem- 
gemäß hätten auch die Klägerinnen das Ergebnis der Prüfung der 
Lohnberechnung abwarten, nicht aber die Arbeit verlassen sollen. 
Sie hatten daher nur den ausdrücklich anerkannten Verdienst in dem 
nach Behebung der unterlaufenen Versehen richtiggestellten Betrage 
zu fordern (§ 395 Z. P. 0.). Dagegen waren ihre für die Kündigungs- 
frist erhobenen Ansprüche (§ 84 Gew. 0.) unbegründet und deshalb 
abzuweisen. 

Nr- 820. 

Schädigung des Arbeiters am Verdienste durch In kurzen Zwischen- 
räumen vorgenommene mehrmalige Änderung in der Besetzung der 
Webstuhle. Ersatzpflicht des Arbeitgebers. (§1153 a. b. G. B. und 

§ 72 Gew. 0.) 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Brunn vom 16. September 1902, Cr. I, 

366/2. 

Die Arbeiter der beklagten Tuchfabriksfirma sind im Besitze 
-einer Arbeitsordnung, die im Anhang unter § 6 nachstehende Bestim- 
mung enthält: ,Wenn Weber oder Weberinnen durch Mangel an 
Garn, durch eine größere Umänderung oder Reparatur des Stuhles 
oder sonstige aus dem Fabriksbetriebe entspringende Vorkommnisse 
ohne eigenes Verschulden in der Fortsetzung ihrer Arbeit gehindert 
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werden, so können sie für eine einen Tag nicht überschreitende 
Unterbrechung keine Entschädigung beanspruchen. Müssen sie jedoch 
aus einem der angeführten Gründe länger als einen Tag feiern, ohne 
aus der Arbeit treten zu wollen oder vom Arbeitgeber rechtzeitig 
gekündigt worden zu sein, so haben sie das Recht, für die einen Tag 
überschreitende Zeit 2 K pro Tag als Entschädigung zu beanspruchen.* 

Der in der Weberei seit mehreren Monaten im Akkord beschäf- 
tigte Kläger hat innerhalb einer Arbeitswoche dreimal den Stuhl 
wechseln müssen. Infolgedessen ist er während dieser Woche in 
seinem Durchschnitts Verdienste von 18 K um 6 K 92 h zurückgeblieben. 
Die beklagte Firma hat ihm einen Betrag von 1 K 50 h für drei 
Vierteltage vergütet, davon ausgehend, daß der durch den Stuhl- 
wechsel verursachte Zeitverlust drei Vierteltage betragen habe und 
daß zufolge obiger Bestimmung der Arbeitsordnung eine Entschädigung 
nur insoweit zu gewähren sei, als die Unterbrechung einen Tag über- 
schreitet. Der Kläger beanspruchte weitere 5 K 42 h. 

Dem Ansprüche des Klägers wurde stattgegeben. 

Gründe; Die von dem Webermeister der beklagten Firma im 
Laufe einer Arbeitswoche dreimal verfügte Versetzung des Klägers von 
einem Webstuhle zum anderen wurde im ersten Falle mit dem Mangel 
an Schußgarn, im zweiten Falle mit der angeblichen Unverträglichkeit 
des Klägers, im dritten Falle mit dem Übergange zur Erzeugung von 
Sommerware begründet. Mögen nun auch Garnmangel und Saison- 
wecbsel Vorkommnisse sein, auf die § 6 des Anhanges der Arbeits- 
ordnung Anwendung zu finden hat, so läßt doch ein von zwei zu zwei 
Tagen dreimal nacheinander vorgenommener Wechsel in der Besetzung 
der Webstühle und die damit verbundene Unterbrechung der Arbeit 
eine zielbewußte Betriebsleitung sowie eine entsprechende Verteilung 
und Verwendung der Arbeitskräfte vermissen. Es handelt sich also 
nicht mehr um zufällige Vorkommnisse, die aus dem Wesen des 
Fabriksbetriebes entspringen, sondern um ein offenbares Verschulden 
der Firma an dem Zeitverluste des Klägers und dem dadurch herbei- 
geführten Lohnausfalle. Bei einem aufliegenden Verschulden der 
beklagten Firma ist aber nicht obige Bestimmung der Arbeitsordnung 
anwendbar^ sondern die Vorschrift der §§ 11 55 und 1324 a. b. G. B. 
maßgebend, wonach dem durch Zeitverlust verkürzten Arbeiter volle 
Entschädigung zu leisten ist. Die beklagte Firma war demnach antrags- 
gemäß zu verurteilen. 

Nr, 821, 

Irreführung der Arbeiter über die Person des Arbeitgebers durch 
unrichtige Bezeichnung der Betriebsstätte (§ 44 Gew. 0.) und Nicht- 
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anmeldung der im Gewerbebetrieb eingetretenen Änderung. (§ 55 
Gew. 0.) Ersatzpflicht des Gewerbeinhabers. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Brunn vom 22. Juli 1902, Cr. I, 293/2. 

Der Fleisch- und Selchware nhändler Wenzel K. übertrug die 
Ausübung des Gewerbes seinem mittellosen Bruder Josef K. auf eigene 
Rechnung, unterließ es aber, hievon der Gewerbebehörde die Anzeige 
zu erstatten und die seinen Namen führende äußere Bezeichnung des 
Geschäftes abzuändern. Am 9. Juli wurde Josef K. mit Hinterlassung 
von Schulden flüchtig. Wenzel K. übernahm die Weiterführung des 
Geschäftes behufs Ausverkaufes und Erzielung eines Ausgleiches mit 
den Gläubigern. Der von seinem Bruder am 30. Juni aufgenommene 
Hilfsarbeiter Anton St. verblieb bis zur Betriebsauflassung am 17. Juli 
im Geschäfte, erhielt aber von Wenzel K. keine Zahlung, sondern 
wurde mit seinen Lohnansprüchen an den flüchtigen Josef K. gewiesen. 
Anton St. belangte nun Wenzel K. auf Bezahlung des Lohnes für die 
Zeit vom 30. Juni bis 17. Juh (18 Tage) und, da ihm oicht gekündigt 
worden war, auch noch auf Vergütung des Lohnes für weitere 14 Tage. 
Der Beklagte wendete ein, daß ihm die passive Klagelegitimation mangle, 
weil der Kläger nicht von ihm, sondern von Josef K., der das Geschäft 
auf eigene Rechnung und Gefahr geführt habe, aufgenommen worden 
sei. Dem Klagebegehren vmrde stattgegeben. 

Gründe: Gemäß § 55 Gew. 0. kann wohl jeder Gewerbe- 
treibende sein Gewerbe auch durch einen Stellvertreter (Geschäfts- 
führer) ausüben oder dasselbe verpachten. Der Stellvertreter oder 
Pächter ist jedoch immer vorher der Gewerbebehörde namhaft zu 
machen. Im Falle der Verpachtung ist überdies in der äußeren Be- 
zeichnung der Betriebsstätte, wenn hiebei ein Name in Anwendung 
kommt, stets der Name des Pächters anzubringen (§ 44 Gew. 0. und 
Erlaß des Ministeriums des Innern vom 18. Juli 1890, Z'. 7289). Der 
Beklagte hat bei der Übergabe des Geschäftes an seinen Brüder Josef K. 
weder eine Anzeige hievon an die Gewerbebehörde erstattet noch in 
der äußeren Bezeichnung der Betriebsstätte eine Änderung eintreten 
lassen. Wer das Rechtsverhältnis zwischen den Brüdern nicht kannte, 
mußte daher annehmen, daß der Beklagte das Gewerbe nach wie vor 
für eigene Rechnung betreibe und daß sein Bruder nur ein Angestellter 
sei, dem mehr oder weniger beschränkte Vertretungsbefugnisse zustehen. 
Der Kläger hatte nach seinem unwidersprochen gebliebenen Vorbringen 
bis zu seinem Ausscheiden keine Kenntnis von dem Inhalte der Ab- 
machung des Beklagten mit Josef K. Es bestand also auch für ihn 
kein Grund, in Josef K. mehr als einen Angestellten des Beklagten zu 
sehen. Es entspricht demnach durchaus der Sachlage, wenn der 
Kläger behauptet, daß er nicht Josef K., sondern den Beklagten für 
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seinen Arbeitgeber gehalten habe, weil er über die Person des gewerb- 
lichen Unternehmers durch den Beklagten in Irrtum geführt worden 
sei. Namentlich ist der gegen den Beklagten erhobene Vorwurf der 
Irreführung in der Sachlage begründet. Denn mag der Beklagte es auch 
nicht gerade auf eine Täuschung des Klägers abgesehen haben, irre- 
führend war sein Verhalten unter allen Umständen. Irreführend war 
nämlich nicht allein die auf seinen Namen lautende äußere Be- 
zeichnung der Betriebsstätte, an der ungeachtet der Abtretung des 
Geschäftes an Josef K. nichts geändert wurde, sondern auch sein 
Vorgehen nach der Flucht des Josef K., das bei jedermann die 
Meinung hervorrufen mußte, daß der Beklagte mit der Forlführung 
und Auflösung des Geschäftes nur seine eigenen Angelegenheiten 
besorge. Gemäß §§875, 1294 und 1295 a. b. G. B. ist der 'Irre- 
geführte berechtigt, von demjenigen, der ihn durch widerrechtliche 
Handlungen und Unterlassungen getäuscht hatj Schadenersatz zu 
fordern. V^ie aus dem Vorstehenden hervorgeht, ist der Kläger unter 
anderem auch dadurch, daß der Beklagte gesetzliche Vorschriften 
(§§ 44 und' 55 Gew. 0.). übertreten hat, irregeführt worden. Der 
Kläger hat demnach mit Recht seine Ansprüche gegen den Beklagten 
als den verantwortlichen Urheber seines Irrtums gerichtet. 

Der Beklagte erscheint aber auch noch aus einem anderen 
Grunde ersalzpflichtig. Wie er selbst zugibt, hat er nach der Flucht 
des Josef K. am 9. Juli die Weiterführung des Geschäftes besorgt und 
hiebei den Kläger bis zur Geschäftsauflösung am 17. Juli verwendet. 
Allerdings vermeint der Beklagte, daß er als Geschäftsführer ohne 
Auftrag nur an Stelle des Josef K. gehandelt habe und deshalb Dritten 
gegenüber persönlich nicht verantwortlich sei. Dies ist jedoch nicht 
richtig. Als Geschäftsführer ohne Auftrag handelte er zunächst auf 
eigene Gefahr (§ 1035 a. b. G. B.). Er halte also insbesondere einen 
ungehörigen Vorgang gegen jeden, der dadurch geschädigt wurde, 
persönlich zu vertreten. Der Vorwurf eines imgehörigen Vorgehens 
trifft aber den Beklagten, wenn er nach Übernahme der Liquidation 
des von Josef K. verlassenen Geschäftes die Ansprüche des Klägers 
ganz unberücksichtigt gelassen hat. Da das Geschäft überschuldet war, 
so hätte er wie ein Konkursraassenverwaltcr aus den Einpängen in 
erster Linie den von ihm weiter beschäftigten Kläger entlohnen und 
für den Entgang der Kündigung entschädigen sollen (§§ 29 und 43 
K. 0.). Statt dessen hat er aber ausscliießlich Warenschulden getilgt, 
also Gläubiger befriedigt, die in eine spätere Klasse (§ 45 K. 0.) ge- 
hören. Dem Kläger gebührt daher auch Schadenersatz wegen seiner 
Benachteiligung bei der Verteilung des Liquidationserlöses. 

Die Höhe des Schadens entspricht jenem Betrage, der dem 
Kläger einerseits für die geleisteten Arbeiten als Lohn, anderseits 
wegen kündigungsloser Lösung des Arbeitsverhältnisses als Lohn- 
entschädigung (§ 84 Gew. 0.) zusteht. Dem Kläger war demnach 
dieser Betrag als Ersatz zuzuerkennen. 
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Nr, 822. 

Wenn der Bote, der wiederholt die Tageslosung abholte, einkassierte 

Beträge unterschlägt, kann der Prinzipal nicht deshalb von den 

Ladenbediensteten Ersatz verlangen, weil sie die Vollmachtsprllfung 

unterlassen haben. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Brunn vom 1. Juli 1902, Gr. I, 251/2. 

Ein Kontorist der beklagten Genossenschaft (Molkerei) brachte 
die vom Buchhalter für die einzelnen genossenschaftlichen Verkaufs - 
Stätten zusanunengestellten und zur Übergabe an den Inkassanten 
vorbereiteten Rechnungen an sich, entlockte auf Grund derselben von 
mehreren Verkäuferuinen die Tageslosung und ging mit dem heraus- 
geschwindelten Gelde durch. Die Genossenschaft machte die von 
ihrem Kontoristen hinlergangenen Verkäuferinnen für die abgängigen 
Beträge verantwortlich und hielt einen Teil ihres Lohnes zurück. Eine 
dieser Verkäuferinnen klagte auf Auszahlung des eingezogenen Lohn- 
betrages. 

Der Klage wurde stattgegeben. 

Gründe: Die beklagte Genossenschaft gibt wohl ohneweiters 
zu, daß die Klägerin an der strafbaren Handlung des Kontoristen 
keinen Teil genommen hat (§ 1313 a. b. G. B.); sie glaubt aber, daß 
sie dessenungeachtet die Klägerin für den aus der Straftat des Kon- 
toiristen hervorgegangenen Schaden verantwortlich machen könne, 
u. zw. deswegen weil die Klägerin ihre Pflicht, die Vollmacht des 
Kontoristen zu prüfen, unterlassen und dadurch mittelbar dazu bei- 
getragen habe, daß der Schade entstanden ist (§§ 1301 und 1302 
a. b. G. B.). Der Genossenschaft muß nun allerdings darin recht 
gegeben werden, daß der Kontorist weder vermöge seiner Stellung 
im allgemeinen zum Inkasso ermächtigt war (Art. 47 H. G. B.), noch 
sich für den betrefifenden Fall mit einer Spezialvollmacht oder mit 
einer quittierten Rechnung als Bevollmächtigter auszuweisen ver- 
mochte (Art. 296 und 298 H. G. B.). Allein daraus folgt noch nicht, 
daß die Klägerin sich einer Pflichtverletzung schuldig gemacht hat, 
wenn sie auf der Vorlage eines Vollmachtsausweises im Sinne der 
zuletzt zitierten Artikel nicht bestanden ist. Denn die Genossenschaft 
hat zugegeben, daß sie den Kontoristen wiederholt mit der post-' 
amtlichen Aufgabe von Geldbeträgen betraut und ausnahmsweise, wenn 
der gegen Kaution angestellte Inkassant verhindert war, auch zur Ein- 
ziehung der Tageslosung in den Verkaufsläden verwendet hat, ohne 
daß sie ihm für diese Ausnahmsfälle eine Spezialvollmacht ausgestellt 
oder quittierte Rechnungen übergeben hätte. Die beklagte Genoss«n- 
schaft hat also ein Verhalten an den Tag gelegt, als ob sie den Kon- 

xin 
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toristen ein- für allemal dazu bestellt hätte, den Inkassanten im Ver- 
hinderungsfalle zu vertreten. Wenn daher die Klägerin und mit ihr 
viele andere Verkäuferinnen den Kontoristen als einen von vorne- 
herein bestellten Vertreter des Inkassanten angesehen (Art. 47 H. G. B.) 
und ihm auf Grund der in seinem Besitze befindlichen Bechnungen 
und auf Grund seiner Vorspiegelungen die Tageslosung ausgefolgt 
haben, so kann hierin noch kein Verschulden erblickt werden. Es hat 
vielmehr angesichts der Tatsache, daß der Kontorist vorher schon 
ohne besonderen Vollmachtsausweis mit der ausnahmsweisen Erhe- 
bung des Erlöses in den Verkaufsstätten beauftragt worden ist, die Ver- 
mutung des § 1296 a. b. G. B. Platz zu greifen, wonach im Zweifel 
angenommen vrird, daß ein Schade ohne Verschulden eines anderen 
entstanden sei. Hienach war die Heranziehung der Klägerin zum 
Ersätze des der beklagten Genossenschaft aus dem sträflichen Vor- 
gehen des Kontoristen zugegangenen Schadens im Gesetze nicht 
begründet und mithin auch die Lohnzurückhaltung ungerechtfertigt. 
Die beklagte Genossenschaft war also zur Auszahlung des einbehal- 
tenen Lohnbetrages zu verurteilen. 

Nr. 823. 

Eine weder Hrtlich noch zeitlich beschränkte Vertragsbestimmung 
des Inhaltes, dafl der in einer gewerblichen Unternehmung verwen- 
dete Arbeiter nach LHsung des Arbeitsverhältnisses in kein Kon- 
kurenzgeschäft eintreten dUrfe(Konkurrenzklausel)y ist als gegen die 
guten Sitten verstoftend, ungültig (§ 72 Gew. 0., 878 a. b. G. B.). 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Brunn vom 4. Dezember 1902, 
Gr. I, 498/2. 

Dem Kläger (Austräger) wurde bei seinem Ausscheiden aus* 
dem Dienste der Beklagten (Preßhefehändlerin) die Ausfolgung der 
Kaution deswegen verweigert, weil er entgegen der in den Dienstver- 
trag aufgenommenen Klausel, daß er sich in keinem gleichartigen 
Geschäfte dürfe verwenden assen, bei einem Konkurrenten in den 
Dienst eingetreten ist. 

Der auf Herausgabe der Kaution gerichteten Klage wurde statt- 
gegeben. 

Gründe: Durch obige Klausel sollte dem Kläger ohne zeitliche 
und örtliche Beschränkung die Möglichkeit als Austräger von Preßhefe 
in einem anderen Geschäfte Verwendung zu finden, entzogen werden. 
Daß eine derartige, das Fortkommen und die Erwerbslätigkeit 
lähmende Nebenabrede den guten Sitten widerstreitet (§ 26a.b.G.B.), 
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folglich unerlaubt und ungültig ist (§ 878 a. b. G. B.), bedarf keiner 
weiteren Ausführungen. 

Mit der Ungültigkeitserklärung sind alle aus der Klausel abge- 
leiteten Rechte hinfällig. Die Beklagte ist also auch nicht berechtigt, 
von dem Kläger wegen seines Übertrittes zur Konkurrenz Schaden- 
ersatz zu fordern und zu diesem Behufe seine Dienstkaution ganz oder 
teilweise zurückzuhalten. Die Beklagte war daher zur Herausgäbe der 
Kaution zu verurteilen. 

Nr. 824. 

Ein lediglich auf den Bezug von Gewinnanteilen angewiesener Hand- 
lungsreisender ist im Falle der Passivität des Unternehmens berech- 
tigt, auszutreten und von dem Gewinne, der sich bei entsprechen- 
der Heranziehung zu Geschäftsreisen hätte erzielen lassen, den auf 
die Vertragsdauer und die Kündigungsfrist entfallenden Anteil als 
Entschädigung zu beanspruchen (§§ 1152 und 1155 a. b. G. B., 
Art. 1 und 63 H. G. B., § 25 E. G. zum H. G. B. und 84 Gew. 0.). 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Brunn vom 2. Jänner 1903, Gr. I, 354/2, 

teilweise abgeändert mit Entscheidung des Landes- als Berufungsgerichtes 

Brunn vom 29. Jänner 1903, Gg. I, 10/3. 

Der als Geschäftsreisender in Glühlichtarlikeln gegen Bezug 
eines Anteiles am Gewinne aus dem von der beklagten Firma betrie- 
benen Handel mit diesen Artikeln beschäftigte Kläger ist infolge der 
Passivität des Unternehmens ohne Kündigung ausgetreten und hat, 
gestützt auf die unbestrittene Tatsache, daß ihn die beklagte Firma 
wegen Warenmangels nur einige Tage zum Reisen herangezogen hat, 
Entschädigung für Tantiemenentgang während der Verwendungsdauer 
und für die Kündigungsfrist beansprucht. 

Seinem Ansprüche wurde stattgegeben. 

Gründe: Der erste Richter hat mit Recht den zwischen dem 
Kläger und der beklagten Firma abgeschlossenen Vertrag als einen 
Dienstleistungsvertrag und keineswegs als einen Gesellschaftsvertrag 
qualifiziert. Ein Gesellschaftsvertrag liegt schon aus dem Grunde nicht 
vor, weil nach Inhalt des Vertrages und der richtigen Auslegung des- 
selben das Risiko des Unternehmens einzig und allein die beklagte 
Firma getrofTen hat. Die Parteien haben lediglich vereinbart, daß der 
Kläger für seine Dienstleistungen nach Prozenten des Reingewinnes 
entlohnt werden sollte. Es ist demnach durch die Fixierung des Rein- 
gewinnes nur die Art der Lohnermittlung besonders festgestellt 
worden ; der Kläger hatte statt eines festen Gehaltes einen Anteil am 
resultierenden Reingewinne aus den von ihm abgeschlossenen und 

XIII* 
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auch von der Gegenseite wirklich erfüllten Geschäften zu fordern, ihm 
gebührte somit die Stellung eines sogenannten coinmis inter6ss^. 
Liegt aber ein Dienstleistungsvertrag vor, dann ist auch die Kompetenz 
des Gewerbegerichtes gegeben und dann muß die beklagte Firma alle 
Konsequenzen vertreten, welche aus der Natur des Dienstleistungs- 
vertrages gesetzlich abgeleitet werden. Dem Kläger gebührt also sein 
Lohn für Dienste und Arbeiten, die er wirklich geleistet hat und über- 
dies eine, angemessene Entschädigung für jene Dienste und Arbeiten, 
die er zu leisten bereit war, an deren Ausführung er aber von dem 
Besteller verhindert wurde (§§ 1152 und 1155 a. b. G. B. und 
Art. 1 H. G. B.). 

Der erste Richter hat mit vollem Rechte auf Grund des von ihm 
ins Treffen geführten Tatbestandes deduziert, daß die beklagte Firma 
dem Vertrage gemäß den Kläger hätte zum Reisen verwenden sollen, 
daß sie dieser ihrer Verpflichtung nicht nachgekommen sei und daß 
die Schuld an dieser Unterlassung einzig und allein die beklagte Firma 
treffe. Es läßt sich demnach die dem Kläger gebührende Provision 
nicht auf der Basis des wirklich erzielten Gewinnes berechnen, sondern 
auf Grund des Gewinnes, welcher resultiert hätte, wenn der Kläger 
vertragsmäßig beschäftigt worden wäre. Aus diesem Grunde ist es 
klar, daß der Umstand der Passivität des Unternehmens auf die Pro- 
visionsansprüche des Klägers nicht denjenigen Einfluß ausübt, den die 
beklagte Firma behauptet; denn dem Kläger steht jene Provision zu, 
die bei vertragsmäßiger Beschäftigung desselben für ihn sich ergeben 
hätte. Auch in dem weiteren Punkte, daß Kläger berechtigt war, das 
Dienstverhältnis ohne Rücksicht auf die ihm zum 31. März d. J. 
gegebene Kündigung schon mit Ende Dezember v. J. als gelöst zu 
betrachten und Schadloshaltung für die Dauer der Kündigungsfrist zu 
beanspruchen, muß im Hinblick auf Art. 63 H. G. B., § 25 E. G. z. 
H. G. B. und § 84 Gew^ 0. der Ansicht des ersten Richters durchaus 
zugestimmt werden. 

Nr. 826. 
Die Aufbewahrung des Arbeitsbuches bei der Genossenschaft ist 
unzulässig. Jedenfalls ist der Gewerbeinhaber bei LHsung des 
Arbeits- oder Lehrverhältnisses verpflichtet, das Buch bei der 
Genossenschaft zu erheben und nach Ausfüllung der Rubriken dem 
Hilfsarbeiter auszuhändigen (§ 80 d. Gew. 0.). Ein Arbeits- 
zeugnis ist nur auf Verlangen, ein Lehrzeugnis aber bei Rückstellung 
des Arbeitsbuches ohneweiters auszustellen (§§ 81 und 104, 

Gew. 0.). 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Brunn vom 2. Dezember 1902, 
Cr. I, 473/2. 
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Der Beklagte hat den in seiner Gastwirtschaft als Lehrling 
verwendeten Kläger wegen bevorstehenden Aufenthaltswechsels vor 
Ablauf der Lehrzeit entlassen und zu seinen Eltern nach Wien 
geschickt, ohne ihm das Arbeitsbuch auszuhändigen und ein Lehr- 
zeugnis auszustellen. Der Vater des Klägers verlangte beides brieflich. 
Das Schreiben kam aber dem Beklagten nicht zu^ weil er inzwischen 
in eine andere Stadt übersiedelt ist. Der Vater des minderjährigen 
Klägers beanspruchte nun in Vertretung desselben mittels einer im 
Wege des Gewerbegerichtes in Wien eingebrachten Protokollarklage 
Herausgabe des Arbeitsbuches, Ausstellung eines die Fortsetzung der 
Lehre bei einem anderen Gastwirte ermöglichenden Lehrzeugnisses 
und Entschädigung für den Entgang des Lehrlingslohnes sowie für 
den Entgang von Kost und Quartier. Der Beklagte wendete ein, daß 
er erst kurz vor der Verhandlung in den Besitz des unzustellbaren 
Schreibens gelangt sei und das Arbeitsbuch bisher nur deshalb nicht 
ausgefolgt habe^ weil es sich nicht in seiner Verwahrung^ sondern in 
jener der Genossenschaft befand und noch gegenwärtig dort erliege. 

Dem Klagebegehren vsoirde stattgegeben. 

Gründe: Das Arbeitsbuch ist beim Eintritte in das Arbeits- 
oder Lehrverhältnis vom Gewerbeinhaber in Aufbewahrung zu nehmen, 
nur auf amtliches Verlangen vorzulegen und nach ordnungsmäßiger 
Lösung des Arbeits- oder Lehrverhältnisses dem Hilfsarbeiter bezie- 
hungsweise dessen gesetzlichem Vertreter wieder auszuhändigen 
(§ 80 c Gew. 0.). Dementsprechend ordnet der Handelsministerial- 
erlaß vom 5. Jänner 1898, Z. 70021 ex 1897 (abgedruckt in der 
Handausgabe der Gewerbeordnung von Müller und Diwald bei § 79) 
an, daß die Gewerbebehörden der hie und da vorkommenden Depo- 
nierung der Arbeitsbücher bei der Genossenschaft entgegenzutreten 
und zur Abstellung solcher, den gesetzlichen Bestimmungen vsrider- 
sprechenden und eine Kontrolle der Vorschriften über die Arbeits- 
bücher erschwerenden Verhältnisse das Geeignete zu veranlassen 
haben. Der Beklagte hätte also das Arbeitsbuch in eigene Verwahrung 
nehmen imd dem Kläger bei seinem Abgange ausfolgen sollen. Dadurch, 
daß er das Arbeitsbuch in der Aufbewahrung der Genossenschaft 
beließ, handelte er gegen eine bestehende Vorschrift. Der Hinweis 
auf die Verwahrungsstelle kann ihn daher von seiner Verpflichtung 
zur Herausgabc des Arbeitsbuches nicht befreien. Vielmehr ist es 
nach wie vor seine Sache, das Arbeitsbuch bei der Genossenschaft zu 
erheben und mit den gesetzmäßigen Eintragungen (§ 80 d Gew. 0.) 
versehen, dem Kläger zurückzustellen. Da dies bisher nicht geschehen 
ist, so war der Beklagte zunächst zur Herausgabe des Arbeitsbuches 
zu verurteilen. 
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Bei Auflösung des Lehrverhältnisses hat der Lehrherr dem 
Lehrlinge ein Zeugnis über die zugebrachte Lehrzeit, sein Betragen 
während derselben und die gewonnene Ausbildung im Gewerbe aus- 
zustellen (§ 104 Gew. 0). Die Verpflichtung des Lehrheirn zur Aus- 
stellung dieses Zeugnisses ist nicht wie die Ausstellung der Arbeits- 
zeugnisse (§81 Gew. 0.) davon abhängig, daß es besonders verlangt 
wird, sondern eine immittelbare Folge der Lösung des Lehrverhält- 
nisses. Der Beklagte hatte also die Pflicht, dem aus der Lehre 
scheidenden Kläger ohne weiters ein den Bestimmungen des bezogenen 
Paragraphen entsprechendes Lehrzeugnis auszufertigen und zu über- 
geben. Er hat dies bisher unterlassen, erklärte sich aber bei der 
Verhandlung hiezu bereit und war daher in diesem Punkte auf Grund 
seines Anerkenntnisses (§ 395 Z. P. 0.) zu verurteilen. 

Aus den vorstehenden Ausführungen ergibt sich, daß der 
Beklagte weder das Arbeitsbuch noch das Lehrzeugnis rechtzeitig 
ausgehändigt hat. Er ist daher dem Kläger entschädigungspflichtig 
(§§ 80 g und 81 Gew. 0.). 

Nr. 826. 

Die Ausfolgung des Arbeitsbuches an die Frau des in Strafhaft 

befindlichen Arbeiters ist zulässig und befreit den Arbeitgeber von 

weiterer Haftung (§ 82^ lit. i Gew. 0.). 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Mähr. Schönberg vom 24. März 1904, 

Gr. I, 27/4. 

Der Weber A. wurde im Jänner 1904 wegen einer Rauferei 
verhaftet und büßte anschließend an die Haft eine fünfwöchentliche 
Arreststrafe ab. Als die Gattin des A. dies im Februar infolge Auf- 
trages des Gatten dem Dienstgeber mitteilte, übergab ihr dieser das 
Arbeitsbuch des A. mit der Erklärung, daß er ihn nicht mehr 
beschäftigen werde. Als am 12. März A. aus der Strafe entlassen 
wurde, konnte er sein Arbeitsbuch nicht erlangen, da es seiner Gattin 
abhanden gekommen war. 

A. verlangte nun von seinem Dienstgeber die Ausstellung eines 
neuen Arbeitsbuches und Zahlung des Verdienstentganges bis zum 
Tage der Beschaffung des Arbeitsbuches. 

Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Der Arbeitgeber war, da der Kläger über 14 Tage 
gefänglich angehalten war, gemäß § 82, lit. i Gew. 0. zur sofortigen 
Auflösung des Arbeitsvertrages berechtigt. Hiemit ist für den Arbeit- 
geber die Pflicht erloschen, das Arbeitsbuch noch weiter aufzu])e- 
wahren. Allerdings soll gemäß § 80 c Gew. 0. das Arbeitsbuch 
nach Lösung des Arbeitsverhältnisses dem Hilfsarbeiter oder dessen 
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gesetzlichen Stellvertreter ausgefolgt werden, allein den Arbeitgeber 
trifiPt kein Verschulden, wenn er das Arbeitsbuch der Gattin des 
Klägers zur Ausfolgung an diesen übergeben hat, da er von dieser, 
zumal sie namens ihres Gatten beim Beklagten erschienen war und 
für ihren Gatten das Arbeitsbuch bereitydllig übernahm, am sichersten 
annehmen konnte, daß es der Kläger auch erhalten werde. 

Trifft aber den Beklagten keine culpa, dann ist er auch für den 
Zufall oder das fremde Verschulden, daß die Gattin des Klägers das 
Arbeitsbuch verloren hat, gemäß § 1306 a. b. G. B. nicht verant- 
wortlich, daher dem Kläger für den Verdienstentgang auch nicht 
ersatzpflichtig. 

Der Beklagte als Gewerbeinhaber ist weiters nicht verpflichtet,^ 
dem Kläger ein neues Arbeitsbuch zu beschaffen, sondern gemäß 
§ 80 g Gew. 0. könnte der Kläger nur den Ersatz der Kosten ver- 
langen, welche er bei Erwirkung der Ausstellung eines neuen Arbeits- 
buches gehabt hat, doch wäre auch dieser Anspruch unbegründet, da 
das Arbeitsbuch nicht beim Gewerbeinhaber verloren ging. 

Nr. 827. 

1. Hat der Arbeitgeber im Arbeitsbuche die vorschriftsmäfligen 
Eintragungen zu machen unterlassen^ so ist er dem Arbeiter nur 
dann entschädigungspflichtig, wenn der Arbeiter nachweist, dafl ihm 
gerade durch diese Unterlassung ein Schaden erwachsen ist (§ 80 g 

Gew. 0., § 1296 a. b. G. B.). 

2. Der Arbeiter ist gehalten, die mangelhafte Eintragung ohne 
unnHtigen Aufschub berichtigen zu lassen (Analogie aus § 80 g 

Gew. 0., Abs. 1.). 

3. Die im § 80 g, letzter Absatz, Gew. 0., festgesetzte Frist von vier 
Wochen beginnt mit dem Tage, an dem der Arbeiter von der 

schädigenden Tatsache Kenntnis erhält. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Mähr.-Schönberg vom 23. April 1904, 

Gr. 1, 31/4. 

Kläger Wenzel S., Seidenweber, begehrte von der geklagten 
Seidenfabriksfirma F. D. in der am 16. April 1904 überreichten Klage 
einen Betrag von 60 K Verdienstentgang imd die Ergänzung der Ein- 
tragung im Arbeitsbuche , bei welcher der Name des Arbeitgebers 
fehlte und auch nicht aus der Unterschrift der Eintragung sich ergab. 

Er wurde am 10. März 1904 ordnungsmäßig aus der Arbeit 
entlassen, behauptet, die Mangelhaftigkeit der Eintragimg nicht bemerkt 



200 Gewerbegerichtliche Entscheidungen. Nr. 827. 

zu haben; er habe wiederholt und zwar bei der Firma A. S. dreimal 
und weiters bei der Firma R. & S. um Arbeit vergeblich angesucht, endlich 
auch am 11. April 1904 bei der Firma T., wo er auf die Mangel- 
haftigkeit der Eintragung aufmerksam gemacht wurde mit dem Bedeuten, 
daß keine Arbeit zu vergeben sei. 

Kläger behauptet, er sei durch die mangelhafte Eintragung im 
Arbeitsbuehe gehindert worden, Arbeit zu bekommen und begehrt 
deshalb für 30 Arbeitslage vom 11. März bis zum Klagstage 16. April 
1904 den entgangenen Lohn von 60 K und die Berichtigung der Ein- 
tragung. Geklagter beantragte Abweisung der Klage wegen Ablaufs der 
vierwöchentlichen Frist des § 80g, letzter Absatz, Gew. 0., überhaupt 
habe der Kläger durch die zugegebene mangelhafte Eintragung, die 
bei Gericht sofort berichtigt wird, keinen Schaden erlitten. 

Die abgehörten Zeugen sagten unter Eid aus, daß Kläger bei 
ihnen um Arbeit vorsprach, daß sie ihn jedoch mangels Verwendung 
abgewiesen haben. 

Durch Parleieneinvernahme ^vurde festgestellt, daß Kläger erst 
am 11. April 1904 bei der Firma T. von der mangelhaften Eintragung 
Kenntnis erhielt. 

Da der Geklagte die Eintragung bei der Verhandlung berichtigte, 
entfiel die diesbezügliche Entscheidung. 

Der Geklagte wurde nur schuldig erkannt, dem Kläger 2 K zu 
bezahlen, im übrigen wurde die Klage abgewiesen. 

Gründe: Zunächst war zuerkennen, daß der Klageanspruch 
durch Ablauf der. vierwöchentlichen Frist des § 80 g Gew. 0. noch 
nicht erloschen ist. Die zitierte Bestimmung besagt, daß der Anspruch 
auf Entschädigung erlischt, wenn er nicht innerhalb vier Wochen 
nach seiner Entstehung bei dem zuständigen Gerichte geltend ge- 
macht wird. 

Der Anspruch des Klägers konnte aber erst in dem Momente 
entstehen, wo Kläger von einer schädigenden Tatsache Kenntnis erhielt 
(11. April 1904, vide auch § 1489 a. b. G. B.). 

Xläger selbst hat sein Begehren auf Entschädigung darauf 
gestützt, daß er durch die mangelhafte Eintragung gehindert wurde, 
Arbeit zu bekommen. Er hatte daher diese Tatsachen zu beweisen, 
denn gemäß § 1296 a. b. G. B. wird ein fremdes Verschulden nicht 
vermutet; die Bestimmung des § 80 g, dritter Absatz, Gew. 0. spricht 
aus, daß der Arbeitgeber entschädigimgspflichtig sei, falls er sich 
eines Versäumnisses bezüglich der Vorschriften über das Arbeitsbuch 
des Arbeiters zu Schulden kommen ließ. Es muß ein Schaden 
vorhanden sein, der jener Entschädigtingspflicht entspricht, es ist also 
nicht so wie bezüglich der Verpflichtung des Arbeitgebers nach § 84 
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Gew. 0. zur Zahlung von Lohn und sonstigen Genüssen durch 
die Kündigungsfrist, welcher Verpflichtung nach ausdrücklicher Vor- 
schrift des Gesetzes kein Schaden auf Seiten des Arbeiters entsprechen 
muß. Daß aber Kläger den Beweis des Schadens zu liefern hat, 
das geht daraus hervor, daß derselbe für ihn den Klagegrund 
bildet, ohne welchen er überhaupt, wie eben gesagt wurde, keinen 
Anspruch hat. 

Den Beweis nun, daß er durch die. mangelhafte Eintragung des 
Geklagten in Klägers Arbeitsbuch geschädigt wurde, ist Kläger schuldig 
geblieben. Er selbst gab zu, daß der Direktor der Firma T. ihn mangels 
Beschäftigung für ihn abgewiesen habe, und daß dieser nur so neben- 
bei ihn auf die Mangelhaftigkeit der Eintragung aufmerksam ge- 
macht habe. 

Die gehörten Zeugen bestätigen unter Eid, daß sie ihn mangels 
Verwendung nicht in Arbeit genommen hätten, nnd daß sie Bedenken 
gehabt hätten, ihn aufzunehmen, wenn sie die Fehlerhaftigkeit der Ein- 
tragung bemerkt hätten; daraus muß geschlossen werden, daß sie 
diesen Mangel nicht gesehen haben, falls sie überhaupt das Arbeits- 
buch angesehen hätten. 

Es wurde sohin durch diesen Beweis festgestellt, daß der Kläger 
keine Arbeit fand, weil dort, wo er um solche anfragte, keine zu 
finden war, sohin hätte er Arbeit auch nicht gefunden, wenn das 
Arbeitsbuch keine mangelhafte Eintragung enthalten hätte. Da Kläger 
auch zugestand, daß er außer bei den Genannten anderswo nicht um 
Arbeit vorsprach, die fehlerhafte Eintragung sohin ihm nur bei den 
Genannten Schaden bringen konnte, was sie tatsächlich nicht getan 
hat, so war die begehrte Entschädigung nicht Ssuzusprechen. 

Der Betrag von 2 K wurde dem Kläger zugesprochen als Ersatz 
für die' Zeitversäumnis, welche er durch die Veranlassung der 
Berichtigung des Arbeitsbuches jedenfalls gehabt hätte. Die Berichtigung 
des Arbeitsbuches und zwar ohne unnötigen Aufschub nach deren 
Kenntnisnahme zu veranlassen, ist der Arbeiter in seinem eigenen 
Interesse gehalten, da, faUs er hiemit, säumig ist, nicht mehr ange- 
nommen werden kann, daß der Arbeitgeber durch seine mangelhafte 
Eintragung den eventuellen Schaden verschuldet, sondern der Arbeiter 
selbst, weil er deren Berichtigung unterlassen. 

Andernfalls könnte der Arbeiter eine solche mangelhafte Ein- 
tragung benutzen, um auf Kosten des Arbeitsgebers zu feiern. 

Deshalb ist auch das Entschädigungsbegehren des Klägers, in- 
sofern er vom 12. bis 16. April Entschädigung begehrt auch aus 
diesem Grunde unberechtigt. 

Die hier aufgestellte Verpflichtung des Arbeiters, eine mangelhafte 
Eintragung ohne unnötigen Aufschub berichtigen zu lassen, ergibt sich 
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aus der Vorschrift des § 80 g Gew. 0., Abs. 1, denn dort wird auch 
der Arbeiter zu einem Tun verpflichtet, wenn der Arbeitgeber dem 
Arbeiter das Arbeitsbuch ohne rechtmäßigen Grund verweigert; er 
muß sich ein neues Arbeitsbuch selbst beschaffen und kann nur die 
Kosten der Beschaffung und sonstige Entschädigung beanspruchen. 

Nr. 828. 
Der Anspruch auf Entschädigung wegen nicht rechtzeitiger Aus- 
folgung eines dem Arbeitgeber mit dem Arbeitsbuch Ubergebenen 
besonderen Arbeitszeugnisses verjährt gleichfalls in der Frist von 
vier Wochen (§ 80 g Gew. 0.). 

Urteil des Gewerb pgerichtes Graz vom 7. Jänner 19t)4, Gr. I, 2/4. 

Kläger hat beim Arbeitsantritte mit seinem Arbeitsbuche auch 
ein abgesondertes Zeugnis dem Beklagten übergeben. 

Nach Auflösung des Arbeitsverhältnisses (12. Oktober 1903) 
erhielt Kläger zwar sein Arbeitsbuch, nicht aber auch jenes Zeugnis 
zurück. Dieses wurde ihm erst am 21. November 1903 ausgefolgt. 

Mit der am 2. Jänner 1904 eingebrachten Klage begehrt Kläger 
wegen verspäteter Ausfolgung des Arbeitszeugnisses einen Entschä- 
digungsbetrag von 50 K an Terdienstentgang, da er ohne dieses 
Zeugnis vom 12. Oktober bis 21. November 1903 keine Arbeit finden 
konnte. 

Das Klagebegehren wurde abgewiesen. 

Gründe: Der von dem Kläger erhobene Klageanspruch 
erscheint nicht begründet und war abzuweisen. Denn dem Kläger 
wurde das Arbeitsbuch bereits am 12. Oktober 1903 ausgefolgt. Von 
diesem Zeitpunkte an wußte er bereits, daß das außer dem Arbeits- 
buche dem Beklagten in Verwahrung gegebene Zeugnis sich -noch in 
Verwahrung des Beklagten befinden müsse. Seine Sache wäre es 
daher gewesen, sich wegen Ausfolgung dieses Zeugnisses an den 
Beklagten zu wenden. Kläger hat aber mit dem Beklagten nicht 
gesprochen, sondern hat sich an seinen Bierführer gewendet, worauf 
das Zeugnis am 21. November 1903 ausgefolgt wurde. . 

Eine Verzögerung liegt dem Beklagten nicht zur Last. Abge- 
sehen davon ist nicht erwiesen, daß der Kläger aus der späteren Aus- 
folgung des Zeugnisses einen Schaden erlitten hatte. 

Übrigens war dem Kläger am 21. November 1903 der ihm 
durch die verspätete Ausfolgung des Zeugnisses zugegangene Schaden 
bereits ziffermäßig bekannt. Er hat aber die Klage erst am 2. Jänner 
1 904 eingebracht. Der bezügliche Anspruch ist demnach auch wegen 
eingetretener Verjährung des Klageanspruches erloschen (§ 80g 
Gew. 0.), der Beklagte hat ausdrücklich die Verjährung eingewendet 
und es muß demnach darauf Bedacht genommen werden. 
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Nr. 829. 
Die Stellung eines der Klage gleichlautenden Antrages in der Wider- 
klage hat die Bedeutung eines Anerkenntnisses. (§ 395 Z. P. 0.) 
Der Arbeitgeber, der infolge eines Verschuldens des Arbeiters das 
Arbeitsverhältnis einseitig aufIHst, kann nicht gleichzeitig wegen der 
vorzeitigen LHsung Schadenersab beanspruchen (§§ 82 a und 85 

Gew. 0.). 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Krakau vom 24. Februar 1902, Cr. I, 

192/2. 

Am 7. Februar entstanden zwischen der Gewerbeinhaberin und 
ihrem Schneidergehilfen Streitigkeiten. Der Gehilfe klagte beim Gewerbe- 
gerichte auf Auflösung des Arbeitsverhältnisses, wurde aber mit Urteil 
vom 11. Februar 1902 abgewiesen und infolge Widerklage der Modistin 
zur Rückkehr in die Arbeit verurteilt. Diesem Urteile hat sich der 
Gehilfe sofort gefügt. Am 14. Februar 1902 nachmittags wurde ihm 
das Material für zwei Damenjacken übergeben; eine sollte mit Ver- 
zierungen, die andere mit Bortenvdrkerei, beide nach den neuesten 
aus Paris bezogenen Mustern fertiggestellt werden. Der Gehilfe hat daran 
6 Tage gearbeitet. Daraus entstand wiederum ein heftiger Wortstreit. 

Der Gehilfe klagte auf Auflösung des Arbeitsverhältnisses wegen 
grober Ehrenbeleidigung. Die Geklagte klagte gleichzeitig den Gehilfen 
auf Auflösung des Arbeitsverhältnisses und Leistung eines Schaden- 
ersatzes von 100 K. Diese Forderung begründete sie damit, daß 
der Gehilfe früher in einer Woche 4 gewöhnliche Damenjacken 
oder 3 mit Verzierungen gemacht habe; jetzt arbeite er zum Trotz 
langsam, so daß er nur zwei Jacken fertiggestellt habe. Er zwinge 
sie dadurch zur Auflösung des Arbeitsverhältnisses, sie werde jetzt 
in der Saison einem anderen Schneider (welcher im Winter bei 
ihr nicht aibeitete) bedeutend mehr (um 1 2 K wöchentlich) bezahlen 
müssen, was in den neun Wochen der Saison über 100 K ausmache. 
Beide Parteien beantragten die Abweisung des gegenteiligen Klage- 
begehrens. 

Der Gehilfe behauptet, er habe mit demselben Fleiße wie vorher 
gearbeitet, es hätten aber die ersten Versuchsstücke nach ganz neuen 
Mustern mehr Zeit in Anspruch genommen. 

Das Urteil in beiden zur gemeinsamen Verhandlung verbundenen 
, Rechtsslreiten lautete : 

1. das Arbeitsverhältnis wird als aufgelöst erklärt; 

2. die Gewerbeinhaberin ist schuldig^ das Arbeitsbuch auszu- 
händigen ; 

3. ihr Begehren wegen Entschädigung von lOOKwird abgewiesen. 
Gründe: Die Parteien bestanden formell darauf, daß das Arbeits- 
verhältnis nur über die Klage des jeweiligen Klägers aufgelöst und daß 
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dem gegnerischen Begehren keine Folge gegeben werde, indem sie die 
beiderseits für die Auflösung angeführten Tatsachen bestritten. Die 
beiderseitigen tatsächlichen Behauptungen können somit nicht im 
Sinne des § 267 Z. P. 0. als anerkannt angenommen werden. 

Es liegen jedoch zwei vollkommen übereinstimmende Begehren, 
welche die Auflösung des Arbeitsverhältnisses betreffen, vor; in dem 
Begehren der einen Partei ist die Anerkennung des Begehrens der 
anderen Partei enthalten; denn die Anerkennung ist eine formelle 
Prozeßhandlung, bei welcher die Beweggründe gleichgültig sind; es 
mußte also geipäß § 395 Z. P. 0. auf beiderseitiges Verlangen das 
Arbeitsverhältnis als aufgelöst erklärt werden. 

Demzufolge ist für die Arbeitgeberin gemäß § 80 c Gew. 0. 
die Pflicht zur Aushändigung des Arbeitsbuches entstanden. In die 
nähere Erörterung der von den Parteien zur Begründung ihrer 
Ansprüche angeführten Tatsachen ist das Gericht nicht eingegangen, 
weil sie rechtlich im gegebenen Falle vollkommen gleichgültig sind. 
Der Gehilfe L. B. erhebt keine Ersatzansprüche und die Ansprüche der 
Modistin sind rechtlich unzulässig. 

Bei dem gewerberechtlichen Verhältnisse sind beide Teile 
berechtigt, aus wichtigen Gründen (§§ 82 und 82 a Gew. 0.) die 
Aufhebung des Arbeitsverhältnisses vor der bestimmten Zeit zu ver- 
langen. Die Rechtsfolgen dieser einseitigen Handlung sind jedoch nicht 
gleichmäßig für beide Parteien geregelt. Der Arbeiter kann die Ver- 
gütung des Lohnes und der sonstigen vereinbarten Genüsse fordern, 
wenn der Arbeitgeber ihn ohne zulässigen Grund vorzeitig entläßt Qder 
durch Verschulden von seiner Seite Grund zur vorzeitigen Auflösung 
des Arbeitsverhältnisses gibt (§ 84 Gew. 0.). Der Arbeitgeber hingegen 
ist nur dann berechtigt, den Ersatz des erlittenen Schadens zu 
begehren, wenn ein Hilfsarbeiter ihn ohne gesetzhch zulässigen Grund 
vorzeitig verläßt (§ 85 Gew. 0.). Der andere mögliche Fall, daß der 
Arbeiter dem Gewerbeinhaber einen gesetzlichen Grund zur Auflösung 
des Arbeitsverhältnisses gibt, zieht laut Gewerbeordnung nur die Auf- 
lösung des Arbeitsverhältnisses nach sich; er begründet aber keine 
besonderen Entschädigungsansprüche. Die letzteren werden auch durch 
das bürgerliche Gesetzbuch (§72 Gew. 0.) nicht zugelassen. 

Es besteht im Privatrechte der allgemeine Grundsatz, daß bei 
Nichterfüllung des Vertrages seitens eines Vertragsschließers nicht 
die Aufhebung, sondern nur die genaue Erfüllung des Vertrages und 
Ersatz gefordert werden kann ; Schadenersatz ohne Erfüllung darf nur 
in den im Gesetze ausdrücklich erwähnten Fällen beansprucht werden 
(§§ 919 und 1295 a. b. G. B.). Da die Arbeitgeberin nicht die 
Erfüllung der Verlragspflichten und Schadenersatz, sondern die Auf- 
hebung des Arbeitsverhältnisses fordert, so hat sie die Folgen ihrer 
einseitigen, wenn auch gesetzlich zulässigen Handlung zu tragen. 
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Nr. 830. 
Die Verabredung, daft der Vorschufl des Arbeiters in wHchentlichen 
Raten vom Lohne in Abzug zu bringen ist, beschränl(t nicht das 
Recht des Arbeitgebers, das Arbeitsverhältnis nach gehttriger 
Kündigung vor Begleichung des Vorschusses aufzuIHsen (§ 77 
Gew. 0.). Mit der AufIHsung des Arbeitsverhältnisses wird der Vor- 
schufl fällig. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Krakau vom 23. Jänner 1902. Cr. I. 43/2. 

Einem Fabriksheizer wurde ein Vorschuß von 10 K gegeben, 
der vereinbarungsweise durch einen wöchentlichen Lohnabzug von 
1 K berichtigt werden sollte. Am 16. Jänner 1902 wurde dem 
Arbeiter gekündigt. Zur Deckung des Lohnvorschusses vsrurden am 
10, Jänner 1 K und am 17. Jänner 3 K vom Lohne abgezogen. Die 
Klage des Arbeiters auf Feststellung, daß das Arbeitsverhältnfs so 
lange dauere, bis der Vorschuß durch den wöchentlichen Lohnabzug 
berichtigt ist, wurde abgewiesen aus folgenden Gründen: 

Die Verabredung bezüglich der Einziehung des Vorschusses in 
wöchentlichen Raten zu 1 K soll nach Meinung des Klägers als still- 
schweigend abgeschlossener Arbeitsvertrag bis zum 14. März 1902 
gelten (§ 1166 a. b. G. B.), weil sonst diese Verabredung einen 
Widerspruch enthalten würde und wirkungslos wäre (§914 a. b. 
G. B.). 

Die Gewährung des Vorschusses von 10 K ohne nähere Ver- 
abredung berechtigte den Fabriksherrn bei jeder wöchentlichen 
Zahlung den Vorschuß vom Lohne in Abzug zu bringen. Die Vor- 
schrift der §§ 78 und 78 d Gew. 0. über die Auszahlung der Löhne 
in barem Gelde steht dem nicht entgegen, weil der Vorschuß kein 
Darlehen bildet, welches kompensiert werden sollte (§ 1438 a. b. 
G. B.), sondern ebie Vorauszahlung des Lohnes (§ 1412 a. b. G. B.), 
also die Zahlung desselben in barem Gelde. 

Bei Gewährung des Vorschusses haben die Parteien nicht daran 
gedacht, die Hauplbedingungen des Arbeitsvertrages zu ändern, weil 
durch diese Verabredung nur ein neuer Nebenumstand hinzu- 
gekommen ist. Als später über die Rückzahlung des Vorschusses 
Bestimmungen getroffen wurden, haben die Parteien nur den Neben- 
vertrag näher geregelt, aber die Bestimmungen des Hauptvertrages 
unberührt gelassen. Die Bestimmung der Rückzahlungsbedingungen 
des Vorschusses kann also nicht als Bestellung des Arbeiters auf eine 
bestimmte Zeit erklärt werden (§§ 863 und 1160 a. b. G. B.). Hin- 
gegen wurde bei dieser Verabredung stillschweigend vorausgesetzt, 
daß der Arbeiter durch die zur Rückzahlung notwendige Zeit wirklich 
arbeiten und den Lohn beziehen wird, sowie auch, daß der Arbeit- 
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geber ihn solange in Arbeit behalten wird. Ist diese Bedingung nicht 
in Erfüllung gegangen, so hat der Arbeiter aus der verabredeten 
Stundung des Vorschusses keine Rechte erworben, ohne Rücksicht 
darauf, daß die Erfüllung der Bedingung durch den Willen der Partei 
unmöglich geworden ist. 

Nr. 831. 

Vorschüsse kttnnen dem Arbeiter ohne Rücksicht auf deren HHhe 

bei der nächsten Auszahlung abgezogen werden, wenn nichts 

anderes vereinbart war. 

Entscheidimg des Gewerbegerichtes Mähr. Schönberg vom 25. Februar 1904, 

Gr. I, 18/4. 

Der Fabriksarbeiter A. nahm sich vom Dienstgeber einen Vor- 
schuß von 7 Kronen und versprach baldige Bezahlung. Als A. in der 
nächsten Woche eine große Unlust zur Arbeit zeigte, wurde ihm bei 
der nächsten Auszahlung der ganze Vorschuß abgezogen und nur 2 K 
ausgezahlt. A. verlangte im Klage wege die Bezahlung von 7 K. weil 
er sie zum Lebensunterhalt brauche, sonach nicht auf einmal den 
Vorschuß abzahlen könne. Er habe den Vorschuß deshalb nehmen 
müssen, weil er zwei Wochen zuvor mangelhaft beschäftigt vsrurde, 
daher einen Ausfall beim Akkordlohn erlitten habe. 

Das Klagebegehren wurde abgewiesen. Mangels einer Ver- 
einbarung über die Rückzahlung war der Arbeitgeber berechtigt, die 
Rückzahlung des ganzen Vorschusses auf einmal zu verlangen. 

Nr. 832. 

Ein Seidenwarenfabrilcanty der eine Reparaturenwericstätte für 
Schlosserarbeiten hält, kann nicht einen Lehrling für Schlosser- 
arbeiten aufnehmen (§§ 37 und 98 Gew. 0.). Der Lehrvertrag Ist 
ungültig und der Gewerbeinhaber dem angeblichen Lehrlinge wegen 
Irreführung ersatzpflichtig. 

Entscheidimg des'Gewerbegerichtes Mähr. Schönberg vom 11. 'Jänner 1904, 

Gr. 1,1/4. 

Am 3. Februar 1902 wurde K. P. in der Seidenwarenfabrik des 
H. Seh., und zwar in die Schlossereiwerkstätteder Fabrik als Schlosser- 
lehrling aufgenommen. Bei der Aufnahme wurde vereinbart, daß K. P. 
eine dreijährige Lehrzeit durchmachen und zur teilweisen Bestreitung 
seines Unterhaltes im ersten Halbjahre 2 K wöchentlich, in jedem 
folgenden Halbjahre um 1 K mehr als Wochenlohn beziehen solle. 

Diese Bedingungen wurden auch schriftlich aufgesetzt, der 
Lehrvertrag aber weder bei der Genossenschaftsvorstehung noch bei 
der Gemeindebehörde angemeldet. Dem K. P. wurde in sein Arbeitsbuch 
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eingetragen, daß er Schlosserlehrling sei und es wurde ihm ein Exemplar 
der Fabriksordnung, wonach die Kündigung ausgeschlossen ist, ein- 
gehändigt. Am 5. Jänner 1904 wurde K. P. entlassen, weil er sich 
geweigert hatte, den Kessel zu putzen, für welche Arbeit er früher 
von Fall zu Fall mit je 3 K entlohnt worden war. 

K. P. klagte nun den Fabrikanten H. Seh. auf Einhaltung des 
Lehrvertrages, eventuell, falls dies nicht möglich wäre, auf Zahlung 
einer Entschädigung von 200 K. 

Der Bektagle H. Seh. wendete ein, daß er den Kläger als jugend- 
lichen Fabriksarbeiter, welcher in der Schlosserwerkstätte beschäftigt 
werden sollte, aufgenommen habe. In dieser Werkstätte werden von 
zwei Schlossergehilfen die für die Fabrik sich ergebenden Reparaturen 
hergestellt. Wenn auch der Kläger als Schlosserlehrling bezeichnet 
wurde, war er sich dessen bewußt, daß er nur Fabriksarbeiter sei, da 
er bei der Aufnahme ein Exemplar der Fabriksordnung übernahm, in 
welcher die Kündigung ausgeschlossen war. 

Im Sinne der zweiten Alternative des Klagebegehrens 
wurde der Beklagte zur Zahlung von 200 K an den Kläger 
verurteilt. 

Durch die Aussage des Zeugen J. T. ist erwiesen, daß der 
Kläger als Schlosserlehrling vom Beklagten aufgenommen wurde, 
daß eine dreijährige Lehrzeit und eine bestimmte Entlohnung fest- 
gesetzt worden ist. Der Beklagte ist aber Seidenwarenfabrikant und 
war daher rechtlich nicht befugt, einen Schlosserlehrling in die Lehre 
zu nehmen. Denn nach §^98 Gew. 0. dürfen Lehrlinge nur von 
solchen Gewerbeinhabern gehalten werden, welche selbst oder deren 
Stellvertreter die erforderlichen Fachkenntnisse besitzen, um den 
Lehrhng gewerblich auszubilden. Der Beklagte hatte diese Kenntnisse 
nicht und die in der Schlosserwerkstätte beschäftigten Schlosser- 
gehilfen sind gemäß § 55 Gew. 0. keine Stellvertreter des Gewerbe- 
inhabers. Solche müssen nämhch im Sinne des § 99, Abs. 5 Gew. 0. 
befähigt sein, Lehrhnge aufzunehmen und als Stellvertreter des 
Gewerbeinhabers können nur solche Personen, bei der Gewerbe- 
behörde angezeigt werden, welche bei Nachweisung einer mehrjährigen 
Verwendung .als Gehilfe gegenüber dem Vorsteher der Genossenschaft 
oder dem Gemeindevorsteher gemäß § 14 Gew. 0. zum selbständigen 
Antritte eines handwerksmäßigen Gewerbes für befähigt erklärt 
worden sind. 

Da gemäß §97 Gew. 0. nur jene Persojaen als Lehrlinge 
angesehen werden können, welche bei einem Gewerbeinhaber zur 
praktischen Erlernung eines Gewerbes in Verwendung traten, so hatte 
der Beklagte als Seidenweber gar nicht die rechtliche Fälligkeit zum 
Abschlüsse eines Lehrvertrages bezüglich des Schlossergewerbes und 
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kann die vom Kläger beim Beklagten zugebrachte Zeit nicht in die 
Lehrzeit als Schloss^rlehrling eingerechnet werden. 

Nach § 37 Gew. 0. ist zwar den Produktionsgewerbetreibenden 
das Recht eingeräumt, alle .zur vollkommenen Herstellung ihrer 
Erzeugnisse nötigen Arbeiten zu vereinigen und dazu auch Hilfs- 
arbeiter anderer Gewerbe zu halten, jedoch ist es ihnen nicht erlaubt, 
Lehrlinge anderer handwerksmäßiger Gewerbe zu halten, da eben der 
Lehrling bei ihnen unmöglich eine Ausbildung seines Gewerbes 
erlangen könnte. 

Es ist somit am 3. Februar 1902 ein göltiger Lehrvertrag 
zwischen Kläger und Beklagten überhaupt nicht zu stände gekommen. 

Der Umstand, daß dem Kläger ein Exemplar der Fabriksordnung 
eingehändigt wurde, ist ohne Belang, denn wenn die Parteien eine 
dreijährige Lehrzeit vereinbart haben, ist hiemit die widersprechende 
Bestimmung der Arbeitsordnung, daß die Kündigung ausgeschlossen 
ist, ohnedies zwischen den Parteien außer Geltung gesetzt, die Fabriks- 
ordnung bezieht sich aber weiters gar nicht auf Lehrlinge, und als 
solcher wurde der Kläger vom Beklagten ausdrücklich bezeichnet. 

Da der Kläger weiters einen geringeren Lohn bezog als die 
gewöhnlichen Fabriksarbeiter, ohne daß man seine Arbeit als minder- 
wertige bezeichnen kann, so hat der Kläger sich jedenfalls deshalb 
mit geringeren Bezügen begnügt, weil er später als Schlosscrgehülfe 
auf höheren Lohn rechnete. Der Kläger ist daher durch Eingehung 
des Lehrverlrages vom Beklagten irregeführt worden und ist letzterer 
gemäß § 1323 a. b. G. B. zur Genugtuung verpflichtet, abgesehen 
davon, daß die Verweigerung einer Arbeit, welche der Kläger frei- 
willig gegen besondere Vergütung hie und da verrichtet hatte, und 
welche nicht zu den Schlosserarbeiten gehört, eine beharrliche 
Pflichtenvernachlässigung gar nicht darstellt. 

Während der 100 Wochen, während welcher der Kläger beim 
Beklagten in der Schlosserei arbeitete, verdiente er sich 418 K. Als 
jugendlicher Fabriksarbeiter hätte er sich nach den Angaben des 
Beklagten 661 K 60 h verdient, also um 243 K 60 h mehr. Ware 
der Kläger bei einem Schlossermeister in die Lehre eingetreten, so 
hätte er sich nach einem Jahre bereits 13 K wöchentlich verdient, 
während er jetzt, wenn er sich zum Schlosser ausbilden willj entweder 
weitere 3 Jahre als Lehrling arbeiten oder ein Lehrgeld von sicherlich 
200 K erlegen muß. 

Es wurde daher der dem Kläger durch Abschluß eines Ver- 
trages mit einer unmöglichen Leistungsverbindlichkeit von Seite des 
Beklagten zugefügte Schaden gemäß § 273 Z. P. 0. im Sinne des 
Klagebegehrens mit 200 K angenommen. 
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Nr. 838. 

1. Der Lehrling, der den Lehrvertrag grundlos gebrochen hat, Ist 
zum Ersätze des dem Lehrherrn durch die vorzeitige Aufliisung des 

Lehrverhältnisses verursachten Schadens verpflichtet. 

2. Eine Ersatzpflicht trifft den gesetzlichen Vertreter (Vormund) des 
Lehrlings nicht, -wenn er den Lehrvertrag nicht als Mitkontrahent, 
sondern nur in Vertretung seines MUndels abschloD und wenn ihm 
ein Verschulden an der vorzeitigen Beendigung des Lehrverhältnisses 
nicht zur Last fällt. (§ 85 Gew. 0., § 1301, 1309 a. b. G. B.) 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Mährisch-Ostrau vom 26. Februar 1901, 

Gr.I, 123/1. 

Der Kläger, Schneider J. S., begehrt von den Beklagten, dem 
minderjährigen Lehrling S. K. und dessen Vormund J. B., wegen vor- 
zeitiger Auflösung des Lehrverhältnisses eine Entschädigung im Betrage 
von 49 K. 

Nach dem Vorbringen beider Teile trat der ^Minderjährige am 
15. Oktober 1900 als Schoeiderlehrling bei dem Kläger für die Zeil 
I von 3 Jahren in die Lehre. Nach dem schriftlich abgeschlossenen 

; Lehrvertrage übernahm der Vormund, welcher diesen Vertrag als 

i gesetzlicher Vertreter seines Mündels mit dem Kläger abschloß, die 

Verpflichtung zur Zahlung eines Lehrgeldes von 50 K jährlich und zur 
Bezahlung einer angemessenen Entschädigung für den Fall der vor- 
zeitigen grundlosen Auflösung des Lehrverhältnisses. 

Am 16. Jänner 1901 entwich der Lehrling, weil er von einem 
Gesellen geohrfeigt wurde, aus der Lehre und weigerte sich trotz ent- 
sprechenden Eingreifens des Vormundes das Lehrverhältnis fortzu- 
setzen, so daß sich der Kläger veranlaßt sah, dasselbe mit Zustimmung 
des Vormundes endgültig zu lösen. j^ 

Dem Klagebegehren vmrde hinsichtlich des minderjährigen 
Lehrlings stattgegeben, hinsichtlich des Vormundes vmrde es 
abgewiesen. 

Gründe: Da die in dem Lehrvertrage stipulierte Schadenersatz- 
pflicht an die Voraussetzung der grundlosen vorzeitigen Auflösung des 
Lehrverhältnisses geknüpft ist, isi zu untersuchen, ob dem Lehrling 
ein gesetzlicher Grund zum vorzeitigen Austritte zustand. 

Derselbe nahm die ihm durch den Gesellen zugefügte Miß- 
handlung zum Anlasse seines Austrittes ; nun bestimmt aber § 101 
P. 2 lit. b. der Gew. 0., daß das Lehrverhältnis vor Ablauf der 
bedungenen Dauer seitens des Lehrlings beziehungsweise seines 
gesetzlichen Vertreters aufgelöst werden kann, wenn der Lehrherr die 

XIV 
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ihm obliegenden Pflichten gröblich vernachlässigt, das Recht der 
väterlichen Zucht selber mißbraucht oder den Lehrling gegen Miß- 
handlungen von Seite der Arbeits- oder Hausgenossen zu schützen 
unterläßt; daß dies der Fall gev^esen wäre, wird beklagterseits nicht 
einmal behauptet und kann von einer Unterlassung der Schutzpflicht 
keine Rede sein, da die Mißhandlung durch den Gesellen in Abwesen- 
heit des Klägers erfolgte und letzterer von diesem Vorfalle erst nach- 
träglich, als der Lehrling bereits fort war, Kenntnis erhielt. 

Der vorzeitige Austritt stellt sich somit als ein grundloser dar 
und wenn sich der Lehrling in der Folge trotz Einwirkens seines Vor- 
mundes weigerte, zurückzukehren und das Lehrverhältnis fortzusetzen, 
so hat der Minderjährige selbst durch sein Vertrags- und pflicht- 
widriges Verhalten die vorzeitige Auflösung verschuldet; derselbe ist 
daher auch im Grunde der Bestimmung des § 85 Gew. 0. zum 
Ersätze des dem Lehrherm entstandenen Schadens verpflichtet, wes- 
halb er zur Bezahlung der eingeklagten Entschädigung, deren Höhe 
nicht bestritten erscheint, verurteilt wurde. 

Hingegen erscheint der gegen den Vormund geltend gemachte 
Entschädigungsanspruch nicht begründet. 

Denn, wenn auch der Vormund den Lehrvertrag abschloß, ohne 
zu erwähnen, ob er im eigenen Namen oder nur in Vertretung des 
Mündels handle, so erscheint doch die Annahme gerechtfertigt, daß 
er nur in gesetzlicher Vertretung seines Mündels krontrahierte, da er 
im eigenen Namen als Mitkontrahent nicht auftrat und auch keine 
Umstände vorliegen, aus welchen geschlossen werden könnte, daß er 
die Absicht und den Willen gehabt hätte, für das vertragsmäßige Ver- 
halten des Lehrlings Gewähr leisten und die Zahlungsverbindlichkeit 
persönlich auf sich nehmen zu wollen. 

Die Übernahme einer derartigen Haftpflicht ist aus diesem 
Grunde wohl in jenen Fällen, in welchen der Vater in gesetzlicher 
Vertretung seines minderjährigen Sohnes den Lehrvertrag abschließt, 
anzunehmen, sie kann aber bei den von dem Vormunde in Vertretung 
seines Mündels abgeschlossenen Lehrverträgen nicht ohne weiters 
vorausgesetzt werden. 

Die Haftpflicht des mitbeklagten Vormundes läßt sich aber auch 
nicht vom Standpunkte des § 1301 und 1309 a. b. G. B. ableiten, 
denn ihm fällt nicht eine schuldhafte Vernachlässigung der Aufsichts- 
pflicht oder ein Mitverschulden an derNichtzuhaltung des Lehrvertrages 
zur Last, er hat den unbefugten Austritt des Lehrlings weder genehmigt, 
noch dessen Rückkehr vereitelt, vielmehr war er bestrebt, ihn zur 
Erfüllung der ihm obliegenden Pflichten zurückzubringen. 

Mangels einer vertragsmäßigen Haftungsübernahme oder einer 
in einem Verschulden begründeten Haftimgspflicht, kann daher der 
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mitbelangte Vormund für den von dem Kläger wegen Kontraktbruches 
des Lehrlings geltend gemachten Schaden nicht verantwortlich 
gemacht werden, weshalb diesfalls mit der Abweisung des Klage - 
begehrens vorzugehen war. 

Nr. 834. 

Die Bestimmungen der Gewerbeordnung Über das gewerbliche 
Arbeitsverhältnis finden auch Anwendung, wenn der Arbeitgeber zu 
diesem Gewerbebetrieb nicht befähigt war. Die bloDe Besorgnis, 
dan der Hilfsarbeiter Geschäftsgeheimnisse verraten kttnnte, bildet 
noch keinen Entlassungsgrund. (§ 82, lit. e, Gew. 0.) 

Eatscheidung des Gewerbegerichtes Mährisch-Schönberg vom 17. No- 
vember 1903, Cr. 1,87/3. 

Der Schuhmachergehilfe A. arbeitete für die Schuhwarennieder- 
lage des B. indem er zu einem Akkordsatze Oberleder zurichtete und 
lieferte. 

A. nahm den ausgelemten Schüstergehilfen C. am 15. Oktober 
1 903 als Gehilfen auf. Es wurde verabredet, daß G. einstweilen auf 
Probe aufgenommen werde, er sollte täglich 1 K 20 h bekommen und 
bis er sich die nötige Fertigkeit auf der Nähmaschine aneigne, in 
Akkord arbeiten. Über die Kündigung wurde nichts gesprochen. Am 
15. November 1903 nahm G. im Hause des obgenannten Schuh- 
händlers B. eine Wohnung auf. A. verlangte von G, daß er von dort 
wieder wegziehe. Als dieser nicht Folge leistete, entließ er ihn. 

Der Arbeiter klagte auf Bezahlung der Bezüge während der 
14tägigen Eündigungszeit per 17 K 60 h. 

Der Beklagte A. wendete ein: 1. daß er selbst kein Meister sei, 
somit keine Gehilfen aufnehmen könne, ja nicht einmal das Schuh- 
machergewerbe betreibe, 2. daß kein definitives Dienstverhältnis 
bestand, da C. nur auf Probe aufgenommen wurde, 3. daß ihm das 
Übersiedeln des G. zu dem Besitzer der Schuhwarenniederlage ver- 
dächtig vorkomme, er würde mit ihm unauffällig viel verkehren und 
Geschäftsgeheimnisse verraten. 

Der Klage wurde stattgegeben. 

Gründe: Ad 1. Ob der Beklagte einen Gewerbeschein als 
Schuhmachermeister besitzt, ist für den Kläger gleichgültig. Der 
Beklagte ist ausgelemter Schuhmachergehilfe imd verfertigte Ober- 
lederteile, also Warenartikel, wie solche nur Schuhmacher verfertigen ; 
wenn er auch nur Teile eines Schuhes verfertigte, so ist er doch als 

XIV* 
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Gewerbetreibender im Sinne, des § 1, Gew. 0. anzusehen, denn er 
arbeitete selbständig^ wenn er auch nur für einen Kunden, den B., 
lieferte. Der Beklagte nahm den G. zur Verfertigung der Oberteile von 
Schuhen auf, also als Schuhmachergehilfen und ist daher gemäß §§ 3, 
4, lit. c, Gew. Ger. G. dieser berechtigt, den A. beim Gewerbegerichte 
zu belangen. 

Ad 2. Wenn auch der Kläger zur Probe aufgenommen wurde, 
so ist, falls nichts weiteres festgesetzt, die Kündigung nicht aus- 
geschlossen, insbesondere kann nach Ablauf eines ganzen Monats 
von einer Probezeit nicht gesprochen werden. Es gilt daher gemäß 
§ 77, Gew. 0. eine 14tägige Kündigungsfrist. 

Ad 3. Im § 82, Gew. 0. wird als Auflösungsgrund nur das Ver- 
raten eines Geschäftsgeheimnisses angeführt. Dieser Auflösungsgrund 
kann nicht auf die bloße Befürchtung, daß ein Geschäftsgeheimnis 
verraten werden könnte, ausgedehnt werden, der Beklagte kann dem 
Kläger den objektiv nicht anstößigen Verkehr mit B. verbieten. Wenn 
auch der Beklagte den Verkehr nur mit Mißtrauen sah, so ist der 
Kläger noch nicht des Vertrauens des Gewerbeinhabers unwürdig 
geworden. 

Da der Kläger grundlos vorzeitig entlassen wurde, konnte er 
gemäß § 84, Gew. 0. vom Beklagten die Zahlung des Lohnes für die 
Kündigungsfrist begehren. 

Nr. 836. 

Die bei Bauunternehmungen gegen AI(l(ordlohn aufgenommenen zum 
selbständigen Gewerbebetriebe nicht berechtigten PartiefUhrer. 
(AI(l(ordanten oder Subunternehmer) sind nur als Hilfsarbeiter im 
Gewerbe der Bauunternehmung anzusehen. Die von ihnen als Bevoll- 
mächtigten des Unternehmers aufgenommenen Arbeiter sind Arbeiter 
der Bauunternehmung selbst, sie haftet daher diesen Arbeitern 
sowohl fUr die Bezahlung des Lohnes, als auch fUr die vorzeitige 
Entlassung durch die PartiefUhrer. 

Urteil des Gewerbegerichtes Prag vom 26. Februar 1904, Cr. IV, 143/4 bis 

Gr. IV, 149/4. 

Die geklagte Bauunternehmung übernahm von der Eisenbahn- 
verwaltung die Herstellung eines zweiten Geleises auf einer Teilstrecke 
der Kaiser Franz Joseph-Bahn, welche sie in der Weise bewirkte, daß 
sie den Bau je einer Teilstrecke des Unterbaues an Personen, die zum 
selbständigen Gewerbebetriebe nicht berechtigt sind und die sich der 
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Arbeitsordnung der Bauunternehmung unterwerfen mußten, nämlich 
an Partieführer, Akkordanten, Subunternehmer, gegen Akkordlohn 
überließ. 

Diese Partieführer haben Arbeiter gegen Taglohn aufgenommen, 
nahmen ihnen die Arbeitsbücher ab, bestätigten den Empfang der- 
selben und übergaben dieselben an die Kanzlei der Bauunternehmung, 
welche die Arbeiter bei der Krankenkassa anmeldete und für die 
Arbeiter die ganzen Beträge in die Krankenkassa zahlte. 

Bei Aufnahme in die Arbeit wurde bezüglich der Kündigung 
keine Vereinbarung getroffen; als aber die Arbeiter bereits einige Tage 
in Arbeit waren, verlangten die Partieführer von ihnen, auch sie mögen 
sich der Arbeitsordnung unterwerfen, welche unter anderem die 
Bestimmung enthält, daß der Arbeiter zu jeder Zeit ohne Kündigung 
aus der Arbeit entlassen werden kann. 

Die Arbeiter verweigerten jedoch die Annahme dieser bei der 
Aufnahme nicht stipulierten Bedingung, worauf sie von den Partie- 
führem sofort aus der Arbeit entlassen wurden. 

Einigen derselben wurde auch der rückständige Lohn nicht 
ausbezahlt. 

Die Arbeiter belangten sodann den Bauunternehmer: 

1. auf Zalung des rückständigen Lohnes, 

2. auf Zalung des Lohnes für die gesetzliche Kündigungsfrist. 

Die beklagte Firma wendete den Mangel der passiven Klagelegi- 
timation ein, weil die Kläger nicht von ihr, sondern von Partieführern 
(oder Subunternehmern) aufgenommen und entlassen wurden und nur 
mit diesen im Arbeitsverhältnisse standen. 

Den Klagebegehren wurde stattgegeben: 

Gründe: Aus dem Umstände, daß der Partieführer (Akkordant 
oder Subunternehmer) das Gewerbe nicht selbständig betreibt und 
daß er sich der von der beklagten Firma ausgestellten und behörd- 
lich genehmigten Arbeitsordnung gefügt hat, muß gefolgert werden, 
daß er bei der beklagten Unternehmung in Ausübung ihres Gewerbes 
als zur selbständigen Herstellung des Unterbaues nicht berechtigter 
Hilfsarbeiter anzusehen ist. 

Wird nun erwogen, daß die Kläger tatsächlich im Gewerbe der 
belangten Firma in Arbeit aufgenommen wurden, dortselbst auch 
gearbeitet haben, ihre Arbeitsbücher in die Kanzlei der beklagten 
Firma übergeben wurden und daß die Firma selbst die Kläger bei der 
Krankenkassa angemeldet hat, so ergibt sich hieraus, und war nach 
der Überzeugung des Gerichtes in der Absicht des Unternehmers 
gelegen, daß den Partieführern (Akkordanten, Subunternehmer), 
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deren alleinige Arbeitskraft zur Ausführung der wenigstens einige 
Hunderte Arbeiter erheischenden großen Arbeit unmöglich hingereicht 
hat, die Aufnahme der erforderlichen Arbeiter nach Zahl und Eignung 
und auch die Vereinbarung der Arbeitsbedingungen mit demselben 
ganz überlassen sein sollte, was auch in der Tat geschehen ist. 
(§ 863 a. b. G. B.) 

Die Partieführer (Akkordanten, Suhuntemehmer) erscheinen 
daher im Verhältnisse zum Unternehmer und den aufgenommenen 
Arbeitern nur in der Eigenschaft von Bevollmächtigten der belangten 
Firma bei Ausübung ihres Gewerbes, woraus folgt, daß die Partie- 
führer u. s. w. die Kläger nicht im eigenen, sondern im Namen der 
Bektagten als deren Bevollmächtigte in Arbeit aufnehmen und aus 
derselben entlassen konnten und daß nur nur die belangte Firma 
gewerblicher Arbeitgeber der Kläger war (§ 1017 a. b. G. B.), weshalb 
sie diesen den rückständigen Lohn auszuzahlen hat. 

Da femer bei Aufnahme in die Arbeit rücksichtlich der Kündi- 
gungsfrist keine Vereinbarung getroffen vnirde, war den Klägern nach 
§ 77, Gew. 0. das Arbeitsverhätnis auf 14 Tage zu kündigen und da 
dies nicht geschehen ist, war den Klägern nach § 84, Gew. 0. der 
Lohn für diese Kündigungsfrist gegen die Beklagte zuzuerkennen. 

Nr. 886. 

Lohnan$prUche einer in ihren Hoffnungen auf Eingehen der Ehe 
getäuschten Frau, die dem Gewerbeinhaber in seinem Geschäfte 

behiiflich war.' 

Beschluß des Gewerbegerichtes Graz vom 13. April 1904, Cr. II. 17/4, be- 
stätigt mit Beschluß des Landesgerichtes Graz vom 26. April 1904, R. I. 2/4. 

Die Klage einer Verkäuferin auf Zahlung eines Lohnes von 60 K 
wurde wegen Unzuständigkeit des Gewerbegerichtes abgevdesen. 

Gründe: Klägerin sollte sich nach den übereinstimmenden An- 
gaben der Streitteile und wie dies auch von den vernommenen Zeugen 
Frau E. P. und Fräulein L. P. bestätigt wurde, mit dem Beklagten 
verehelichen. Es hatte bereits das kirchliche Aufgebot stattgefunden. 
Die Trauung war für 13. September 1903 in Aussicht genommen. 
Infolge der Einsprache einer anderen Frau unterblieb die Trauung. 

Die Klägerin zog hierauf am 25. September 1903 zu dem Be- 
klagten und verblieb bei ihm bis 11. November 1903. Sie hat in dieser 
Zeit dem Beklagten auch in seinem Kaufmannsgeschäfte ausgeholfen. 
Von der Aufnahme als Verkäuferin war keine Rede. Ebensowenig von 
der Zusage einer Entlohnung. 
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Der Beklagte wollte nicht früher heiraten, ehe er nicht wußte, 
wie sein Geschäft gehen werde. Die Klägerin habe sich mehreren 
Personen gegenüber dahin ausgesprochen, wie sie es machen werde, 
wenn sie einmal verheiratet sein werde, nämlich daß sie dann der 
einen dies, der anderen jenes aus dem Geschäfte werden zukommen 
lassen. Infolgedessen sei er zur Überzeugung gekommen, daß es für 
ihn besser sei, die Ehe mit der Klägerin nicht einzugehen, deshalb 
habe er die Beziehungen zur Klägerin gelöst. 

Klägerin habe ihm wegen ihrer Unkenntnis der kaufmännischen 
Agenden im Geschäfte eigentlich gar nichts geleistet, nur Düten 
gemacht und ähnliche kleine Arbeiten verrichtet. Die Geschäfte einer 
Verkäuferin habe sie nicht besorgt. 

Klägerin sei auch zweimal weg nach P. gefahren, wozu er ihr je 
10 fl. gegeben habe. Klägerin sei auch nicht als gewerbliche Be- 
dienstete angemeldet worden. 

Nachdem aus dem Angeführten sich ergibt, daß von einem 
gewerblichen Lohnverhältnisse keine Rede sein kann, ist das Ge- 
werbegericht zur Austragung dieser Streitsache nicht zuständig, 
weshalb die Unzuständigkeit ausgesprochen werden mußte. 

Das Landesgericht hat den erstrichterlichen Beschluß be- 
stätigt. 

Gründe der II. Instanz: 

Die von den beiden Streilteilen beantragten und eidlich ver- 
nommenen Zeugen E. P. und L. P. haben die klägerische Behauptimg, 
daß der Beklagte die Klägerin als Verkäuferin für sein Kaufmanns- 
geschäft am 15. September aufgenommen und einen Monatslohn von 
24 K sowie freie Station für die Klägerin vereinbart habe und daß 
lediglich wegen der Kündigung keine Vereinbarung getroffen wurde, 
nicht bestätigt, wohl aber ihrer Überzeugung Ausdruck gegeben, daß ein 
solches Lohnversprechen nicht erfolgt sein dürfte, weil der Beklagte 
die Klägerin heiraten, die Trauung schon am 13. September 1903 
stattfinden sollte, die Ehe aber unterblieb, weil eine andere Frauens- 
person Einsprache erhob. 

Auch die eigenen Angaben der Klägerin in ihrer gegen den 
Beklagten beim Bezirksgerichte G. auf Zahlung von 780 K ange- 
strengten Klage G. V. 114/4 stellen es außer Zweifel, daß zwischen 
der Klägerin imd dem Beklagten ein auf Heirat abzielendes Verhältnis 
bestand, die Klägerin am 14. September 1903 zum Kläger zog und 
danach auch in dessen Geschäfte tätig war, die drei Aufgebote der 
Ehe erfolgten, die Trauung aber unterblieb, weil Beklagter schließlich 
von derselben nichts mehr wissen wollte. 
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Die bloße Betätigung der Klägerin in dem handelsgewerblichen 
Unternehmen des Beklagten begründet mangels einer diesem Ver- 
hältm'sse. vorausgegangenen Übereinkunft zwischen dem Beklagten als 
Gewerbetreibenden und der Klägerin als aufzunehmender Hilfsarbeiterin 
(§ 72 Gew. 0., § 861 und 869 a. b. G. B.) kein gewerbliches Dienst- 
verhältnis und der auf diese Betätigung der Klägerin gestützte Anspruch 
auf Zahlung von 135 K ist darum auch kein gewerblicher Lohn- 
anspruch einer Hilfsarbeiterin gegen den gewerblichen Unternehmer 
im Sinne der § 1 und 4, lit a. Gew. Ger. G., es könnte dieser An- 
spruch nur. im Hinblick auf die §§ 45 und 46, 1293 und folgende 
a. b, G. B. erwogen werden. 

Demnach ist aber auch nicht das Gewerbegericht zur Ent- 
scheidung zuständig, vielmehr mit Rücksicht auf die Höhe des An- 
spruches nach den § 49, Z. 1, 65 und 66 Jur. Norm, das Bezirks- 
gericht zur Verhandlung und Entscheidung berufen. 

Gemäß § 23 Gew. Ges. und § 41 Jur. Norm, und folgende hat 
das Gewerbegericht mit Recht seine Unzuständigkeit ausgesprochen. 

Nr. 887. 

Ein Volontär, dem der Gewerbeinhaber, ohne eine Verpflichtung zu 

Übernehmen, freiwillig eine Remuneration für die geleisteten Arbeiten 

bezahlt, erlangt dadurch noch nicht ein Recht auf Vergütung, er kann 

daher auch keine KUndigungsentschädigung beanspruchen. 

Urteil des Gewerbegerichtes Graz am 9. Juni 1901», Gr. II, 28/4. 

Kläger war im Juli 1903 beim Beklagten als Volontär ohne Ent- 
lohnung eingetreten, wurde aber seit Jänner 1904 vom Beklagten frei- 
willig mit 40 K monatlich honoriert. Am 3. Juni 1904 hat Kläger 
selbst die Arbeit verlassen, weil Beklagter eine fernere Lohnzahlung 
verweigerte. 

Kläger begehrt die Entschädigung für die sechswöchentliche 
gesetzliche Kündigungsfrist. 

Das Klagebegehpen wurde abgewiesen. 

Gründe: Aus den im wesentlichen übereinstimmenden An- 
gaben beider Teile in Verbindung mit der eidlichen Aussage des 
Zeugen P. G. war als erwiesen anzunehmen, daß der Kläger vom 
Beklagten am 22. Juli v. J. als Volontär ohne Gehalt aufgenommen 
worden ist und im Geschäfte des Beklagten mehrere Monate ohne 
Entlohnung verwendet wurde, daß sich dann infolge wiederholten 
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Ersuchens des P. G. Beklagter Ende Jänner d. J. herbeiließ, dem 
Kläger für seine Dienstleistungen eine Entschädigung von 20 fl. = 
40 K zu bezahlen und diese Zahlung auch bis Ende April d. J. 
monatlich fortsetzte. 

Mit Rücksicht auf diesen Sachverhalt wurde aber weiters atis 
der Behauptung des Beklagten als glaubwürdig und daher als erwiesen 
angenommen, Beklagter habe dem Kläger schon Ende April d. J. 
erklärt, daß er von nun an mit Rücksicht auf den schlechten Geschäfts- 
gang keine Zahlung mehr leisten könne und daß es ihm daher frei- 
stehe, entweder sich einen andern Posten zu suchen oder dem 
Beklagten weiterhin nur unentgeltliche Dienste zu leisten. 

Diese mit den Angaben des Klägers .im Widerspruche stehende 
Behauptung des Beklagten erschien aber um so glaubwürdiger, als 
Kläger nach seiner Angabe und nach der Aussage des Zeugen G. 
hauptsächlich nur deshalb nach Graz gekommen ist, um sich in der 
deutschen Sprache auszubilden und einen Handelskurs zu besuchen 
und weil auch die Dienstleistungen des Klägers nicht jene eines 
entsprechend honorierten Kommis waren und derselbe beim Handels- 
gremium auch nur als Volontär und nicht als definitiv aufge^ 
nommener Kommis angemeldet war. 

Insbesondere geht auch aus der eidlichen Aussage des Zeugen 
G. hervor, daß Beklagter dem Kläger nicht einen fixen Gehalt, sondern 
nur eine freiwillige Remuneration zu zahlen versprochen hat, die er 
auch tatsächlich vom 1 . Jänner 1904 an, und zwar trotz seiner ablehnen- 
den Äußerung vom 30. April 1904, auch für den Monat Mai 1904 am 
3. Juni 1904 mit je 40 K bezahlt hat. 

Nachdem daher von einer definitiven Aufnahme des Klägers 
beim Beklagten als Handlungsgehilfe unter diesen Umständen nicht 
die Rede sein kann und auch eine Entlassung des Klägers durch den 
Geklagten aus diesem provisorischen Dienstverhältnisse nicht erfolgt 
ist, sondern der Kläger vielmehr selbst den Dienst verlassen hat, 
erscheint der Kläger auch nicht berechtigt, einen Entschädigungs- 
anspruch für die gesetzliche sechswöchentliche Kündigungsfrist im 
Sinne des § 84 Gew. 0. und Art. 61 H. G. B. zu verlangen und war 
deshalb sein diesfälliges Klagebegehren als unbegründet abzuweisen. 

Nr. 838. 

Ein mit dem Aussetzen der Arbeit fUr einen halben Tag behufs 

Reinigung der Wericstätte nicht einverstandener Hilfsarbeiter ist 

nicht verpflichtet, diese Arbeitszeit in Überstunden nachzutragen 

und hat Lohnanspruch für die Zeit der ausgesetzten Arbeit. 
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Grobe Ehrenbeleidigung durch Beschimpfung. (§ 82 a, lit. b Gew. 0.) 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Mährisch-Ostrau vom 17. Februar 1902, 

Cr. I, 97/2. 

Der Kläger (Schneidergehilfe) begehrt Bezahlung eines Lohn- 
restes und Ersatz für die litägige Kündigungsfrist, da er vom 
Beklagten mit den Worten „Falott und verfluchter Tepp* beschimpft, 
zum sofortigen* Austritt berechtigt erschien. 

Der Beklagte gibt unter anderem an, dem Kläger bei der letzten 
Auszahlung 1 K vom Wochenlohne abgezogen zu haben, v^eil letzterer 
an einem Nachmittage nicht arbeitete, da wegen vorzunehmender 
Reinigung der Werkstätte mit der Arbeit, wenn auch gegen den aus- 
gesprochenen Willen des Klägers, ausgesetzt wurde und letzterer 
jene Arbeitszeit in Überstunden nachzutragen sich weigerte. 

Die Beschimpfung stellt der Beklagte in Abrede. 

Der Klage wurde stattgegeben. 

Gründe: Was die für die Kündigungsfrist angesprochene Ent- 
schädigung anlangt, so wurde auf Grund der beeideten Aussagen 
zweier Zeugen als erwiesen angenommen, daß der Beklagte den 
Kläger bei der Auszahlung am 16. Februar 1902 ohne Grund zweimal 
nach einander in obiger Weise beschimpfte, welche Beschimpfung das 
Gericht als eine grobe Ehrenbeleidigung im Sinne des § 82 a, lit. b 
Gew. 0. ansah, so daß der Kläger zur vorzeitigen Auflösung des 
Arbeitsverhältnisses berechtigt war, und der Entschädigungsanspruch 
gemäß § 84 Gew. 0. begründet erscheint. 

Den dem Kläger für einen halben Tag gemachten Lohnabzug 
erachtete das Gericht im Grunde der Bestimmung des § 1155 a. b. 
G. B. als unzulässig, da wegen der in der Werkstätte vorzunehmenden 
einfachen Reinigungsarbeiten, die ohne besondere Schwierigkeit auch 
-außerhalb der Arbeitszeit erfolgen konnten, der Hilfsarbeiter zum 
Aussetzen der Arbeit gegen seinen Willen nicht verhalten werden 
kann und der arbeitswillige Kläger in seinem Verdienste nur durch 
eine vom Beklagten zur Unzeit getroffene Verfügung, sohin durch von 
ihm verursachten Zeitverlust verkürzt worden ist; der Kläger erschien 
natürlich auch nicht verpflichtet, den ohne sein Verschulden entstandenen 
Ausfall an Arbeit in Überstunden nachzutragen, zumal die tägliche 
Arbeitszeit durch die im Gewerbebetriebe des Beklagten übliche 
Arbeitsdauer fixiert war und dieselbe durch eine vnllkürliche einseitige 
Verfügung des Beklagten, sei es auch nur zeitweilig, ohne Zustim- 
mung des Arbeiters nicht erweitert werden kann. 
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Nr. 839. 

Ist das Aussetzen der Arbeit (Einlegen von Feierschichten) zwischen 
dem Arbeitgeber und dem Akicordarbeiter vereinbart, so kann der 
Arbeitnehmer für die in die Kündigungsfrist fallenden Tage, an 
welchen mit der Arbeit vereinbarungsgemäl) ausgesetzt wurde, keine 
Lohnentschädigung begehren. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Mährisc-h-Ostrau vom 12. Dezember 1901, 

Cr. 1, 1016/1. 

Der nach Stück entlohnte Eisengießer begehrt von der beklagten 
Firma die Bezahlung eines Betrages von 15 K für drei Arbeitstage, 
weil die Frist der dem Kläger am 26. November 1901 nach der Arbeits- 
ordnung erklärten Kündigung erst am 10. Dezember 1901 zu enden 
hatte, er jedoch bereits am 9. Dezember 1901 entlassen und überdies 
am 2. und 3. Dezember wiegen Arbeilsmangels nicht beschäftigt 
wurde. 

Dem Kläger wurde als Entschädigung für einen Tag der Betrag 
von 4 K 48 h als erwiesener Durchschnittslohn zuerkannt, sein 
weiterer Anspruch aber abgewiesen. 

Gründe: Die beklagte Firma anerkennt den klägerischen 
Anspruch hinsichtlich der für den 10. Dezember 1901 als den letzten 
Tag der Kündigungsfrist entfallenden Entschädigung, da die Kündi- 
gung erst im Laufe des 26. November 1901 erfolgte und sohin dieser 
Tag in die 14tägige Kündigungsfrist nicht miteinzurechnen war, 
weshalb dem Kläger für jenen Tag der erwiesene Durchnittslohn in 
der Höhe von 4 K 48 h zuerkannt wurde. 

In Betreff des weiteren Klageanspruches erscheint durch die 
übereinstimmenden Angaben beider Teile erwiesen, daß die beklagte 
Firma am 31. August eine auch in ihrer Arbeitsordnung vorgesehene 
Kundmachung des Inhaltes, daß wegen Arbeitsmangels die Arbeit 
bis auf vier Arbeitstage in der Woche reduziert werde und daß .es 
denjenigen Arbeitern, welche sich hiemit nicht einverstanden geben, 
frei steht, das Arbeitsverhältnis 14tägig zu kündigen, in den sämtlichen 
Fakbrikslokalitäten in beiden Landessprachen afßchieren und deren 
Inhalt überdies auch allen Arbeitern, darunter auch dem Kläger, 
mündlich mitteilen ließ. 

Da nun der Kläger von dem ihm zustehenden Rechte der 
14tägigen Kündigung nicht Gebrauch gemacht, sondern das Arbeits- 
verhältnis nach Kenntnisnahme von der in Aussicht gestellten Änderung 
der Vertragsmodalitäten fortgesetzt hat, so hat er hiemit in zweifei- 
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loser Weise zu erkennen gegeben, daß er die neuen Vertragsbedin- 
gungen akzeptiert und sich denselben unterworfen hat. 

Wenn sohin der Kläger sich mit der Reduktion der Arbeitszeit 
und der mit derselben verbundenen Lohnverminderung' durch still- 
schweigende Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses einverstanden 
erklärte, so steht ihm nur ein Recht auf Lohnzahlung für die faktischen 
Arbeitstage zu und kann er irgend eine Entschädigung für jene Zeit, 
während welcher mit der Arbeit vereinbarungsgemäß ausgesetzt wurde, 
nicht beanspruchen. 

Es war daher nur noch zu prüfen, ob während der Kündigungs- 
frist die vertragsmäßige Einschränkung der Arbeitstage und damit des 
Wochenlohnes verletzt wurde, was aber nicht zutrifft, da in der 
14tägigen Kündigungsfrist nur an zwei Tagen mit der Arbeit ausge- 
setzt wurde, während dieselbe vereinbarungsgemäß bis auf vier Tage 
in der Woche reduziert, somit wöchentlich zwei Feierschichten einge- 
legt werden konnten. 

Nr. 840. 

Wenn nach der Arbeitsordnung an den Feiertagen zu arbeiten ist, 

so icann der Arbeiter, der am Feiertag nicht arbeitet und auch nicht 

verlangt, zur Arbeit zugelassen zu werden, den auf den Feiertag 

entfallenden Teil des Wochenlohnes nicht beanspruchen. 

Urteil des Gewerbegerichtes Prag vom 23. März IQOi, Gr. I, 261/4. 

Dem in der Schokoladenfabrik der geklagten Firma gegen 
Wochenlohn im Betrage von 24 K, als Dragist aufgenommenen Kläger 
wurde an Lohn für sechs Wochen um je 4K weniger ausgezahlt, 
weil an den Feiertagen, nämlich am 15. August, 8. September, 
28. September und 8. Dezember 1903, ferner am 6. Jänner und 
2. Februar 1904 in der Fabrik nicht gearbeitet wurde, obzwar nach 
der Arbeitsordnung an Feiertagen gearbeitet werden sollte". 

Als Kläger am 14. August 1903, nämlich am Tage vor dem auf 
Samstag den 15. August fallenden ersten Feiertage an Wochenlohn 
um 4 K weniger erhielt und darüber seine Unzufriedenheit zu erkennen 
gab, verwies ihn der Fabriksdirektor auf die in der Fabrik herrschende. 
Gewohnheit, wonach niu* den Meistern kein Abzug für Feiertage 
gemacht wird. Kläger hat nichts erwidert, ist aber an Feiertagen 
nicht in die Fabrik gekommen. 

Der Vertreter der geklagten Firma wendet ein, daß zwar die 
Arbeiter an Feiertagen nicht in die Fabrik kommen, daß aber nach der 
Arbeitsordnung die sich meldenden Arbeiter auch an Feiertagen 
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beschäftigt werden müssen und könnten, da nach der Fabrikseinrich- 
tung auch ein einziger Arbeiter beschäftigt werden kann. 

Der Klageanspruch wurde abgewiesen: 

Gründe: Wenn der Lohn nach Wochen, nämlich in bestimmt 
festgesetzter Höhe für die „Woche" vereinbart wurde, so gebührt der 
Wochenlohn dem Arbeiter imverkürzt immer auch dann, falls nach 
den Vorschriften der Gewerbeordnung, nach Gewohnheit oder Vertrag 
nicht die ganze Woche hindurch gearbeitet wird. 

Soll jedoch — wie im vorliegenden Falle ausdrücklich bestimmt 
wurde — auch an Feiertagen „wie gewöhnlich* gearbeitet werden, 
dann ist in dem Wochenlohn auch der Teilbetrag für die an Feier- 
Etagen zu verrichtende Arbeiten enthalten. 

Im vorliegenden Fall ist der Lohnabzug für die Feiertage 
gerechtfertigt, weil Kläger, obzwar er sich nach der Arbeitsordnung 
auch an Feierlagen um Arbeit melden konnte, an diesen Tagen 
niemals Arbeit verlangte, ihm daher mit Rücksicht auf die nach 
Wochenzeit einschließlich der Feiertage festgesetzte Lohnhöhe, nicht 
der volle Wochenlohn, sondern nur nach Abzug des für Feiertage 
entfallenden Betrages gebührt. (§ 1155 a. b. G. B.) 

Der Umstand, daß Kläger zur Arbeit nicht verhalten wurde, ist 
für die Lösung dieser Frage unentscheidend und einzig und allein 
maßgebend, daß Kläger auf keine Weise kundgab; zu arbeiten bereit 
zu sein und daß er an Feiertagen niemals in der Fabrik war oder 
daselbst vergebens erschienen ist. 

841. 

Wurde einem bei der Beziricsicranicenicasse ordnungsgemäl) ver- 
sicherten Arbeiter von dem Unternehmer irrtümlich ein höherer 
Beitrag abgezogen, als an die Krankenkasse abzuführen war, so 
kann er nicht die Aufzahlung auf ein höheres Krankengeld begehren, 
sondern nur die Rückerstattung des Mehrabzuges beanspruchen. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Mährisch-Ostrau vom 21. Februar 1902, 

Cr. 106/2. 

Dem bei der beklagten Gesellschaft als Fabriksarbeiter gegen 
einen Taglohn von 2 K 20 h beschäftigt gewesenen Kläger wurde 
seitens der Betriebsunternehmung durch längere Zeit hindurch infolge 
eines Irrtumes ein Betrag von 40 h statt 24 h wöchentlich als Beitrag 
zur Krankenkasse abgezogen und ihm am 1. Februar 1902 der Mehr- 
abzug von 7 K 96 h rückvergütet. 

Kläger war in der letzteren Zeit wiederholt krank und erhielt 
von der Bezirkskrankenkasse für 106 Krankheitstage an Krankengeld 
täglich 1 K 20 h ausbezahlt. 
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In der am 19. Februar angebrachten Klage behauptet nun der- 
selbe, daß ihm bei einem Erankenkassabeitrage in der Höhe des 
Abzuges von 40 h pro Woche ein Krankengeld von 2 K gebührt hätte. 
Er verlangt Ersatz dieser Differenz von 1 K 20 h auf 2 K täglich durch 
106 Tage abzüglich des erhaltenen Mehrabzuges von 7 K 96 h im 
Beirage von 76 K 84 h. 

Die Klage wurde abgewiesen. 

Gründe: Aus den Beweisfeststellungen ergibt sich, daß Kläger 
bei der Bezirkskrankenkassa ordnungsgemäß versichert und mit seinem 
vollen Lohne angemeldet war; anderseits steht auch fest, daß der 
beklagterseits infolge eines Irrtums erfolgte Mehrabzug an Kranken- 
kassabeitrag auf die Höhe des Krankengeldes überhaupt einen Einfluß * 
nicht zu üben vermochte, da nach den Statuten der hierortigen 
Bezirkskrankenkassa und dem Erlasse der k. k. mährischen Statt- 
halterei vom 17. Februar 1900 der ortsübliche Taglohn für Fabriks- 
arbeiter mit 2 K festgesetzt erscheint, Kläger demgemäß eingereiht 
war und von diesem Lohne auch der Krankenkassabeitrag bemessen 
und eingehoben wurde ; dementsprechend wurde demselben auch für 
die Dauer seiner Erwerbsunfähigkeit das Krankengeld mit 60 Prozent 
des für die genannte Arbeiterkategorie entfallenden ortsüblichen Tag- 
lohnes, d. i. mit 1 K 20 h bemessen. 

Dem Kläger stand daher, insolange er nicht einer höheren 
Arbeiterkategorie angehörte, ein Anspruch auf ein höheres Kranken- 
geld keinesfalls zu, so daß der irrtümliche Mehrabzug an Kranken- 
kassabeitrag allein einen Anspruch auf ein höheres Krankengeld nicht 
zu begründen vermag. 

Da sohin die beklagte Seite ihrer gesetzmäßigen Verpflichtung 
zur Versicherung des Klägers ordnimgsgemäß entsprach und überdies 
auch den irrtümlich erfolgten Mehrabzug, dessen Rückstellung Kläger 
nach § 1431 a. b. G. B. zu fordern berechtigt erschien, demselben 
noch vor der Klageanbringung auszahlte, mußte der Klageanspruch 
als jeder rechtlichen Grundlage entbehrend abgewiesen werden. 

Nr. 842. 

Stillschweigend vereinbarte Änderung der ursprünglich verabredeten 
Arbeitsleistung. (§ 863 a. b. G. B., § 82 a, liL d Gew. 0.) 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Mährisch-Ostrau vom 3. Jänner 1902, 

Cr. I, 5/2. 

Das auf Entschädigung für die Kündigungsfrist gerichtete Klage - 
begehren einer Büglerin wurde abgewiesen. 

Gründe: Es ist unzweifelhaft, daß die Gattung der Arbeit eine 
wesentliche Vertragsbestimmung bildet, deren Verletzung den Hilfs- 
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arbeiter gemäß § 82 a, lit. d Gew. 0. zum sofortigen Austritte 
berechtigt. 

Die Klägerin war zwar als Büglerin aufgenommen und wäre als 
solche nicht verpflichtet gewesen, auch die Wascharbeiten zu besorgen ; 
da sie dies aber durch ihre ganze Dienstzeit ohne Vorbehalt und ohne 
irgend eine Einwendung tat, hat sie sich stillschweigend auch mit 
der Übernahme dieser Arbeit einverstanden erklärt (§ 863 a. b. G. B.), 
so daß die ursprünglich vereinbarte Art der Beschäftigung eine 
Erweiterung erfahren hat. 

Indem die Klägerin am 2. Jänner 1. J. ausdrücklich erklärte, 
die Wascharbeiten nicht weiter versehen zu wollen, hat sie dadurch 
einen Teil der ihr obliegenden Arbeiten unbefugt verweigert, welcher 
Umstand die Beklagte nach § 82, lit. f Gew. 0. zur sofortigen Ent- 
lassung der Klägerin berechtigte. 

Nr. 843. 

Ein als Fabriksknecht aufgenommener Arbeiter, der einige Zeit als 
Kutscher verwendet wurde, hat kein Recht, nur als solcher ver- 
wendet zu werden. Er kann insbesondere die ihm Übertragene Arbeit 
des Holzabiadens nicht verweigern. (§ 82 a, lit. d Gew. 0.) 

Entscheidung des GrewerbegerichtesMährisch-Schönberg vom 11. Februar 1904, 

Cr. I, 14/4. 

F. B. war seit einigen Monaten in der Spulenfabrik A. G. in 
Arbeit und wurde zur Wartung der Pferde und Herbeiführen von Holz 
verwendet. F. B. erkrankte, kam, ohne hievon den Dienstgeber 
benachrichtigt zu haben, nach zwei Tagen wieder und da dieser nicht 
anwesend war, fuhr F. B. ohneweiters wieder um Holz. Hierüber 
aufgebracht, schickte der Dienstgeber einen Arbeiter dem F. B. nach 
und ließ ihm sagen, er solle die Pferde sofort einem bezeichneten 
Arbeiter übergehen, er werde von nun an bei demselben Lohne bloß 
zum Auf- und Abladen des Holzes verwendet werden. 

F. B. verlangt, daß ihn A. G. durch die Kündigungsfrist in 
gleicher Weise wie bisher beschäftige, und da dies verweigert wurde, 
verlangt er die Bezahlung des Lohnes für die Kündigungsfrist. 

Die Klage wurde abgewiesen. 

Gründe: Der Kläger vsrurde nicht ausdrücklich als Kutscher 
oder Pferdeknecht, sondern als Knecht in die Fabrik aufgenommen; 
wenn er auch stets bei den Pferden verwendet wurde, so erlangte 
er noch kein Recht, stets mit dieser Arbeit betraut zu werden; er 
war verpflichtet, sich zu allen Arbeiten, welche mit seiner Dienst- 
eigenschaft zu vereinbaren sind, verwenden zu lassen. Als Knecht 
muß er alle groben Arbeiten verrichten, daher auch das Holz auf- und 
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abladeja. Verweigerte er diese Arbeit, so hat zwar der Beklagte einen 
Grun/l zur sofortigen Auflösung des Arbeitsvertrages (§ 82, lit. f 
Gew. 0.), nicht aber der Kläger. 

Tir. SU. 

Ein Kutscher hat keinen Grund zum Austreten, wenn er während 
der Kündigungsfrist nur zu Diensten im Stalle verwendet wird. 

(§ 82 a, lit. d, Gew. 0.) . 
Der nicht professionelle gewerbliche Hilfsarbeiter kann, insofern 
nicht die Verrichtung einer bestimmten Arbeit vereinbart wurde, 
zu allen seiner Dienstesbestimmung entsprechenden Arbeiten ver- 
wendet werden. 

Entscheidung des Gewerbegerichtes Mähiisch-Ostrau vom 24. Februar 1903, 

Gr. II, 84/3. 

Dem bei dem Beklagten (Fuhrwerker) als Kutscher während 
einiger Wochen bediensteten Kläger wurde infolge wiederholter 
Beschwerden der Fahrgäste wegen ungebührenden Benehmens 
gekündigt und es wurden ihm während der gesetzlichen Kündigungs- 
frist bei gleichen Bezügen die Arbeiten im Stalle zugewiesen. 

Der Kläger verweigerte die Verrichtung derselben, verließ die 
Arbeit und begehrt Ersatz für die Kündigungsfrist. 

Die Klage wurde abgewiesen. 

Gründe: Der Kläger stützt seinen Anspruch auf § 82 a, lit. d 
Gew. 0. mit der Behauptung, daß durch die Zuweisung der Stall- 
dienste eine Verletzung wesentlicher Bestimmungen des Dienstvertrages 
seitens des Beklagten stattgefunden hat. 

Allerdings bildet die Art der Arbeit ein wesentliches Moment 
des Lohnvertrages; es darf jedoch nicht übersehen werden, daß der 
als Kutscher aufgenommene Kläger im vorliegenden Falle nebst der 
Leitung des Fuhrwerkes auch die Stalldienste nebenbei zu verrichten 
hatte ; nach Ansicht des Gerichtes vermag daher die ausschließliche 
Zuweisung von Arbeiten letzterer Kategorie allein während der Dauer 
der Kündigungsfrist eine einseitige wesentliche Änderung der Ver- 
tragsbestimmungen um so weniger zu involvieren, als die ausschließliche 
Verrichtung einer bestimmten Arbeit nicht vereinbart war, der dem 
Kläger während der Kündigungsfrist zugewiesene Dienst mit dem 
früheren ein analoger und im Zusammenhange stehender ist, die 
Bezüge die gleichen blieben und auf die Verwendung in einer 
bestimmten, der Profession entsprechenden Arbeitskategorie nur der 
professionelle gewerbliche Hilfsarbeiter Anspruch erheben kann. 

Da demnach der Kläger selbst ohne gesetzlichen Grund das 
Arbeitsverhältnis vorzeitig' gelöst hat, ist er nach § 84 Gew. 0. nicht 
berechtigt, Entschädigung für die Kündigungsfrist zu begehren. 
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